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Editorial 


50 Jahre danach - Erinnerungen an die Zukunft? 


* 


Das Jahr 1983 markiert nicht nur den (makabren) Jahrestag der Machtergreifung durch den 
Nationalsozialismus, der von der »Gemeinschaft aller Demokraten« in der Bundesrepublik 
weidlich dazu benutzt wurde, vor den Gefahren des Totalitarismus von rechts und links zu 
warnen. Den Faschismus in Deutschland als ein quasi anti-demokratisches, anti-bürgerli- 
ches totalitaristisches Regime abzuhaken und damit auch die historische Kontinuität der 
- bürgerlichen Gesellschaft in Deutschland abzublocken, gehörte zum Standardrepertoire 
der »Festreden« in der Bundesrepublik. Dies muß zwar angesichts der Formen der Vergan- 
genheitsbewältigung bzw. -verdrängung in der Bundesrepublik nicht erstaunen. Angesichts 
der sich aufdrängenden Parallelitäten der aktuellen politischen und ökonomischen Pro- 
blemlagen (national wie international) zur historischen Entwicklung der 30er Jahre ist es 
aber umso dringender geboten, die Zusammenhänge zwischen ökonomischer Krise und 
politischer Restrukturierung zu analysieren und zu vergleichen, um historische Fehlschlüs- 
se nach links (Revolütionserwartung) wie nach rechts (Faschismusdrohung) zu vermeiden, 
ohne die aktuellen Gefahren zu verkennen. 

Wie in den 30er Jahren geht auch heute die Weltwirtschaftskrise international mit einer: 
Stärkung der konservativen Kräfte und der politischen Favorisierung von reaktionären 
Krisenlösungen einher. Dennoch: Die Unterschiede dürfen nicht verwischt werden. In kei- 
nem der entwickelten kapitalistischen Länder steht eine »faschistische Machtergreifung« 
auf der Tagesordnung. Und eine solche steht immer auch für die politische Zerschlagung 
von demokratischen und sozialistischen Organisationen mithilfe einer faschistischen Mas- 
senbewegung. Auch auf ökonomischem Feld sind die Unterschiede unübersehbar. Zwar ist 
die Weltwirtschaftskrise der 70er/80er Jahre in ihrem Ausmaß durchaus mit der in den 
30er Jahren vergleichbar: Nach einer langen Phase der ökonomischen Prosperität setzte 
Mitte der 70er Jahre ein weltweiter Prozeß der ökonomischen Restrukturierung ein, der 
auch politische Anpassungsbewegungen nach sich zog. Und dieser Prozeß ist noch keines- 
wegs abgeschlossen. Die historischen Bedingungen dieser Weltwirtschaftskrise sind aber 
nicht nur auf politischem Gebiet andere als in den 30er Jahren: So ist dem Zusammenbruch 
des Weltwährungssystems von Bretton Woods bislang weder eine allgemeine Kreditkrise 
noch eine Desintegration des Weltmarktes von größerem Ausmaß gefolgt. Allerdings: Wie 
labil und anfällig gerade die Mechanismen des heutigen internationalen Geld- und Kreditsy- 
.stems sind, die vorerst noch die ökonomischen Folgen der Restrukturierungen via Auswei- 
tung der Kreditverhältnisse vermitteln konnten, wird in dem Aufsatz von Elmar Altvater 
herausgearbeitet. Am Beispiel Brasiliens werden von ihm der »Teufelskreis« der Auslands- 
verschuldung der Entwicklungsländer herausgearbeitet und dabei die drohenden Auswir- 
kungen auf die Kreditbeziehungen auf dem Weltmarkt hervorgehoben: nämlich als Auslö- 
ser einer allgemeinen Geld- und Kreditkrise - mit unübersehbaren Folgen für den Welt- 
markt überhaupt. 

Daß durch diesen weltweiten Prozeß auch die Widersprüche in den bürokratisch-autoritä- 
ren Herrschaftssystemen von Ländern der Dritten Welt sich zuspitzen können, wird in 
dem Aufsatz von Guillermo O’Donnell am Beispiel von Ländern Lateinamerikas betont. 
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Von diesen Erfahrungen ausgehend entwickelt O’Donnell einen eigenständigen Beitrag 
zur marxistischen Staatsdiskussion, der die Klärung des Unterschieds zwischen faschisti- 
schem und autoritärem Staat voranbringen dürfte. 

In den entwickelten kapitalistischen Ländern, zum Beispiel in der Bundesrepublik, dürfte 
der Faschismus deshalb richt auf der Tagesordnung stehen, weil auch jenseits der ökonomi- 
schen Krise die historischen Konstellationen sich nicht einfach wiederholen und wesentli- 
che politische Bedingungen nicht vorhanden sind: Dabei ist nicht nur die Nicht-Existenz 
einer revolutionären Arbeiterbewegung und die verfestigte Integration des Reformismus 
im politischen System hervorzuheben. Ein wesentliches Ergebnis der neueren kritisch- 
marxistischen historischen Forschung ist ja gerade die Erkenntnis, daß der Sieg der faschi- 
stischen Bewegung nicht nur auf die Blockierung einer bürgerlich-politischen Krisenlösung 
durch die Arbeiterbewegung und deren Organisationen zurückzuführen ist, sondern noch 
bedeutungsvoller die Selbstblockierung der bürgerlichen Fraktionen und ihre mangelnde 
Massenbasis für die vorgesehene Krisenlösung sein dürfte. Dieser Aspekt wird in dem Auf- 
satz von David Abraham herausgehoben, der zugleich die Selbstblockade der Sozialdemo- 
kratie angesichts der drohenden faschistischen Krisenlösung betont. Demgegenüber stehen 
die aktuellen konservativen Lösungswege in der Bundesrepublik, in Großbritannien und 
in den USA gerade für eine konservative, marktbezogene Krisenlösung, die mit einer brei- 
ten Massenzustimmung verbunden ist. Auch deshalb dürfte sich hier einfache Parallelisie- 
rung verbieten. 

Die in den »Festreden« peinlichst verschwiegene Kontinuität der bürgerlichen Gesellschaft 
im deutschen Faschismus kommt besonders deutlich in den Bezügen zwischen ökonomi- 
schem und politischem System nach 1933 zum Ausdruck: Die soziale Herrschaft des Bür- 
gertums wurde durch die Machtergreifung nicht tangiert; wohl aber hatte die politische 
Absicherung dieser Herrschaft durch die faschistische Krisenlösung ihre Kosten für das 
Bürgertum. Die Eigendynamik dieser Krisenlösung schuf nicht nur neue Widersprüche 
zwischen ökonomischem und politischem System, sondern produzierte auch - besonders 
nach 1936 - Legitimationsprobleme besonderer Art in Bezug auf die Einbindung der Arbei- 
terschaft in das System. Adelheid von Saldern analysiert in ihrem Beitrag diese funktionalen 
Bezüge zwischen Politik, Ökonomie und sozialer Basis im Faschismus und kritisiert darin 
implizit den totalitarismustheoretischen Fehlschuß einer lediglich repressiven Integration 
des ökonomischen Systems und der sozialen Basis in das faschistische Herrschaftssystem. 
Allgemein-theoretisch sind diese Bezüge zwischen Ökonomie und Politik im Faschismus 
Teil der Diskussion zwischen den sozialdemokratischen Theoretikern Ernst Fraenkel, Ot- 
to Kirchheimer und Franz L. Neumann, deren Faschismusanalysen Wolfgang Luthardt in 
einer Synopse darstellt und analysiert. 

Das nächste Heft der PROKLA wird nach den aktuellen Verarbeitungsformen der Krisen- 
erfahrungen fragen und damit direkt oder implizit auf hier aufgeworfene Fragestellungen 
Antworten zur Diskussion stellen. 


Elmar Altvater 
Der Teufelskreis der Auslandsverschuldun 
Der Weltmarkt auf dem Weg in eine Kre eihrise? 


»Dabei liegt die Wahrscheinlichkeit eines Krieges so etwa bei eins zu einer 
Million; (an) die Wahrscheinlichkeit eines völligen Zusammenbruchs des 
Weltwährungssystems mit all dem unglaublichen Elend, das damit auch über 
Deutschland käme, daran denkt kein Mensch in der BRD.« 

Alfred Grosser, in einem Interview der TAZ vom 11.5.83 


Vorbemerkung: Im Abstand eines halben Jahrhunderts ... 


Keinen Sinn macht es, die Wahrscheinlichkeiten von Kriegen und Krisen auszurechnen. 
Doch wichtig ist es, die Bedingungen ihres Entstehens zu analysieren. Recht hat Alfred 
Grosser, wenn er die Möglichkeit eines Zusammenbruchs der Weltwährungsbeziehungen 
heute hervorhebt, eine Möglichkeit, die vor etwas mehr als 50 Jahren 1931 schlimme Wirk- 
lichkeit wurde. Hinzuzufügen ist jedoch, daß ein solcher Zusammenbruch die Kriegsgefahr 
mit einem Schlag enorm vergrößern würde. Und daher sind die Fragen nach den Bedin- 
gungen und möglichen Folgen von Krieg und Krise nicht alternativ zu stellen oder gar ge- 
geneinander auszuspielen. Funktionsweise des internationalen ökonomischen Systems und 
Friedensordnung stehen in einem inneren Zusammenhang - heute ebenso wie vor fünfzig 
Jahren. 

Die drohende Krise der Weltwährungsbeziehungen, insbesondere resultierend aus der im- 
mensen Verschuldung von Ländern der Dritten Welt, des realen Sozialismus, aber auch 
von großen internationalen Konzernen, wäre nichts Einmaliges und nichts Neues in der 
Geschichte des kapitalistischen Weltmarkts. Dies erscheint nur dem überraschten Zeitge- 
nossen so, wenn er von dem Ausmaß der Verschuldung einiger Länder und den Schwierig- 
keiten mit dem Schuldendienst (Transfer von Tilgungen und Zinsen) erfährt. Immerhin 
betrug Ende 1982 die gesamte äußere Verschuldung der Drittweltländer 641 Milliarden US- 
Dollar. Rund zwei Drittel davon sind Verbindlichkeiten gegenüber privaten Kreditgebern, 
ein Drittel sind Schulden bei öffentlichen Institutitonen. 

Nun könnte eingewandt werden, daß auch Länder und nicht nur geschickte Privatleute 
mit Schulden nicht unbedingt schlecht leben müssen. Dies ist richtig, solange sie aus den 
laufenden Einnahmen neben den »normalen« Verpflichtungen auch den Schuldendienst, - 
also die Raten- und Zinszahlungen leisten können. Offensichtlich kommt es also auf die 
Relation zwischen Einnahmen und Schuldendienst an, nicht auf die absolute Höhe der aus- 
stehenden Kredite. Doch ist das Verhältnis zwischen diesen beiden Größen nur in Grenzen 
von den Schuldnern gestaltbar. Wenn aufgrund der Weltmarktstagnation die Exportein- 
nahmen zurückgehen und gleichzeitig Zinsen und die Preise von Importprodukten steigen, 
dann kann der Schuldendienst zu einer unerträglichen Last werden. Insbesondere auf dem 
lateinamerikanischen Kontinent hat der Schuldendienst auf internationale Kredite die Ein- 
nahmen aus Exporten weit überschritten, so daß nur massiver Kapitalimport (in der Regel 
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in der Form kurzfristiger Kredite) die Zahlungsfähigkeit aufrechterhalten kann, wenn die 
Kreditgeber nicht zu einem Moratorium bereit oder z.B. wegen eigener dringender Zah- 
lungsverpflichtungen gar nicht dazu in der Lage sind. Das kurzfristige Kapital ist aber 
höchst mobil und kann kurzfristig auf Zinsbewegungen, Wechselkursverschiebungen, in- 
terne Veränderungen in den Ländern selbst reagieren. In einer schon dramatischen Situa- 
tion erhalten die destabilisierenden Faktoren noch größeres Gewicht. Es ist nicht mehr 
auszuschließen, daß die Interventionsressourcen von einzelnen Ländern und von interna- 
tionalen Institutionen, die sowieso beschränkt sind, hoffnungslos überdehnt werden. Eine 
Störung, ja ein Riß der monetär vermittelten Weltmarktbeziehungen ist in einem solchen 
Fall kaum zu vermeiden. Diese Gefahr vor Augen, haben Experten internationaler Institu- 
tionen oder ad hoc eingerichtete Kommissionen (z.B. die Nord-Süd-Kommission) in den 
vergangenen Jahren für eine Verhinderung der drohenden Verschuldungskrise von Dritt- 
weltländern Vorschläge unterbreitet, deren Realisierung allerdings gegenwärtig weit ent- 
fernt ist, während die Dynamik der Verschuldungskrise ihren Lauf nimmt. 

Das Schwungrad des internationalen Kredits ist so sehr beschleunigt, daß es aus den Lagern 
zu springen droht, bevor es gelingt, seinen Umlauf zu verlangsamen. Die Szenarios von 
Verschuldungskrisen lesen sich in mancher Hinsicht wie ein modernisiertes re-make der 
Kreditkrise der 30er Jahre, als Deutschland de facto zahlungsunfähig wurde. Die Auswir- 
kungen des Bruches eines wichtigen Gliedes in der internationalen Zahlungskette auf das 
internationale Finanzsystem waren verheerend. Im Verlauf: der Krise der Weltfinanzen 
brach mit dem Pfund Sterling 1931 die Weltwährungsordnung zusammen, die erst knapp 
10 Jahre zuvor auf den Trümmern des Ersten Weltkriegs errichtet worden war. Dieser Zu- 
sammenbruch war »ein katastrophales Ereignis des Jahrhunderts, das sicher von einer lan- 
gen Reihe übler Konsequenzen begleitet sein wird, unter denen ... vielleicht die ganze Welt 
wird leiden müssen«, schrieb der »Financial and Commercial Cronicle« am 26.9.1931 (zit. 
nach Varga 1931, $. 2381). Er übertraf damit noch die Kassandrarufe nach dem Börsen- 
krach am schwarzen Freitag des Oktober 1929, als mit einem Schlag die Träume der ewi- 
gen Prosperität vorbei waren und mit einer Welle von Pleiten und Entlassungen nicht nur 
die Ökonomie in die Krise geriet, sondern auch die sozialen Voraussetzungen für einen po- 
litischen Konsens zerstört wurden. Heute wissen wir, daß die Prophetie, obwohl es ihrem 
Wesen entspräche, richt übertrieben war. 

Eine Analyse der deutschen Verschuldungskrise der 30er Jahre kann die Mechanismen auf- 
zeigen, die zur krisenhaften Desintegration des Weltmarkts, zu Protektionismus und ex- 
pansiver Autarkiepolitik führten. Die Aggressivität des deutschen Nationalsozalismus ist 
nicht mit dem krisenhaften Zusammenbruch des Weltmarkts zu erklären, sie fand aller- 
dings in der Auflösung der internationalen Währungsordnung und im Rückzug der Länder 
auf nationalstaatlich-autarke Krisenlösungen ein sie erst ermöglichendes Klima. Auch heu- 
te scheinen wieder ähnliche Mechanismen der Krise wirksam zu sein, auch wenn die Un- 
terschiede wegen der in einem halben Jahrhundert nach den 30er Jahren stattgehabten Ent- 
wicklung augenfällig genug sind: Die politischen Konstellationen sind grundverschiedene, 
die Struktur von Weltmarkt und Weltwährungssystem hat sich geändert. Die Blockkon- 
frontation zwischen West und Ost ist ebenso ein Ergebnis erst des 2. Weltkriegs wie die 
Entwicklung der »Dritten Welt«, die in den weltpolitischen Beziehungen ein eigenes Ge- 
wicht gewonnen hat. Auch ist zu vermerken, daß das Interventionsinstrumentarium in na- 
tionale und weltwirtschaftliche Beziehungen in der Zwischenzeit verfeinert worden ist. Das 
Bankensystem scheint bislang noch gegen Liquiditätskrisen eher gefeit als vor 50 Jahren. 
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Und dennoch, die Frage »can it happen again?« (Minsky 1982) wird heute, 50 Jahre nach 
der Krise der Weltfinanzen in den 30er Jahren, niemand mit begründeter Überzeugung ein- 
deutig mit »Nein!« beantworten können. Um so wichtiger ist eine Reflektion der gegen- 
wärtigen Krisentendenzen auf dem Erfahrungshintergrund der Kreditkrise von 1931. Be- 
ginnen wir mit deren Analyse, bevor wir auf den Teufelskreis der Auslandsverschuldung 
von Ländern der dritten Welt heute zu sprechen kommen. 


1. Der Weg Deutschlands in die Kreditkrise von 1931 


Nach dem verlorenen Ersten Weltkrieg wurde Deutschland zur Zahlung von 132 Mrd 
Goldmark Reparationen an die Siegerstaaten verpflichtet, nachdem die ursprünglichen 
Forderungen von 226 Mrd Goldmark reduziert worden waren, weil sie ganz offensichtlich 
unrealistisch -waren.' Verteilt auf einen längeren Zeitraum sollten die Reparationen raten- 
weise aus dem laufend produzierten Sozialprodukt aufgebracht und an die Empfängerlän- 
der transferiert werden. Bei florierender wirtschaftlicher Aktivität hätte die Aufbringung 
keine unmöglichen Probleme aufgeworfen. Jedoch stellte es sich heraus, daß der Transfer 
der aufgebrachten Mittel in harte Währung zum Zusammenbruch der deutschen Währung 
führen mußte? Die Reparationszahlungen wurden mithin ausgesetzt und Deutschland 
mußte sogar mit einem Nettokredit von 800 Mio RM geholfen werden, um die Währung 
im Jahre 1924 nach der Hyperinflation der Jahre zuvor zu stabilisieren. Es war offensicht- 
lich, daß ohne eine stabile Währung eine in harter Währung erfolgende Zahlung der Repa- 
rationsschulden unmöglich sein würde. Infolgedessen enthielt das Dawes-Abkommen auch 
eine Transferschutz-Klausel. Die Lösung des Transferproblems und nicht des Aufbringungs- 
problems erforderte von Deutschland einen salto mortale: Damit Deutschland an fremde 
Devisen gelangen konnte, mußte entweder ein entsprechender Exportüberschuß erzielt 
oder ausländisches Kapital importiert werden. Mithin hing das Gelingen von Aufbringung 
und Transfer der Reparationsleistungen nicht nur von der wirtschafltichen Leistungsfähig- 
keit im Innern, sondern von der Fähigkeit der deutschen Wirtschaft ab, auf dem Welt- 
markt Jahr für Jahr einen Exportüberschuß zu erzielen, dessen Devisenerlös als Repara- 
tionsleistung an die Empfängerländer transferiert werden konnte, bzw. von der Attraktivi- 
tät der deutschen Wirtschaft für Kapitalimporte. Hier ist ein Widerspruch enthalten, der 
die gesamte Reparationsfrage bestimmt und in wenig modifizierter Weise auch für heutige 
Verschuldungsprobleme bezeichnend ist. Eugen Varga hat dies sehr klar folgendermaßen 
formuliert: 


»Soll Deutschland aus seinem eigenen Wertprodukt regelmäßig Reparationen nl: so kann dies 
nur geschehen durch einen Überschuß seiner Warenausfuhr über die Wareneinfuhr, durch Steige- 
rung seiner Ausfuhr um jährlich rund 6 Milliarden Goldmark. In der gegebenen Lage kann diese 
Mehrausfuhr nur aus industriellen Fertigwaren bestehen, da Deutschland als dichtbevölkertes Indu- 
strieland außer Kohle und Kalı keine Rohstoffe ausführen kann. Die Reparationszahlungen bedingen 
daher eine starke Steigerung der Konkurrenzfähigkeit Deutschlands auf dem Weltmarkt, was im voll- 
sten Widerspruch mit dem Bestreben steht, die Konkurrenzfähigkeit der deutschen Industrie durch 
spezielle Lasten zu vermindern. Der Widerspruch zwischen der Verminderung der industriellen Kon- 
kurrenz Deutschlands und dem Wunsche, Reparationen von Deutschland zu bekommen, ist selbst 
bereits eine Widerspiegelung der Interessengegensätze zwischen den Bourgeoisien der einzelnen Sie- 
gerländer untereinander und der verschiedenen Klassen innerhalb desselben Landes.« (Varga 1982, 
IPK, 8. Jahrg., Nr. 48 vom 22.5.1928, S. 870) 
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Dieser Widerspruch mußte allerdings nicht sofort zum Tragen kommen: Entgegen der Lo- - 
gik der Transferbedingungen hatte das Deutsche Reich im Zeitraum von 1924-1929 ein ku- 
muliertes Handelsbilanzdefizit von 7,8 Mrd RM. Erst unter dem Zwang der Krise in den 
Jahren nach 1929 wurde ein Überschuß erzielt (sieht man einmal von einem geringfügigen 
Überschuß von 0,8 Mrd RM im Jahre 1926 ab); dieser kam aber nur wegen der radikalen 
'" Importdrosselung von ca. 14 Mrd RM 1928 auf ca. 4 Mrd RM 1933 zustande (vgl. Deutsche 
Bundesbank 1976, $. 322; Stucken 1976, $. 262). Im gleichen Zeitraum 1924-1929 mußte 
und konnte Deutschland Reparationen in Höhe von 11,5 Mrd RM (einschließlich Zinsen) 
leisten. Diese scheinbare Quadratur des Zirkels, nämlich ein Handelsbilanzdefizit und ei- 
nen Kapitaltransfer von zusammen fast 20 Mrd RM finanzieren zu können, war nur mög- 
lich, weil in dem gesamten Zeitraum ausländisches Kapital nach Deutschland einströmte. 
Ökonomisch bedeutet dies nichts anderes, als daß anstelle von Warenexporten zur Bezah- 
lung der Schuld Besitztitel auf deutsche Vermögenswerte an ausländische Kapitaleigner 
übertragen wurden. So schreibt Ernst Wagemann: 


»Ende 1930 war in Deutschland ausländisches Vermögen in Höhe von 26 bis 27 Mrd. RM angelegt. 
Davon entfielen auf langfristige festverzinsliche Anlagen rd. 9 Mrd. RM, auf langfristige nicht festver- 
zinsliche Anlagen rd. 6 Mrd. RM, auf kurzfristige Anlagen 11 bis 12 Mrd. RM. Demgegenüber betru- - 
gen die deutschen Auslandsanlagen 9 bis 10 Mrd. RM, davon langfristige 4 bis 5 Mrd. RM, kurzfristi- 
ge 5 bis 6 Mrd. RM. Per Saldo betrugen die deutschen Verpflichtungen 16 bis 17 Mrd. RM und erfor- 
derten eine Aufbringung von rd. 1Mrd. RM Zinsen.« (Wagemann 1931, $. 135 f; etwas andere Zahlen 
finden sich bei Stucken 1976, $. 279 f). 


Hier offenbart sich ein Mechanismus, der für jede Auslandsverschuldung bestimmend sein 
wird: Durch Kapitalimport kann kurzfristig das Transferproblem gelöst werden, aber um 
den Preis daß es sich in der Zukunft verschärft, da ja - sofern es sich beim importierten Ka- 
pital nicht um Schenkungen oder langfristig gebundene Direktinvestitionen handelt, deren 
Ertrag im Anlageland reinvestiert und nicht repatriiert wird - der Zinsendienst auf das »hilf- 
reiche« Auslandskapital zusätzlich zu dem Zinsendienst auf die alte Schuld (bzw. zu den 
Ratenverpflichtungen aus den Reparationen) geleistet werden muß. Die Verschiebung des 
Transferproblems in die Zukunft durch den »Scheintransfer« (Varga) löst also keine 
Schwierigkeit, sondern vergrößert sie noch. In den Jahren der Krise steigt der Transfer von 
Kapitalerträgen ins Ausland an, ein untrügliches Zeichen für eine drohende Kreditkrise, 
die dann auch 1931 eintrat. 

Es waren nicht diese ökonomischen, sondern eher außenpolitische Erwägungen, die zur 
Ersetzung des Dawes-Plan durch den Young-Plan im August 1929 kurz vor dem »schwar- 
zen Freitag« vom darauffolgenden Oktober führten. Im wesentlichen ging es um eine Glo- 
ballösung der internationalen Schulden, nicht nur Deutschland gegenüber den Siegern, 
sondern auch der europäischen Siegerstaaten gegenüber den USA? 

Ein einfaches Modell des Kreislaufs der internationalen Kapitalströme für den Zeitraum 
von 1924 bis 1933 hat Schiemann (1980, S. 91) rekonstruiert, aus dem hervorgeht, daß das 
Deutsche Reich Reparationen vor allem an die europäischen Alliierten leisten mußte, diese 
aber aufgrund der Kriegsschulden bei den USA hoch in der Kreide standen (66 v.H. ihrer 
Einnahmen aus Reparationen wurden an die USA weitertransferiert), so daß ein Teil der 
von Deutschland zu zahlenden Reparationen indirekt an die USA gingen. Allerdings han- 
delte es sich dabei um einen »Scheintransfer«, weil gleichzeitig das Deutsche Reich einen 
Betrag von Kapital importierte (fast 4 Mrd RM), der über den Reparationstransfer (11,5 
Mrd RM) hinausging. Damit wurde partiell das aufgelaufene Defizit der Handelsbilanz fi- 
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nanziert. Deutschland konnte kurzzeitig eine Hochkonjunktur (Rationalisierungskon- 
junktur) erleben, wurde dafür aber für die Zukunft mit zusätzlichen Zinszahlungen bela- 
stet, die von Kroll (1958, S. 38) mit etwa einer Milliarde RM angegeben werden. 


Schaubild 1: Der Kreislauf internationaler Kapitalströme 1924-1933 
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Quelle: Schiemann 1980, S. 91 


Während im Dawes-Plan nur die Gesamtsumme der Reparationen festgelegt war und die 
jährliche »Reparationsentnahme« unter der einschränkenden Transferschutz-Klausel 
schwanken konnte, auch wenn 2,5 Mrd pro Jahr als Richtgröße fixiert waren, sah der 
Young-Plan ein festes Annuitätenprogramm für die folgenden 59 Jahre (!) vor. Die Zahlun- 
gen pro Jahr sollten niedriger als-im Dawes-Plan sein, jedoch entfiel die Transferschutz- 
Klausel, da auf diese Weise die Bonds leichter auf dem Kapitalmarkt unterzubringen waren. 
Statt dessen war die Möglichkeit eines Moratoriums für außergewöhnliche Fälle vorgese- 
hen. Eine Neuigkeit bestand darin, daß die Reparationsverpflichtung partiell kommerziali- 
siert wurde: erstens durch Verwandlung eines Teils der Reparationsschuld in Obligationen 
(zu deren Sicherheit die Einnahmen aus Zöllen und die der Reichsbahn herangezogen wur- 
den) und zweitens durch Errichtung der Bank für internationalen Zahlungsausgleich (BIZ), 
die als eine Art »Puffer« zwischen Schuldner und Gläubiger geschaltet wurde und mit ih- 
rem Kapital in die Weltfinanzbeziehungen (durch technische Bewerkstelligung des Trans- 
fers, Kreditierung von Beträgen, Halten von Devisenreserven) eingreifen sollte. Doch ist 
die Ausstattung der BIZ zu gering, als daß sich eine wirkliche aktive Gestaltung des Ver- 
schuldungsmanagements erreichen ließe. Die Zahlung der Reparationen bleibt Deutsch- 
land überlassen; und wenn dies nicht mit Hilfe von Kapitalimporten bewerkstelligt werden 
kann, dann nur durch Importdrosselung und Exportoffensive, also Druck auf die Welt- 
marktpreise. 

Dieser institutionalisierte Zwang wurde mit Ausbruch der Weltwirtschaftskrise ein akutes 
Problem. Hatte Deutschland bis 1928 einen Nettokapitalimport, aus dem die Reparationen 
ohne Schwierigkeiten geleistet werden konnten, so überstiegen 1929 erstmals die Repara- 
tionsleistungen mit 2,3 Mrd RM den Kapitalimport in Höhe von 1,4 Mrd RM. Diese Bi- 
lanz verschlechterte sich noch in den folgenden Krisenjahren. Infolgedessen wurde gerade 
in einer Zeit, als die Weltwarenmärkte kontrahierten, der Zwang zur positiven Handels- 
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und Dienstleistungsbilanz unerbittlich, um den Transfer finanzieren zu können. Der defla- 
tionistische Druck hatte einen verheerenden Effekt, auch wenn seit 1929 die Handels- und 
Dienstleistungsbilanz tatsächlich durch Importdrosselung überschüssig wurde: erstens ver- 
ringert sich dadurch der Anreiz zu Direktinvestitionen in Deutschland, zumal eine defla- 
tionistische Politik nicht ohne heftige soziale Unruhen durchzuführen war. Zweitens ge- 
rieten Unternehmen in den konkurrierenden Ländern durch die deutsche Exportoffensive 
und die Drosselung der Importe unter Druck. Auf diese Weise kamen einkalkulierte Kapi- 
taleinnahmen nicht zustande, die daher zur Finanzierung von Reparationsverpflichtungen 
fehlten. Welche Politik Deutschland auch verfolgte, die Situation war inzwischen so aus- 
weglos, daß kein Weg das Transferproblem lösen konnte: weder eine Politik der weiteren 
Verschuldung durch Förderung des Kapitalimports, da niemand bereit war, langfristige 
Kredite zur Verfügung zu stellen - selbst bei zweistelligen Zinssätzen nicht; noch half eine - 
protektionistische Politik der Stimulierung von Exporten und der Behinderung von Im- 
porten. Nur noch kurzfristiges Kapital strömte zu und destabilisierte die schon angespann- 
te Lage weiter, da es mit den Veränderungen von Zinssätzen und Wechselkurserwartungen 
fluktuierte (vgl. Kroll 1958, $. 42 f; Stucken 1976, $. 269 ff). Und in dieser schon schwieri- 
gen Situation wird obendrein noch deutsches Kapital exportiert, um den krisenhaften Ge- 
fährdungen an »ruhigere Gestade« zu entfliehen. 

Der Kern des Transferproblems besteht darin, daß das Geflecht der Gläubiger-Schuldner- 
Beziehung, das zu einem gordischen Knoten geworden war, nur real durch Lieferung von 
Waren entflochten werden kann, auch wenn der einzelne Gläubiger lediglich die Rückzah- 
lung einer bestimmten Geldsumme in der Kontraktwährung beanspruchen kann. Die Ab- 
lösung des Kredits von den Handelsbeziehungen mit Waren führt zu wachsenden Schuld- 
verpflichtungen, deren Einlösung nur auf zwei in der Krise allerdings gleichermaßen unak- 
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zeptablen Wegen gelingen kann; einmal durch Reduzierung der Kreditpyramide auf ein 
Maß, das von der »Grundlage« des Warenhandels getragen werden kann, also durch Strei- 
chung von Schulden; das Geflecht wird wie der gordische Knoten durch Wertberichtigun- 
gen bei den ausstehenden Krediten zerhauen. Zum anderen kann dies geschehen durch for-. 
cierte Ausdehnung der Exporte von Waren, um das Handelsvolumen den Erfordernissen des 
Kreditüberbaus anzupassen. Es ergibt sich, daß der in den Kreditbeziehungen enthaltene 
Gegensatz von Käufer und Verkäufer »minder gemütlich« aussieht und »größerer Kristalli- 
sation fähig« ist (Marx, MEW 23, S. 149) als der Warenhandel gegen Barzahlung, zumal auf 
dem Weltmarkt nicht nur einzelne Exporteure und Importeure miteinander kontrahieren, 
sondern Staaten als Akteure, als Wahrer ihrer »nationalen« Interessen auftreten. 
Die einseitigen Kreditbeziehungen führen zunächst dazu, daß sich die Goldbestände bei 
dem »Übergläubiger« (Polanyi) U.S.A. und in Frankreich, das den größten Teil der Repa- 
rationszahlungen erhält, konzentrieren und Großbritannien und Deutschland einen Gold- 
abfluß erleben, der tendenziell die Währungen aushöhlt. Nach den Regeln des Goldstan- 
dards hätte dem Goldabfluß eine Kontraktion des Preisniveaus entsprechen müssen und in 
deren Folge eine Erhöhung der Exporte. Doch der Mechanismus funktioniert nicht mehr, 
da inzwischen die Monopolisierung in einigen Sektoren der Wirtschaft (vor allem Produk- 
tionsgüter) zu Preisrigiditäten geführt hat, zweitens der weitverbreitete Protektionismus 
keine Chance für Exportoffensiven läßt und drittens schließlich die Senkung der Massen- 
einkommen zu sozialen Konflikten Anlaß gibt, die das »ökonomische Klima weiter ver- 
schlechtern«. Die krisenhafte Zuspitzung war nicht mehr aufzuhalten.® 
In der Finanzkrise wird letzlich nur der Tatbestand ans Tageslicht gebracht, daß das gesam- 
te internationale Kreditsystem viele Jahre lang völlig einseitig ausgerichtet gewesen ist und 
die USA mit ihrem Kredit das komplizierte Verschuldungssystem nach dem ersten Welt- 
krieg finanziert hatten. Polanyi schreibt: 


»Amerika hatte seit dem Dawes-Plan und den Schuldenabkommen mit England und Frankreich so- 
wohl die Reparationszahlungen wie auch die Zahlungen seiner eigenen Forderungen selbst finan- 
ziert, es hatte die Last der vergeblichen englischen Stabilisierung, der deutschen Fehlinvestitionen 
wie auch der sich in Wien anhäufenden Defizite der osteuropäischen Privatwirtschaften zu tragen ge- 
habt. Hauptereignis: der Krach der Creditanstalt am 12. Mai 1931. Die Reichsmark versagt, das engli- 
sche Pfund weicht von der Parität ... Amerika kreditiert nicht weiter. Weder Goldzahlung noch Neu- 
verschuldung ist mehr möglich. Es bleibt den Schuldnerstaaten nichts übrig, als in Waren zu zahlen. 
Seit 1928/29 beginnen sie ihre Ausfuhr zu forcieren. Aus Europa wie aus den überseeischen Rohstoff- 
ländern strömen die um jeden Preis einen Abnehmer suchenden Waren auf den Weltmarkt. Die 
Tendenzen zum allgemeinen Preissturz setzen sich 1929 durch, die Weltwirtschaftskrise steht vor 
dem Tor. Es kommt zur Kreditkrise 1931, zur Abschnürung des Welthandels 1932, zur allgemeinen 
Währungskrise 1933 ...« (Polanyi 1979, S. 73 und 80). 


Die Lehre ist simpel: Jede Kreditbeziehung muß in kalkulierbaren Fristen real und nicht 
scheinbar getilgt werden, sonst kann nur ein radikaler Schnitt die fatale Beziehung lösen: 
entweder auf Kosten des Schuldners oder des Gläubigers, in der Regel allerdings auf Kosten 
beider. Eine Verschuldungskrise löst sich, wie andere Krisen auch, durch Prozesse der De- 
struktion, der Entwertung. Der Irrtum der Teilnehmer an der Transferdebatte gegen Ende 
der 20er Jahre bestand vor allem darin, daß eine technische Lösung des Verschuldungspro- 
blems überhaupt für möglich gehalten wurde. Keynes hatte die Vorstellung, daß Deutsch- 
land zu den notwendigen Deviseneinnahmen gelangen könnte, wenn es durch interne De- 
flationspolitik eine so starke Preissenkung bei den Exportprodukten herbeiführte, daß die 
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Auslandsnachfrage nach seinen Waren steigen würde. Bertil Ohlin, der Opponent zu Key- 
nes” Vorschlägen, hingegen entwickelte ein saldenmechanisches Modell globaler Nachfra- 
geverschiebungen: Wenn Deutschland Reparationen zahlt, dann entsteht bei den Empfän- 
gerländern eine entsprechende Geldnachfragesteigerung, die den Markt für Deutschlands 
Exportgüter ausweitet. Die reale Lösung des Transferproblems besteht also einfach darin, 
daß die weltweite monetäre Kaufkraft umverteilt wird; eine Einschränkung der globalen 
Größe der Nachfrage kann es überhaupt nicht geben, von Anpassungsschwierigkeiten im 
Prozeß der weltweiten Nachfrageverschiebung einmal abgesehen (vgl. Keynes 1929; Ohlin 
1929). Haberler (1933) geht sogar noch einen Schritt weiter: Je nach den Nachfrageelastizi- 
täten könne gar ein Transfergewinn entstehen. Denn wenn aufgrund der Nachfragever- 
schiebungen Deutschland weniger im Ausland nachfragen kann und die ausländischen An- 
bieter daher zu größeren Preissenkungen gezwungen werden als die Transfersumme aus- 
macht, und gleichzeitig die deutschen Exporteure ihre Preise erhöhen können, dann zahlt 
sich der Transfer noch für Deutschland aus. 

Diese technische, saldenmechanische Betrachtungsweise der Gläubiger-Schuldner-Bezie- 
hung vergißt, daß die nachfragenden und anbietenden Einheiten in diesem Spiel einzelne 
Unternehmen sind, die auf die Verwertung ihres Kapitals angewiesen sind. Kurz: Ohne kri- 
senhafte Umstrukturierungen ist weder der von Keynes noch der von Ohlin dargelegte 
Mechanismus vorstellbar, ganz abgesehen von den - im übrigen auch von Keynes und Ha- 
berler für möglich gehaltenen - sozialen Konvulsionen, die er provoziert. Schon in Zeiten 
ruhiger Konjunktur hätte der reale Transfer die erforderlichen Anpassungsleistungen der 
Ökonomie nicht krisenfrei vonstatten gehen lassen, da den analysierten Preis- und Nach- 
fragemechanismen die ökonomische Struktur hätte folgen müssen. Vernichtung von ein- 
zelnen Kapitalien, die Begünstigung anderer, hätte der Akkumulation ganz neue Richtun- 
gen gewiesen, von der nur mit gewaltsamer Abstraktion von den realen Existenzbedingun- 
gen einer kapitalistischen Ökonomie angenommen werden kann, daß sie ohne tiefe Krise, 
allenfalls unter gewissen Friktionen, gefunden werden können. 

Als die Transferdebatte im Jahre 1928/29 anlief, war die Euphorie der Hochkonjunktur 
ungebrochen. Aber der Ausbruch der Weltwirtschaftskrise im Herbst 1929 machte schlag- 
artig klar, daß preziöse Gespräche in einem $alon der Titanic geführt worden waren und in 
der Realität der Eisberg der kapitalistischen Krise am Horizont auftauchte - und nicht ge- 
ortet werden konnte. Wir sind nun mit dem Problem konfrontiert, daß ganz unabhängig 
von den Kreditbeziehungen die Krise eintritt, eine Krise der Akkumulation des Kapitals. 
Damit werden die Rahmenbedingungen und Spielregeln des Karussels der internationalen 
Kreditbeziehungen über den Haufen geworfen, während die Transferverpflichtungen be- 
stehen bleiben, so als ob die häßlichen und störenden Begleitumstände der Krise nicht exi- 
stierten. Das schon immer brüchige Verhältnis von realer und monetärer Akkumulation 
wird nun vollends unrealistisch. Das internationale Kreditsystem kann die Spannung über 
den Oktober 1929 hinaus gerade knapp zwei Jahre aushalten, um dann zu zerreißen. Der 
Young-Plan mit seinem langfristigen Annuitäten-Programm erweist sich schließlich als un- 
durchführbar. Nachdem das deutsche Bankensystem 1931 ins Trudeln gerät und nur durch 
massive Intervention des Reiches vor dem Zusammenbruch des Kredits bewahrt werden 
kann, wird am 19.8.1931 in Basel ein internationales Stillhalteabkommen unterzeichnet, 
ein Moratorium also in der Art, wie es fünfzig Jahre später ebenfalls wieder in den Ver- 
schuldungskrisen vereinbart werden wird. Knapp ein Jahr später im Juli 1932 wird die 
Konsequenz aus der Verschuldungskrise Deutschlands gezogen. In Lausanne kommt man 
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überein, daß die deutsche Reparationsschuld durch eine einmalige Ablösesumme von drei 
Mrd RM liquidiert werden soll. Doch diese Ablösesumme ist niemals gezahlt worden. Als 
dann knapp ein halbes Jahr später die Nationalsozialisten in Deutschland »die Macht er- 
greifen«, sind die deutschen Schulden schon weitgehend gestrichen. Die »Erblast« von Ver- 
sailles und Weimar brauchen sie gar nicht mehr zu honorieren. Doch die sozialen Auswir- 
kungen der Krise, auch der Kreditkrise sind die Hefe, die ihr politisches Projekt überhaupt 
aufgehen läßt. 

Es gibt nur politische Lösungen für die Kreditkrise, die die Strukturen von Gesellschaft 
und Politik in der Welt nicht unbeeinflußt lassen, Die internationale Finanzkrise erweist 
sich also als ein Vehikel für gesellschaftliche Veränderungen. Nicht ohne Grund wird da- 
her von Polanyi (1978) das Jahrzehnt der 30er Jahre als ein »revolutionäres Jahrzehnt« be- 
zeichnet. Das Abgehen vom Goldstandard durch Großbritannien im September 1931 war 
»ein Währungsbankrott nach mehr als drei Jahrhunderten anständigen Geldes, mitten im 
Frieden, und er beseitigte die internationale Stellung Londons im Warenkredit und Geld- 
verkehr.« (Somary 1959, $. 222). Dem Ende der britischen Hegemonie auf dem Weltmarkt 
folgte der verzögerte Anfang der US-amerikanischen Hegemonie, die die kommenden 
Jahrzehnte charakterisieren sollte. Verzögert war der Anfang durch die Phase von Protek- 
tionismus und der Schaffung autarker Wirtschaftsräume. Jedes Land versuchte bei einer all- 
gemeinen Desintegration des Weltmarkts »seine Haut« zu retten, indem es sich vom Welt- 
markt möglichst unabhängig zu machen versuchte. 

Im Gegensatz zu den Erwartungen, die an den Keynes der »General T'heory« gerichtet 
sind, hat selbst Keynes, nachdem er noch in der Transferdebatte die Partei der restriktiven 
Anpassung verbunden mit einem Schuldenerlaß vertreten hatte, der Autarkiepolitik das 
Wort geredet. Friedrich Pollock berichtet: 


»Die Partei der Autarkisten hat jüngst einen so unerwarteten Bundesgenossen gewonnen wie J.M. 
Keynes. ‘Laßt Güter in der Heimat herstellen’, so führte er aus, “wenn immer es sinnvoll und prak- 
tisch möglich ist, und vor allem, laßt die Finanzen in erster Linie nationale sein.’ ... Nationale Selbst- 
genügsamkeit koste zwar etwas, aber es gebe triftige Gründe, sich diesen Luxus zu leisten ... Das be- 
deutet gewiß nicht, dass man in England Baumwolle und Wein anpflanzen, aber auch nicht, dass man 
sie vom ‘Ausland’ beziehen soll. Die logische Konsequenz dieser Einstellung ist vielmehr ein impe- 
rialistischer Autarkismus, der auf die Schaffung eines vom Ausland möglichst unabhängigen Imperi- 
ums zielt ...« (Pollock 1933, $. 336) 


Auch wenn Autarkie als »Zurückführung des Handels auf seine eigentlichen Aufgaben« 
(Fried 1932, S. 56) gepriesen oder in der Gestalt »autozentrierter Entwicklung« und Im- 
portsubstitution eine moderne Variante gefunden hat, bleibt doch festzuhalten, daß es sich 
dabei um eine Notstandspolitik aufgrund einer allgemeinen Weltmarktkrise handelt, die 
»die binnenwirtschaftlich ausgelösten Krisen ... verstärkt und generalisiert. Von den 
Schuldnerländern (nimmt) jetzt eine neue protektionistische Welle ihren Ausgang. Die 
notwendige Importdrosselung wurde durch restriktive Kreditpolitik, zugleich aber auch 
durch Zollerhöhungen, durch staatliche Kontrolle der Einfuhren (Devisenbewirtschaf- 
tung) oder durch Einfuhrkontingente und -monopole erreicht. Nebenher laufen Versuche 
protektionistischer Exportförderung. Da der internationale Ausgleichsmechanismus ver- 
sagte, half man sich verschiedentlich mit jenen natural- und raumwirtschaftlich orientier- 
ten Handelsverträgen, die die Autarkiepropaganda nun zum Aufbauprinzip aller künftigen 
Außenwirtschaft zu machen vorschlägt« (Baumann 1933, . 90 f). Die traditionellen Kolo- 
nialreiche, das britische Empire und Frankreich mit seinen Dependancen, verfügten über 
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einen: Wirtschaftsraum, der die Bedingungen von Rohstoffversorgung und aufnahmefähi- 
gen Absatzmärkten für einen entwickelten Industriekapitalismus erfüllte. Die U.S.A. 
konnten sich nach dem Zusammenbruch des Londoner Zentrums 1931 in der westlichen 
Hemisphäre ausdehnen. Italien versuchte, auf dem afrikanischen Kontinent Fuß zu fassen. 
In den dreißiger Jahren schließlich blieb für die Schaffung autarker Wirtschaftsräume nur 
noch die imperialistische Aggression. Japan expandierte in China und Korea, Deutschland 
überfiel 1939 seine Nachbarn und löste damit den zweiten Weltkrieg aus ... 

Es soll keine bruchlose Linie von der Verschuldungskrise zum zweiten Weltkrieg gezogen 
werden. Doch gibt es einen Zusammenhang zwischen dem Zerfall von Weltwirtschafts- 
und Weltwährungsordnung im Gefolge der großen Krise und dem aggressiven Expansio- 
nismus des Nationalsozialismus. Zunächst wird noch in Reden und Schriften von Vertre- 
tern der deutschen Industrie die Schaffung einer Zollunion zwischen mittel-, südost- und 
osteuropäischem Wirtschaftsraum angestrebt, natürlich unter deutscher Vorherrschaft’, 
um dann der Expansion das Wort zu reden. Ein autarker Wirtschaftsraum ist das Ziel, als 
eine Alternative zum in der Kreditkrise auseinandergebrochenen Weltmarkt. 

An dieser Stelle beschließen wir die Darstellung des Verlaufs der internationalen Kreditkri- 
se aufgrund der einseitigen Verschuldung in den 30er Jahren. Allerdings ist es nicht mög- 
lich, zur Verschuldungssituation vor allem der Länder der dritten Welt heute, eine einfache 
Parallele zu ziehen. Denn es gibt doch eine Reihe von eklatanten Unterschieden. Erstens 
war Deutschland nach dem ersten Weltkrieg verpflichtet, einen Tribut zu zahlen, während 
heute der Schuldendienst der Drittweltländer aufgrund von empfangenen Krediten, die ja 
zur Verbesserung der Produktionsstruktur hätten eingesetzt werden können, zustandege- 
kommen ist. Zweitens ist es für die hochverschuldeten Länder heute möglicherweise 
schwieriger, das Aufbringungsproblem des Schuldendienstes zu lösen als dies für Deutsch- 
land der Fall gewesen ist. Denn die regelmäßige Aufbringung eines Schuldendienstes aus 
der internen laufenden Produktion setzt institutionelle Bedingungen wie ein effizientes 
Steuersystem und einen funktionierenden Kapitalmarkt voraus, die nicht in jedem Land 
gegeben sind. Auch sind gesellschaftliche Verhältnisse gefordert, die die Aufbringung der 
Mittel, also einen nicht unerheblichen Konsumverzicht, ermöglichen. Die Auflagen, die 
heute bei Stützungsaktionen internationaler Institutionen für verschuldete Länder ge- 
macht werden, betreffen in der Regel interne Anpassungen, um das Aufbringungsproblem 
zu lösen. 

Drittens bleibt das Transferproblem. Dabei handelt es sich überhaupt nicht mehr um eine 
Angelegenheit des Schuldners allein, sondern der Schuldner-Gläubiger-Beziehung. Es 
kommt voll der von Varga beschriebene Widerspruch der Verschuldungsbeziehung zum 
Tragen, ob es sich um die Reparationsfrage in den 20er Jahren oder um die Verschuldung 
von Ländern der dritten Welt in den 80er Jahren handelt. Es gibt auf die Dauer keinen 
ökonomischen Mechanismus, der eine einseitige Transferbeziehung stabilisieren könnte. 
Wenn nicht die vom Schuldner gezahlten Devisen immer wieder zu ihm zurückströmen, 
kann er schon nach kurzer Zeit nicht mehr zahlen. Für Deutschland erklärte Gottfried 
von Haberler lakonisch: 


»Es ist klar, daß nach Bezahlung von zwei Annuitäten Deutschland seinen gesamten Gold- und Devi- 
'senvorrat verloren hätte, wenn die Summe nicht als Bezahlung eines Ausfuhrüberschusses immer 
wieder zurückströmen würde.« (Haberler 1933, S. 57) 
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Dennoch ist festzuhalten, daß die Dinge heute etwas anders aussehen. Denn mehr als vor 
etwa 50 Jahren sind die verschuldeten Länder heute gegenüber privaten Banken im Obligo, 
wobei diese privaten Banken auf internationalen Märkten operieren, die kaum einer natio- 
nalstaatlichen Kontrolle unterworfen sind, Bei dem Umfang der internationalen Kredit- 
märkte von gegenwärtig mehr als 2000 Mrd Dollar wird von vielen diesem System eine 
weit größere Flexibilität und Absorptionsfähigkeit von Schocks beigemessen als in den 
30er Jahren. Ob dies allerdings stichhaltig ist, sei dahingestellt (vgl. Schubert 1982, S. 71 ff). 
Viertens schließlich haben sich die währungspolitischen Rahmenbedingungen geändert, 
von einem ans Gold gebundenen Währungsstandard zu einer Mechanik flexibler Kurse bei 
geringen Interventionskapazitäten internationaler und nationalstaatlicher Institutionen. 
Die Abwendung einer Verschuldungskrise ist dadurch nicht leichter geworden; unter dem 
Goldstandard waren bestimmte Regeln der Anpassung an außenwirtschaftliche Bedingun- 
gen einzuhalten, die angesichts der ökonomischen Strukturen sowieso nie praktikabel wa- 
ren und in der Krise einfach über den Haufen geworfen wurden. Der Wechselkursmecha- 
nismus heute erfordert ebenfalls ein »marktgerechtes« außenwirtschaftlich konditioniertes 
Verhalten, das angesichts der vielfältigen Faktoren des »Marktversagens« nicht realisiert 
werden kann. Die Aussichten für die Eindämmung der aus der einseitigen Verschuldung 
resultierenden Gefahren sind möglicherweise heute nicht größer als 50 Jahre zuvor. Doch 
untersuchen wir vor übereilten Schlußfolgerungen die grundlegenden Zusammenhänge der 
Verschuldung heute. 


2. Der Kreislauf der dußeren Schuld 


Eine Begründung für die beschleunigte Kreditaufnahme von Ländern der Dritten Welt bei 
privaten Banken liest sich in offiziellen Verlautbarungen wie folgt: 


»As isthe case in most developing countries, internal savings in Mexico are insufficient to meet the le- 
vels of investment required. Furthermore, our export-derived income does not cover the foreign cur- 
rency requirements generated by our import needs. The complementary resources (i.e. from interna- 
tional financial markets) are required by our struggle to achieve a rate of capital formation that will 
enable us to attain a high rate of economic growth and sustained increase in the level of our exports.« 
(Der Minister der Finanzen Mexicos, zit. nach Frieden 1981, S. 417; vgl. auch Herrera 1981, $. 28 f). 


Die Gründe für die unzureichende interne Ersparnis sind vielfältig; sie reichen von den nie- 
drigen Masseneinkommen, der Ungleichverteilung der Einkommen über die hohe Kon- 
sumquote der Reichen, die mangelnde Selbstfinanzierungskraft der inländischen Unter- 
nehmen bis zum sehr häufig überdimensionierten Militärsektor. Aber diese Gründe sind - 
nur bei oberflächlicher Betrachtungsweise für die ungenügende Kapitalbildung verantwort- 
lich zu machen, auch wenn sie in der Regel kumulativ auftreten. Der Rekurs auf die »äuße- 
re Ersparnis« in der Form internationaler Kredite verwandelt dann den Akkumulations- 
prozeß in eine »verschuldete Industrialisierung«. Es ist ein grundlegendes Charakteristi- 
kum der Entwicklung in Ländern der dritten Welt, daß die Bildung von Realkapital schnel- 
ler erfolgt als die Akkumulation von investierbaren Fonds. Dies liegt nicht an mangelnder 
Geldvermögensbildung, sondern an deren vorwiegender Verwendung für spekulative 
Zwecke. Gleichzeitig fehlen in den »nachholenden Ökonomien« Produktionsstrukturen, 
die Produktions- und Investitionsgüter für den Industrialisierungsprozeß bereitstellen 
könnten, so daß zu dem Problem der unzureichenden investierbaren Fonds dasjenige der 
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Aufbringung von Devisen hinzukommt. So bleibt zur Finanzierung der Realkapitalbildung 
nichts anderes übrig, als auf internationale Kapitalmärkte (wenn offizielle Kredite von in- 
ternationalen Institutionen unzureichend sind) auszuweichen. Um diesen Weg gangbar zu 
machen, muß das interne Zinsniveau in dem sich verschuldenden Land angehoben werden. 
Solange die Rentabilität des Kapitals hoch ist und die langfristigen Erwartungen möglicher- 
weise aufgrund niedriger Löhne und guter Exportchancen günstig sind, können aus dem 
Mehrwert der Produktion sowohl hohe Zinsen als auch akzeptable Profite aufgebracht 
werden. Wird jedoch die Differenz zwischen Profiten und Zinsen zu groß, dann entsteht 
die Tendenz, frei werdende Mittel nicht mehr produktiv zu investieren, sondern auf Fi- 
nanzmärkten möglichst kurzfristig anzulegen. Die Expansion des Kredits löst sich von den 
Wachstumsrhythmen des Sozialprodukts und der industriellen Investitionen. Die »ver- 
schuldete Industrialisierung«, die zunächst unproblematisch erscheint, verkehrt sich unter 
diesen Bedingungen in eine Last, da die Zunahme des Gewichts der Finanzierungskosten 
die reale Profitrate zusammenschnürt und die produktiven Aktivitäten behindert (da 
Conceigao Tavares 1981, S. 244). Und dabei bleibt es nicht im Falle der äußeren Verschul- 
dung, da von dem steigenden Gewicht des Zinses gegenüber dem Profit vor allem interna- 
tionale, und nicht nationale Banken profitieren. 
Schon diese Überlegung verdeutlicht, daß »verschuldete Industrialisierung« entgegen den 
Erwartungen nicht unbedingt größere Unabhängigkeit gegenüber den Machtstrukturen 
des Weltmarkts bringt, zumal die beschleunigte Herausbildung von internationalen Kredit- 
beziehungen vor allem in den 70er Jahren den Entwicklungstendenzen der internationalen 
Arbeitsteilung folgt.. Diese aber ist durch die widersprüchliche Dynamik des Wertgeset- 
zes auf dem Weltmarkt charakterisiert, dem kein Land schon dadurch entgehen kann, daß 
es den Versuch macht, eine import-substituierende, verschuldete, eigene Industrialisierung 
in Gang zu setzen. Möglicherweise läßt sich die subalterne Integration in die Weltwaren- 
märkte, z.B. die Abhängigkeit von der Preisentwicklung auf bestimmten Rohstoffmärkten 
durch Überwindung ökonomischer Monostrukturen und Diversifikation der Produktion 
reduzieren. Oder die Herrschaft der transnationalen Konzerne aus den kapitalistischen Me- 
tropolen, die die Länder der dritten Welt als Anlagegebiete der Profite und Rohstoffliefe- 
ranten nutzen, läßt sich besser balancieren, wenn die Akkumulation nationalen Kapitals 
forciert wird. Doch entsteht nun eine neue Abhängigkeit, nämlich diejenige vom interna- 
tionalen Kredit, vom internationalen Bankensystem. Welche fatale Konsequenz diese Ver- 
wobenheit einzelner Länder in das Netz der internationalen Kreditbeziehungen haben 
kann, ist am Beispiel Deuschlands in den 30er Jahren verdeutlicht worden. Ob eine ähnli- 
che Zuspitzung bis zur Kreditkrise auch heute möglich ist, wird eine Analyse des Kreislaufs 
der äußeren Schuld ergeben. 
Die Verschuldung wird natürlich nicht schon deshalb möglich, weil das international ope- 
rierende Bankensystem in den 70er Jahren aus vielen Gründen - Investitionsschwäche in 
- den Ländern des hochentwickelten Kapitalismus und daher verhaltene Wachstumsraten 
der Kreditnachfrage’, Zustrom der »Petro-Dollar« aus den OPEC-Ländern aufgrund der 
extremen Zahlungsbilanzungleichgewichte - höchst liquide ist (vgl. Denzer 1980). Die Ka- 
pitalmärkte, über die die internationalen Kredite vermittelt worden sind, bilden sich jeden- 
falls schon in den 60er Jahren heraus und werden dann in den 70er Jahren vermehrt von 
Ländern der dritten Welt in Anspruch genommen? Im Zuge dieser Entwicklung findet ei- 
ne Verschiebung der internationalen Kreditbeziehungen von offiziellen Stellen (Weltbank, 
Internationaler Währungsfonds, Kreditanstalt für Wiederaufbau, USAID usw.) zu privaten 
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Kreditgebern statt. Nach Angaben der OECD verdoppelt sich der Anteil privater Kredite 
am gesamten Kreditaufkommen an Länder der dritten Welt, nämlich im Zeitraum 1971- 
1980 von 19,2 v.H. auf 38,1 v.H. In Brasilien steigt der Anteil der Verschuldung auf den 
Eurokapitalmärkten an der Gesamtverschuldung von 4,5 v.H. im Jahre 1964 auf 73,2 v.H. 
1981 (Sant’Ana 1982, $. 8). Dies liegt einmal an der Liquidität des internationalen Banken- 
systems und niedriger realer Zinsen in der ersten Hälfte der 70er Jahre und zum anderen an 
der Absicht der kreditnehmenden Länder, die politischen Auflagen zu vermeiden, die mit 
offiziellen Krediten regelmäßig verbunden sind, bei privaten Krediten zunächst hingegen 
nicht. 

Die privaten Kreditgeber sind natürlich »interessiert«; sie erwarten, daß nach der Kredit- 
vergabe innerhalb der ausgehandelten Fristen und zu den vereinbarten Konditionen der 
Schuldendienst geleistet werden kann. Denn »private Geldgeber ..., zumal Banken, legen 
großen Wert auf Rentabilität« (Glismann/Nunnenkamp 1983, $. 17). Was denn sonst? Um 
die Rentabilität und natürlich auch alle diejenigen Faktoren, die auf sie negativ einwirken, 
abschätzen zu können, kalkulieren die Banken erstens das Bonitätsrisiko ihrer Kredite in 
den kreditnehmenden Ländern (»Länderrating«) und zweitens ihre eigene Belastbarkeit 
aufggrund der Zusammensetzung und Fristigkeit ihres Portfolios. Das Bonitätsrisiko der 
Länder erschien den Banken in den vergangenen Jahren gering zu veranschlagen, da Regie- 
rungen häufig die Kredite aufgenommen oder garantiert haben und ihnen das Roll-over- 
System wenig störanfällig erschien. Außerdem sind sie dazu übergegangen, an Regierungen 
und selbst an große private Gesellschaften »large sized loans« zu vergeben, sofern ihnen die- 
se als kreditwürdig erschienen, um deren Weitergabe innerhalb des jeweiligen Landes dann 
diesen Institutionen zu überlassen (Meier-Preschany 1980, $. 292; Zinn 1981). Für die kre- 
ditgebende Bank ist nur wichtig, daß der Kredit nach der vereinbarten Frist, vermehrt um 
die ausgehandelten Zinsen in der vereinbarten Währung, zurückkehrt. Da die Verwendung 
des Kredits prinzipiell Angelegenheit des Schuldners ist, kann die Bank tatsächlich nichts 
anderes machen, als eine Bonitätsprüfung vorzunehmen und auf deren Grundlage ihr Risi- 
ko einzuschätzen. Von diesem wiederum hängen dann die Kreditkonditionen ab. 

Erst wenn der Schuldendienst stockt, beginnt der Kreditgeber, sich für die Verwendung 
des Kapitals zu interessieren. Banken pflegen in die Geschäftspolitik von Unternehmen - in 
ihrer Funktion als Darlehensgeber, nicht in ihrer Funktion als Kapitaleigner - erst einzu- 
greifen, wenn ihre Kredite dubios zu werden drohen. Im Bereich der internationalen Ver- 
schuldung ist die Angelegenheit insofern komplizierter, als die Banken als Privatinstitutio- 
nen wenig Chancen haben, auf das »Geschäftsgebahren« von Staaten, zumal wenn es sich 
um große Nationen auf dem Wege der Entwicklung handelt, Einfluß auszuüben. Doch 
kann die Gefährdung von Krediten ebenso bei staatlichen Schuldnern eintreten wie bei pri- 
vaten.'® Daher brauchen bei drohender Insolvenz die privaten Banken unbedingt die Un- 
terstützung politischer Institutionen, um entsprechenden Druck auch auf Staaten ausüben 
zu können, eine Politik zu betreiben, die geeignet zu sein verspricht, die Rückzahlung der 
Kredite und die Zinszahlungen zu garantieren. Es handelt sich hierbei nicht nur um den 
möglichen Rekurs von privaten Banken auf eine nationale oder internationale Zentralbank 
als »lender of last resort«, sondern um die Übertragung von Aufgaben, die die Bank als pri- 
vate Institution gegenüber Staaten nicht lösen kann. Daraus resultiert denn auch die außer- 
ordentliche Bedeutung vor allem des IWF, obwohl seine Ausstattung mit liquiden Mit- 
teln, um der Funktion als »lender of last resort« gerecht werden zu können, auch nach den 
Aufstockungen der letzten Jahre unzureichend ist. 
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Für-den Schuldner geht es um die Kalkulation aller Stationen, an denen der Kredit zwi- 
schen den beiden Extremen der Ausleihe und der verzinsten Rückkehr an den Gläubiger 
vorbei muß: die Verwendung des Kredits, die Aufbringung des Schuldendienstes aus den Er- 
trägen des Kredits oder (bei Ländern als Schuldnern) aus dem laufenden Sozialprodukt. So- 
weit unterscheiden sich nationale von internationalen Krediten nicht. Wie wir aber bereits 
am deutschen Beispiel gesehen haben, kommt ein entscheidender Faktor bei internationa- 
ler Verschuldung hinzu, der bei nationalen Kreditbeziehungen nicht gegeben ist: das Pro- 
blem des Transfers von Tilgungen und Zinsen in der Kontraktwährung (in der Regel also in 
Dollar) an den Gläubiger.!! Mit der Notwendigkeit des Transfers ist das Charakteristikum 
der äußeren Verschuldung (vom Schuldnerland aus betrachtet) bestimmt. 

Wenn sich auch der Kreditgeber hauptsächlich dafür interessiert, daß das als Kredit verlie- 
hene Geldkapital um die Zinsen vermehrt zurückfließt, ist dieser Kreislauf doch wesentlich 
komplizierter. Karl Marx hat im »Kapital« die Bewegung des zinstragenden Kapitals wie 
folgt umschrieben (MEW 25, 21. Kapitel): Eine Bank stellt einen Betrag Geldkapital zur 
Verfügung, das - als industrielles Kapital verwandt - für den Kauf von Produktionsmitteln 
und Arbeitskräften verwendet wird. Es verwertet sich im Produktionsprozeß und läßt sich 
als Geldkapital vermehrt um einen Mehrwert realisieren. An dem Mehrwert ist die Bank 
wieder in der Form der Zinseinnahmen beteiligt. An dieser Stelle ist die Tatsache hervorzu- 
heben, daß der einfache Kreditkreislauf durch den Kreislauf des industriellen Kapitals ver- 
mittelt und der Erfolg der Verwertung (der Verzinsung) des Kredits von den Verwertungs- 
bedingungen des industriellen Kapitals, also von der Profitrate, abhängig ist. Bei der Profit- 
rate handelt es sich um eine Erwartungsgröße, die eintreffen kann, aber es nicht muß. Es 
ist wieder Marx, der eine spezifische Bewegung von Profit und Zins im Konjunkturverlauf 
beobachtet und die Begründung dafür liefert: gerade vor der Krise und in ihrer ersten Pha- 
se sind die Profite niedrig und die Zinsen hoch, so daß die Zinsbelastung sehr stark fühlbar 
wird. Im Verlauf der Krise, in der Investitionen und Kreditnachfrage zurückgehen, steigen 
die investierbaren Fonds, so daß auch die Zinsen wieder sinken. Scheinbar sind die Zinsen 
die unabhängige Variable und die Profite als »Residuen« die abhängige. Doch ist festzuhal- 
ten, daß beide Größen Teile des im Produktionsprozeß produzierten Mehrwerts sind. In 
anderer Terminologie ausgedrückt: die Zinsen auf die Kredite, in unserem Fall auf die äu- 
ßeren Kredite, müssen real erwirtschaftet werden. Dieser Tatbestand setzt jeder Ablösung 
monetärer Prozesse von den realen eine Grenze. Diese Erkenntnis verdanken wir Marx 
ebenso wie Schumpeter oder Wicksell; erst in der »monetaristischen Konterrevolution« 
(Friedman) ist diese verloren gegangen. Solange die Renditen höher als die Zinsen sind und 
die Abschreibungserlöse die Amortisationen decken, kann es kaum Probleme mit dem 
Schuldendienst geben. Diese tauchen erst auf, wenn beispielsweise die Zinsen konstant blei- 
ben oder gar steigen und die Renditen aufgrund sinkender Kapitalproduktivität oder einer 
unzureichenden Kapazitätsauslastung oder infolge einer steigenden Lohnquote abnehmen. 
Dieser Fall kann, wie angedeutet, innerhalb des ökonomischen Zyklus ganz normal eintre- 
ten. Er kann auch durch besondere interne Bedingungskonstellationen des Landes (darüber 
im nächsten Abschnitt mehr) oder durch weltwirtschaftliche Einflußvariablen, z.B. durch 
stagnierende Exporte herbeigeführt werden. 

Nun mag eingewandt werden, daß ja nicht nur die Zinsen über die Profitrate wachsen, son- 
dern auch sinkende Zinsen den Spielraum des Profits erhöhen können. Nach dieser Logik 
könnte die gegenwärtige Verschuldungskrise vieler Schwellenländer mit fallenden Zinsen 
eine einfache Lösung finden. Fatalerweise trifft dieses Argument heute nicht oder nur sehr 
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eingegrenzt zu. Denn erstens sind die Zinsen kurzfristig (z.T. auch längerfristig) festgelegt, 
so daß die Zinsbelastung nicht im Gleichschritt mit der Senkung des internationalen Zins- 
niveaus zurückgehen muß. Zweitens setzt ein Anstieg der Rentabilität Umstrukturierun- 
gen, Entwertungsprozesse in der Ökonomie voraus, die auch die Kredite betreffen. Bank- 
rotte Unternehmen können auch die eingegangenen Kreditverpflichtungen nicht mehr 
honorieren und die Banken müssen einen Teil ihrer Forderungen abschreiben. Es ist 
schwer anzugeben, bis zu welchem Ausmaß die Entwertung von produktivem und mone- 
tärem Kapital gehen muß, damit realer und monetärer Akkumulationsprozeß wieder ins 
Gleichgewicht geraten. Dieses ist dadurch gekennzeichnet, daß aus dem insgesamt produ- 
zierten Mehrwert sowohl die Zinsrate als auch eine - unter internationalen Gesichtspunk- 
ten - angemessene Profitrate erzielt werden kann. Es ist also kaum anzunehmen, daß Ver- 
schuldungskrisen sich lediglich durch Bewegungen von Zins und Profit lösen. Vielmehr 
verlangen sie je nach dem Ausmaß der Krise weitgehende Entwertungs- und Umstrukturie- 
rungsprozese. Wir werden darauf im letzten Abschnitt noch zurückkommen. 

Wenden wir uns nun dem Transfer zu. Denn auch wenn die Aufbringung des Schulden- 
dienstes aus der Rendite von Investitionsprojekten direkt oder aus dem Bruttoinlandspro- 
dukt indirekt (unter der Annahme, daß die äußeren Kredite für Projekte eingesetzt worden 
sind, die sich zwar unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht rentieren, aber 
die volkswirtschaftliche Produktivität heben) gelingt, muß der Transfer in konvertierbare 
Währung noch bewerkstelligt werden. Und wie wir gesehen haben, ist es keineswegs 
selbstverständlich, daß die gelungene Aufbringung des Schuldendienstes die Möglichkeit 
des Transfers wie selbstverständlich nach sich zieht. Zum Beispiel mag das Erdöl, wie im 
Falle Mexicos oder Nigerias zu Beginn der 80er Jahre kräftig für den Export sprudeln; sein 
Erlös auf den Welterdölmärkten mag dennoch nicht hinreichen, um die Schulden zu bedie- 
nen, zumal wenn die Zinsen in einer solchen Periode noch ansteigen. 

Der Idealfall des Schuldenkreislaufs läßt sich unter Berücksichtigung der Zahlungsbilanz 
wie folgt darstellen (vgl. Solomon 1977). Da mit den aufgenommenen äußeren Krediten In- 
vestitionen finanziert werden sollen, sind ceteris paribus die internen Investitionen gleich 
der internen Ersparnis plus der äußeren Verschuldung. Gleichzeitig sind die internen Inve- 
stitionen (von den realen Ressourcen her betrachtet) gleich der internen Ersparnis (Nicht- 
Konsum) zuzüglich dem Handelsbilanzdefizit. Aus den beiden Gleichungen ergibt sich, 
daß die äußere Schuld dem Defizit der Handelsbilanz entspricht, wenn wir die übrigen Po- 
sten der Zahlungsbilanz vernachlässigen, was sich wegen der Bedeutung der Handelsbilanz 
und aus Gründen der Vereinfachung rechtfertigen läßt. 

Die Bedeutung der Zinszahlungen auf die äußere Schuld ergibt sich daraus, daß nicht nur 
die äußeren Kredite zurückgezahlt werden müssen, sondern diese auch zu verzinsen sind. 
Daher muß die Handelsbilanz, die zum Zeitpunkt der Verschuldung noch negativ war, im 
Zeitraum der Schuldenrückzahlung positiv werden, und zwar infolge der Zinszahlungen 
stärker positiv als sie zuvor negativ gewesen ist, identische Zeiträume allerdings vorausge- 
setzt. Je nach Laufzeit und Höhe der Tilgung der Kredite kann sich die Last verringern 
oder vergrößern. Natürlich gibt es Kompensationen durch Gegenbewegungen anderer Po- 
sten der Zahlungsbilanz. Diese können das Grundmuster dieses Prozesses nur modifizie- 
ren, nicht aufheben. Hier ist eine Tendenz zu einem pathologischen Anstieg der Netto- 
Verschuldung des Landes angelegt. Dieser Fall wird nur dann nicht eintreten, wenn der 
Schuldendienst (Zinsen plus Amortisationen) aus dem Überschuß der Handels- und 
Dienstleistungsbilanz transferiert werden kann. Dies ist aber gleichbedeutend mit einer 
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Hebung der internen Spärquote über die Investitionsquote, so daß die Differenz als Schul- 
dendienst auf die äußeren Kapitalmärkte transferiert werden kann. Von dem Zeitpunkt an, 
an dem die inländische Ersparnis größer als der äußere Schuldendienst des Landes ist, kann 
das Land einen Nettobeitrag für die internationalen Kapitalmärkte freisetzen. Die Schuld- 
nerposition des Landes verwandelt sich in eine Gläubigerposition. 

Natürlich beschreibt dieses Schema lediglich den »Idealfall« einer Hebung der internen 
Sparquote (bei einer Einkommenselastizität des Konsums von weniger als 1) durch pro- 
duktive Verwendung der auf internationalen Kapitalmärkten aufgenommenen Kredite. 
Außenwirtschaftlich bedeutet die Steigerung der Ersparnis die Erzielung eines Exportüber- 
schusses, aus dessen Gegenwert in der Form von Devisen die Schuld bedient und schließ- 
lich getilgt werden kann. Damit ist auch schon die Fragilität des Mechanismus angedeutet, 
dessen Funktionsträchtigkeit nur in engen Grenzen von dem jeweiligen Land beeinflußt 
werden kann. Denn es besteht nicht nur eine Abhängigkeit von dem Verhältnis von Mas- 
senkonsum, interner Ersparnis und Investitionen, das durch wirtschaftspolitische Instan- 
zen beeinflußt werden konnte (»Aufbringungsproblems), sondern vor allem Abhängigkeit 
von weltwirtschaftlichen Faktoren, wie der Entwicklung der terms of trade, des Welthan- 
delsvolumens und nicht zuletzt vom Zinsniveau, durch das die Höhe des zu zahlenden 
Schuldendienstes bestimmt wird. Der Schuldenberg ist um so höher und steiler, je höher 
das Zinsniveau. Und dieses wiederum ist auch abhängig von der Fähigkeit des Landes, die 
Schuld zu bedienen, da ja der »spread« davon mitbestimmt wird.” Der Zins ist unter ande- 
rem auch eine Risikoprämie. Und je dubioser die Schuld, desto größer das Risiko, desto hö- 
her der Zins (vgl. Denzer 1980, S. 313). So kann ein aufgrund seiner inneren Struktur pa- 
thologischer Prozeß in. Gang gesetzt werden: Das Land erzielt dauerhaft keinen Handelsbi- 
lanzüberschuß, kann also die Schuld nur mit roll-over-Krediten vor sich herschieben. Die 
Probleme der Verschuldung spitzen sich also immer dann zu, wenn die interne Ersparnis 
nicht über die Investitionsquote gehoben werden kann, wenn also das Land nicht in der 
Lage ist, seinerseits einen Nettobeitrag zum internationalen Kapitalmarkt zu leisten. 

Es können sich zusätzliche Schwierigkeiten ergeben. Bei frei schwankenden Wechselkursen 
ist es nicht gewährleistet, daß die Amortisationen internationaler Kredite im Inland auch 
in der Fremdwährung für den Schuldendienst ausreichen, ohne daß der Kurs der Währung 
in den Keller rutscht, wie es in Deutschland 1923/24 der Fall war, oder sich wie im Fall 
Brasilien der Devisenmarkt in einen offiziellen und einen schwarzen aufspaltet. Dies kann 
immer dann passieren, wenn das entsprechende Land keine »normalen« Deviseneinnah- 
men aus den Überschüssen der Handelsbilanz realisiert. Dann kann es nur zu Devisen auf 
dem Holzweg der Neuverschuldung in Fremdwährung (Kapitalimport) gelangen. Die ur- 
sprüngliche Aufnahme von Auslandskrediten sollte das Land in die Lage versetzen, einen 
eirculus virtuosus der extern finanzierten Industrialisierung in Gang zu setzen. Zwingt aber 
der Schuldendienst das Land dazu, neue Kredite aufzunehmen, dann verwandelt sich der 
circulus virtuosus unweigerlich in einen circulus viciosus der Währungsabwertung, der In- 
‚lation und der Abhängigkeit.'” Unter diesem Aspekt ist wiederum das deutsche Beispiel in- 
struktiv. Die Debatte in den 20er Jahren um Sinn und Probleme der Außenverschuldung 
ging auch um die Frage, welche Projekte mit internationalen Krediten finanziert werden 
sollten und dürften. Von der inländischen Aufbringung her gibt es hier weit gezogene 
Grenzen, nicht jedoch vom Transferproblem her betrachtet. Hjalmar Schacht hatte gerade 
die Gefahren des Transferproblems im Auge, wenn er gegen die freizügige Aufnahme von 
Außenkrediten opponierte. Es sollten nicht volkswirtschaftlich »irgendwie« produktive 
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Investitionen überhaupt finanziert werden können, sondern nur solche, die auch ihren Er- 
trag in Devisen erbringen. In den Worten Krolls: 


»Zu den Voraussetzungen, die gegeben sein müssen, um werbende Anlagen der Industrie berechtig- 
terweise durch Auslandsanleihen zu finanzieren, gehört auch die Tatsache, daß die erstellten Anlagen 
entweder unmittelbar oder mittelbar der Herstellung exportfähiger Waren dienen, so daß die Rück- 
zahlung der Auslandskredite nicht nur in Mark, sondern auch in Dollar oder englischen Pfunden ge- 
währleistet wird. Ein Zementwerk darf nach diesen Erwägungen z.B. dann nicht durch Auslandsan- 
leihen finanziert werden, wenn der Zement entweder ausschließlich zur Herstellung von Kommunal- 
bauten verwendet wird, oder wenn der Absatz von Zement auf dem Weltmarkt unmöglich ist, wohl 
aber dann, wenn der Zement für die Errichtung von Textilfabriken verwandt wird, die ihrerseits we- 
sentlich dem Export dienen. ... Will man bei der Aufnahme von Auslandskrediten sicher gehen, so 
muß man die nur indirekt für den Export als Zulieferungsindustrien arbeitenden Unternehmen von 
der Anleiheaufnahme ausschließen und darf sich nur auf diejenigen beschränken, bei denen aus der ei- 
genen Produktion Aufbringung und Transfer der Auslandsanleihen gesichert ist.« (Kroll 1958, S. 37, 
Hervorhebung Kroll). 


Unter einzelwirtschaftlichen Gesichtspunkten ist diese Überlegung zweifellos stichhaltig; 
Auslandsfinanzierung von Projekten nur, sofern und so lange Aufbringung und Transfer 
gesichert sind. Allerdings bedeutet diese Position auch: erstens die Auflösung eines makro- 
ökonomische Strukturzusammenhänge reflektierenden Produktivitätsbegriffs, was für 
Entwicklungsstrategien von ausschlaggebender, und zwar negativer Bedeutung sein kann 
und zweitens die Ausrichtung der nationalen Ökonomie auf die Weltmarktbedingungen, 
letztlich die Unterwerfung nationaler Strategie unter das von Polanyi (1978) so bezeichnete 
»Diktat der Zahlungsbilanz«. Das Dilemma ist jedenfalls vollkommen. Ist die Auslandsan- 
leihe ursprünglich aufgenommen worden, um den Industrialisierungsspielraum zu erwei- 
tern - in der vom mexikanischen Finanzminister erhofften Weise - so stellt sie sich nun an- 
gesichts des Aufbringungs- und Transferproblems als wirksames Druckmittel auf nationale 
Volkswirtschaften heraus, sich den vom Weltmarkt gesetzten Transferbedingungen zu un- 
terwerfen. Die »verschuldete Industrialisierungs erweitert also entgegen den Erwartungen 
den ökonomischen und damit auch politischen Spielraum von Ländern an der Schwelle 
zur Industrialisierung nicht. Es entstehen in der Form rigider Regeln neue Abhängigkeiten, 
denen das Verschuldungsmanagement zu gehorchen hat. Die Gründe für die Mißerfolge 
der »verschuldeten Industrialisierung« liegen einmal in den weltwirtschaftlichen Entwick- 
lungstendenzen, die für die einzelnen Länder die Geschäftsgrundlage für die Verschuldung 
abrupt veränderten, zum andern in den internen Aufbringungsproblemen, die der ökono- 
mische Ausdruck für gesellschaftliche Kräfteverhältnisse sind, die von der Verschuldung 
genährt werden. Gerade weil es im Lande selbst Interessen an der Verschuldung gegenüber 
internationalen Banken gibt - ebenso wie Interessen an einem Absprung vom rasenden 
Verschuldungskarussell, bevor die immer weitergehende Beschleunigung seines Umlaufs 
den Absprung zu einem lebensgefährlichen Unterfangen macht - geht es keineswegs nur 
um abstrakte Einsicht in offensichtliche Gegebenheiten. Die externe Verschuldung hat in- 
terne Konsequenzen, die eine Lösung der inzwischen eingetretenen Verschuldungskrise au- 
ßerordentlich komplizieren. 
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3. Die internen Folgen der externen Verschuldung 


Auf dem Prüfstand steht jetzt Brasilien, vor allem weil es das Land mit der größten Außen- 
schuld ist. Ende 1982 werden knapp 90 Mrd US-Dollar Schulden gezählt. Tilgungen und 
Zinszahlungen zusammengenommen übersteigen bei weitem die Exporteinnahmen, so daß 
nur eine immer weitergehende Neuverschuldung die Zahlungsfähigkeit erhalten kann. Vie- 
le Anstrengungen werden gemacht, um aus diesem Teufelskreis herauszukommen, jedoch 
bislang erfolglos, so daß das Land von einer Liquiditätskrise in die nächste taumelt. Die äu- 
ßere Verschuldung dient schon längst nicht mehr der Finanzierung eines industriellen 
Wachstumsprozesses, sondern nur noch der Abwendung akuter Zahlungsnöte. Der Schul- 
denkreislauf ist pathologisch geworden und es scheint außer der Entwertung der Schulden 
kein Mittel erreichbar zu sein, das den Kreislauf stoppen könnte. Eine manifeste Krise wird 
paradoxerweise zum Heilmittel gegen die schleichende Krise. 

Dabei ergeben sich für das verschuldete Land selbst dann Probleme, wenn der Kreislauf der 
Außenkredite reibungslos und kalkulierbar funktionieren würde. Denn unbedingt muß 
während der Laufzeit des Kredits, der den internen Akkumulationsfonds aufgefüllt hat, 
nach den tilgungsfreien Jahren ein Teil des intern aufgebrachten Akkumulationsfonds auf 
internationale Kapitalmärkte transferiert werden. Wenn nicht die Konsumquote gesenkt 
werden kann (die allerdings, wie sich zeigen wird, keineswegs tabu ist), ist das Land ge- 
zwungen, auf mögliche Investitionen zu verzichten; es muß also nach einer Phase des au- 
Ren-finanzierten Wachstums Wachstumseinbujen hinnehmen, sofern nicht neue Kredite 
gegeben werden oder Direktinvestitionen den Transfer eines Teils der internen Ersparnis 
kompensieren. Sant’Ana (1982) zeigt, daß in Brasilien der Anteil des Schuldendienstes für 
Auslandskredite an der internen Ersparnis von 11,9 v.H. im Jahre 1964 über 16,0 v.H. 
.. (1969) und 17 v.H. (1974) auf 55 v.H. im Jahre 1981 angestiegen ist. 

Damit ist bereits offensichtlich, welche Bedeutung die durch die äußere Verschuldung be- 
wirkte Ressourcenumverteilung annehmen kann. Auch wenn der äußere Schuldendienst 
in Relation zum Sozialprodukt gesetzt wird, ergeben sich Zahlen, die vor wenigen Jahren 
noch für unmöglich gehalten wurden. 


Tabelle 2: Schuldendienst Brasiliens in Mio US-Dollar 


Jahr Amortisationen Zinsen Schuldendienst Schuldendienst in v.H. des BIP 
1964 277 133 410 3.3 
1969 1068 202 1270 4.2 
1974 3071 1370 4441 4.6 
1981 7690 10319 18009 8.7 


Quelle: Sant’Ana 1982, S. 13 


Bei einem Schuldendienst von 8,7 v.H. des Sozialprodukts (natürlich ist entlastend zu be- 
rücksichtigen, daß der informelle Sektor das Problem etwas entschärft) muß etwa jeder 11. 
Brasilianer im Jahre 1981 für internationale Banken und Institutionen arbeiten. Wenn die- 
sem Ressourcentransfer in andere Regionen der Welt kein Rückfluß von Kapital (in Form 
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von Entwicklungshilfe oder Direktinvestitionen) gegenübersteht, ist in modernem Gewan- 
de sozusagen der »Zehnte« an die »Herren des Weltgeschehens« zu entrichten. 

Dabei zeigt es sich auch, daß die Belastung mit dem Schuldendienst unmittelbar vom Kon- 
junkturzyklus bestimmt wird. Ein Rückgang des Sozialprodukts führt nicht nur rechne- 
risch zu einer steigenden relativen Belastung mit Amortisations- und Zinszahlungen. Sin- 
ken obendrein noch die relativen Preise der Exportwaren - dies ist in der gegenwärtigen 
Krise wie schon 1930 ff. bei allen Rohstoffen der Fall - dann verschärft sich nicht nur das 
Aufbringungsproblem aus dem internen Sozialprodukt bzw. genauer: aus der laufenden 
Ersparnis, sondern auch das Transferproblem, also die notwendige Erzielung eines Export- 
überschusses, um aus den Deviseneinnahmen den Schuldendienst leisten zu können. Bei 
sinkenden absoluten oder relativen Exportpreisen kann der notwendige Handelsbilanz- 
überschuß nur durch forcierte Exportanstrengungen erreicht werden - was aber bei stagnie- 
renden Märkten das ausweglose Resultat eines weiteren Preisverfalls hervorbringt. Auch 
die gleichzeitig durchgeführte Drosselung von Importen hat fatale Auswirkungen, nämlich 
Produktionseinschränkungen im Inland, sofern Importsubstitution nicht möglich ist, und 
Absatzschwierigkeiten anderer Unternehmen im Ausland, die bislang an das betroffene 
Land geliefert haben'*. 

Wenn die Devisenreserven des Landes als Puffer zwischen Anforderungen des Schulden- 
dienstes und internem Aufkommen aus der Ersparnis gering sind, und bezeichnender weise 
sind die Devisenreserven der Länder der dritten Welt gerade in der Verschuldungskrise ge- 
sunken (vgl. IMF 1981), wird der Wachstumsprozeß kurzfristig beeinflußt und verzeich- 
net, wenn fällige Tilgungen und Zinsen zu transferieren sind. Dann besteht die Neigung im 
verschuldeten Land, die als kurzfristige Liguiditätsprobleme erscheinenden Störungen durch 
Zugriff auf kurzfristige Kredite vorübergehend zu lösen. Dadurch jedoch verschärft sich 
das Problem. Kurzfristige Kredite sind weniger kalkulierbar, sie können auch kurzfristig 
abgerufen werden, wenn Zinsniveauänderungen oder die Entwicklung der Wechselkurse 
dies profitabel erscheinen lassen, und sie sind häufig höher zu verzinsen als langfristige Kre- 
dite. Nebenbei haben sie noch die fatale Begleiterscheinung, das interne Zinsniveau nach 
oben zu drücken, also den Investitionsprozeß weiter abzublocken. Adolf Weber hat diesen 
Mechanismus schon in den 20er Jahren im Zusammenhang mit den Problemen der deut- 
schen Reparation beschrieben: 


»Ebensowenig wie der Anfang der Kreditaufnahmen ist deren Ende gefährlich. Man weiß - bei lang- 
fristigen Krediten - genau, wann Zinsen zu leisten sind und Rückzahlung erforderlich ist ... Schwieri- 
ger sieht es in der Hinsicht mit kurzfristigen Krediten aus, die allerdings plötzlich in größerem Maße 
zurückgefordert werden können. Aber Erschwerung der langfristigen Auslandskredite bedeuten ja 
indirekt Begünstigung der kurzfristigen Kredite. Je weniger langfristiger Auslandskredit bewilligt 
wird, umso höher wird der inländische Zins sein müssen, umso größer also auch die Differenz zwi- 
schen ihm und dem Auslandszins, und gerade diese Differenz ist es, die zu Kapitalwanderungen An- 
laß gibt.« (Adolf Weber, nach Kroll 1958, 42 f.) 


Wenn die Bedienung der langfristigen Außenschuld für das Land Schwierigkeiten macht, 
weil das interne Aufkommen aus dem laufenden Sozialprodukt (aus der internen Erspar- 
nis) unzureichend ist, dann werden die kreditnehmenden Instanzen auf kurzfristige Aus- 
landskredite rekurrieren müssen, insofern keine langfristige Umschuldung vorgenommen 
oder ein befristetes Moratorium vereinbart wird. Kurzfristige Kredite sind aber von priva- 
ten Kreditgebern nur hereinzuholen, wenn entsprechende Zinsanreize geboten werden. 
Die Hebung des internen Zinsniveaus über das internationale (durch den LIBOR indizier- 
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te) hat für das Land einen widersprüchlichen Effekt. Zum einen den im Hinblick auf die 
Bedienung der äußeren Schuld positiven, daß die Investitionen gebremst und die Ersparnis 
stimuliert werden. Allerdings setzt die Umleitung der liquiden Mittel zur Bedienung der 
äußeren Schuld einen funktionierenden Kapitalmarkt und eine entsprechende Politik der 
Zentralbank voraus, die dafür sorgt, daß die frei werdenden Mittel nicht etwa zur Ausdeh- 
nung der Staatsverschuldung benutzt werden. Zum anderen allerdings werden inländische 
Investoren bei Konvertibilität der Währung bei einem hohen internationalen Zinsniveau 
nachgerade gezwungen, neue Kredite auf internationalen Kreditmärkten aufzunehmen, da 
diese billiger sind!**. Die Außenverschuldung steigt also. Dieser Effekt mag für die wirt- 
schaftspolitischen Instanzen erwünscht sein, um ein Defizit in der Bilanz der laufenden Po- 
sten zu decken. Aber dies kann nur kurzfristige Entlastung schaffen. Langfristig bleibt die 
Last des Schuldendienstes erhalten, sie vergrößert sich gar. Wenn obendrein die Kreditauf- 
nahme auf internationalen Märkten dazu führt, daß Warenimporte, und dann möglicher- 
weise noch solche für den Konsum der Mittel- und Oberschichten, finanziert werden, dann 


Tabelle 3: Kurz-, mittel- und langfristige Außenverschuldung Brasiliens 


- in Mio US-Dollar - 


Jahr Kurzfr. Anteil Zustrom Mitte- Anteil Gesamte Anteil d. 


Außen- ander v.kurz- u.lang ander Außen- Gesamt- 

schuld Gesamt- fristigem fristige Gesamt- schuld schuld 

schuld Kapital Außen- schuld am BIP 

v.H. schuld v.H. 

1968 286 7.0 358 3780 93.0 4066 15.6 
1969 430 8.9 153 4403 91.1 4833 15.8 
1970 516 8.9 77 5295 91.1 5811 13.7 
1971 1002 13.1 486 6622 86.9 7624 15.4 
1972 1023 9.7 21 9521 90.3: 10544 17.8 
1973 826 6.6 -197 12572 93.4 13398 16.4 
1974 1290 7.09 464 17166 93.0 18466 18.5 
1975 1714 75 424 21171 92.5 22885 19.7 

1976 2206 7.8 492 25985 92.2 28191 20.07 
1977 2093 6.1 -113 32037 93.9 34130 21.7 
1978 1609 3.6 -484 43511 96.4 45120 25.3 
1979 3622 6.8 2013 49904 93.2. 53526 36.5 
1980 9366 14.8 5744 53947 85.2 63313 31.6 
1981 12941 17.4 3575 61411 82.6 74352 35.9 


Quelle: Sant’Ana 1982, 5. 12 


(a) kurzfristig: unter zwölf Monaten Laufzeit; mittelfristig; zwischen 1 und 4 Jahren Laufzeit; langfri- 
stig: über vier Jahre Laufzeit. 
Die Berechnung der kurzfristigen Schuld geschieht folgendermaßen: Defizit der Bilanz der lau- 
fenden Posten plus Veränderungen der Devisen- und Goldreserven plus Restposten minus mittel- 
und längerfristiger Verschuldung. 
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ergeben sich obendrein noch negative strukturelle Effekte auf den ökonomischen Apparat. 
Ohne eine bewußte und rigide Steuerung der Auslandsverschuldung und des Schuldendien- 
stes gerät ein Land, das diesen Weg einmal beschritten hat, unweigerlich in eine Lage am 
Rande der Zahlungsunfähigkeit. Fatalerweise gibt es eine Tendenz der Selbstverstärkung 
dieses Prozesses in dem Fall, daß ein Land bereits Schwierigkeiten der Aufbringung des 
Schuldendienstes hat. Nicht nur steigt dann, wie schon ausgeführt, der »spread«, sondern 
auch die Notwendigkeit der kurzfristigen Kreditaufnahme. Die äußere Schuld steigt un- 
kontrolliert an. Der Anstieg der kurzfristigen Verschuldung indiziert nur die Sch wierigkei- 
ten mit dem Schuldendienst, die real nur behoben werden können, wenn auch die struktu- 
rellen Bedingungen geändert werden. 

Von brasilianischen Instanzen ist der Zustrom von kurzfristigem Kapital regelmäßig als In- 
diz für das »Vertrauen« der internationalen Finanzwelt in die wirtschaftliche Situation und 
die Wirtschaftspolitik des Landes interpretiert worden. Tatsächlich aber handelt es sich da- 
bei eher um dringliche Notstandsanleihen, mit denen akute Zahlungsbilanzprobleme über- 
deckt werden, ohne sie lösen zu können. 

Die Tabelle zeigt, daß die mittel- und langfristige äußere Verschuldung während des gesam- 
ten Jahrzehnts der 70er Jahre mit hohen Wachstumsraten steigt; sie verzehnfacht sich. 
Demgegenüber weist die kurzfristige Verschuldung eine zyklische Bewegung auf; sie steigt 
von 1970 auf 1971 und 1975 auf 1976 stark an, um danach wieder abzusinken. Erst Ende 
der 7Ver/Anfang der 80er Jahre geht die kurzfristige Außenverschuldung rapide nach 
oben, ein Zeichen dafür, daß erstens der Zufluß langfristiger und mittelfristiger Kredite 
nicht mehr ausreicht, um neben den Investitions- auch die Transfererfordernisse abzu- 
decken - die Zunahme der kurzfristigen Schulden indiziert Liquiditätsprobleme - und daß 
zweitens die Anleger offensichtlich bei der Geldanlage in Brasilien vorsichtiger geworden 
sind. 

Dabei wird ein generelles Problem deutlich sichtbar, nämlich die Verschiebung der Kredit- 
beziehungen von langfristigen und infolgedessen auch an langfristigen Strategien der Kapi- 
talverwertung orientierten Anlagen zu kurzfristigen Anlagen, die sich häufig spekulativ en- 
gagieren. Die Vergrößerung von Unsicherheit und Unberechenbarkeit bei Wechselkursen, 
Zinsbewegungen, Profiterwirtschaftung, Dividendenzahlungen usw. finden ihren Aus- 
druck in der Zunahme der Spekulation, die aber anstatt Risiken auszugleichen, diese verall- 
gemeinert bis zu einem Punkt, an dem die Finanz- oder Kreditkrise droht. Keynes war sich 
dieser Gefahr bewußt, als er die Spekulation kritisierte: 

»Spekulanten mögen unschädlich sein als Seifenblasen auf einem steten Strom der Unter- 
nehmungslust. Aber die Lage wird ernsthaft, wenn die Unternehmungslust die Seifenblase 
auf einem Strudel der Spekulation wird ...« (Keynes 1936, 5.135) 

Vertrauenskrisen führen immer zu einem Anstieg der Liquiditätspräferenz, die sich im 
Übergang zu kurzfristigen Anlagen manifestiert. Mit der Verschiebung der Kredite zu 
kurzfristigen Anlagen verknappt sich trotz einer Aufblähung des gesamten Kreditvolu- 
mens die Liquidität, da alle Kreditnehmer kurzfristige Anlagen präferieren, in der Hoff- 
nung, bei Zinssenkungen wieder auf zinsgünstigere längerfristige Kredite umsteigen zu 
können (vgl. Krüger 1982, S.68ff.). Die Schwierigkeit dieser Verschiebung im Bereich des 
zinstragenden Kapitals von langfristigen zu kurzfristigen Anlagen ergibt sich daraus, daß 
diese Entwickung genau mit dem konjunkturellen Abschwung zusammenfällt und daher die 
»Ponzi-Finanzierung« (vgl. Minsky 1982, 5.10) ausweglose Folge sein muß. Diese wird von 
Hyman Minsky wie folgt beschrieben: 
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»Much investment activity depends on financing relations in which total short-term debt outstanding 
increases because the interest that is due on earlier borrowings exceeds the income earned by assets. I 
callthis ‘Ponzi financing’. Rapidly rising and high interest rates increase Ponzi-like financing activity. 
A rapid run-up of such financing almost guarantees that a financial crisis will emerge or that conces- 
siönary refinancing will be necessary to hold off a crisis ...« 


Der Normalprofit reicht jedenfalls nicht aus, um daraus auch den Zins ohne negative Aus- 
wirkungen auf den Akkumulationsprozeß abzudecken. Diese Situation führt gerade zu ei- 
ner steigenden Kreditnachfrage, so daß die Zinsen weiter steigen, die Kreditkonditionen 
auch in der Fristigkeit noch ungünstiger werden und schließlich nur noch der politische 
Eingriff Rettung verschaffen kann; der Markt kann, wie Minsky (1982, 12f.) aufführt, das 
Problem überhaupt nicht lösen. Keynes schlug deshalb auch vor, von wenigen Ausnahmen 
(Todesfall z.B.) abgesehen, einmal getätigte Kapitalanlagen durch politische Intervention il- 
liquide zu machen, um auf diese Weise die »Volatility« des Geldkapitals zu durchkreuzen. 
Dem einzelnen sollten alternative Anlagemöglichkeiten verschlossen werden, um »die Al- 
ternative des Kaufes von wirklichen Kapitalwerten ... genügend anziehend (zu machen)« 
(Keynes 1936, 5.135). Doch setzt dies einen Staat voraus, der bereit und in der Lage ist, Ka- 
pitalbewegungen zu reglementieren. Indes wirkt eine national-staatliche Steuerung bei Ver- 
wicklung in den internationalen Kapitalmarkt wie die Funkfernsteuerung, bei der die Fre- 
quenz nicht stimmt. So kann noch nicht einmal Entlastung oder gar Abhilfe geschaffen 
werden, indem der Staat sein Interventionspotential mobilisiert. Die Lage ist tatsächlich 
vertrackt und darauf angelegt, sich zuzuspitzen, wenn der Selbstbewegung des Kapitals frei- 
er Lauf gelasssen wird. Die Schuldenbelastung wächst, obwohl aus den hereingenommenen 
Krediten keine Projekte finanziert worden sind, aus deren Rendite der Zinsendienst gelei- 
stet werden könnte. Also entsteht die perverse Lage, daß aus den Renditen von Investitio- 
nen, die zur Bedienung der äußeren Schuld schon nicht zureichend waren, nun eine noch 
größere Zins- und Amortisationsbelastung zu finanzieren ist. Da aus den Investitionen al- 
so nur unzureichende Beträge zur Bedienung der äußeren Schuld aufgebracht werden kön- 
nen, müssen die Einkommen, die im wesentlichen konsumtiv verwendet werden, dran 
glauben. Die Masseneinkommen werden also gesenkt, staatliche Sozialleistungen gekürzt, 
der informelle Sektor herangezogen usw. Kurz, eine heftige Austerity ist die Folge, eine 
weitere Verarmung breiter Massen der Bevölkerung wie auch die gegenwärtigen Verschul- 
dungskrisen in Chile, Mexico, Argentinien oder Brasilien und Polen wieder demonstrie- 
ren. 

Gleichgültig welches Maßnahmebündel zur Durchführung der Austerity zusammenge- 
stellt wird, das Resultat ist eine Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse - und darin ge- 
rade liegt die politische Dimension der äußeren Verschuldung. Sie wirkt einerseits konser- 
vierend, indem monetär ungeheure Mittel in Bewegung gesetzt werden, um die ökonomi- 
sche Struktur und den ihr entsprechenden gesellschaftlichen Körper zu stärken. Anderer- 
seits ist ihre Wirkung für die Gesellschaft disgregierend, da zuerst die durch sie ermöglichte 
interne Staatsverschuldung die Inflation speist und dann in der Verschuldungskrise schlag- 
artig zur Inflation noch die Austerity hinzukommt, also ein hochexplosives soziales Ge- 
misch hergestellt wird. Dies läßt sich in allen hochverschuldeten Ländern heute feststellen. 
In Brasilien hat der Mechanismus wie folgt funktioniert: 

Der Zufluß von äußeren Krediten stattet die Wirtschaftssubjekte mit Liquidität aus, die der 
Staat zum Teil durch die Ausgabe von Schatzbriefen (Letras do Tesoro Nacional, LTN) 
und indexierten Schatzschuldscheinen (Obrigagöes Reajustäveis do Tesoro nacional, 
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ORTN) in seine Kassen lenkt'®. Es scheint also die äußere Verschuldung nicht nur als Mit- 
tel der Finanzierung von Investitionsprojekten und später auch der Rückzahlung von 
Schulden gedient zu haben, sondern als eine Basis für die massive Ausweitung der Staatsver- 
schuldung. Mit der Ausweitung der externen Verschuldung »resultierte ... die Internationa- 
lisierung eines bedeutenden Teils des Kreditvolumens der Unternehmen und des öffentli- 
chen Sektors, insbesondere im Bereich der langfristigen Operationen« (Coutinho/ Belluz- 
zo 1981, 5.63). Damit vergößerte sich uno actu das Geldschöpfungspotential des Landes, 
wie auch Kroll (1958) für das Deutschland der Jahre nach 1924 feststellt. Mit der Aufnahme 
von äußeren Anleihen, schreibt Carvalho Pereira, ist eine »Operation des internen Trans- 
fers von Fonds verbunden, und zwar zwischen den nationalen Käufern von Letras do Te- 
souro (Schatzbriefen des Staates) und den Schuldnern der äußeren Kredite, eine Operation, 
die von den monetären Instanzen vermittelt wird.« (Carvalho Pereira 1974, $.197) Der Au- 
tor macht diese Möglichkeit mitverantwortlich für die verzögerte Entwicklung eines hei- 
mischen Kapitalmarktes, der die internen Ressourcen zu mobilisieren vermöchte, und da- 
für, daß durch die Internationalisierung eines bedeutsamen Teiles des brasilianischen Kre- 
ditsystems die Wirtschaft »verwundbar« durch externe Einflüsse geworden ist. 

Es scheint, als ob auf dem einmal eingeschlagenen Entwicklungspfad die Staatsverschul- 
dung notwendig ist und bleibt, um das Zinsniveau zu heben. Was in der hiesigen »crow- 
ding-out-Debatte« betont worden ist und gerade zweifelhaft bleibt (daß nämlich staatliche 
Nettokreditaufnahme private Anleihen verdrängt (vgl. Altvater/Hübner/Stanger 1983, 
$.142ff.), scheint sich hingegen für die brasilianische Ökonomie zu bestätigen: die forciert 
wachsende Staatsverschuldung als Hebel der Erhöhung des internen Zinsniveaus, das wie- 
derum Bedingung für den Import von langfristigen, insbesondere aber von kurzfristigen 
Kapitalien von den internationalen Kreditmärkten ist. Die Kehrseite der steigenden Staats- 
verschuldung ist natürlich die wachsende Belastung des Bruttoinlandsprodukts nicht nur 
mit dem Schuldendienst für die aufgenommenen Auslandskredite, sondern auch mit dem 
Dienst auf die interne Schuld. 1980 betrugen die »Encargos«, also Zinsen, plus Inflations- 
ausgleich plus Diskontos für die Unterbringung von Staatsschuldverschreibungen 
(ORTN und LTN) 4,6 Mrd US-Dollar (243,1 Mrd Cruzeiros). Im Jahre 1981 waren bereits 
für den Schuldendienst 14,0 Mrd US-Dollar (oder 1,3 Billionen Crs) notwendig. Für 1982 
werden 23,0 Mrd US-Dollar (oder 4,1 Billionen Cruzeiros) geschätzt. (Dercio Munhoz 
1982, 5.70) Die Wachstumsrate der »Encargos« ist höher als die Inflationsrate, so daß ein 
Realtransfer vom Staatshaushalt zu den Besitzern von Staatspapieren, vor allem zu den 
Banken, stattfindet. Jedenfalls steigt die Belastung des BIP durch den Dienst an der inter- 
nen Schuld seit Beginn der 80er Jahre kontinuierlich an, von 3,7 v.H. 1978 auf 11,6 v.H. 
1982. Die Dramatik zeigt sich insbesondere daran, daß der Schuldendienst inzwischen we- 
sentlich die »ordentliche« Einnahmeseite des Staatshaushalts überschreitet; im Jahre 1982 
um 36 v.H. (Dercio Munhoz 1982, $.74). Da der Staat mit den Krediten nicht eine Erhö- 
hung des Angebots im Inland finanziert, kann nur eine heftige Inflation die Folge sein. 
Dies ist der Ausdruck einer Loslösung der monetären von der realen Akkumulation (vgl. da- 
zu da Conceigao Tavares 1981). Der ökonomische Inhalt einer solchen Situation besteht in 
der Vorherrschaft des Zinses gegenüber dem industriellen Profit und damit auch der mone- 
tären gegenüber der realen Akkumulation. Daß dieses Verhältnis nicht langfristig aufrecht- 
erhalten werden kann, ist offensichtlich. Denn die Zahlung der Zinsen aus den industriel- 
len Profiten gelingt nur noch auf dem desolaten Wege der »Ponzi-Finanzierung«, die dieser 
ökonomischen Struktur einen absurden Höhepunkt bereitet. In einer solchen Situation 
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entwickelt der Staat eine außerordentlich widersprüchliche Politik. Zum einen wird die 
Staatsschuld mit einem Tempo angehoben, das die Steigerungsraten der Haushaltsansätze 
übersteigt. Die Verschuldung erweist sich also in einer gegebenen stagnativen Situation als 
eine Schraube ohne absehbares Ende (vgl. dazu Dercio Munhoz 1982, $.77). Natürlich lie- 
ße sich dieses Problem dadurch lösen, daß der Staat eine Politik der Kostensenkung der 
Verschuldung (durch Höchstzinsfestlegung, Rückgriff auf zinsfreie Mindestreserven etc.) 
betreiben würde, ein Vorschlag, der auch von Munhoz entwickelt wird. Allerdings steht 
dazu die andere Seite der staatlichen Politik in krassem Widerspruch, nämlich die Restrik- 
tionspolitik, die insgesamt zu einer Steigerung der realen Zinsen führt. Das bedeutet für die 
Banken eine Steigerung der Gewinne, wie schon Conceigao Tavares in ihrer Analyse des 
brasilianischen Finanzkapitals darlegt. Sie spricht schon 1970 von Bankprofitraten, die hö- 
her als 50% sind, während die durchschnittliche Rentabilität für die Unternehmen kaum 
11,5% beträgt (Conceigao Tavares 1981, S.245). Darin drückt sich die Ausrichtung der Ak- 
kumulation nach kurz- und mittelfristigen Interessen aus; Zinsen und Zinsdifferenzen wer- 
den ausgenutzt und zu wenig wird produktiv investiert. Ursache für diesen Prozeß ist zu 
einem großen Teil die Einkommensverteilung. Da die Masseneinkommen real nicht genü- 
gend gestiegen oder sogar rückläufig sind, fehlt entsprechende Nachfrage, für die Massen- 
konsumgüter hergestellt und abgesetzt werden könnten. Statt dessen steigt der Konsum der 
Mittel- und Oberschichten, wie auch Baer beobachtet: »... the rapid rise of consumer dura- 
ble consumption of the more favored income groups would seem to indicate that the sy- 
stem encourages them to comsume rather than to save ...« (Baer 1979, $. 105). Dieser »geho- 
bene« Konsum jedoch wird zu einem Teil aus Importen befriedigt, so daß ein Teil der auf- 
genommenen äußeren Kredite eine Zeitlang das Konsumniveau der mittleren und höheren 
Klassen alimentiert. So wird der Akkumulationsfonds, der durch den Rekurs auf die »äuße- 
re Ersparnis« hätte aufgefüllt werden sollen, von zwei Seiten her beraubt: von den mittle- 
ren und höheren Klassen, die auf der Grundlage der externen Verschuldung ihren Konsum- 
standard heben und auf hohem Niveau halten konnten und vom Finanzsektor, dessen An- 
teil am internen Einkommen Brasiliens permanent gestiegen ist. Dercio Munhoz zeigt, daß 
dieser 1959 knapp 3 v.H., 1970 schon fast 6 v.H. und 1981 10 v.H. beträgt. Mit der Profit- 
klemme wird auch die Akkumulation realen Kapitals beeinträchtigt. 

Die Lösung der so umschriebenen Schwierigkeiten ist ohne strukturelle gesellschaftliche 
Veränderungen gar nicht möglich; doch wird noch der Versuch gemacht, die Aufbringung 
aus dem Massenkonsum zu organisieren. Die »verschuldete Industrialisierung« wird zu ei- 
nem Vehikel der weiteren Verarmung und Verelendung breiter Massen der Bevölkerung. 
Dadurch aber wird der innere Markt noch mehr eingeschnürt, so daß der Zwang zu expor- 
tieren unerbittlich wird. Würden die Weltmärkte expandieren, könnte interne Austerity 
und damit verbundene Deflationierung - abgesehen von der sozialen Brutalität dieser Poli- 
tik - möglicherweise über steigende Exporteinnahmen den Transfer des Schuldendienstes 
erleichtern. Nur erweist es sich in der Weltmarktkrise, daß sich die sozialen Kosten der 
Austerity noch nicht einmal auszahlen; die Situation wird infolge der negativen Wirkun- 
gen der Deflationierung in den Schuldnerländern auf dem Weltmarkt insgesamt verschlim- 
mert. 

Die Abkoppelung der monetären von der realen Akkumulation hat Konsequenzen für die 
strukturelle Seite der Ökonomie. Denn anstelle produktiver Investitionen werden kurzfri- 
stige, vor allem finanzielle Projekte durchgeführt. Das Zahlungsbilanzdefizit wird in ein 
strukturelles verwandelt, da es immer größere Schwierigkeiten macht, die Handelsbilanz 
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positiv zu gestalten. Um dennoch einen Ausgleich der Zahlungsbilanz zu erzielen, müssen 
immer neue Anreize für Kapitalimporte erfunden werden. Die prekäre Gesamtlage der 
Ökonomie verschlimmert sich weiter. Es bleibt schließlich nur die Zahlungseinstellung 
oder der Hoffnung ausstrahlende Strohhalm: neue riesige Rohstofflager z.B. in Carajas im 
Bundesstaat Parä), die zur Bezahlung der Schulden verschleudert werden können. Nur, 
was ist das für ein Preis! 


4. Das Transferproblem 


Unter den Bedingungen eines expandierenden Weltmarkts dürfte es nicht schwer fallen, 
ausreichende Deviseneinnahmen aus Exportgeschäften zu erzielen, um die aufgenomme- 
nen Kredite bedienen zu können. Anders liegen jedoch die Dinge, wenn entweder »anoma- 
le Zahlungen« (Halm 1957, 5.196) wie Reparationen (Beispiel Deutschland nach dem Er- 
sten Weltkrieg) zu leisten sind, oder wenn ganz normalen Zinsüberweisungen und Til- 
gungsbeträgen keine kompensierenden Deviseneinnahmen aus Exportgeschäften entspre- 
chen. Wie lassen sich in einer solchen Situation Devisen für den Schuldendienst überhaupt 
mobilisieren? Die Lösung kann nur darauf hinauslaufen, entweder durch außerordentliche 
(Export)anstrengungen zusätzliche Fremdwährungsmittel hereinzubekommen oder die 
Importe zu beschneiden oder die Verschuldungsspirale weiterzudrehen und aus neuen Kre- 
diten alten Schuldendienst zu finanzieren oder in der Hoffnung auf bessere Zeiten ein 
Schuldenmoratorium einseitig zu deklarieren oder bilateral zu vereinbaren. Diese Metho- 
den zur Bewältigung von Transferschwierigkeiten sind nicht alternativ; vielmehr werden 
sie parallel angewandt, wobei die Zahlungseinstellung der letzte Fluchtpunkt ist, wenn 
auch der Strick der »Ponzi-Finanzierung« nicht mehr hält.” 

Ist der normale Realtransfer (Schuldendienst aus Exportüberschüssen der Handelsbilanz) 
nicht möglich und wird statt dessen über einen längeren Zeitraum der Weg des »Schein- 
transfers«, d.h. der Finanzierung des Schuldendienstes aus neuen Krediten, eingeschlagen, 
dann findet in weltwirtschaftlichem Maßstab die schon mehrfach angesprochene Loslö- 
sung von realer und monetärer Akkumulation statt. Dies muß so lange nicht zu Schwierig- 
keiten, Konflikten, Krisen gar führen, wie die reale Kapitalakkumulation auf keine Hinder- 
nisse stößt (vgl. Mattick 1976, $.17). Erst beim Übergang der prosperierenden Akkumula- 
tion in eine stagnative Entwicklungsphase stellt sich heraus, daß der Scheintransfer auf 
Grenzen stößt. Die Kreditbeziehung international haben ein Ausmaß erreicht, das gegen- 
über dem Ausmaß des realen Akkumulationsprozesses (Produktion und Welthandel) über- 
dimensioniert ist. Damit tritt der innere Zusammenhang von Welthandel und Weltfinanz- 
beziehung, von Weltwährungs- und Weltwirtschaftsordung zu einem Zeitpunkt ins Blick- 
feld, an dem es schon schwierig, möglicherweise gar aussichtslos geworden ist, das Verhält- 
nis von realer und monetärer weltwirtschaftlicher Akkumulation störungsfrei zu »redi- 
mensionieren«. Die Schwierigkeit eines solchen Manövers besteht nicht nur in der Anpas- 
sung von Quantitäten (des Handelsvolumen ans Kreditvolumen oder umgekehrt), sondern 
vor allem von Strukturen. Diese aber sind gerade auf dem Weltmarkt höchst konservativ, 
wo sie grundlegend reformiert werden müßten, um eine Krise der Verschuldung, die sich 
bis zur Weltfinanzkrise zuspitzen könnte, zu vermeiden. 

Welches sind die charakteristischen Merkmale dieser Strukturen auf dem Weltmarkt? Es ist 
zunächst die Dominanz der entwickelten kapitalistischen Länder auf dem Weltmarkt, die 
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sich in vielfacher Weise hervorkehrt. Unter den Währungen, in denen die Kredite gegeben 
und die Zinsen und Tilgungen geleistet werden müssen, ist - wie nicht anders zu erwarten - 
der Dollar dominant. Daneben sind auch die DM, der Schweizer Franken und das Pfund 
Sterling sowie der japanische Yen Währungen, in denen Roll-over-Kredite abgeschlossen 
werden. Nur in wenigen Fällen sind internationale Kredite mit einer Währungs-Options- 
klausel ausgestattet, die dem Kreditnehmer ein Wahlrecht hinsichtlich der Währung, in der 
der Schuldendienst geleistet wird, zubilligt (vgl. Denzel 1980, 5.317). Damit ist das Gelin- 
gen des Tansfers auch abhängig von der Entwicklung des relativen Werts der Währungen 
(vor allem des Dollar), in denen die Kreditgeschäfte abgewickelt werden. Insbesondere eine 
Aufwertung des Dollar bringt für die verschuldeten Länder zusätzliche Belastungen, da 
Absicherungsgeschäfte gegen Devisenkursschwankungen nur begrenzt wirksam sein kön- 
nen. Nun kann der Dollarkurs steigen, weil in den USA eine entsprechende Restriktions- 
politik betrieben wird oder weil die Währung des verschuldeten Landes infolge einheimi- 
scher Inflation abgewertet werden muß. Die erstgenannte Ursache für eine Dollar-Aufwer- 
tung liegt in der Verantwortung der USA, die zweitgenannte im politischen Aktionsradius 
des verschuldeten Landes. Wenn die Restriktionspolitik vorwiegend mit dem Mittel stei- 
gender Zinsen und weniger durch eine Reduzierung von Budgetdefiziten durchgeführt 
wird, dann werden Schuldnerländer nicht nur durch die Aufwertung des Dollar negativ be- 
troffen, sondern auch durch die Erhöhung des Zinsniveaus, die aus den USA auf den LI- 
BOR übertragen wird und den Zinsendienst nach oben treibt. Da die Masse der internatio- 
nalen Kredite zu variablen Zinssätzen abgeschlossen werden (dies ist im Roll-over-Verfah- 
ren begründet, das die Neufestsetzung der Kreditlinien und -konditionen ungefähr jedes 
halbe Jahr vorsieht; dies dient der Sicherung der Banken, die ja kurzfristige Einlagen in 
langfristige Ausleihungen transformieren), wirkt eine Zinserhöhung wie ein »Schock« für 
die verschuldeten Länder (vgl. Schubert 1982), der durchaus härter als eine Erhöhung des 
Ölpreises sein kann. 

Allerdings kann durch die internen Schwierigkeiten der Aufbringung des Schuldendienstes 
in den Schuldnerländern die Inflation forciert werden, auf jeden Fall mit negativen Konse- 
quenzen für die Entwicklung des Wechselkurses. Die Dollaraufwertung und die Währungs- 
abwertung in verschuldeten Ländern addieren sich zu einem Nachteil, dem gegenüber die 
Vorteile einer Begünstigung der Exporte im abwertenden Schuldnerland nur gering wie- 
gen. Dies widerspricht den Annahmen der neoklassischen Theorie, deren Vertreter aus ei- 
ner Liberalisierung des Welthandels und der Devisenmärkte eine Lösung für die Verschul- 
dungs- und Transferprobleme erhoffen (z.B. Glismann/Nunnenkamp 1983). Der Grund 
liegt in der allgemeinen Stagnation des Weltmarktes gegen Ende der 70er und Anfang der 
80er Jahre. Die Erzielung eines Exportüberschusses der verschuldeten Länder und die Hin- 
nahme eines Handelsbilanzdefizits in den hochentwickelten kapitalistischen Länderen ist 
wie in einem Nullsummenspiel nicht die Neuverteilung von Zuwächsen. Was den einen als 
Überschuß gegeben wird, fällt bei den anderen als Defizit an. In diesem Spiel ist der Markt 
höchst ungeeignet, für einen Ausgleich zu sorgen. Auch politisch haben für eine Korrektur 
zur Lösung des Transferproblems die verschuldeten Länder nicht die besten Karten. Entge- 
gen den Erfordernissen realisieren die Nicht-Erdöl-produzierenden Entwicklungsländer 
(NODC’s) daher seit Anfang der 70er Jahre ein aggregiertes Handelsbilanzdefizit, das seit 
1979 (nach der zweiten Ölpreissteigerung) noch angestiegen ist und erst 1983 - vor allem 
durch Verzicht selbst auf notwendige Importe - reduziert werden kann. 

Die Dominanz der entwickelten kapitalistischen Länder auf dem Weltmarkt und die 
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Schwierigkeiten, sich dieser Dominanzstruktur zu entziehen, erschienen gerade auch dar- 
in, daß es den NODC’s nicht möglich ist, den notwendigen Exportüberschuß gegenüber 
den OECD-Ländern zu erzielen.!? Vielmehr sind die Exporte der NODC’s hochgradig 
von der Expansion von Produktion und Nachfrage in den OECD-Ländern abhängig (Long 
1980, S.480ff.). Also könnte deren wirtschaftlicher Aufschwung einen Teil der Schwierig: 
keiten mit dem Schuldendienst beheben. 


Heißer Herbst für die Banken 


Schon zum zweitenmal in diesem Jahr geht in den 
Banken der westlichen Welt die Angst vor ein 
großen Finanzkrach um: Mehr als 25 Eetwicklungefert 
der und Ostblockstaaten können ihre Schulden nicht 
mehr zahlen. Geldmanager und Zentralbankiers westli- 
cher Industriestaaten trafen letzte Woche auf verschie- 
denen Krisensitzungen zusammen. Den Anlaß lieferte 
Brasilien - mit 90 Milliarden Dollar Auslandsschutden 
der Schlimmste alter Fälle. Die Bank für Internationaten 
Zahlungsausgleich (BIZ) weigerte sich zunächst, einen 
zum letzten Freitag fälligen Brasilien-Kredit über 400 
Millionen Doltar zu verlängern. Gleichzeitig sperrie der 
Internationale Währungsfonds (IWF) einen bereits zu- 
gesagten Kredit über 411 Millionen Dollar an Brasilien, 
weil es die Brasilianer zuvor ablehnten, die damit 
verknüpften Auflagen zu akzeptieren. Vergangenen 
Freitag räumte die BIZ den Südamerikanern eine letzte 
Frist bis Montag ein. Der IWF will den Kredit nun doch 
freigeben. Damit sind die Schwierigkeiten freilich nicht 
aus der Welt. Die neun größten Banken der USA haben 
in Lateinamerika rund 42 Milliarden Dollar Außenstände. 
Das entspricht etwa dem Vierzehnfachen des Gewinns, 
den die Kreditinstitute im vergangenen Jahr erwirt- 
schafteten. Auch die deutschen Banken müssen um ihr 
Geld bangen. Sie haben rund 75 Milliarden Mark an 
Entwicklungsländer und weitere 23 Milliarden an Ost- 
blockstaaten verlienen. Die wackeligen Kredite über- 
steigen das haftende Eigenkapital der Banken um das 
Dreifache. Und nur ein Fünftel ihrer gesamten 
Auslandskredite sind über Bürgschaften abgesichert. 

„Einen heißen Herbst" befürchtet nun ein Frankfurter 
Bankier für die anstehenden Stundungs- und Umschul- 
dungsverhandlungen. 


Wie schon in der Transferdebatte von 1929 herausgearbeitet worden ist, gibt es für die Lö- 
sung des Transferproblems nur die Alternative einer Expansion in den Gläubigerländern, 
um auf diese Weise bei offenen Märkten durch Steigerung der Importnachfrage den ver- 
schuldeten Ländern einen Handelsbilanzüberschuß zu ermöglichen, oder einer Restrikti-ons- 
politik in den verschuldeten Ländern, um durch Senkung der Einfuhren Devisen für den 
Transfer des Schuldendienstes freizumachen. Verfolgen viele Länder die letztgenannte Li- 
nie, dann könnte »Brüning im Weltmaßstab« (Guth 1982) ein come back feiern. Es waren 
in der Transfer-Debatte von 1929 insbesondere Ohlin und Rueff, die von einer Expansion, 
also von der Bereitschaft der Gläubigerländer zu einem Handelsbilanzdefizit, die Lösung 
des Problems erwarteten, während Keynes unter den Bedingungen des Goldstandards den 
restriktiven Ausweg über eine Senkung des inländischen Preisniveaus im verschuldeten 
Land (damals Deutschland) und die damit beabsichtigte Hebung der Konkurrenzfähigkeit 
in Erwägung zog. Allerdings handelt es sich bei dieser Alternative nicht um gleichrangige 
und gleichermaßen realisierbare Operationen. Dies nicht nur deshalb, weil die wirtschafts- 
politischen Akteure jeweils andere sind; im Falle der Expansionspolitik die Regierungen 
der kreditgebenden Länder und bei restriktiven Maßnahmen die Regierungen verschulde- 
ter Länder. Der tiefere Grund liegt in den Grenzen staatlicher Interventionspolitik, insbe- 
sondere bei expansiver Zielsetzung in der weltwirtschaftlichen Depression. Der Auf- 
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schwung ist nicht einfach »machbar«, wie die Theorien des Staatsinterventionismus geklärt 
und die Erfahrungen mit unterschiedlichen Politikmodellen (Monetarismus, supply side, 
Keynesianismus) im Verlauf der jüngsten Weltwirtschaftskrise gezeigt haben. Dann bleibt 
nur - da eine aggressive Exportförderung (wie in Süd-Korea) niemals für alle möglich ist - 
die restriktive Variante, nämlich die Importe zu senken, um einen Handelsbilanzüber- 
schuß erzielen zu können. Brasilien beispielsweise hat in seinem »Foreign Sector Pro- 
gramm«, mit dem um Kredite beim IWF nachgesucht wurde, für 1983 eine Stagnation der 
Exporte prognostiziert. Die eher von der nationalen Wirtschaftspolitik gestaltbare Varia- 
ble der Importe wird durch eine bedeutsame Reduktion angepaßt: von 1980 auf 1983 sollen 
die Importe (aller Waren außer Erdöl) von rund 13,6 Mrd Dollar auf 8 Mrd Dollar, also um 
über 40 v.H., die Importe von Öl um 10 v.H. von rund 10 Mrd Dollar auf 9 Mrd Dollar ge- 
senkt werden, so daß sich das strukturelle Defizit der Handelsbilanz der 70er Jahre, das 
sich von 1973 bis 1980 auf über 17 Mrd Dollar akkumuliert hat, in den 80er Jahren in ein 
Surplus von - im Jahre 1983 - 6 Mrd Dollar verwandeln kann (National Monetary Council 
1983). Ähnliche restriktive Vorschriften planen andere hochverschuldete Länder wie Polen 
oder Mexico. Zwischen Mexico und Brasilien ist ernsthaft erwogen worden, vom in Valuta 
zu fakturierenden Handel zum bilateralen Tauschhandel überzugehen, um Devisen zu spa- 
ren (vgl. Gazeta Mercantil, 23.9.1982). Die Abrechnung sollte über einen noch zu kon- 
struierenden Warenkorb erfolgen. Daß dieser verzweifelte und zweifelhafte Ausweg aus ei- 
ner untragbaren Situation zu einer weiteren Einschnürung des Welthandels führen muß, 
dessen Expansion allein die Verschuldungsprobleme lösen könnte, ist offensichtlich. Aber 
auch nach 1931 gab es diese Erscheinungen, die letztlich zur Aufteilung der Welt in autarke 
Wirtschaftsräume führten. Jedes Land versucht bei einer allgemeinen Desintegration des 
Weltmarkts, »seine Haut« zu retten und sich vom Weltmarkt unabhängig zu machen. Für 
viele Länder, insbesondere für die ärmsten unter den Entwicklungsländern, ist dies noch 
nicht einmal das Resultat einer unabhängig und perspektivisch-bewußt getroffenen Ent- 
scheidung, sondern eine Zwangssituation, in der de facto keine Devisen mehr zur Verfü- 
gung stehen, um Käufe auf dem Weltmarkt zu tätigen, da die eigenen Produkte nicht oder 
nur zu elenden Preisen absetzbar sind. 

Nachdem der Weltmarkt mehrere Jahrzehnte nach dem zweiten Weltkrieg: als eine Art 
»Wohltäter« und Förderer von wirtschaftlicher Entwicklung erschienen ist, als Markt mit 
hoher Absorptionsfähigkeit für die in immer größeren Mengen produzierten Waren und 
später als ein Markt internationaler Kredite, mit denen der interne Akkumulationsfonds 
alimentiert werden oder kurzfristige Zahlungsschwierigkeiten überbrückt werden konn- 
ten, stellt er sich heute als eine Zwangsinstitution dar, die außerordentliche, manchmal 
schmerzhafte und vielleicht sogar unmögliche und daher erfolglose Anpassungsleistungen 
erfordert. Offensichtlich ist die Weltmarktexpansion an eine Grenze gestoßen, die auch 
mit internationalen Krediten nicht geöffnet werden kann; die Kapitalakkumulation (und 
daher auch die Realisierung der Warenwerte) ist nach der langen Prosperität in eine stagna- 
tive Phase geraten. Dabei handelt es sich nicht mehr nur um einen konjunkturellen Ab- 
schwung, dem ein neuer Aufschwung schon folgen wird, sondern um den Übergang in die 
stagnative Phase eines langen Zyklus der Kapitalakkumulation. 

Die weltwirtschaftliche Expansionsphase in den 50er und 60er Jahren - die auch durch klei- 
ne Krisen oder Rezessionen unterbrochen waren, jedoch niemals synchron die wichtigsten 
Zentren des Weltmarkts in Mitleidenschaft gezogen hatten - war vor allem gekennzeichnet 
durch eine in der Geschichte des Kapitalismus einmalige Ausdehnung des Welthandels mit 
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jahresdurchschnittlich real 7,5 v.H. in den 50er und 11,9 v.H. in den 60er Jahren. Mit einer 
zeitlichen Verzögerung bis zur Herstellung der Währungskonvertibilität gegen Ende der 
50er Jahre folgte der Welthandelsexpansion die beschleunigte Internationalisierung des pro: 
duktiven Kapitals in der Form der transnationalen Konzerne. Das Wachstum der Direktin- 
vestitionen sorgte für eine gewisse Angleichung der Produktionsbedingungen -hinsichtlich 
T echnologie, Arbeitsorganisation, Managementtechniken usw. - und der Profitbedingun-. 
gen in den kapitalistischen Zentren. 

Gegen Ende der 60er Jahre stellt es sich heraus, daß die Profitraten in der Welt des hoch- 
entwickelten Kapitalismus nicht mehr gesteigert werden können und bestenfalls stagnieren 
oder gar zu fallen tendieren. (Vgl. Weisskopf 1979 für die USA; Glyn/Harrison 1980 für 
Großbritannien; Altvater/Hoffmann/Semmler 1979 für Westdeutschland; Farina 1976 
für Italien; Hill 1979 vergleichend für die großen OECD-Länder.)” Dies ist die Grundlage 
dafür, daß alle Länder in den 70er Jahren mit niedrigeren gesamtwirtschaftlichen Wachs- 
tumsraten wachsen. Denn mit den sinkenden Profitraten verringert sich die Akkumula- 
tionsrate, das Verhältnis von Investitionen und Kapitalstock. Da trotz sinkender Profitra- 
ten die Profitmassen noch zunehmen, ist die Liquidität des Kapitals hoch; auch die Banken- 
liquidität wird dadurch gesteigert. So passiert es, das gleichzeitig und, in direktem, inneren 
Zusammenhang miteinander stehend, die Wachstumsraten des Welthandels in den 70er 
Jahren auf jahresdurchschnittlich real 6,5 v.H. zurückgehen, sich also gegenüber dem Jahr- 
zehnt zuvor fast halbieren, gleichzeitig aber die private Liquidität in der Form internatio- 
naler Kredite mit Wachstumsraten von fast 30 v.H. im Jahresdurchschnitt anschwillt. Die 
monetäre Akkumulation rast der realen davon. Es sind also vor allem die entwickelten ka- 
pitalistischen Länder selbst, die aufgrund ihrer Investitionsschwäche die Mittel für die Kre- 
ditfinanzierung von Drittweltländern bei den internationalen Banken bereitstellen. Diese 
zögern zunächst auch kaum, die heute zum Problem gewordene Verschuldung zu finanzie- 
ren. 

Nach den Untersuchungen der Bank für internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) stellen 
(1980) von 100 Dollar internationaler Einlagen die großen OECD-Länder 66 Dollar. Von 
100 Dollar Krediten hingegen nehmen sie nur 58 Dollar auf. Die OPEC-Länder halten 
(wieder auf 100 Dollar bezogen) 11,9 Dollar an Einlagen und verwenden 5,2 Dollar an Kre- 
diten. Beide Ländergruppen versorgen das System also mit Liquidität und begeben sich in 
eine Gläubigerposition, während die »Off shore«-Finanzplätze sich geringfügig verschul- 
den, die NODC’s hingegen die Liquidität des. internationalen Bankensystems als Chance 
sehen, um mittels der äußeren Verschuldung ihr Entwicklungspotential durch Zugriff auf 
»äußere Ersparnis« zu vergrößern. Es handelt sich hier um einen ähnlichen Prozeß, wie er 
sich auch im Fall der inneren Staatsverschuldung in den Industrieländern abspielt: der Staat 
kann sich verschulden, weil die Liquidität des privaten Sektors nicht zur Realvermögens- 
bildung (Realinvestitionen) voll in Anspruch genommen wird. Die Banken, aber auch in- 
dustrielle Unternehmen (die in großem Umfang zur Konsolidierung anstatt produktiv zu 
investieren, Staatspapiere gekauft haben) werden zu Gläubigern des Staates und erwerben 
den sicheren Anspruch auf Zinsen, deren Last in den Staatshaushalt hingegen immer 
drückender wird. 

Die Zunahme der - inneren und äußeren - Verschuldung ist also nichts als die Kehrseite des 
Übergangs vom Wachstumsboom in eine stagnative Phase am Ende einer »langen Welle 
der Konjunktur«. Und gerade, weil es sich bei der Zunahme der Verschuldung um keinen 
von der realen Akkumulation unabhängigen (wenn auch zeitweise losgelösten) Prozeß der 
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monetären Akkumulation händelt, schürzt sich die Notwendigkeit des Schuldendienstes 
auf die empfangenen Kredite zu einem unlösbaren Transferproblem. Denn auf der einen 
Seite wäre das Wachstum des Welthandels (und als dessen Vorbedingung eine Steigerung 
von Profitrate und Akkumulation) die Voraussetzung für eine Vereinfachung des Trans- 
fers, auf der anderen Seite ist der Abbau der Verschuldung Voraussetzung für einen positi- 
ven Anstoß zur Akkumulation. Der Teufelskreis der Auslandsverschuldung ist also weiter 
gezogen als ursprünglich angenommen. Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß in der lang- 
andauernden Stagnation nicht nur die Akkumulationsrate abnimmt, sondern sich auch 
der Charakter der Investitionen verwandelt: gegenüber den Erweiterungs- fallen die Ratio- 
nalisierungsinvestitionen verstärkt ins Gewicht. Rationalisierungsinvestitionen dienen der 
Verbesserung der Konkurrenzpositionen bei stagnierenden Absatzchancen und nicht wie 
Erweiterungsinvestitionen der Öffnung von Märkten. Also verengen sich die Exportchan- 
cen nicht nur wegen des verlangsamten Wachstums auf den Weltmärkten, sondern auch in 
Folge der Rationalisierungsanstrengungen der Konkurrenten? Und diese tendieren dazu, 
sich obendrein noch durch »nicht-marktkonforme« Mittel zu schützen, wie protektionisti- 
sche Maßnahmen der verschiedensten Art. 

In einer so strukturierten Weltwirtschaft ist das Transferproblem kurzfristig unlösbar ge- 
worden; der Prozeß der Redimensionierung des Verhältnisses von realer und monetärer 
Akkumulation scheint auf einem krisenfreien Weg nicht mehr durchführbar zu sein. Nur 
ein Aufschwung aus der stagnativen Phase der »langen Welle« der Kapitalakkumulation 
könnte langfristig Abhilfe schaffen, ein Aufschwung noch dazu, von dessen Dynamik vor 
allem die hochverschuldeten Länder profitieren. Eine neue Prosperität ist jedoch an eine 
Reihe von Voraussetzungen gebunden, die gegenwärtig alle nicht gegeben sind. Eine der 
wichtigsten ist eine Reduzierung der externen Schuldverpflichtungen, die wie eine uner- 
trägliche Last allenfalls noch ein Stück des Weges mitgeschleppt werden können. Dann 
muß sie abgeworfen werden, wenn nicht der Träger unter ihr, zumal sie durch die Ponzi- 
Finanzierung immer größer wird, zusammenbrechen soll. Dies wäre auch »Redimensionie- 
rung«: nämlich weltweite Kreditkrise, Entwertung von Schuldverpflichtungen mit höchst- 
wahrscheinlichen Bankrotten selbst gediegener, traditionsreicher, großer Banken. Eine ge- 
zielte Aktion des (partiellen) Schuldenerlasses wäre demgegenüber vorzuziehen. Jedoch 
setzt dies politische Instanzen voraus, die einen solchen Prozeß zu steuern vermögen und 
nicht in blindem Marktvertrauen auf die Automatik der »invisible hand« und ihre Regulie- 
rungsfähigkeit setzen. Doch auch den politischen Willen und die Fähigkeit zu steuernden 
Eingriffen in die Weltwirtschaft vorausgesetzt (so wie sie etwa in dem Vorschlag zu einer 
Erneuerung US-amerikanischer Hegemonie von Helmut Schmidt in der »Zeit« vom 
28.2.83 vorgeschlagen wurden), darf nicht vergessen werden, daß irgendjemand die Verlu- 
ste wird tragen müssen‘?! Ein ganz kritischer Punkt. Denn daran können sich nicht nur na- 
tionale, sondern auch soziale Konflikte entzünden. Und gerade die Kombination von na- 
tionaler und sozialer Frage macht diese Zwei-Komponenten Mischung höchst explosiv. 
Da realer Transfer nicht möglich scheint, der Scheintransfer nicht endlos weitergehen 
kann, ist die Entwertung von Schulden die einzige noch übrig bleibende Konsequenz. Es 
wird dann um die Verteilung von Verlusten gehen, von denen jeder Beteiligte einen Teil tra- 
gen müßte. Aber wir haben gesehen, daß die Politik der internationalen Verschuldung die 
weltwirtschaftlichen und weltpolitischen Machtstrukturen entgegen den Hoffnungen, die 
gerade Schwellenländer in eine Strategie der »verschuldeten Industrialisierung« gesetzt ha- 
ben, nicht grundlegend und keineswegs zu ihren Gunsten verändert hat. Warum sollte in 
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der Auseinandersetzung um die Verteilung von Verlusten nun von Machtpositionen zu 
Gunsten einer Strategie der Gleichverteilung abgerückt werden? Dies ist gerade in Ausein- 
andersetzungen, in denen Staaten die Akteure sind, kaum zu erwarten. Die Karten in die- 
sem Spiel sind bereits gemischt. Aber das Spiel hat keine Regeln, es geht ausschließlich nach 
dem Recht des Stärkeren. Doch auch dessen Macht ist begrenzt, selbst wenn sie militärisch 
auftrumpft. Die Schuldner könnten Notkoalitionen bilden, zur Abwehr der schlimmsten 
Auswirkungen einer internationalen Finanzkrise. 

Bisher vermitteln die Berichte über Liquiditätskrisen von Ländern der Dritten Welt oder 
von großen Konzernen noch den Eindruck, der »Geldschleier« werde lediglich durch einen 
eisigen Luftzug bewegt. Doch wenn er reißen sollte, wird nach einer langen Phase der welt- 
wirtschaftlich vermittelten Akkumulation das Band zerstört sein, das als »Kuppler« aller 
Beziehungen diente. Die Ohnmacht des Geldes besteht darin, daß es in sich alle Widersprü- 
che birgt, die dem Kapitalismus eigen sind. Reißt das Band, dann kann, wie nach der Krise 
von 1931 auch, nur eine ganze neue »Ordnung« von Weltwirtschaft und Weltwährung 
(und daher auch der Weltpolitik) das Desaster beenden. Nach 1931 hat es 14 Jahre gedau- 
ert, bis eine neue Ordnung errichtet werden konnte. Dazwischen lagen die Konvulsionen 
von Faschismus und Krieg; die in der Weltmarktkrise initiierte Logik der Destruktion 
wurde bis zum bitteren Ende zugespitzt. Heute ist es möglich, diese Logik zu stoppen; 
Voraussetzung dafür ist, daß man sich ihrer bewußt wird, um alternative Lösungen gegen- 
über der destruktiven Redimensionierung zu entwickeln. 


(abgeschlossen April 1983) 


Anmerkungen 


1 Mit der Festsetzung der Reparationsschuld von 132 Mrd Goldmark war ein Zahlungsplan ver- 
bunden. Danach sollte Deutschland am 1. Juli 1921 der Reparationskornmission Schuldverschrei- 
bungstitel in Höhe von 12 Mrd Goldmark (A-Bonds), am 1. November des gleichen Jahres 
Schuldverschreibungen in Höhe von 38 Mrd Goldmark (B-Bonds) und von 82 Mrd Goldmark (C- 
Bonds) übergeben. Die Reparationskommission war berechtigt, die A- und B-Bonds sofort her- 
auszugeben, die C-Bonds erst, wenn sicher war, daß Deutschland deren Verzinsung und Tilgung 
aufbringen konnte. Die Zinsrate wurde mit 5 v.H., die Tilgung mit 1 v.H. festgelegt. So sollten 
jährlich 2 Mrd Goldmark und 26 v.H. der Ausfuhr gezahlt werden, zu deren Garantie Deutsch- 
land seine Steuer- und Zolleinnahmen verpfänden mußte. Von den Reparationsleistungen erhielt 
Frankreich 52 v.H., der Rest verteilte sich auf die anderen Siegermächte (nach Kroll 1958, $.17f.). 

2 Nur unter größten Anstrengungen konnte Deutschland 1921 die erste Goldmilliarde aufbringen 
und in Devisen transferieren, allerdings um den Preis einer Abwertung der Mark. Als es sich als 
unmöglich erwies, die Reparationsleistungen in konvertierbaren Währungen zu erbringen, muß- 
te sich Deutschland verpflichten, Sachleistungen zu liefern. Ein vergleichsweise geringer Rück- 
stand bei den Lieferungen führte 1923 zur Ruhrbesetzung durch Frankreich und Belgien. Hier 
zeigt es sich, daß die Aufbringung des Schuldendienstes und dessen Transfer in Devisen solche 
Schwierigkeiten bereiten kann, daß ökonomische Mechanismen völlig unzureichend werden und 
durch den offenen, durch ökonomische Sachzwänge gar nicht mehr zu legitimierenden Gebrauch 
der Gewalt abgelöst werden. 

3 Polanyi analysiert in außerordentlicher Klarsicht diesen Prozeß der internationalen Verschul- 
dung zwischen Besiegten und europäischen Siegerländern und dem »Übersieger« USA als einen 
Mechanismus der »zehnjährigen Ver- und Aufschiebung der Krise«. (Polanyi 1979, 5.72) Mit dem 
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Young-Plan wurde der Versuch gemacht, nicht nur das Reparationsproblem zu lösen, sondern 
den Gesamtkomplex der internationalen Kreditbeziehungen auf ein handhabbares Maß zurück- 
zuschrauben - allerdings erfolglos. Wie unrealistisch die Reparationsforderungen an Deutschland 
waren, geht aus folgender Aufstellung der Reparationsbelastungen Deutschlands durch Adolf 
Weber bis 1932 hervor: »1919: 18 Milliarden; 1921 (London): ca. 6,6 Milliarden, Dawes-Plan: ca. 
2,5 Milliarden, Young-Plan: 2 Milliarden; Lausannier Plan (vom 9. Juli 1932 - E.A.): ca, 0,4 und 
falls die Obligationen überhaupt nicht ausgegeben werden: ca. 0,2 Milliarden.« (Weber 1932, 
5.224) Die in diesen Zahlen zum Ausdruck kommende Einsicht in die Uneinlösbarkeit der Repa- 
rationsforderungen tat ihre Wirkung zu spät, da inzwischen durch kommerziellen Kapitalimport 
in Deutschland Kreditbeziehungen entstanden waren, deren Bruch im Gefolge der Krise nach 
1929 diese verschärfte, den Weltmarkt desintegrierte. 

Die Deflationspolitik führte nicht nur zu einer Senkung von Masseneinkommen, sondern auch 
durch den Preisverfall bei landwirtschaftlicherı Rohstoffen zu einer Agrarkrise, von der gerade 
die landwirtschaftlichen Großproduzenten des deutschen Ostens betroffen waren. Vgl. Kroll 
1958; Stucken 1976; Abraham 1981. 

Die Tagesgeldsätze liegen in New York am Jahresende 1928 bei durchschnittlich 10,83 v.H. und 
sind damit wesentlich höher als in London (2,80 v.H.) oder Berlin (7,38 v.H.). Das Jahr 1929 er- 
lebt durchgängig Zinssteigerungen (im Jahresdurchschnitt kostet Tagesgeld in New York 7,50 
v.H.; in London 4,36 v.H.; in Berlin 7,69 v.H.). Erst seit 1930/31 löst sich die Zinsentwicklug in 
Europa von derjenigen in den USA: Während in den USA die Zinsen ab 1931 radikal reduziert 
werden, steigen sie in Deutschland 1931 mit jahresdurchschnittlich 8,41 v.H. auf mehr als den 
vierfachen Wert des US-Zinsniveaus (1,74 v.H.). Darin kommt der Versuch der Reichsregierung 
zum Ausdruck, den Kurs der Mark zu halten, dem Abwertungsdruck nicht nachzugeben. Sie ver- 
sprach sich davon eine Reduzierung der Transferbelastung. Stucken (1976) und Irmler (1976) be- 
zeichnen diese Politik als einen großen Fehler. (Daten nach Deutsche Bundesbank 1976, $.279) 
Felix Soinary, der aus Österreich stammende Schweizer Bankier, zitiert in den »Erinnerungen aus 
meinem Leben« den damaligen Unterstaatssekretär inı deutschen Finanzministerium Graf 
Schwerin von Krosigk aus dessen Buch »Es geschah in Deutschland«: »Im Frühjahr 1931 besuchte 
der Schweizer Bankier Somary ... das Finanzministerium in Berlin. Auf die Frage, wie lange die 
Weltmarktkrise dauern werden, antwortete er, es müßten erst drei Ereignisse eintreten, ehe an ei- 
ne Aufwärtsbewegung zu denken sei: Das Bankwesen in Wien und Berlin müßte durch eine Krise 
saniert werden, das englische Pfund müsse sich vom Golde lösen, der Zündholzkonzern des 
Schweden Ivar Kreuger müßte zusammenbrechen. Im Frühjahr 1931 krachten die Banken, im 
Spätsommer wurde das Pfund abgewertet. Als Somary im Frühjahr 1932 erneut in Berlin war, 
empfing ihn die Frage, ob man wirklich auf das dritte Ereignis warten müsse. Somary nahm 
nichts zurück, gab vielmehr die Versicherung, der Kreuger-Konzern werde in kurzer Zeit am En- 
de sein. Vier Wochen später erschoß sich Kreuger in Paris.« (Somary 1959, $. 219). Bezeichnen- 
derweise hielt sich Somary in Berlin auf, um »alle Gelder, die mein Bankhaus bei den Banken in 
England, Deutschland und Italien gehalten hatte, zurück(zuziehen), selbst gegen den Widerstand 
meiner Partner, die solchen Pessimismus übertrieben und geschäftsstörend fanden.« (ebenda). Ei- 
ne zweifellos richtige Entscheidung im einzelkapitalistischen Interesse provoziert den Krach des 
gesamten Bankensystems; kein Zufall, daß Robert K. Merton sein Konzept der »Self fullfilling 
prophecy« am Bankenkrach der dreißiger Jahre exemplifiziert: Wenn der Bankenkrach erwartet 
wird, dann führt »the prophecy of collapse to its own fulfillment.« (Merton 1957, 5.423). 

Carl Duisberg erklärte am 24. März 1931 in einer Rede über »Gegenwarts- und Zukunftsproble- 
me der deutschen Industrie«, daß »aus der Enge des nationalen Wirtschaftsraumes ... kräftige In- 
dustriestaaten ebenso wie absatzsuchende Agrarstaaten nach größeren übernationalen Wirt- 
schaftsräumen (streben), die für einen größtmöglichen Anteil der Produktion Ausgleich in sich 
bieten und nach außen hin als starke Handelsvertragspartner auftreten können.« (zit. nach Opitz 
(Hrsg,), 5.581) 

Ähnlich argumentieren die meisten Vertreter von Industrie, Politik und Wissenschaft in 
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Deutschland, bis dann unter den Nationalsozialisten offen der »Lebensraum« im Osten für das 
deutsche Volk reklamiert wird. 

8 In den 70er Jahren war das Auslandskreditgeschäft der »Motor« des Bankgeschäfts. Von 1974- 
1979 wuchsen die Auslandskredite der Banken in Westeuropa, Kanada, Japan und auf den Off- 
Shore-Finanzplätzen durchschnittlich um 26,75 v.H. pro Jahr. Die Inlandskreditgewährung 
nahrn jedoch nur um jährlich 12,75 v.H. zu. Wegen der in den 80er Jahren auf die internationalen 
Banken zukommenden Refinanzierungsnachfrage, selbst wenn die Expansion neuer Kredite zu- 
rückgehen sollte, werden die Zuwachsraten der Auslandskredite auch weiterhin über denjenigen 
des Inlandsgeschäfts liegen. (Vgl. van den Adel 1982, 5.536) 

9 Zur Entwicklung der Eurodollar- und -geldmärkte vgl. Junne 1976; Dufey und Giddy 1978; 
Griffich-Jones 1979. Die internationalen Kapitalmärkte entstehen im Zusammenhang mit der In- 
ternationalisierung der Produktion und indizieren den Tatbestand, daß das Kapital in seiner mo- 
bilsten und liquidesten Form als Geldkapital (bzw. als zinstragendes Kapital) eine internationale 
Existenz annimmt. Allerdings löst sich die Entwicklung der Geldmärkte von der realen Entwick- 
lung des produktiven Kapitals seit Ende der 60er Jahre, als nämlich die internationalen Kredite 
nicht mehr überwiegend vom produktiven Kapital der hochentwickelten kapitalistischen Länder 
in Anspruch genommen werden, sondern als leihbares Geldkapital Ländern der dritten Welt zur 
Finanzierung ihrer Entwicklungsprojekte zur Verfügung steht. Der darin enthaltene Wider- 
spruch, die Abkoppelung von realer und monetärer Akkumulation, wird uns noch beschäftigen. 

10 Wenn von Ländern der »dritten Welt« die Rede ist, dann ist dabei jedenfalls zu berücksichtigen, 
daß, wie in anderer Hinsicht auch, deren Verschuldungssituation außerordentlich verschieden ist. 
Zunächst stehen sich, wie Frieden (1981, 410f.) hervorhebt, an den Extremen der Kreditbezie- 
hungen jeweils nur wenige Drittweltländer und wenige internationale Großbanken gegenüber, 
die den Großteil aller Kreditbeziehungen auf sich konzentrieren. Wenige lateinamerikanische 
Großschuldner plus Südkorea, Algerien und Nigeria haben in den letzten Jahren den meisten 
Kredit bekommen, während die zur Gruppe der less developed countries (LLDS’s) zählenden 
Länder vom Regen des internationalen Kredits so gut wie nichts abbekommen haben. Die Ver- 
schuldungskrisen, mit denen eine Reihe Länder heute konfrontiert sind, beschränken sich dem- 
entsprechend auch auf die wenigen Schwellenländer mit gutem standing bei den internationa- 
len Banken. 

Nicht unerwähnt bleiben darf an dieser Stelle, daß die drohende Kreditkrise keineswegs aus- 
schließlich aufgrund der Zahlungsunfähigkeit von Drittweltländern wie ein Damoklesschwert 
droht. In der allgemeinen Wirtschaftskrise sind erstens auch Länder des realen Sozialismus schon 
über den Rand in die Zahlungsunfähigkeit getorkelt, wie Polen. Zweitens sind auch einige kapita- 
listische Industriestaaten vergleichsweise hoch außenverschuldet; dies trifft beispielsweise auf 
Frankreich zu. Drittens darf nicht vergessen werden, daß auch transnationale Konzerne zum Teil 
hoch verschuldet und partiell zahlungsunfähig geworden sind, wie das Beispiel AEG-Telefunken 
zeigt. Es ist daher keineswegs ausgemacht, daß eine internationale Kreditkrise von einem zah- 
lungsunfähigen Land der dritten Welt ausgelöst wird. Die Kette internationaler Zahlungsver- 
pflichtungen kann durchaus an anderen Stellen reißen oder positiv formuliert: Sie muß nicht nur 
in bezug auf die Verschuldungssituation der »Drittweltländer« gepflegt werden, sondern auch in 
der »ersten« und in der »zweiten« Welt. 

Abgesehen davon haben in den vergangenen Jahren tatsächlich die Verschuldungskrisen in Zaire, 
in der Türkei, dann in Polen und vor allem 1982 gehäuft in Mexico, in Brasilien, Argentinien, 
Kolumbien und Chile das Hauptaugenmerk auf die Situation in den Ländern der dritten Welt ge- 
richtet. Die mehrfachen Zahlungsmoratorien Mexicos, der Zahlungsverzug von Brasilien und Ar- 
gentinien, von Polen ganz zu schweigen, sind für die internationalen Banken das memento crisi, 
das Schaudern bei der Rückerinnerung an 1931 ... 

11 Dieser Kreislaufzusammenhang erscheint so selbstverständlich und simpel zugleich, daß seine Er- 
wähnung überflüssig erscheinen mag. Dennoch wird in vielen Modellen, die zum Test von Schul- 
dendienstbelastbarkeit hoch verschuldeter Länder entwickelt worden sind, davon abstrahiert. 
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Damit wird aber gerade das Charakteristikum der äußeren Verschuldung gegenüber der internen 
Verschuldung unterschlagen. Und wenn dann doch Zahlungsbilanzprobleme mitgedacht wer- 
den, dann in realen Termini, nicht hingegen in monetären, die ja keineswegs bloßer Geldschleier 
realwirtschaftlicher Abläufe sind. Vgl. als Beispiele für dieses Vorgehen Blanchard 1982; Muck- 
hoff 1977. 

Der »spread« bewegt sich mit der Risikoeinschätzung der ausstehenden Kredite. Im »Annual Re- 
port« der Banco Central do Brasil von 1981 heißt es dazu: »In the 1975/76 period, the internatio- 
nal crisis, characterized by financial market insecurity, coupled with the repercussions of the oil 
shock on the balance of payments and tlie consequent growth of the Brasilian foreign debt stock, 
led to an increase in average spreads from 1,2% (2nd quarter of 1974) to 1,9% (4th quarter of 
1976). This situation continued until the 1st quarter of 1978 ... average spreads began to decline 
from the And quarter of 1978 to the Ist quarter of 1980 (0,8%). More recently, this trend has been 
reversed, as spreads have climbed from approximately 1,0% to 2,0% during the period. How- 
ever, in the case of Brazil,« - so wird hoffnungsfroh hinzugefügt, »spreads are expected to begin 
declining once more, due to the positive results achieved in the year 1981 balance of payments 
and the even more optimistic outlook for 1982«. (Banco Central do Brasil 1981, 8.105) Die Er- 
wartung hat sich allerdings nicht erfüllt; die Verschuldungskrise spitzte sich 1982 für Brasilien 
weiter zu, ; 

Wir werden im Abschnitt 4 noch sehen, daß gerade die massive Verschuldung selbst zu einem ins- 
gesamt destabilisierenden Faktor der Währungsbeziehungen geworden ist. Bei einer Gesamtver- 
schuldung der Länder der dritten Welt von etwa 640 Mrd Dollar 1982 sind bereits Mutinaßungen 
über Zahlungsschwierigkeiten einzelner Länder Grund für heftige Kapitalbewegungen mit der 
Folge ebenso heftiger Wechselkursschwankungen. Diese wiederum haben eine direkte Auswir- 
kung auf das Managernent der Verschuldung sowohl durch die Schuldnerländer als auch durch 
die kreditierenden Banken und internationale Autoritäten. 

Da die Exporte bei insgesamt stagnierendem Weltmarkt zu Beginn der 80er Jahre nicht forciert 
werden konnten und 1982 sogar ein Sinken der Exporte Brasiliens zu verzeichnen ist, konnte das 
leichte Handelsbilanzplus nur durch eine Drosselung der Importe von rund 23 Mrd US-Dollar 
auf rund 20,5 Mrd US-Dollar 1982 erzielt werden. 


14a Dercio Munhoz (1982) zeigt für Brasilien, daß die Kosten (Zinsen plus Inflationsrate) inländischer 


15 


16 


36 


Kredite an Unternehmen im Mai 1981 bei 135 v.H. und iın Mai 1982 bei 195 v.H. lagen, während 
die Kosten äußerer Kredite an den beiden Daten bei 161 v.H. bzw. 141 v.H. lagen. Im Mai 1981 
gab es also einen negativen »spread« von 26 v.H., der die interne Kreditaufnahmen begünstigte, 
im Mai 1982 hingegen wurde der »spread« ınit 54 v.H. positiv und stimulierte die Unternehmen 
zur Kreditaufnahme im Ausland. 

Dieser Weg zur Aufbringung des Schuldendienstes ist derjenige von den internationalen Institutio- 
nen in der Regel vorgeschlagene. Dies hat schon Payer (1974) am Beispiel der offiziellen Verschul- 
dung beim IWF nachgewiesen. Bei dem ungleich höheren Schuldendienst auf private Kredite heu- 
te ist der »objektive ökonomische Sachzwang« als Druck auf die Masseneinkommen noch we- 
sentlich härter. Die Reaktionen auf die Verschuldung sind in gewissem Sinne ein Vehikel zur In- 
ternationalisierung der Austerity-Politik. 

Die ORTN wurden 1964 vom Militärregime geschaffen als Staatsschuldverschreibung mit einer 
Laufzeit zwischen I und 5 Jahren mit einem Zinssatz zwischen 4 und 7 v.H. auf den jeweils mo- 
natlich korrigierten Wert der indexierten ORTN. Die Wertanpassung erfolgt nach der Inflations- 
rate der Großhandelspreise. Bei den ORTN unterliegt nur der Zins der Einkommensteuer, nicht 
die Summe der Geldwertkorrektur, ein nicht zu unterschätzender Vorteil für Halter der ORTN, 
der zu ihrer Beliebtheit beigetragen hat. Die LTN sind 1971 geschaffen worden als Schatzanwei- 
sungen mit kurzfristiger Laufzeit von 91, 182 oder 365 Tagen. Die Geldwertindexierung ist bei 
ihnen in den Zins eingebaut. Die LTN's sind wegen der kurzen Laufzeit ein flexibles Instrument, 
mit dem die Zentralbank auch Offenmarktgeschäfte betreibt. Vgl. zum brasilianischen Kapital- 
markt: Ernst 1980. 
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17 Was Felix Somary für den Fall des Moratoriums ausführt, gilt gleichermaßen für das »Ponzi fi- 
nancing«: »Man darf ein Moratorium machen, wenn begründete Aussicht besteht, daß die Zah- 
lungen in absehbarer Zeit aufgenommen werden; es spricht nicht für den Weitblick der Unter: 
händler in Basel und Berlin, daß sie von dieser Annahme ausgingen. Ich darf niemandem stunden, 
dem ich nachlassen muß, denn die Quote wird mit der Zeit nie größer, immer kleiner. Die fort: 
dauernden Verhandlungen um neue Konzessionen verbittern den Gläubiger, ruinieren den Kre- 
dit des Schuldners.« (Somary 1932, 5.53). Somary räsonniert hier über das Verhalten in der Fi- 
nanzkrise von 1931. Die Regel ist wohl auch heute noch gültig, sofern die Elle betriebswirtschaft- 
licher Rationalität angelegt wird. Treten übergeordnete volks- oder heute weltwirtschaftliche Ge- 
sichtspunkte hinzu, dann kann in einer so bezeichneten Situation nur die teilweise Streichung der 
Schulden in Frage kommen. Es ist jedoch auch heute nicht ausgemacht, daß wirklich diese »über- 
geordneten« Gesichtspunkte die Optionen internationaler Banken, internationaler Institutionen 
oder der Nationalstaaten determinieren. 

18 Die Bundesrepublik Deutschland macht in dieser Hinsicht ebenso wie die USA eine Ausnahme. 
Ihre Handelsbilanz mit den Ländern der dritten Welt ist defizitär. Lediglich 1981 wurde ein 
Überschuß von ca. 1,5 Mrd DM erzielt. Allerdings ist es fraglich, die Handelsbilanzsalden einzel- 
ner Länder gegenüberzustellen, da möglicherweise das Defizit der BRD gegenüber den NODC’s 
durch einen Surplus gegenüber anderen OECD-Ländern kompensiert wird, die ihr entsprechen- 
des Defizit dann aufgrund ihrer spezifischen Außenhandelsstruktur durch einen Surplus mit den 
NODC’s kompensieren. 

19 Die empirische Tendenz der fallenden Profitrate ist in den erwähnten Untersuchungen, die nur 
eine Auswahl sind, unbestritten. Fraglich ist die Ursache, oder der Ursachenkomplex für die 
langfristige Verschlechterung der Kapitalrentabilität. Die Antwort ist für uns in diesem Zusam- 
menhang weniger relevant als der Tatbestand als solcher. 

20 Bei der Konkurrenz mit Industriewaren, die von den entwickelten und sich entwickelnden Län- 
dern hergestellt werden, ist dieser Zusammenhang direkt. Aber auch auf Rohstoffmärkten wir- 
ken sich die Rationalisierungsanstrengungen aus, da diese auf eine Senkung des Verbrauchs abzie- 
len. Die durch Rationalisierungen strukturell festgeschriebene Arbeitslosigkeit hat zudem einen 
Nachfrageausfall zur Folge, der partiell ebenfalls die Anbieter aus Entwicklungsländern trifft. 

21 Eslassen sich natürlich viele Modi denken, mit denen Schulden partiell oder ganz gestrichen bzw. 
umgewandelt werden können. Vgl. hierzu die Überlegungen von Hankel 1982 und Nitsch 1983. 
Der Mangel dieser Vorschläge besteht vor allem darin, daß immer vorausgesetzt wird, was eigent- 
lich nur Resultat einer Entschuldung sein kann: nämlich ein gleichgerichtetes Interesse der Betei- 
ligten. Weil sich auch im Fall der Verschuldungskrise die Konkurrenz in den »Kampf der feindli- 
chen Brüder« (Marx) verwandelt, ist die Fähigkeit des international operierenden Kapitalismus, 
der internationalen Institutionen und der Nationalstaaten, eine Übereinkunft über zu tragende 
Verluste zu erzielen, eher pessimistisch einzuschätzen. 
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David Abraham 
Klassenkompromiß und Wiederkehr des Klassenkonfliktes 
in der Weimarer Republik 


Aus der Perspektive der Linken scheint die Geschichte des Sozialismus und der organisier- 
ten Arbeiterbewegung während der Weimarer Republik zumeist eine kurze und schmerzli- 
che Episode - eine permanente Abwärtskurve, die durch Verrat, Niederlage, Repression 
und schließlich durch den Triumph des Faschismus gekennzeichnet ist. Die Unter- 
drückung einer verkümmerten Arbeiterrevolution von 1918-19, der gleichzeitige reformi- 
stische »Ausverkauf« durch die überwältigende Mehrheit der SPD, eine Reihe selbstzerstö- 
rerischer Unternehmungen einer unreifen Kommunistischen Partei, die früh von der 
Kornintern »koordiniert« wurde, Heerscharen von pauperisierten Brechtschen Arbeitern, 
die die Rechnung für die Niederlage des Deuschten Imperialismus zu begleichen haben, 
und letztlich der Aufstieg und Sieg des Nationalsozialismus - alle diese Vorstellungen ha- 
ben unsere Sicht des tatsächlichen Status der organisierten Arbeiterbewegung während der 
Weimarer Jahre verschwimmen lassen, insbesondere während der stabilen Jahre der Repu- 
blik zwischen 1924-30. Tatsächlich war die politische und ökonomische Situation vieler 
deutscher Arbeiter während dieser Jahre zwischen der endgültigen Niederlage verschiede- 
ner linker Aufstände und dem Aufstieg des Massenfaschismus viel günstiger als allgemein 
angenommen wird. Von liberalen Beobachtern, die sich mit dem augenscheinlichen Phä- 
nomen des Korporatismus und unserer eigenen »neokorporatistischen« Ära beschäftigen, 
werden diese mittleren Jahre von Weimar als Wegpfeiler der Zukunft der entwickelten 
westlichen Gesellschaften bezeichnet (Maier 1975). 

Bürokratische Amtsführung und weniger die parlamentarische Debatte, Klassenkollabora- 
tion und Konsens und weniger Klassenkonflikt und Repression, Integration und weniger 
Fraktionierung, Einschluß und weniger Ausschluß usw. waren in der Tat die sichtbaren 
Elemente der sozialen, politischen und ökonomischen Mechanismen von Weimar, die zu- 
kunftsweisend auf die Arrangements verweisen sollten, die in den Jahrzehnten nach dem 
Zweiten Weltkrieg gut verankert und »allgemein« akzeptiert wurden. Einer solchen Kon- 
zeptualisierung kommt bestimmt ein gewisses Verdienst und auch eine gewisse Wahrheit 
zu. 

Der rationale Kern der liberalen Perspektive wird durch das Versagen verdeckt, die For- 
men des Konflikts, die sich aus den korporatistischen Mechanismen ergeben und sich hin- 
ter diesen verbergen, zu berücksichtigen. Dieser Aufsatz will nicht in erster Linie die For- 
men des Klassenkompromisses und des Konflikts während der stabilen Jahre der Weimarer 
Republik untersuchen, sondern vielmehr die Folgen und Nutzen untersuchen, die sich so- 
wohl für die Kapitalisten als auch die Arbeiter ergaben und die Faktoren bestimmen, die 
diese Kooperation begrenzten und dann beendeten. 


* Mit Erlaubnis des Autors gekürzte Fassung eines Aufsatzes aus: Political Power and Social Policy, 
Vol. 2, 1981. Die Übersetzung besorgten Ulf Dammann und Kurt Hübner. Zitate des Autors aus 


originären Quellen mußten rückübersetzt werden. 
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Bis 1924 hatte die Weimarer Republik eine gewisse Stabilität gewonnen. Die letzten auf- 
rührerischen Impulse der Arbeiter und die verkümmerten Aufstände der KPD wurden 
nachhaltig besiegt, und die paramilitärischen und quasi-abspalterischen Unruhen der extre- 
men Rechten, besonders in Bayern, wurden entweder niedergeschlagen oder kooptiert. Die 
deutsche Zustimmung zum Dawes-Plan mit seinen Kriegsreparationen löste einen umfang- 
reichen Zufluß ausländischen, speziell amerikanischen Kapitals nach Deutschland aus. Die 
verschiedenen Übereinkommen, die mit dem Dawes-Plan verbunden waren, brachten dem 
Ruhrgebiet und dem Rheinland militärische und zivile Stabilität. Der Zustrom ausländi- 
schen Kapitals wurde schnell zur Rekonstruktion, Rationationalisierung-Kartellierung und 
Expansion der deutschen Industrie verwendet. Schon kurze Zeit später erhielt Deutschland 
das Recht zurück, über seinen Außenhandel zu entscheiden, und sofort wurden eine große 
Zahl von Meistbegünstigungs-Handelsabkommen ausgehandelt. Die Inflation des Jahres 
1923 hatte beträchtliche Sektoren des Kleinbürgertums pauperisiert; zugleich hatte sie viele 
Industrien und im wesentlichen die ganze Landwirtschaft von ihrem angehäuften Schul- 
denberg befreit. Die Weimarer Koalition aus Sozialdemokraten, Demokraten und Katholi- 
ken (SPD, DDP und Zentrum), die seit 1920 regierte, war nicht fähig, die Aufgaben des 
Jahres 1923 zu bewältigen, und deshalb gezwungen, die industriefreundliche liberale Deut- 
sche Volkspartei (DVP) in die Regierung mitaufzunehmen, und so die erste Große Koalı- 
tion zu etablieren. Es war der DVP-Vorsitzende Gustav Stresemann, der als Kanzler und 
Außenminister sich als Held der Stunde erweisen sollte. Die Wahlergebnisse von 1924, mit 
großen Verlusten für die Linken und beträchtlichen Gewinnen der Rechten, reflektierten 
nur die Reihe konterrevolutionärer Siege seit den vorhergehenden Wahlen von 1920. Das 
Jahr 1924 erlebte die erste bürgerliche Allein-Regierung der Republik, eine Regierung, die 
eine beträchtliche Mehrheit und eine augenscheinliche Stabilität genießen konnte. Aber 
auch wenn die politischen Vertreter der organisierten Arbeiterbewegung tatsächlich in 
starkem Maße diszipliniert wurden, so waren sie doch nicht eliminiert, und die organisierte 
Arbeiterbewegung blieb in einer guten Position, um sowohl an Deutschlands fortschreiten- 
der wirtschaftlicher Prosperität teilhaben zu können, als auch Vorteile aus den verschiede- 
nen Konflikten und politischen Divergenzen zwischen den dominanten ökonomischen 
Klassen ziehen zu können. Zusätzlich behielt die SPD ihre führende Stellung in Preußen 
sowie in einer Vielzahl von Stadtregierungen. 

In der Periode der bürgerlichen Allein-Regierung zwischen 1924 und 1928 verzeichnete die 
organisierte Arbeiterbewegung die bedeutendsten Erfolge auf dem Feld der Sozialpolitik 
und des Arbeitsrechts. In einem realen Sinne entwickelten sich die Sozialpolitik und die so- 
zialen Reformen als Alternativen zu den niedergeschlagenen Versuchen der Sozialisierung 
und des Sozialismus. Diese etwas ironische Entwicklung hatte zwei Hauptwurzeln. Einmal 
expandierte der ökonomische »Kuchen« beträchtlich, besonders nach 1925, als Deutsch- 
land in die Weltwirtschaft reintegriert wurde. Und ebenso wichtig war, daß die SPD zwi- 
schen 1924 und 1928 die hauptsächliche Untersützung für fünf verschiedene bürgerliche 
Kabinette leistete, die sich aus mehreren fraktionierten bürgerlichen Parteien zusammen- 
setzten, während die größte nicht-sozialistische Partei, die DNVP, sich im wesentlichen ei- 
ner Regierungsbeteiligung enthielt. Dies ermöglichte es der SPD, zwischen den verschiede- 
nen Kräften innerhalb der herrschenden Klassen zu vermitteln, besonders auf den Gebie- 
ten der Handelspolitik und der Staatsausgaben, und im Austausch für diese Leistung eine 
wachsende Struktur von Sozial- und Arbeitsgesetzgebung aufzubauen. Die organisierte Ar- 
beiterbewegung profitierte eindeutig von der Stabilisierung des modus vivendi, der mit den 
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dynamischen export-orientierten und den schwerindustriellen, protektionistischen Frak- 
tionen der Industrie erzielt wurde, Zusätzlich verringerte der Aufstieg der mehr kapitalin- 
tensiven, dynamischen Export-Fraktion den Stellenwert der Löhne und der Sozialpolitik 
für die Profitabilität. Diese veränderte Sichtweise, befördert vielleicht noch durch Ände- 
rungen in der organischen Zusammensetzung des Kapitals in den führenden Branchen, 
spiegelte sich wider in den Verlautbarungen und Berichten des RDI, speziell während und 
nach 1926, als der »Qualitätsproduktion«, dem Export und dem Konsum eine wachsende 
Aufmerksamkeit zukamen. 
Tatsächlich hing die Möglichkeit der organisierten Arbeiterbewegung, die populistische 
Basis für die republikanische Regierung während ihrer stabilen Phase (1925-30) bereitzu- 
stellen und zugleich beträchtliche ökonomische Gewinne für große Teile der Arbeiterklas- 
se zu machen, von dem Bestehen ernster ökonomischer und politischer Spaltungen inner- 
halb der kapitalistischen Klassen(n) ab. Bevor wir weitergehen, müssen wir deshalb einige 
der hervorspringenden Faktoren untersuchen, die das deutsche Kapital in drei Fraktionen 
teilen: protektionistische Schwerindustrie, dynamische Exportindustrie und das Agrarka- 
pital (Abraham 1977, 238-48; ders. 1981, Kapitel 2-4). 
Das dominierende Element innerhalb der Einheit der herrschenden Klassen, das wir als he- 
gemoniale Fraktion des Kapitals bezeichnen können, blieb während der Weimarer Jahre 
nicht gleich. Während dieser Jahre war die Industrie in zwei Fraktionen gespalten, die mit- 
einander um die Führung und das Recht wetteiferten, den Ton anzugeben und die Rich- 
tung der Industrie insgesamt zu bestimmen. 
Die eine Fraktion war die Schwerindustrie: Abhängig vom Binnenmarkt, war sie protek- 
tionistisch ausgerichtet und interessiert an allem, was den Binnenmarkt vergrößern und or- 
ganisieren helfen könnte. Nach 1925 und bestimmt ab 1927 war die Schwerindustrie mit 
der Last beträchtlicher Überkapazitäten konfrontiert und nur mit unbefriedigenden Quo- 
ten an verschiedenen internationalen Kartellen (wie der Internationalen Rohstahlgemein- 
schaft) beteiligt. In der Vorkriegsperiode betrug das Einkommen der deutschen Ferro- 
Stahlproduktion an der gesamten Weltproduktion ein Viertel; zu Beginn des Jahres 1929 
waren es nur noch ein Achtel. Die Schwerindustrie wurde angeführt von den Eisen-, Stahl- 
und Bergbauinteressen, speziell aus dem Ruhrgebiet. Im Vergleich mit den Exportindu- 
strien, die im allgemeinen kleiner, technologisch fortgeschrittener und weniger kartellmä- 
fig organisiert waren, war die einheimische Schwerindustrie feindlicher gegenüber der or- 
ganisierten Arbeiterklasse eingestellt und bezahlte sie einen höheren Preis in Bezug auf 
Löhne, Arbeitsstunden, Sozialgesetzgebung und Arbeitsbeziehungen. Von allen Industrien 
hatte der Bergbau den höchsten prozentualen Anteil an Arbeits- und Sozialversicherungs- 
kosten an den Gesamtkosten. Trotz steigender Produktionsziffern betrug dort die Profitra- 
te 1927 lediglich 4 v.H.; die eisenproduzierende Industrie hatte sogar nur eine Profitrate 
von 2,8 v.H. 
Die Binnenmarktstrategie dieser Fraktion und.deren größere Opposition gegenüber der or- 
ganisierten Arbeiterklasse trug dazu bei, die Verbindungsglieder zu dem agrarischen Sektor 
und dessen Politikvorschlägen zu schmieden und aufrechtzuerhalten. Ein zentrales, und 
immer wieder genanntes Ziel war die Senkung der Produktionskosten ebenso wie der 
Schutz des Grenzlandes und die Revision des Versailler Vertrages. Wenn wir den Einfluß 
innerhalb des allumfassenden Reichsverbandes der Deutschen Industrie (RDI) als einen In- 
dikator nehmen, können wir schlußfolgern, daß die einheimische Schwerindustrie den an- 
deren Industrien bis 1925 und dann wieder nach 1930 überlegen war. Die Muster des Han- 


Klassenkompromiß und Wiederkehr des Klassenkonflikts 43 


dels und der Sozialgesetzgebung, wie sie von der gesamten Industrie anempfohlen wurden, 
und die Politik der Staatsbürokratie reflektierten diese Vorherrschaft. 

Die andere Fraktion der Industrie war die Exportindustrie: Der dynamische, technologisch 
weiter fortgeschrittene und prosperierende Sektor der Industrie. Er wurde angeführt von 
den Maschinen-, Elektro- und Chemieindustrien, aber schloß auch eine ganze Reihe von 
sowohl Produzenten- als auch Handelsinteressen mit ein. Die Profitraten dieses Sektors be- 
trugen manchmal mehr als das Dreifache der Schwerindustrie. Im Gegensatz zu den Über- 
kapazitäten der Schwerindustrie konnte der Nettowert der Industrieexporte zwischen 
1925 und 1929 fast verdoppelt werden. Und fast 35 v.H. der Industrieproduktion gingen in 
den Export. Diese dynamische Fraktion stand hinter den Meistbegünstigungs-Handelsab- 
kommen, die nach 1925 mit einer Reihe von Ländern vereinbart wurden, und unterstützte 
Stresemanns Politik der internationalen Reintegration enthusiastisch. Ihre hauptsächlichen 
Märkte lagen in den entwickelten Ländern. Die Lohnarbeit machte einen kleineren Anteil 
an den gesamten Kosten aus (am niedrigsten von allen Industrien war der Anteil in der 
Chemieindustrie), während sie mehr zu dem beitrug, was die Industriellen selbst »added va- 
lue« (Wertschöpfung, d.Ü.) nennen. Betrug im Bergbau das Verhältnis von fixen Kosten zu 
Arbeitskosten 3:4, lag es in der dynamischen elektrotechnischen Industrie bei 5:2 und in 
der chemischen Industrie fast bei 8:1 (RDI 1929b, 38). Die dynamischen Industrien waren 
mehr darauf vorbereitet, mit der organisierten Arbeiterklasse zusammenzuarbeiten, während 
sie regelmäßig den Forderungen der organisierten Agrarwirtschaft Widerstand leisteten. 
Die dritte ökonomisch dominante Fraktion war die agrarische Elite, die Grundbesitzer. 
Obwohl sie nicht mehr länger die Sorte von Macht ausübten, die sie noch im Vorkriegs- 
reich genießen konnten, blieb ihre Stärke doch beträchtlich - im Militär, in der Exekutive 
und sogar im Parlament. Sie hielten ihren Einfluß über einen Großteil der bäuerlichen / 
ländlichen Wähler aufrecht und vereinigten die Landbevölkerung unter einem Schirm des 
Protektionismus und im Widerstand sowohl gegenüber der Industrie als auch der Arbeiter- 
klasse, die nach billigeren Lebensmitteln verlangten. Die Grundbesitzer opponierten ge- 
genüber der Exportindustrie, weil diese Interesse daran hatte, ihre Produkte gegen die billi- 
geren und effizienteren Lebensmittelproduzenten des nördlichen und westlichen Europa 
zu tauschen, während die rückständige deutsche Agrarwirtschaft einen geschützten Bin- 
nenmarkt anstrebte. Oft war die Agrarwirtschaft auch uneins sowohl mit beiden Fraktio- 
nen der Industrie als auch mit der organisierten Arbeiterbewegung. 

Auf diese Weise waren die deutschen Kapitalisten mehr als durch die Marktkonkurrenz ge- 
spalten. Wie die meisten Politiker und Führer der Handelsvereinigungen wußten, waren 
die deutschen Kapitalisten tief gespalten in den Fragen Binnen- vs. Weltmarktorientierung, 
Kapitalzusammensetzung, Profitabilitätsmuster, Einsatz in und Einstellung gegenüber den 
Reparationsleistungen, Sozial“, Handels- und Fiskalpolitik und sogar in der Frage der Au- 
ßenpolitik. 

Wenn Prosperität, »Qualitätsproduktion«, internationale Wiedereingliederung und sozia- 
ler Frieden die Rechtfertigung und die Basis für die Kooperation der Industrie mit der orga- 
nisierten Arbeiterbewegung lieferte, dann rührte die Rechtfertigung der SPD für diese 
Kooperation aus Hilferdings Theorie des »organisierten Kapitalismus«. Dieser Theorie zu- 
folge - die Interpretationen reichen von staatsmonopolistischem Kapitalismus bis zu Kor- 
poratismus - könnte die kapitalistische Irrationalität mit zunehmender Planung gezähmt 
werden. Bestimmte Kartelle in Deutschland hatten lange danach getrachtet, die Anarchie 
des Marktes (und der Produktion) in den Griff zu bekommen, aber nun konnte die Arbei- 
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terklasse durch die Agentur des Staates bei dieser Planung partizipieren. Planung und De- 
mokratisierung waren durch den Mechanismus eines neutralen und demokratischen Staa- 
tes miteinander verbunden. Obgleich die Entstehung dieser Therapie und ihre Implikatio- 
nen es wert wären, genauer betrachtet zu werden (wie auch Hilferdings Theorie des fried- 
fertigen und grenzenlosen kapitalistischen Wachstums), genügt hier die Feststellung, daß 
die organisierte Arbeiterklasse durch die staatlichen Mechanismen materielle, ökonomi- 
sche Gewinne verbuchen konnte, speziell über das Arbeitsministerium. Staatsinterventio- 
nen im Bereich privater vertraglicher Angelegenheiten zwischen Kapitel und Arbeit (wört- 
lich: »Arbeitgeber« und »Arbeitnehmer«) fielen häufig zugunsten der Arbeiterklasse aus, 
und die Industriellen akzeptierten die staatlichen Interventionen trotz unaufhörlicher Kla- 
gen. Vorrang unter den Formen staatlicher Intervention hatte die bindende Zwangs- 
schlichtung von Arbeitsauseinandersetzungen durch die Agentur des Arbeitsministeriums 
(und unter Berufung auf das Innenministerium). Zwischen 1924 und 1930 wurden diese 
Geschäftsbereiche ausschließlich entweder durch Mitglieder des Arbeiterflügels des katho- 
lischen Zentrums oder der SPD geführt. Die organisierte Arbeiterklasse errang relativ hohe 
und industrieübergreifende Lohnsätze; ein breites Spektrum an Sozialmaßnahmen; hohe 
Zuwächse der Staatsausgaben für soziale Zwecke, besonders auf der Gemeindeebene und 
für Wohnangelegenheiten; und, im Jahr 1927, als Juwel des Systems der Sozialpolitik, ein 
großzügiges und umfassendes Arbeitslosenversicherungsgesetz! (Abraham 1981, Kapitel 5). 
Diese Koalition aus SPD-organisierter Arbeiterklasse und der dynamischen Fraktion der 
Industrie war weder ohne Opponenten noch ohne eigene Grenzen (Abraham 1977, 229- 
55). Spätestens schon seit 1925 hatte der gesamte ländliche Sektor den Eindruck, in der 
Handelspolitik zu kurz zu kommen und von den Steuer- und Sozialforderungen der Arbei- 
ter geprellt worden zu sein. Anstrengungen sowohl seitens der SPD als auch der Handels- 
und Exportgruppen, wenigstens die bäuerlichen Produzenten von Milch und Grundnah- 
rungsmittelprodukten von diesen Maßnahmen zu neutralisieren, scheiterten. Die binnen- 
marktorientierte Schwerindustrie trug aus diesem Arrangement keinen solchen Schaden 
davon wie die Landwirtschaft, aber ihre Einwände wurden dennoch immer nachhaltiger. 
Auf der einen Seite war ihre Boom-Phase sehr viel kürzer als die der dynamischen Frak- 
tion; auf der anderen Seite war sie durch internationale Kartelle stärker limitiert und des- 
halb mehr den Kapazitäts- und Kostenstrukturen des Binnenmarktes ausgesetzt. Von be- 
sonderem Gewicht für die Schwerindustrie war der weitertreibende Konflikt über den 
Acht-Stundentag und die Zwangsschlichtung. Um ihre Haltung zu bestärken, beteiligte 
sich die Schwerindustrie, speziell im Ruhrgebiet, an zahlreichen »illegalen« Aussperrungen 
und anderen Maßnahmen, die den quasi-offiziellen modus vivendi untergruben. So lange 
die dynamische Fraktion der Industrie den Ton angeben und die Tagesordnung für die ge- 
samte Industrie festlegen konnte, blieb jedoch die Arbeit-Export-Koalition stabil, wenig- 
stens im Prinzip. 

Der Wahlsieg der SPD von 1928 und die kurz darauf einsetzende ökonomische Krise, be- 
ginnend in der Agrarwirtschaft und der Schwerindustrie und sich dann allgemein ausbrei- 
tend, rüttelte an den Grenzen des Kompromisses und der Patt-Situation der vorhergehen- 
den Jahre. Bei aller Betonung, die auf den Reformismus der SPD gelegt wurde, sollte man 
nicht die Tatsache aus den Augen verlieren, daß dies ein militanter Reformismus war; die 
Partei hatte den völligen Übergang von der Klassenpartei zur Volkspartei noch nicht vollzo- 
gen. Dieser militante Reforınismus im Namen der organisierten Arbeiterklasse - der so- 
wohl von der Partei als auch von den Gewerkschaften verfolgt wurde - stellte sich selbst als 
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eine relativ beschränkte »pressure-group«-Mentalität dar, der es der deutschen Arbeiterbe- 
wegung zunehmend verunmöglichte, sich gegenüber den anderen untergeordneten Klassen 
und Schichten (einschließlich der Bauernschaft und des Kleinbürgertums) als ein lebensfä- 
higer Alliierter, als eine »populistische« politische Alternative zu präsentieren? Es war viel- 
leicht gerade ihre Loslösung von der sozialen Revolution, die die SPD daran hinderte, mit 
‘einer konsistenten Militanz die Tagesinteressen der organisierten Arbeiterklasse zu vertei- 
digen. Unter dem Druck der KPD und ihres eigenen strukturreformistischen Flügels un- 
terstützte die Partei nach ihrem Wahlsieg von 1928 vorsichtig die Forderung nach »Wirt- 
schaftsdemokratie«. Für zahlreiche Industrielle und Politiker schien dieser Slogan das Er- 
öffnungssignal eines erneuten Kampfes für das Ziel einer umfassenden Sozialisierung. An- 
dere wußten es besser, aber lehnten dieses neue Hindernis für die Kapitalakkumulation 
ebenso entschieden ab. Ohne sich um Parolen irgendwelche Gedanken zu machen, ergrif- 
fen einige Gewerkschaften den Sieg der SPD als Chance, ihre Lohnforderungen zu erhö- 
hen, und die Arbeits- und Finanzminister der SPD sahen sich gezwungen, einzuwilligen. 
Dies wiederum unterhöhlte den modus vivendi und stärkte die Schwerindustriefraktion 
(unterstützt von der Agrarwirtschaft); ein Ausdruck dafür war die große Ruhr-Aussper- 
rung vom Oktober 1928. Bedeutsamer jedoch als jede Regung der Arbeiter waren der Ein- 
tritt der Weltwirtschafts- und -handelsdepression, das Abschneiden der Kapitalflüsse aus 
New York, die veränderten Ausrichtungen innerhalb der Industrie und die (zeitweiligen) 
Reparationsabmachungen. Sogar noch bevor die Große Koalition im März 1930 über die 
Frage der Erhöhung der Arbeitgeberbeiträge zur Arbeitslosenversicherung auseinander- 
brach, hatten die Industrievereinigungen ihre Offensive gegen die organisierte Arbeit, die 
SPD und nicht zuletzt gegen die Republik selbst gestartet. Die ökonomischen Zugewinne 
für die Arbeiterklasse und der Unwillen und die Unfähigkeit der SPD, diese aufzugeben, 
kollidierten zunehmend mit dem Imperativ der Kapitalakkumulation und Reproduktion. 
Die Militanz der SPD erwies sich als entscheidender Faktor bei der reaktionären Politisie- 
rung des Kapitals, insbesondere der liberaleren und dynamischeren Fraktion. Die organi- 
sierte Arbeit erschöpfte die Bereitschaft der deutschen Industrie, Reformen voranzutrei- 
ben, die sowohl republikanische Stabilität als auch die Herrschaft der Kapitalistenklasse si- 
chern konnten. Eine Reihe ökonomischer Gewinne, die von keinen bedeutsamen struktu- 
rellen Siegen in der politischen Sphäre begleitet waren, machten die Arbeiterklasse äußerst 
verletzbar für ein »rollback« in beiden Sphären. 
Der Anschlag der Industrie auf die Abmachung der Stabilisierungsperiode begann mit dem 
Treffen des RDI vom September und Oktober 1929 und der Veröffentlichung ihres neuen 
Programms: »Aufstieg oder Niedergang«. Der Wechsel begann von der Sozialpolitik zur 
Wirtschaftspolitik - d.h. von einer Politik, die die Legitimation betont, zu einer Politik, die 
die Akkumulation in den Vordergrund stellt.” Diese erneute Konterrevolution dauerte bis 
zum Ableben der Republik; ihre ökonomischen und politischen Facetten waren eng mit- 
einander verwoben. Während der nächsten drei Jahre stand der Ungeduld der Industriellen 
hinsichtlich der Geschwindigkeit und des Ausmaßes des »rollback« die ambivalente Hal- 
tung der Führung der bürgerlichen Parteien gegenüber, mit der diese den Verlust ihrer An- 
gestelltenwählerschaft verfolgten. Dies wiederum verschärfte die politische Krise: Die zu- 
nehmend puristischen wie auch unversöhnlichen bürgerlichen Parteien konnten keine bür- 
gerliche Regierung bilden; jedoch konnte nach 1930 keine Regierung eine Mehrheit hinter 
sich bringen, ohne entweder die SPD oder die NSDAP mit einzuschließen. Das von dem 
Industriellen Paul Silverberg 1926 formulierte doppelte Diktum - die Industrie stand voll 
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und ganz hinter der Republik, und keine Regierungsbildung war ohne die SPD und die Ar- 
beiterbewegung möglich - wurde nun völlig umgekehrt: Die Industrie konnte nicht mehr 
länger eine Republik akzeptieren, die ihre Kräfte spaltet und schwächt, und keine Regie- 
rung war tolerierbar, die eine SPD einschloß, die anscheinend Kapitalakkumulation und 
Profite verunmöglichte. Es war diese grundlegende Verschiebung, ermöglicht durch die 
Annahme des Young-Plans und befördert durch den Tod Stresemanns Ende 1929, der zur 
Auflösung der Großen Koalition im März 1930 und zur einsetzenden Unterstützung für 
die semidiktatorische, semiparlamentarische Regierung des katholischen Politikers Hein- 
rich Brüning (April 1930- April 1932) führte. Die Koalition zwischen den dynamischen In- 
dustriellen, liberalen Politikern und der SPD (Silverberg-Stresemann-Severing-Allianz), auf 
der die Stabilität ruhte, wurde von der Industrie aufgekündigt. 

Abgesehen von der Schärfe veränderte sich das Programm der Industrie wenig gegenüber 
dem im Herbst 1929 verkündeten Programm. Widrige ökonomische Verhältnisse führten 
zu Rückgängen der Zahl der Gewerkschaftsmitglieder und der Militanz; mehr Streiks wur- 
den verloren als gewonnen und es blieb der SPD überlassen, die Interessen der organisier- 
ten Arbeiter über den politischen Mechanismus zu verteidigen. Die SPD war sowohl ver- 
söhnlich als auch unnachgiebig bei den Doppelproblemen Löhne und öffentliche Ausga- 
ben: sie akzeptierte auf der einen Seite im Juni 1930 einen zehnprozentigen Lohnkürzungs- 
kahlschlag und große Teile von Brünings fiskalischer Austeritätspolitik und pro-kapitalisti- 
schen Steuerprogrammen; auf der anderen Seite verhärtete die SPD ihre Position aber, als 
sich die Arbeitslosigkeit verschlimmerte, die Macht der Kommunisten anwuchs und die In- 
dustrie jegliche »Reziprozität«, speziell bei der Frage der Senkung der Kartellpreise, ver wei- 
gerte. 

Die Parteimitglieder und die Gewerkschaften waren hartnäckig in ihrer Opposition gegen- 
über der Haltung der Partei bei der bitteren Pille einer Verminderung des Leistungsberei- 
ches der Arbeitslosenversicherung, die im Austausch für eine mögliche Fortführung der 
Großen Koalition 1930 geschluckt wurde; aber ein oder zwei Jahre später stand die Partei- 
mitte in ihrem Kampf alleine, um die »Errungenschaften der Revolution« zu retten. Sie 
war, angesichts einer gespaltenen Opposition, vielleicht zu erfolgreich bei der Verteidigung 
des ökonomischen Angriffs des Kapitals. Der militante Reformismus der SPD stärkte letzt- 
endlich die Seite der reaktionärsten Kapitalisten. Was das für die Industriellen anzeigte, und 
was für die anderen, speziell die ländliche Elite, seit einiger Zeit abzusehen war, war die 
Einsicht, daß die Hindernisse für eine ökonomische Erholung nicht innerhalb eines politi- 
schen Rahmens beseitigt werden konnten, der die Fragmentierung der Unternehmer be- 
förderte, während er der SPD es erlaubte, die Anwendung von Maßnahmen zu beschrän- 
ken, die diese Hindernisse beseitigen würden. 

Aber was war das eigentlich Spezifische der Forderungen der Industriellen nach 1929 ge- 
genüber der organisierten Arbeit, der SPD und dem Staat? Wieder wurde das Programm 
der Industrie recht ausführlich durch den RDI Ende 1929 ausgearbeitet. In der Vorkrisen- 
periode hatte der RDI einfach argumentiert, daß »Sozialpolitik durch die Produktivität der 
Wirtschaft begrenzt werden muss«, aber mit Einbruch der Krise radikalisierte sich diese 
Sichtweise drastisch. Zuerst führte das RDI-Programm eine Attacke gegen die Große Koa- 
lition; dann wurde es so etwas wie ein Maximalprogramm, das mit der Hoffnung versehen 
wurde, Brüning möge es umsetzen. Dessen Unfähigkeit bei der Umsetzung war der vorran- 
gige Grund, warum er etwa ab Mitte 1931 die Unterstützung der Industrie verlor. Schließ- 
lich versuchte die von Baron Franz von Papen geführte Regierung (April-November 1932) 
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» 

a . 
ihr Bestes, um das Sozialprogramm der Industrie umzusetzten, aber ihr mangelte es zum ei- 
nen an einer Massenbasis, zum anderen kam sie mit den dynamischen Exportindustrien ins 
Gehege. 
Neben der Abschaffung der verbindlichen Zwangsschlichtung und anderen Punkten, die 
implizit in den Analysen des RDI enthalten waren, lassen sich die Hauptforderungen des 
RDI folgendermaßen zusammenfassen: (1) »Erleichterung der Kapitalakkumulation durch 
Sicherung der Rentabilität (!)«; (2) eine Lockerung der staatlichen Interventionen in die 
Wirtschaft; (3) eine Beendigung der Staatsverschuldung; (4) eine Beendigung des privilegier- 
ten Wettbewerbs der öffentlichen Hand mit dem Privatsektor, speziell im Bereich des 
Wohnungsbaus; (5) eine Beendigung der Angriffe auf das Kartellsystem; (6) Einsparungen 
bei der Finanzierung und den Ausgaben auf allen Gebieten der Sozialpolitik, speziell bei 
der Arbeitslosenversicherung; (7) eine Verringerung der nationalen, staatlichen und loka- 
len Regierungsausgaben und eine Beschränkung der Steuer- und Budgethoheit der Länder 
und der Stadtparlamente; (8) eine Senkung der Kapital- und Produktionssteuern und ein 
Anstieg der indirekten und Konsumsteuern, wobei erstere die Form großer Senkungen der 
Vermögens-, Gewinn- und verschiedener Einkommenssteuern annehmen sollten; (9) und 
schließlich die Heranziehung von Wirtschaftsexperten und nicht von Politikern, um die 
vorgenannten Punkte umsetzen zu können. 
Paul Silverberg, der anerkannte Chef der expandierenden kohle-stromerzeugenden Indu- 
strie und ein politisch Progressiver, faßte im Januar 1930 den aktuellen Status und die 
Form des Widerspruches zwischen Lohnarbeit und Kapital so zusammen: 
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Eine private, individualistische, kapitalistische Wirtschaft kann nicht erfolgreich sein, wenn der Staat 
gleichzeitig eine kollektivistische und sozialistische Wirtschaftspolitik verfolgt, speziell auf den Fel- 
dern der Sozial-, Steuer- und Fiskalpolitik. Es ist dieser Widerspruch, der zu unserer gegenwärtigen 
mißlichen Verfassung geführt hat. (RDI 1930). 

Mehr als alles andere zielten die politischen Kämpfe zwischen 1930 - 32 darauf ab, die poli- 
tischen Voraussetzungen für die Lösung dieses Widerspruches zu Lasten seines »sozialisti- 
schen« Aspektes zu schaffen. Die herrschenden sozialen Klassen wollten ihre eigene Ge- 
schichte schreiben, aber sie konnten sie nicht nach Belieben machen. Sie mochten sich an- 
maßen, vollständige Kontrolle über die wichtigsten bürgerlichen Parteien zu besitzen, sie 
mochten die verschiedenen Kräfte innerhalb und außerhalb der »nationalen Opposition« 
unterstützen und finanzieren und daran arbeiten, den demokratischen Staat durch einen 
autoritären zu ersetzen, aber sie konnten sich nicht sicher sein, zu welchem Ergebnis diese 
Anstrengungen führen würden. Was die herrschenden sozialen Klassen mit aller Bestimmt- 
heit unternahmen, war, den Klassenkampf von oben einzuleiten, mit der Absicht, wie 
Hans Mommsen es formulierte, »die sozial-politischen Kompromisse systematisch zu un- 
terhöhlen, die der Gründung der Weimarer Republik unterlagen« (Mommsen 1974a, 321) 
und die in den Jahren ab 1924 rekodifiziert und entwickelt wurden. Die Schwerindustrie 
trug mit ihren Verbindungen zu Armee und Bürokratie besonders zur Schaffung eines so- 
zialen Klimas des Klassenkonfliktes bei. Der Druck der Wirtschaft (der Ökonomie und ih- 
rer Führer) auf das politische System schwächte insbesondere nach 1930 die SPD und die 
Gewerkschaften beträchtlich und paralysierte das politische System von Weimar, während 
er den Kräften Unterstützung leistete, die es von Rechts aus angriffen. Bevor wir diese Of- 
fensive der herrschenden Klassen analysieren, müssen wir die Sozialpolitik und die Kom- 
promisse zwischen Arbeiterklasse und Industrie während der Periode 1924-29 untersu- 
chen, die dann das Feld der Offensive der Industrie darstellten. 


Der gesellschaftliche Kompromiß: Seine Ergebnisse und seine Grenzen 


Die Stärke der organisierten Arbeiterklasse in der Weimarer Republik - in einem Kontext, 
der durch eine Verbindung wirtschaftlicher Erholung und relativer Prosperität sowie poli- 
tischer Fragmentierung des bürgerlichen Lagers gekennzeichnet war - führte nach 1924 zu 
einer Reihe ökonomischer und sozialer Siege. Wir haben schon einige der Sozial- und Ar- 
beitsgesetze angeführt, die unter dem Schutz der Koalition von Arbeiterklasse und Export- 
kapital erzielt werden konnten, einige sogar unter bürgerlichen Allparteien-Regierungen. 
Obwohl die Stinnes-Legien-Vereinbarungen und die Arbeitsgemeinschaften* tote Buchsta- 
ben waren, behielten Jakob Reicherts panische Bemerkungen aus diesem Jahr doch eine ge- 
wisse Gültigkeit: die traditionelle Mittelklasse und die Grundbesitzer waren nicht länger 
mehr wertvolle oder zuverlässige Alliierte; »Alliierte der Industrie konnten nur noch unter 
den Arbeitern gefunden werden; dies waren die Gewerkschaften. Die stillschweigende Sil- 
verberg-Stresemann-Severing-Allianz blieb während der Periode der relativen Prosperität 
in Kraft und brachte für beide Seiten Gewinne; für die herrschende Klassen waren diese 
vorrangig politischer, für die Arbeiterklasse hautpsächlich ökonomischer Natur (vgl. Neu- 
mann 1966, 13ff.; Petzina 1969, 59ff.). Ohne weder in eine Untersuchung der spezifischen 
Gesetzgebung noch in die Debatte der gesetzlichen Verfügung einzutreten, können wir 
doch die der Periode vor dem Zusammenbruch der Großen Koalition zugrundeliegenden 
Prinzipien der Arbeits-, Fiskal- und Sozialgesetzgebung untersuchen. 
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Das einströmende ausländische Kapital erleichterte die Rationalisierung der deutschen In- 
dustrieanlagen und trug viel zur Erholung der Wirtschaft bei. Aber unter den Bedingungen 
der vorherrschenden relativen Stagnation des Massenkonsums trug es auch zu einer Erhö- 
hung des quasistrukturellen Niveaus der normalen Arbeitslosigkeit bei. So überstieg das 
Nominallohnniveau beschäftiger Arbeiter im »Boomjahr« 1928 das Niveau von 1913 um 
155 v.H., während die Reallöhne der gesamten Arbeiterklasse, einschließlich der Arbeitslo- 
sen, gerade dem Vorkriegsniveau entsprach (Preller 1949, 507; vgl. Svennilson 1954, 41-58 
und Anhang; Bry 1960, 461-67; Petzina und Abelshauser 1974, 57-76; Wagenführ 1933, 29- 
44). Es war das Ziel großer Teile der Sozialpolitik, die Gewinne innerhalb der Reihen der 
Arbeiter und Angestellten selbst umzuverteilen; politische Kunstgriffe wurden vorgenom- 
men, um die negativen Auswirkungen der hohen Arbeitslosigkeit auf die Gewerkschaften 
zu mildern. Die SPD erwartete darüberhinaus, daß staatliche Sozialmaßnahmen die Hin- 
wendung von Arbeitslosen zur KPD behindern würden. Die staatliche Schlichtung bei der 
Verhandlung industrieübergreifender Lohnsätze arbeitete teilweise dem Druck der indu- 
striellen Reservearmee entgegen, während andere Maßnahmen dazuhin den freien Arbeits- 
markt einschränkten®. Ein Arbeitszeitgesetz von 1927 stellte in fast allen großen Unterneh- 
men den Achtstundentag her, indem es für alle über den Achtstundentag oder die 48-Stun- 
denwoche hinausgehenden Arbeitsstunden die gewerkschaftliche Zustimmung sowie einen 
25prezentigen Lohnzuschlag vorsah. Ein Zusatz zu einer Regelung von’1924 verpflichtete 
zu Vorkehrungen, die von einer 24-Stundenbasis ausgingen, von einem Zwei-Schichten- zu 
einem Drei-Schichten-System überzugehen. Im Jahr 1926 wurde das Arbeitsgerichtsgesetz 
im wesentlichen im Sinne der gewerkschaftlichen Forderungen verändert. Die Kranken-, 
Erwerbsunfähigkeits- und Sozialversicherungen wurden verschiedentlich ausgeweitet. Die 
Heimarbeit wurde geregelt und Tarifvertragsverhandlungen unterworfen. Gesundheits- 
schutz- und Sicherheitsnormen wurden verbessert. Der Wohnungsbau wurde zu einem 
zentralen Unterfangen bestimmt und Mietschutzgesetze wurden festgeschrieben. Aber das 
Juwel des gesamten Systems war das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung (AVAVG), das den Gewerkschaften zwei neue Instrumente zur Hilfe bei der Ge- 
staltung des Arbeitsmarktes an die Hand gab. Es verstärkte die Rolle der Gewerkschaften 
bei der Anwerbung von Industriearbeitern durch die Arbeitsämter und, noch wichtiger, es 
lockerte den Druck der Arbeitslosigkeit auf die Löhne (und das gewerkschaftliche Vermö- 
gen), indem es ein umfassendes System der Arbeitslosenversicherung etablierte, zu dem Ar- 
beitgeber, Arbeitnehmer und, indirekt, der Staat beitrugen. 

Dieser Siegeszug basierte auf der Fähigkeit der Gewerkschaften, industrieübegreifende Kol- 
lektivverhandlungen zu führen und auf deren Wissen, daß sie auf die bindende Zwangs- 
schlichtung durch das Arbeitsministerium zurückgreifen konnten. Die zentrale Stellung 
und der wachsende Einfluß des Büros des Arbeitsministers veranlaßte Preller es als »direk- 
ten und indirekten Paten« all dieser Entwicklungen zu beschreiben, wenn auch nur Kraft 
der Macht des Ministers, die Schlichtung als verbindlich zu erklären (Preller 1949, 509; vgl. 
Hartwich 1967, 231-307). Die Konflikte über die Sozialgesetzgebung und die Schlichtung 
waren, wie die Konflikte über Löhne, Teil des Kampfes um die Verteilung des Sozialpro- 
dukts. Wie sollten die Lasten und Kosten dieser stattlichen Reihe von Sozialmaßnahmen 
aufgeteilt werden? Obwohl Arbeitgeber, Industrie- und Agrarorganisationen einheitlich 
diese Art staatlicher Intervention in die Ökonomie tadelten, waren sie doch unfähig, eine 
erfolgreiche politische Opposition dagegen aufzubauen - wenigstens bis zum Sieg der SPD 
und der gewerkschaftlichen »Offensive« von 1928 und dem Einsetzen ökonomischer und 
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fiskalischer Schwierigkeiten im Jahr 1929. Einer der Gründe für ihre vorübergehende 
Schwäche war die Tatsache, daß nicht nur die Industriearbeiter Vorteile aus der Sozialpoli- 
tik zogen. 

Stresemann war in der Lage, seine Unterstützung der Sozialgesetzgebung dazu zu benut- 
zen, sich eine beträchtliche Basis unter den Angestellten zu schaffen; mit ihnen und vielen 
dynamischen Exportindustrien im Hintergrund, sah er sich in die Lage versetzt, die Kla- 
gen des Industrieflügels innerhalb der DVP und der meisten Industriellen zu ignorieren 
bzw. zu übergehen (vgl. Döhn 1970; Hamel 1967; Croner 1928, 103-46; Winkler 1974; Gei- 
ger 1932, 106-08; Winkler 1976, 1-18; Lebovics 1969, 3-48; Schieder 1976, 103ff.; Kocka 
1974, 792-811). Ferner war der Geschäftsbereich der Arbeit bis 1929 in den Händen von 
Heinrich Brauns (Zentrum), und er und seine Partei waren, zusätzlich zu dem direkten 
Druck der katholischen Gewerkschafter und der Angestellten, von einer gewissen Affinität 
zur »Führung der Amtsgeschäfte« geleitet und mit einer Neigung zu sozialen, korporatisti- 
schen und paternalistischen Lösungen gesellschaftlicher Konflikte versehen. Die politische 
Stärke der Arbeiter und die ökonomische Herrschaft des Kapitals verlieh Brauns ein gewis- 
ses Maß an Autonomie, die sein bereitstehender SPD-Nachfolger nicht hätte genießen kön- 
nen, sobald der ADGB davon sprach, die politische Demokratie in ökonomische Ziele zu 
übersetzen. 

Einheitliche Lohngewinne, verschiedene Formen der Sozialversicherung, ein öffentliches 
Wohnungsbauprogramm und die Kontrolle der Mieten, einige Maßnahmen gewerkschaft- 
licher Kontrolle über den Arbeitsmarkt und die verfügbaren »Amtsleistungen« des Arbeits- 
ministeriums stellten Gewinne für die organisierte Arbeiterbewegung dar und waren Teil 
eines allgemeinen gesellschaftlichen Kompromisses. Die öffentlichen und speziell die Aus- 
gaben der Gemeinden stiegen schnell an, wenn auch nicht immer in vernünftiger Weise, 
Sogar der kommunistische Historiker Arthur Rosenberg war zu der Beobachtung veran- 


laßt, daß 


in der Zeit nach 1924, die deutschen Behörden geradezu glaubten, daß das Geld keine Rolle spielt und 
daß man jederzeit soviel Geld haben werde, wie man nur wolle ... was aber der wirklichen Lage 
Deutschlands nicht entsprach ... Die Folge aller dieser Tendenzen war, daß die öffentlichen Ausgaben 
Deutschlands und’ demgemäß der Steuerbedarf von Reich, Ländern und Gemeinden, nach 1924 eine 
phantastische Höhe erreichten. (Rosenberg 1961, 166). 


Auch wenn die Zahlen unvollständig sind, scheint doch eine reale Verschiebung der Vertei- 
lung des Volkseinkommens stattgefunden zu haben, wie Tabelle 1 offenbart. Während der 
Weimarer Jahre erhöhte sich der Anteil der Lohnempfänger am Volkseinkommen, wäh- 
rend der Anteil des Kapitals wenigstens bis 1932 zurückging. Zwischen 1926 und 1932 ging 
der jährliche Anteil des Industriekapitals um 8 v.H. zurück, während der Anteil der Lohn- 
empfänger um mehr als 3 v.H. anstieg. (Das nationalsozialistische Regime drehte diesen 
Trend ziemlich demonstrativ um). Wenn, was wahrscheinlich ist, die Arbeitereinkommen 
1929 ihren Gipfel erreichten, dann ist die Gegenüberstellung mit dem Jahr 1913 und sogar 
mit 1925 tatsächlich erschreckend. Ferner schienen sich die Behauptungen der Arbeitgeber 
zu bewahrheiten, daß die Rentabilität nicht mit der wachsenden Produktion anstieg. 
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Tab. 1: Einkommensverteilung zwischen Unternehmern und Lohnabhängigen 
(in Mrd RM und als Anteil am Volkseinkommen) 


Agrarunternehmer Industrie- Löhne und Gehälter Volkseinkommen 
unternehmer“ 
RM % RM % RM % RM % 
1913 65 13.0 11.2 22.3 23.3 46.5 50.1 100 
1925 5.7 9.5 11.8 19.7 35.0 58.3 60.0 100 
1926 5.8 92 12.8 20,4 36.1 57.3 63.0 100 
1927 5.9 8.3 13.8 19.4 41.7 58.5 71.3 100 
1928 5.8 77 13.9 18.4 44,6 58.9 75,7 100 
1929 5,5 72 13.5 17.6 45.8 59.6 76.8 100 
1930 5.0 73 10.3 15.1 41.2 60.3 68.4 100 
1931 44 77 8,5 14.9 34.6 60.5 57.2 100 
1932 3.9 8.6 5.6 12.4 27.4 60.6 45.2 100 
1938 64 7.8 19.8 24.1 45,7 55.7 82.1 100 
Anmerkung: j 
a Einschl. Groß- und Einzelhandel, Transport, Versicherungen und nichtausgeschütteten Unter- 
nehmensgewinnen 


Quellen: Die Zahlen sind deflationiert. Sie stammen aus: Jostock (1955, 109), nach: Bry (1960,122). 


Die staatliche Rolle bei der Schlichtung und manchmal bei der Entscheidung über Arbeits- 
konflikte erhöhte langfristig die Bedeutung einer Kontrolle der Regierung. Die Politisie- 
rung der Arbeitsbeziehungen beförderte die Aktivitäten des ADGB innerhalb der SPD und 
gab der Mitgliedschaft innerhalb der Partei zwischen 1928 und 1930 Auftrieb. Bis die Ereig- 
nisse des Jahres 1932 sie anderes lehrten, schienen die Gewerkschaftsführer die Möglichkeit 
zu ignorieren, daß staatliche Interventionen ihre Gewinne genauso leicht unterminieren 
oder gar beseitigen könnten wie sie sie zuvor vergrößerten (Hüllbusch 1967, 130). Vom 
Gesichtspunkt des Jahres 1928 aus schien den Gewerkschaften die Dynamik der Ereignisse 
zu gehören. Das neue Arbeitslosenversicherungsgesetz schützte 16,5 Mio. Arbeiter und 
Angestellte, von denen über 12,5 Mio. durch Lohntarifvereinbarungen abgedeckt waren. 
Eine kritische Schwäche innerhalb dieses Bildes der Stärke war jedoch die Tatsache, daß 
nur etwa 40 v.H. der von den Tarifvereinbarungen geschützten Lohnabhängigen tatsäch- 
lich zu einer Gewerkschaft gehörten. Sowohl das hohe Niveau der strukturellen Arbeitslo- 
sigkeit als auch die zunehmende Bedeutung der staatlichen Schlichtung forderten ihren Tri- 
but hinsichtlich einer Mitgliedschaft in den Gewerkschaften. Es wurde das Argument vor- 
getragen. daß die Arbeiter das Interesse an ihrer Gewerkschaft zu verlieren begannen, als 
die Löhne in zunehmendem Maße »durch den Staat festgelegt« wurden (Wunderlich 1940, 
86). In der Tat wurde in den späten zwanziger Jahren ein Drittel aller Lohnvereinbarun- 
gen, die etwa zwei Drittel aller Arbeiter umfaßten, durch Zwangsschlichtungen erzielt. 
Der gewerkschaftliche Organisationsgrad stieg von 1926 bis Ende 1930 ziemlich beschei- 
den an, ohne daß die Gewerkschaften aber wieder ihren Mitgliederstand des eindrucksvol- 
len Jahres 1923 geschweige denn den des Spitzenjahres 1920 erreicht hätten? Zwischen 
1920 und 1923 waren etwa 60 v.H. der deutschen Arbeiter gewerkschaftlich organisiert; 
nach den Horrorereignissen der Inflation, der Ruhrbesetzung und den Putschversuchen 
der KPD verharrte der Anteil zu Beginn des Jahres 1926 unter 30 v.H. und stieg dann bis 
Anfang 1930 allmählich und bescheiden auf etwas unter 40 v.H. an, bevor er dann wieder 
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zurückging. Zwischen 1926 und 1930 erholte sich folglich die gewerkschaftliche Macht 
und entwickelte sie sich substantieller voran als die Mitgliederzahlen der Gewerkschaften. 
Mit Gewißheit wuchs die Reichweite der gewerkschaftlich vereinbarten Tarifverträge an, 
wenn auch hier die Arbeitslosigkeit einige der Erfolge verdarb. 

Zwischen 1924 und Ende 1929 wurde die durchschnittliche Arbeitswoche effektiv um fast 
zwei Stunden gekappt.” Ungelernte Arbeiter zogen aus dieser Kürzung größeren Nutzen 
als gelernte Arbeitskräfte, natürlich abgesehen davon, daß nach 1927 der größte Teil der 
Überstunden durch Zulagen kompensiert wurden. Der implizite Zweck der Arbeitszeit- 
verkürzung - nämlich Arbeitsplätze zu schaffen und die Arbeitslosigkeit abzubauen - 
wurde im Grunde nicht eingelöst. 

Sowohl die Nominal- als auch die Reallöhne der Beschäftigten stiegen nach dem Tiefpunkt 
von 1924 beträchtlich an. Zu Beginn des Jahres 1924 lagen die durchschnittlichen Nomi- 
nallohnsätze beinahe 10 v.H. unter dem Niveau von 1913. 

Bei einem 28 v.H.-Anteil an Kurzarbeitern blieben den Gewerkschaften wenig Möglichkei- 
ten, den Arbeitgebern Widerstand entgegenzusetzen. Zwischen 1924 und 1930 stiegen je- 
doch die Lebenshaltungskosten nur mäßig an (etwa um 15 v.H.), während die Nominal- 
löhne beträchtlich stiegen (um mehr als 60 v.H.). Dies wurde alles durch den allgemeinen 
wirtschaftlichen Aufschwung, die dadurch verbesserte Produktivität der Industrie und der 
Stagnation und des schließlichen Rückgangs der Agrarpreise ermöglicht. Die Stundenlohn- 
sätze stiegen zwischen 1924 und 1929 um 40 v.H. an und erreichten ein Niveau, das etwas 
über 20 v.H. von 1913 lag.!? Die realen Stundenlöhne und die realen Wochenlöhne stiegen 
sogar noch stärker als die entsprechenden realen Sätze - jeweils fast um 55 und 60 v.H. Die 
realen Stundenlöhne stiegen bis 1931 an, wo sie 30 v.H. über dem Vorkriegsniveau lagen. 
In der Tat wuchsen sowohl die nominalen Stundenlohnsätze als auch die realen Einkom- 
men auch das Jahr 1930 hindurch an - trotz des ökonomischen Abschwungs. Tab. 2 zeigt 
das Verlaufsmuster der Nominal- und Reallöhne der gesamten Periode. Wenn man die 
durchschnittlichen Bruttoeinkommen der Vollzeitbeschäftigten in den fünfzehn größten 
Industrien als Bezugsgröße nimmt (1931=100), dann betrugen 1929 und 1930 die jährli- 
chen Einkommen mehr als 180 Indexpunkte - ein Niveau, das frühestens Ende der 50er 
Jahre wieder erreicht wurde." 


Tab. 2: Stunden- und Wochenlöhne (1913 = 100) 


1924 1925 196 1927 1928 1929 1930 1931. 1932 


Nominal: 

Stundensätze 107 135 146 154 168 177 180 171 144 
Stundenlöhne 112. 146 ° 155 169 190 200 194 180 151 
Wochenlöhne 91 123 128 143 164 169 155 137 113 
Real: 

Stundensätze 82 95 102 104 110 115 122 125 120 
Stundenlöhne 86 103 109 114 125 130 131 132 125 
Wochenlöhne 70 87 9% 97 108 110 105 100 94 


Quelle: Bry (1960, 331; 362); Hoffmann (1965, 470) 


Sogar noch als die Brüning-Regierung nach dem Juni 1930 damit begann, Lohnkürzungen 
durch Notverordnungen durchzusetzen und die staatlichen Schlichter »gegen« die Arbeiter 
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entschieden, blieb das relative Lohnniveau hoch. Weil sowohl die Kosten für Rohstoffe als 
auch die Lebenshaltungskosten relativ stabil blieben - tatsächlich sanken die Rohstoffko- 
sten nach 1924 allgemein ab - bewegte sich das Preis-Lohn-Verhältnis bis 1932 zugunsten 
der Arbeiterklasse. Auch wenn konservative Analytiker die Bedeutung dieses Indikators 
überschätzen (Hermens 1967, 296), gibt er doch einigen Aufschluß über die wachsende 
Feindseligkeit des Kapitals und über die Wohlfahrt der Arbeiter. Setzt man das Preis-Lohn- 
Verhältnis des Boom-Jahres 1928 gleich 100, dann lauten die Indexwerte der anderen Jahre 
wie folgt: 


1925 =127 1928 = 100 1931=79 
1926 = 110 1929 = 94 1932=81 
1927 = 104 1930= 86 (erstes Quartal) 


Die ökonomische Achillesferse der Sozialpolitik wird recht deutlich in Tab. 3 dargestellt - 
ständige hohe Arbeitslosenzahlen und eine relative Stagnation der Beschäftigtenzahlen. 
Dies war eine Fehlentwicklung, die sich die Opponenten der organisierten Arbeiterbewe- 
gung später gründlich zu Nutzen machen sollten, insbesondere in der Situation, als die po- 
litischen Garanten der Gewerkschaften geschwächt waren. 

Die hohe Arbeitslosigkeit war für die neuen Fürsorge- und Versicherungsmaßnahmen so- 
fort eine Herausforderung. So bezogen im Winter 1928-1929 bis zu 2,5 Mio Lohnabhängi- 
ge Arbeitslosenversicherungsleistungen, was das Vermögen ernsthaft angriff und sowohl ei- 
nen direkten Zuschuß des schon angeschlagenen Finanzministeriums als auch einen An- 
stieg der Beiträge der beschäftigten Lohnabhängigen, der die vorgeschriebenen 3 v.H. der 
Bruttolöhne überstieg, notwendig machte (Hüllbusch 1967, 135-36; Preller 1949, 520). Mit- 
te 1929, als die Prosperität noch anhielt, waren fast 10 v.H. der Mitglieder des ADGB ar- 
beitslos und bezogen 1,5 Mio Deutsche Arbeitslosengeld; über 10 v.H. des Staatshaushaltes 
wurden für die Arbeitslosen- und Sozialversicherung aufgewendet. Schon allein die Krise 
des Arbeitslosenversicherungsvermögens und der Staatsausgaben verschärften die fiskali- 
sche Krise des Staates. Es war der Konflikt über deren Überwindung, über die Entschei- 
dung, auf wessen Kosten die Krise überwunden werden sollte, der die Große Koalition und 
Arbeiterklasse-Exportkapitel-Allianz ein knappes Jahr später zusammenbrechen ließ. 


Tab. 3: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit (in Mio und v.H.) 


1925 1926 197 1928 199 1930 1931 1932 


Beschäftigung: 

Industrie und Bergbau 25 12 130 14 130 114 9,5 8.0 

Handel und Transport 5,3 5,4 5,7 5,9 6,1 6,0 5,7 5,3 

alle Sektoren ‚310 299 320 325 323 305 28,1 26,1 

Arbeitslosigkeit.® 

Registriert 0,7 2,1 1,3 1,4 1,9 3,3 4,6 5,6 

% mit Gewerkschafts- 

mitglied 65 1 BB BI 133228 344 452 
Anmerkungen: 


a Zu den genannten Bereichen kommen noch die Agrarwirtschaft, die Dienstleistungen, das Militär 
und alle anderen Bereiche dazu. 


54 David Abraham 


b Es handelt sich um »konservatives jährliche Durchschnitte; die wirklichen Zahlen sind 
wahrscheinlich höher und die Winterzahlen beträchtlich höher. 

Quellen: Hoffmann (1965,205-06); Bry (1969, 398-400)1 cf. Petzina und Abelshauser (1974, 57- 
76); Svennilson (1954, 41-58 und Anhang); Wagenführ (1933, 29-44). Die Zahlen von Preller 
(1949, 394) liegen etwas höher. 


Wie Fußnote 8 und Tab. 3 anzeigen, bedeutete das Ansteigen der Arbeitslosenzahlen einen 
Rückgang der Mitgliedszahlen der Gewerkschaften- und beide Erscheinungen schwächten 
die Gewerkschaften in einer Situation, in der ihr (defensiver) Kampf gegen die Arbeitgeber 
sich verschärfte. Dies wiederum verstärkte den Druck auf die SPD und trug so zu der Des- 
integration der Großen Koalition bei (Schneider 1975a, 47-60). Wie die veränderte ökono- 
mische Situation und die Offensive der Unternehmer zu einer Veränderung der Dynamik 
der Kämpfe zwischen Arbeit und Kapital führte, zeigt ein Blick in Tab. 4, die die infolge 
von Streiks und Aussperrungen verlorenen Arbeitstage zusammenfaßt. 


Tab. 4: Arbeitsausfalltage (fin Mio Arbeitstagen) 


1924 1925 196 197 198 1929 1930 1931 1932 


Infolge Streiks 13,4 4,0 0,8 3,1 8,6 1,6 3,7 1,5 1,1 
Infolge Aus- 
sperrungen 22,8 5,9 0,4 3,0 11,7 2,7 0,3 0,4 0,0 


Quelle: Bry (1960, 327) 


Die Aussperrungen wurden nach 1924 zu einem Indikator der Offensive der Arbeitgeber, 
während die Streikbewegung (vielleicht mit Ausnahme von 1927) zunehmend zu einer de- 
fensiven und reaktiven Strategie der Arbeiterklasse wurde. Im Jahr 1931 war die Arbeiter- 
klasse im Grunde ihres Mittels des Streikes beraubt und die Arbeitgeber, obwohl sie kaum 
zufriedengestellt waren, brauchten ihre Beschäftigten nicht länger auszusperren. 

Andere Indikatoren zur Erfassung des Fortschritts der Sozialpolitik während der zweiten 
Hälfte der zwanziger Jahre und ihres danach erfolgenden langsamen Rückzugs zeigen die 
gleiche doppelte Bestimmung durch ökonomische Bedingungen und politische Entwick- 
lungen. So stiegen die Beiträge der Arbeitgeber zur Krankenversicherung zwischen 1925 
und 1929 um 58 v.H. an, um dann bis 1932 um 31 v.H. zu sinken.'? Auf den ersten Blick 
könnte dies als eine direkte Folge der Veränderung der Beschäftigung (resp. Arbeitslosig- 
keit; d.Ü.) erscheinen, aber wenn man diese Zahlen mit dem Anteil des Unternehmerein- 
kommens vergleicht (s. Tab. 1), wird deutlich, daß die Arbeitgeber bis 1932 zunehmend 
größere Teile ihres Einkommens für diesen Zweck abgeben mußten. Die staatlichen Aus- 
gaben zur Sozialversicherung stiegen zwischen 1925 und 1930 um 57 v.H. und gingen dann 
bis 1932 lediglich um 13 v.H. zurück; hierfür waren eher politische Gründe ausschlagge- 
bend als die Entwicklung der Beschäftigung. Ähnlich stiegen die Staatsausgaben in knapp 
drei Jahren zwischen 1925 und 1928 um volle 25 v.H., nämlich von 8 auf 10 Mrd RM. Im 
Jahr 1930 gingen sie nur um 2,4 v.H. zurück, Erst 1931 kam es zu einem substantiellen 
Rückgang von 12,5 v.H., dem sich ein weiterer Rückgang um 11,5 v.H. im Jahr 1932 an- 
schloß (Hoffmann 1965, 728). 
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In den meisten Fällen waren die politischen Entscheidungen der Regierungen Brüning und 
Papen notwendig, um auf dem Felde der staatlichen Ausgaben das zu vervollständigen, was 
die ökonomischen Entwicklungen hinsichtlich der meisten Facetten der Lohnarbeit-Kapi- 
tal-Beziehung selbst vorangetrieben hatte. Bei ihren Anstrengungen, die öffentlichen Aus- 
gaben zu beschneiden und zu kürzen, verwiesen beide Regimes natürlich auf die infolge der 
ökonomischen Krise sinkenden Steuer- (und anderen) Einnahmen sowie auf die Notwen- 
digkeit, den ökonomischen Aufschwung durch eine Verringerung der Steuerlast auf Kapi- 
tal und Produktion zu ermutigen. Bis 1928 stiegen die Steuer- und anderen Einnahmen 
durchgängig an; 1929 wuchsen sie nur noch leicht, im Jahr 1930 gingen sie etwas zurück, 
um danach steil abzufallen. Als die ständig steigenden Arbeitslosenzahlen nach 1929 die 
privaten oder vertraglichen Bestandteile der Sozialpolitik gefährdeten, verlangte die organi- 
sierte Arbeiterbewegung nach dem Staat, um die finanzielle Lücke zu schließen. So konn- 
ten 1931 die Arbeitslosen- und Krankenversicherungen nur durch einen Transfer des Fi- 
nanzministeriums in Höhe von 2,4 Mrd RM zahlungsfähig gehalten werden: dieser Betrag 
entsprach 45 v.H. der Summe, die von den Beschäftigten und ihren Arbeitgebern einge- 
zahlt wurden und betrug nicht weniger als 28 v.H. der gesamten Steuereinnahmen von 
Reich und Ländern (Preller 1949, 520). 


Tab. 5:  Steuer- und gesamte Staatseinnahmen (in Mrd RM) 
1925 1926 1927 198 1929 1930 1931 1932 


Steuern: 

Reich und Länder 737 809 945 990 99 981 851 7,32 
Gemeinden 3,20 358 409 440 4,39 4,33 3,68 2,96 
Gesamteinnahmen 12,9 14,7 171 18,7 18,9 18,8 16,7 15,1 


Quelle: Hoffmann (1965, 801) 


Als größere Teile der Arbeitslosen von diesen von den Gemeinderegierungen finanzierten 
und durchgeführten Fürsorgeprogrammen vollständig abhängig wurden (etwa ein Drittel 
Ende 1931), versuchte die organisierte Arbeiterbewegung die Vorrechte der lokalen Regie- 
rungen auszuweiten, während die Vertreter der Industrie verlangten, diese »fiskalisch un- 
disziplinierten« Einheiten zu disziplinieren und vieler ihrer Steuerrechte zu berauben.” 
Mit der Verschärfung der ökonomischen Krise rief die organisierte Arbeiterbewegung in 
den meisten Fällen nach mehr staatlicher Hilfe und Intervention, während die Industrie 
einheitlich gerade die Befreiung der Ökonomie von solchen »politischen« Fesseln verlang- 
te. Für letztere waren die Zwangsschlichtung, die Arbeitslosenversicherung, die Lohn- und 
Arbeitszeitgesetzgebung und die größten Teile der Staatsausgaben Hindernisse für die Pro- 
duktion und für die Wirtschaftspolitik (im Gegensatz zur Sozialpolitik; d.U.) - dem einzigen 
Weg der Nation und der Wirtschaft für eine Erholung. Bevor wir die Konflikte zwischen 
Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik während der Periode der ökonomischen und politi- 
schen Krise genauer untersuchen, wollen wir zunächst die Rolle der Sozialpolitik untersu- 
chen, die diese bei der Vereinheitlichung der ansonsten fragmentierten und fraktionierten 
Interessen der gesellschaftlich herrschenden Klassen, gerade vor dem Einbruch der ökono- 
mischen Krise gespielt hat. 
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Die Sozialpolitik 


Die herrschende Klasse zerfiel in eine Reihe von Fraktionen mit unterschiedlichen ökono- 
mischen, politischen und ideologischen Interessen. Diese Differenzen können mit dem Be- 
griff Handelspolitik umrissen werden, der in seinem breitesten Sinne eine Abkürzung für 
die ganze Breite der Differenzen und Konflikte ist, die aus dem Konkurrenzcharakter des 
Kapitalismus entstehen. Andere Differenzen - zum Beispiel über die Monarchie und die 
Haltung gegenüber den früheren Königshäusern, über den Einfluß der Kirche auf das 
Schulwesen, über bestimmte Aspekte der Außenpolitik und einige andere - waren in be- 
zug auf die Produktionssphäre vielleicht weniger bedeutsam, wenn auch von historischer 
Relevanz. Doch so wie die Erfordernisse der Produktion und die Handelspolitik die herr- 
schenden Fraktionen spalteten, so diente die Sozialpolitik dazu, sie zu einen. Das galt vor 
allem für die Repräsentanten der Landwirtschaft und der Schwerindustrie; die dynamische 
Exportindustrie dagegen war, wie wir gesehen haben, eher bereit, mit der organisierten Ar- 
beiterbewegung Kompromisse zu schließen, jedenfalls vor 1929 und in bestimmten Berei- 
chen auch später noch. So erkannte zum Beispiel die DVP-Führung im Jahre 1925, daß »die 
bestmögliche Handelspolitik sich aus der Zusammenarbeit mit der SPD ergäbe, doch wel- 
che Mehrheit fänden wir dann noch für die Steuer- und Finanzpolitik?« (Panzer, 1970, 
S.39) Später war es »die Spannung zwischen der SPD und der DVP im Bereich der Sozial- 
gesetzgebung, die den Boden für die größere Bereitschaft der Industrie zum Kompromiß 
mit der Landwirtschaft bereitete. (Gessner, 1974, $.771-772) 

Für diejenigen Hersteller, für die Sozialpolitik schlichtweg höhere Kosten und geringere 
Konkurrenzfähigkeit und Profitabilität bedeutete, war die Sachlage eindeutig. Der SPD 
war jedoch schon seit langem bewußt gewesen, daß diese Beschränkung nicht für alle Her- 
steller gleichermaßen zutraf. Zumindest schon seit 1924 setzte die SPD ihre Unterstützung 
des freien Handels und der industriellen Expansion dazu ein, Sympathien innerhalb des dy- 
namischen Export- und des nicht-monopolisierten Sektors der deutschen Industrie zu ge- 
winnen. In Bemerkungen, die Cobden oder Bright wohl angestanden hätten, wies Rudolf 
Hilferding die Forderungen der Landwirtwirtschaft nach Schutzzöllen zurück: 


Das Kartelldumping führt zu einer außerordentlichen Verschärfung der internationalen Konkurrenz 
... Das Schutzzollsystem des einen Landes fördert und steigert das der anderen Länder. Das Bestreben 
entsteht, diese verschärfte Konkurrenz durch imperialistische Aneignung und Monopolisierung mög- 
lichst großer Teile des Weltmarkts auszuschalten. Die Schutzzollpolitik führt so zu der Gefahr ge- 
waltsamer Auseinandersetzungen, deshalb bildet das Eintreten für den Freihandel einen wesentlichen 
Bestandteil der Politik eines realistischen Pazifismus. (Hilferding 1924, 129). 


Die Silverberg-Stresemann-Severing-Allianz dynamischer Industrieller, liberaler bürgerli- 
cher Politiker und der SPD basierte auf der Erkenntnis der beteiligten Gruppen, daß sie 
diese Interessen teilten und daß es Raum für Kompromisse gebe. Jede der führenden sozio- 
ökonomischen Gruppen suchte Verbündete, um dem politischen und ökonomischen Ge- 
wicht ihrer Gegner und Konkurrenten Gleichwertiges entgegensetzen zu können. 

Die Konflikte zwischen den Industriefraktionen und das Fehlen einer eindeutig und unan- 
gefochten dominierenden Gruppe schwächten letztlich die politische Kohärenz des Bürger- 
tums und verringerten seine politische Macht. Gleichzeitig verlieh das Fehlen solcher Kohä- 
renz der organisierten Arbeiterklasse und ihren Forderungen eine gewisse politische Bedeu- 
tung, die sie sonst vielleicht nicht besessen hätten. Die Einheit der herrschenden -Klassen- 
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fraktionen unter der Führung der Schwerindustrie zum Beispiel hätte wahrscheinlich die 
großen Erfolge Mitte und Ende der zwanziger Jahre unmöglich gemacht.!* Zur selben Zeit, 
als Paul Silverberg im Herbst 1926 die Bereitschaft der dynamischen Exportfraktion ver- 
kündete, mit der SPD zu kooperieren, unternahm der Langnamverein den Versuch, die 
herrschenden Klassen - vermutlich unter seiner Führung - zu vereinen. Silverbergs Legiti- 
mierung der Sozialpolitik begegnete Paul Reusch, einer der Magnaten aus dem Ruhrgebiet 
mit der Forderung nach einer »gesunde(n) Wirtschaftspolitik, die es (jedoch) erfordern 
würde, daß alle produktiven Schichten enger zusammenarbeiten« (zitiert nach BA/ZSg 
126). 

Diese Epoche in der Geschichte der deutschen Industrie gehörte jedoch dem sogenannten 
»Wohlfahrts-Professor« Carl Duisberg (dem Führer der IG Farben) und seinen Verbünde- 
ten im RDI und den bürgerlichen Parteien; Reuschs Zeit sollte erst später kommen. Die 
dringlichen Warnungen, die zumindest seit 1925 von Ruhrmagnaten wie Reusch, Albert 
Vögler und Fritz Thyssen ausgingen, wurden größtenteils ignoriert - vorerst jedenfalls. In 
jenen Jahr hatte sich eine Gruppe aus ihren Reihen beim Kanzler beklagt über die 


brutale Besteuerung und die aufgeblähten öffentlichen Dienste, die zusammen mit der kurzsichtigen 
Lohnpolitik, die durch das voreingenommene und politische Schlichtungssystem gefördert wird, 
Profitabilität unmöglich machen. Der Arbeitsminister muß dazu gebracht werden, zu erkennen, daß 
er der gesamten Wirtschaft verantwortlich ist, nicht allein den Arbeitern. ... Unsere Wirtschaft kann 
sich die Art der Sozialpolitik, die wir haben, nicht leisten. Sie wird zum Zusammenbruch der Wirt- 
schaft führen, falls wir den Zwangseingriffen in die Lohnpolitik nicht ein Ende setzen, die untragba- 
ren Sozialleistungen und Steuern reduzieren und eine damit einhergehende Finanzreform der Reichs- 
regierung und der Kommunalverwaltung durchführen. (zit. n. HA GHH/Nachlaß Reusch | 
400101293 / 13) 


Während von Seiten anderer Industrieller wenig explizite Uneinigkeit über diese Position 
bestanden zu haben scheint, wurden die implizierten programmatischen Empfehlungen 
doch weitgehend ignoriert. Obwohl die Arbeitgeber-Vereinigung, der RDI, der DIHT 
(Deutscher Industrie- und Handelstag) und andere Industriegremien sowie die Großgrund- 
besitzer- und Bauerngruppen im Frühjahr 1928 eine gemeinsame Erklärung abgaben, in der 
sie verschiedene Erweiterungen der Wohlfahrtsgesetzgebung ablehnten, war die dynami- 
sche Industriefraktion noch nicht soweit, die militantere Position der Industriekapitäne 
von der Ruhr oder die protektionistischen Forderungen der ländlichen Mitunterzeichner 
zu unterstützen. (vgl. BA/R131-VDESI/ 217, S.126ff.; DZA/RLB Vorstand/ 144, 5.98). 
Die Schwerindustrie und die Agrarier, einschließlich Vertretern der Bauernschaft, erlang- 
ten zwar generelle Übereinstimmung, doch war das nicht ausreichend, um die weitere Aus- 
dehnung der Sozialpolitik zu verhindern.” Hugenbergs Warnungen, die Gewinne der Ar- 
beiterschaft (und die Reparationen) trieben »die Industrie langsam aber sicher auf den Weg 
in den Ruin, auf dem sich die Landwirtschaft bereits befindet«, wurden noch nicht ernst ge- 
nommen; ebenso wenig wie offenbar seine Behauptung, »die Arbeiter (seien) die einzige 
Gruppe, denen es jetzt (1928) besser geht als 1913« (BA/Nachlaß Hugenberg/ 151, 5.206, 
226) 

Die Aussperrungen an der Ruhr dauerten über zwei Monate, bis kurz vor Weihnachten 
1928. Sie endeten schließlich mit der Revision der Schlichterentscheidung des SPD-Arbeits- 
ministers Rudolf Wissell durch den SPD-Innenminister Carl Severing. Beide Seiten waren 
nicht glücklich über die Entwicklung, und das Prinzip der Zwangsschlichtung ging aus 
dem Konflikt nicht unbeschadet hervor. Vertreter der Schwerindustrie erklärten die Situa- 
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tion für verfahren - die politischen Vertreter der Arbeiterschaft unterstützten die ökono- 
mischen Vertreter der Arbeiter. Die Gewerkschaftsbasis war mit der Einigung, die ihnen 
nur eine durchschnittliche Lohnerhöhung von 4 Prozent brachte, einigermaßen unzufrie- 
den; sie hatte sich entschieden mehr von »ihrer eigenen«, gerade gewählten Regierung er- 
wartet, zumal die Industriekartelle bereits Preiserhöhungen verkündet hatten. Dennoch 
hatten beide Seiten Blut geleckt: die Gewerkschaften hatten die Erfahrung gemacht, daß 
Erhöhungen von Löhnen und Sozialleistungen auch dann möglich waren, wenn es der be- 
treffenden Branche nicht gut ging, und die Schwerindustrie schloß, daß es möglich war, die 
geltenden Gesetze im Namen des allgemeinen Interesse zu umgehen (und die Wirtschaft in 
einige Unordnung zu bringen.) Die Koalition von Gewerkschaften und Exportsektor war 
jedoch hinreichend intakt, so daß der Reichstag mit überwältigender Mehrheit, einschließ- 
lich der Mehrheit der DVP-Stimmen, substantielle öffentliche Mittel für die ausgesperrten 
Arbeiter bewilligte. Ferner weigerte sich der RDI, der noch immer unter der Führung von 


Exporteuren und Liberalen stand, die Aussperrung der Arbeiter zu sanktionieren oder zu 


unterstützen. Allerdings war die Koalition nicht stark genug, um die Eisen- und Stahlindu- 
striellen zu zwingen, die ursprüngliche, korrekt zustande gekommene und staatlich sank- 
tionierte Entscheidung zu akzeptieren; die Regierung mußte ein epizyklisches Einspruchs- 
verfahren entwickeln, das Forderungen nach Schwächung der Autorität des Schlichters 
und des Schlichtungsprozesses selbst aufnahm. (vgl. Bracher, 1955, $.199-228; Preller, 1949, 
5.399ff.; Hartwich, 1967; Hüllbusch, 1974; Timm, 1952, $.97-107) Und schließlich wurde 
auch die erst vier Monate alte Große Koalition von der SPD bis zur DVP geschwächt, wäh- 
rend die Spannungen zwischen den »Arbeitgeber-« und den »volksnahen» Flügeln der DVP 
und der DDP zunahmen."® R 

Nach den Aussperrungen und dem Beginn der Wirtschaftskrise wurde den Gewerkschaf- 
ten klarer, daß sie unbotmäßig zuversichtlich gewesen waren, die Industrie sei bereit, die 
verschiedenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Auswirkungen der Arbeitsmarktsituation 
mitzutragen. Die Verwunderung der Gewerkschaften hielt sich deshalb auch in Grenzen, 
als die meisten Unternehmen 1929 verkündeten, sie seien nicht bereit, ihre Beiträge zur Ar- 
beitslosenversicherung, die ständig weiter in die roten Zahlen geriet, zu erhöhen. (Hüll- 
busch, 1967, 5.136) Nach dem Wahlsieg der SPD und nur etwa ein Jahr, nachdem das Ar- 
beitslosenversicherungsgesetz verabschiedet worden war, begannen Gewerkschaftsführer 
im ADGB ein politisch-ökonomisches Konzept zu formulieren, das ihnen eine Erweite- 
rung und Ausdehnung der sozialpolitischen Prinzipien gestatten würde. Möglicherweise 
als Ergänzung zu Hilferdings Konzept des »organisierten Kapitalismus« entwarfen Fritz 
Naphtali, Wladimir Woytinsky und andere, zum Teil auf Grundlage der Theorien der Au- 
stro-Marxisten wie Max Adler, ein Programm der Wirtschaflsdemokratie. Dieses neue Ziel 
lag, wie schon das vorhergehende, irgendwo im Nebel zwischen der Tragödie des Sozialis- 
mus und der Farce der Arbeiterpartizipation oder Mitbestimmung)”; beide argumentierten, 
der Kapitalismus müsse biegsam gemacht werden, bevor er gebrochen werden könne. Eine 
entscheidende Schwäche dieser Konzeption der Wirtschaftsdemokratie war ihr Ökonomis- 
mus; Ökonomismus zu einer Zeit, als die herrschenden Klassen sogar die wirtschaftlichen 
Aspekte ihres Kampfes gegen die organisierte Arbeiterbewegung politisierten. (Poulantzas, 
1970, $. 150-151) Die SPD und die Gewerkschaften beharrten darauf, zu einer Zeit ökono- 
mische Forderungen aufzustellen, in der die Politik an erster Stelle hätte stehen müssen. 
Das Konzept der Wirtschaftsdemokratie fußte auf einer eher statischen Auffassung von der 
Beziehung zwischen politischer Demokratie und dem Privateigentum an Produktionsmit- 
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tel: Die Arbeiterklasse sollte sich des neutralen Staates bedienen, um sicherzustellen, daß 
wichtige wirtschaftliche Entscheidungen im Interesse des Gemeinwohls getroffen würden. 
In der Praxis bedeutete dies Vereinbarungen an der Spitze zwischen den Repräsentanten 
der Industrie, der Gewerkschaften und des Staates. Was wiederum die Unterdrückung der 
Bewegungen an der Basis und das irreversible Bekenntnis zur Planung als dem entscheiden- 
den Instrument auf dem Weg zum Sozialismus notwendig machte (Abraham 1981, 
Kapitel 5). 

Durch den Rückgang im internationalen Handel, durch den die dynamische Fraktion aus 
ihrer Führungsrolle in der Industrie verdrängt wurde, veränderte sich das Kräfteverhältnis 
innerhalb des Industrielagers schließlich zugunsten entschlossener Oppositionen gegen die 
Sozialpolitik. Es war symbolisch, daß im Jahre 1930 der Mann des Stahls, Gustav Krupp, 
den Chemiker und »Wohlfahrtsprofessor« Carl Duisberg als Präsident des RDI ersetzte. 
Doch das war nur der letzte Schlag, vorausgegangen war eine kombinierte politische und 
ökonomische Entwicklung von größter Bedeutung: der Wahlsieg der SPD von 1928 und 
die folgende ökonomische und ideologische Mini-Offensive der Gewerkschaften. Die erste 
offene Konfrontation waren die Ruhr-Aussperrung vom Oktober 1928, mit denen die Ei- 
sen- und Stahlindustriellen erheblich erhöhte Lohnforderungen verhindern und gleichzei- 
tig dem staatlichen Schlichtungsverfahren einen Schlag versetzen wollten. Der Ablauf der 
Ereignisse und die Auseinandersetzungen, die sie hervorbrachten, sind woanders detailliert 
behandelt worden (vgl. Schneider, 1975b, S.75-84; Abraham, 1981, Kapitel 3); wir wollen 
hier die Offensive der Schwerindustrie hervorheben. 

Reichert hatte unablässig betont, daß die Stahlindustrie die Zwangsschlichtung nicht allein 
der Ergebnisse wegen ablehnte, sondern auch, »weil sie den Unternehmer des Rechts be- 
raubt, über das zu verfügen, was sein ist.« (BA/R1311-VDESU/ 217, $.6; vgl./ 68, 5.57) Die 
Aussicht, daß nun ein Arbeitsminister von der SPD die Ergebnisse der Schlichtungsverfah- 
ren bestimmen sollte, war entschieden zuviel. Die Produzenten im Ruhrgebiet waren ge- 
willt, als Teil eines Präventivschlages gegen die Gewerkschaften, den neuen SPD-Kanzler 
und die Minister für Arbeit, Finanzen und Inneres 75 Prozent der deutschen Ferroproduk- 
tion stillzulegen. Den Stahlproduzenten war es nicht einmal unter der bürgerlichen Regie- 
— .rung-von-1927 (mit dem exportorientierten Wirtschaftsminister Julius Curtius von der 
DVP) gut gegangen: Das System der drei Acht-Stunden-Schichten bei ungekürzten Löhnen 
war ihnen zu einer Zeit aufgezwungen worden, zu der »(wir) weder unsere Güter verkau- 
fen (können) noch Profit machen.« 

Ein Bericht des RDI von 1929 über die wirtschaftliche Lage warf den Gewerkschaften vor, 
an die Grenze der Belastbarkeit der deutschen Industrie vorzustoßen. Ohne selbst die Aus- 
sperrungsstrategie zu unterstützen, argumentierten die Verfasser, die Profitraten seien auf 4 
Prozent, die Hälfte des Vorkriegsniveaus, gefallen, und »wenn Kapitalakkumulation prak- 
tisch unmöglich wird, wenn der Anteil der Arbeiter an den Einnahmen zu groß wird und 
wenn die Steuern höher als die Profite sind, muß das Kapital einfach jedes Interesse am Pro- 
duzieren verlieren.« (RDI, 1929b, $.8) 

Was immer Wirtschaftsdemokratie für ihre Unterstützer bedeutet haben mag, für die Indu- 
striellen bedeutete sie scharlatanischen Wahnsinn, schleichenden Sozialismus, dem man 
sich entschieden und schnell entgegenstellen müsse. So fühlte sich August Weber, ein libe- 
raler Industrielle, der die Große Koalition unterstützte, zu folgender Erklärung genötigt: 
Wir müssen uns dem Plan, den Sozialismus durch Demokratisierung der Wirtschaft zu erreichen, 
entgegenstellen. ... Die politische Demokratie hat nicht zur Auswahl der Besten und Fähigsten ge- 
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führt; noch weniger ist dies in der Wirtschaftsdemokratie zu erwarten. ... Jede Sozialpolitik muß ihre 
Grenzen an der Produktivität der Wirtschaft finden, und höhere Produktivität kann nicht durch 
Wirtschaftsdemökratie erreicht werden. ... Eine »gemischte Wirtschaft« kann es nicht geben ... öf- 
fentliche Zwangsinitiativen und -unternehmungen sind wie Sand im Getriebe einer Maschine. (RDI, 
1929; vgl. Schneider, 1975b, $.85-92, 156-162) 


Ein Jahr zuvor hatte Ludwig Kastl, ein Vorsitzender des RDI und ebenfalls ein liberaler Be- 
fürworter der Großen Koalition, bemerkt, es sei »grotesk, daß mehr als dreiviertel aller 
Deutschen sozialversichert sind, daß der staatliche Sozialhaushalt sich seit 1913 vervier- 
facht hat, daß die Zwangsschlichtung regiert und daß die produktive Wirtschaft in eine de- 
mokratische Angelegenheit verwandelt werden soll.« (RDI, 1928, $.18-20) Andere ent- 
schieden liberale Industrielle, Mitglieder der DDP und Vertreter der dynamischen Export- 
fraktion, Männer wie Robert Bosch, Ernst Leitz und Max Levy, argumentierten, die »Wirt- 
schaftsdemokratie« dränge die Unternehmer in die Ecke: »Die Vorschläge würden den Un- 
ternehmer jeder Bewegungsfreiheit berauben und ihn entweder in die Passivität oder zu re- 
aktionären Tendenzen führen!« (BA/ Nachlaß Dietrich /228, S.161)” 

Das Zentrum der Gegensätze war erreicht, die zentrale Auseinandersetzung schloß sich an. 
Die Bestrebungen der Gewerkschaften, die im politischen Bereich geschaffenen Verhältnis- 
se nun auch auf die Wirtschaft zu übertragen, waren weit mehr, als jede Kapitalfraktion be- - 
reit war zu akzeptieren, auch wenn die Wirtschaftslage besser gewesen wäre, als sie es tat- 
sächlich war. Die Ergänzung der politischen durch wirtschaftliche Demokratie hätte die 
grundlegende Veränderung der kapitalistischen Produktionsweise und eine radikale Bedro- 
hung der herrschenden Klassen bedeutet. Fritz Tarnow konnte zwar behaupten, der Kapi- 
talismus sei dehnbar und biegsam, er könne verändert werden, ohne gleich vollständig 
»umgewendet« zu werden und daß »planvolle Leitung der Wirtschaft im Interesse der Öf- 
fentlichkeit« ein erreichbares Ziel sei, »sogar bevor sich die politische Macht zu einhundert 
Prozent in unseren Händen befindet« (Hüllbusch, 1967, $.134-135; Gates, 1974, 
5.217-221), doch an diesem Wendepunkt deutscher Geschichte erwies sich seine Aussage 
als Aufforderung zur Unterhöhlung der politischen Demokratie, wenn nicht gar zur ausge- 
wachsenen Konterrevolution. Denn sogar das Bekenntnis zur politischen Demokratie war 
bei einigen zentralen sozialen und politischen Kräften der Weimarer Republik nur 
schwach ausgeprägt. 

In ihren kühnsten Vorstellungen sahen die Befürworter der Wirtschaftsdemokratie gleich- 
zeitige und interdependente Fortschritte im ökonomischen wie im politischen Bereich vor- 
aus; das war die alte Partnerschaft zwischen Gewerkschaften und Partei, doch die Position 
der SPD als Partner in der Großen Koalition ließ eine derart offensive Strategie nie zu. 
Darüberhinaus war die Strategie selbst eingezwängt in jenen ökonomischen Reformismus 
der 2. Internationale, der die Bedeutung des politischen Kampfes unterbewertete (vgl. Pou- 
lantzas, 1970, $.34-55, 241-253)! Die Rolle der SPD war sogar so weit reduziert, daß die 
Stärke der Partei an ihrer Fähigkeit gemessen wurde, ökonomische Gewinne legislativ 
durchzusetzen, und, schlimmer noch, ihre Legitimation innerhalb der Arbeiterklasse (so- 
gar einschließlich einiger der ADGB-Führer) hing an ihrer Fähigkeit, ökonomische Ge- 
winne militant und erfolgreich zu verteidigen! Fin zwar nicht geneigter, aber aufmerksa- 
mer Beobachter wie Reuschs Assistent Martin Blank konnte die Situation mühelos auf ei- 
nen Nenner bringen: »Nicht allein die Gewerkschaften, die SPD selbst steht oder fällt mit 
dem Schicksal der Arbeitslosen-Versicherung.« (HAGHH/ Nachlaß Reusch 400 101293 /9) 
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Und sie fiel. Allerdings blieb der Partei kaum eine andere Wahl, als die kurzfristigen öko- 
nomischen Interessen der Arbeiter zu verteidigen, da sie kein Programm für die fundamen- 
tale Veränderung der politischen und sozialen Verhältnisse in der Gesellschaft hatte, auf 
dessen Grundlage sie die Arbeiterklasse zu ökonomischen Opfern hätte aufrufen können. 
Und so mußte die SPD weniger als neun Monate nach der Voraussage Blanks die von ihr 
geführte Regierung verlassen, anstatt Kürzungen der Arbeitslosenunterstützung hinzuneh- 
men. Hilferding jedenfalls bedauerte diese Entscheidung später und stellte fest, daß »(wir) 
um dreißig Pfennig für die Arbeitslosen und die Gewerkschaften willen der Aufgabe der 
Republik und der Demokratie Vorschub leisteten ... der einzige Rahmen, in dem der Sozia- 
lismus je erreicht werden könnte.« (Timm, 1952, S.160, 204; Abraham, 1980, Kapitel 6) 

Mit dem nach 1929 stagnierenden und später abnehmenden Umfang des deutschen Wirt- 
schaftskuchens bemühten sich die Fraktionen der herrschenden Klasse um Einheit auf der 
Grundlage eines politischen und ökonomischen Programms, das unter anderem auf den 
Abbau der proletarischen Gewinne abzielte. Die politische Stoßrichtung des Programmes 
zielte auf die Unterminierung der Großen Koalition, die auf der Allianz von organisierter 
Arbeiterbewegung und dynamischer Exportfraktion der Industrie beruhte. Die ökonomi- 
sche Stoßrichtung manifestierte sich in einem politischen und Arbeitsmarktkampf um die 
Steigerung der Profitabilität auf Kosten der Arbeiterschaft und jener staatlichen Program- 
me, die den Arbeitern von Nutzen waren. Die fortwährenden Forderungen der Industrie 
nach »Elastizität« anstelle von »Rigidität« bei den Tarifverhandlungen waren ein Angriff 
auf die »politischen Löhne« und die Arbeitsbeziehungen, und zwar nicht allein jene, die aus 
staatlicher Schlichtung hervorgegangen waren, sondern auch auf die in der Gesetzgebung 
und den Staatsausgaben direkt verankerten (vgl. Schneider, 1975b, $.119-142). Der Anteil 
des Sozialprodukts, der der Arbeiterklasse zukam, sollte verringert und gleichzeitig ihr An- 
teil an den Folgelasten des Weltkrieges vergrößert werden. Die massive Arbeitslosigkeit 
wurde nun zur Triebfeder der Wirtschaftspolitik, wie vorher die bedeutenden Kredite aus 
dem Ausland zum Motor der Sozialpolitik geworden waren; und in beiden Fällen waren 
die politischen Koalitionen unmittelbar betroffen. Das RDI-Memorandum vom Dezember 
1929, »Aufstieg oder Niedergang«, leitete die Generaloffensive des Kapitals ein, eine Offen- 
sive, die die Schwerindustrie ihrerseits bereits etwas voreilig mit den Aussperrungen an der 
Ruhr im Jahr zuvor einzuleiten sich bemüht hatte. Der Zusammenbruch der Großen Koa- 
lition im März 1930 - scheinbar wegen der Differenzen über die Erhöhung der Arbeitge- 
berbeiträge zur Arbeitslosenversicherung - war ein entscheidender Schritt in dieser Offen- 
sive. Die weitere Verschlechterung der Wirtschaftslage und die veränderten politischen Be- 
dingungen verliehen der Generaloffensive des Kapitals zusätzlichen Schwung, und die Pati- 
na des neutralen Staates über den Klassen, der dennoch alle Klassen repräsentiert, schmolz 
ganz einfach dahin (vgl. Preller, 1949, 5.514; Hartwich, 1967, $.373-384) 


Die Durchsetzung des Programms der Industrie 


Die organisierte Arbeiterbewegung und die SPD hatten die Ruhr-Aussperrungen mit Er- 
folg als Affront gegen das allgemeine nationale Wohl brandmarken können, doch gelang es 
ihnen dann nicht mehr, die politische, ideologische und ökonomische Generaloffensive des 
Kapitals vom Spätherbst 1929 zu stoppen oder zu spalten. Der von oben begonnene offene 
Klassenkonflikt und der Führungswechsel innerhalb der Industrie von der dynamischen 
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Export- zur schwerindustriellen Inlandfraktion scheinen die SPD überrascht zu haben (Ab- 
raham, 1981, Kapitel 3). 

Die Frage lag auf der Hand, ob die demokratische Republik in der Lage sein würde, die 
Profitabilität, alias »eine gesunde Wirtschaft«, wiederherzustellen. Die Entparlamentarisie- 
rung des politischen Lebens, die Schwächung der Gewerkschaften und die innere Dynamik 
der Wirtschaftskrise wirkten gemeinsam als Haupttriebkräfte bei der Demontage der öko- 
nomischen Gewinne der organisierten Arbeiterbewegung und des gesamten Gebäudes der 
Sozialpolitik. Letztendlich strebte das Kapital mit seiner Offensive eine Kontrolle der staat- 
lichen Mechanismen an, die ausreichte, um die eigenen ökonomischen Forderungen durch- 
zusetzen, und die umfassend genug war, um die divergierenden Interessen seiner drei 
Hauptfraktionen unter einen Hut zu bringen - ohne dieses Ziel jedoch zu erreichen. Die 
politischen Alternativen, denen sich die Industriellen dann gegenübersahen, waren nicht 
(unmittelbar) von ihnen selbst entworfen; subjektiv fühlten sie sich oft sogar unfähig, die 
politischen Entwicklungen zu meistern, doch im wesentlichen konnten sie von der Krise 
guten Gebrauch machen. 

Die staatliche Finanz- und Sozialpolitik bis Mitte der dreißiger Jahre behinderte die Um- 
verteilung des Sozialproduktes zugunsten des Kapitals. Der Angriff auf das staatliche 
Schlichtungssystem hatte seine Ursachen sowohl in den praktischen Schlichtungsergebnis- 
sen als auch in der Überzeugung, es stelle eine inakzeptable Einschränkung der unterneh- 
merischen Rechte dar. Deshalb besänftigte die Wende im Schlichtungswesen durch die 
Entscheidung von Oeynhausen im Juni 1930, die eine zehnprozentige Lohnkürzung ver- 
ordnete, die Industriellen zwar, veränderte jedoch nicht ihre grundlegende Einstellung. Die 
Industrie lehnte - wie auch die Landwirtschaft - jede substantielle Arbeitslosen- und Sozial- 
versicherung ab, und zwar nicht allein wegen dem prinzipiellen Streben nach einem ausge- 
glichenen Staatshaushalt und auch nicht wegen der mangelnden Bereitschaft, ihre Beiträge 
zu den Fonds aufrecht zu erhalten, geschweige denn, zu erhöhen. Diese Programme wur- 
den vielmehr vor allem unterminiert, weil sie eine Untergrenze für die Löhne setzten; sie 
störten das »normale« Lohn- und Beschäftigungsmuster in einer Periode massiver Deflation 
(Preller, 1949, $.516; vgl. BA/R13I-VDESI/ 230). Der Zusammenbruch der Großen Koali- 
tion beraubte die organisierte Arbeiterbewegung der politischen Kraft, die nötig gewesen 
wäre, um diese Programme zu retten, Womit nicht gesagt sein soll, daß die verschiedenen 
sozialen Programme in substantiell größerem Maße erhalten geblieben wären, wäre die 
Große Koalition nicht zu dem Zeitpunkt und wäre sie anders auseinander gebrochen; es 
wäre nicht ausgeschlossen gewesen, daß die SPD über den Abbau gewacht hätte. Allerdings 
wäre dies einer Partei, deren Daseinsberechtigung sich weitgehend auf die Verteidigung 
von Tagesinteressen der organisierten Arbeiterklasse, wie sie hauptsächlich von den Ge- 
werkschaften definiert wurden, reduziert hatte, äußerst schwer gefallen. Aus eben diesem 
Grund ließ, wie wir gesehen haben, die SPD die Große Koalition auseinanderfallen, anstatt 
zu versuchen, die Kompromisse und Konzessionen zu machen, die es ihr und der parla- 
mentarischen Regierung ermöglicht hätten, weiterzuarbeiten (Timm, 1952, S. 178- 208; 
Hüllbusch, 1967, $.138-145; Bracher, 1955, $.287-303).* 

Die der Großen Koalition nachfolgende Regierung unter Brüning blieb.allerdings aufgrund 
der Wahlergebnisse vom September 1930 selbst von der Toleranz der SPD abhängig. Folg- 
lich war die SPD wegen der Abhängigkeit Brünings von ihr in der Lage, indirekt am Ab- 
bau der Sozialprogramme mitzuwirken, während sie gleichzeitig eine nicht unerhebliche 
Bremsfunktion ausübte, die sowohl die Demontage in Grenzen hielt als auch langsam das 
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Vertrauen des Kapitals in Brünings Fähigkeit, die Angelegenheit zu erledigen, unterhöhlte. 
Den Repräsentanten des Kapitals war es jedoch schon bedeutsam genug gewesen, die SPD 
aus der Koalitionsregierung zu entfernen, so daß Brüning nur knappe vier Monate später 
eine Erhöhung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung anordnen konnte, die jene noch 
überstieg, an der die Große Koalition angeblich gescheitert war (Preller, 1949, 5.518). Si- 
cher gab es unter Brüning andere fiskalische, soziale und politische Maßnahmen, die, wie 
wir sehen werden, dies mehr als kompensierten, doch unterschreiben solch offensichtliche 
Ungereimtheiten das Primat der Zufälligkeit in der Politik. Und schließlich verlor die SPD 
durch‘ihre halb-verantwortliche Haltung Wähler an die KPD, während die führenden bür- 
gerlichen Parteien durch ihre engstirnige und anti-soziale Einstellung an Unterstützung ge- 
genüber den Nazis einbüßten.? 

Kraß, wenn auch nur wenig übertrieben gesagt, spielte die KPD zwischen 1924 und 1930 
keine wichtige Rolle in der deutschen Politik. Die Partei hatte mit sowjetischer Hilfe im 
Laufe ihrer Putsch-Fiaskos im Jahre 1923 ihre Organisation und ihr Ansehen vollständig 
ruiniert, und 1924 bekam sie bei den Wahlen nur noch 9,1 Prozent der Stimmen. Im Zuge 
eines allgemeinen Linksrutsches im Jahre 1928 (als die SPD 30 Prozent erreichte) bekam 
die KPD bei der Wahl 10,7 Prozent. Natürlich ersparten weder die Sozialdemokraten noch 
die Kapitalisten den Kommunisten ihre giftigen Angriffe, und beide bedienten sich ausgie- 
big der Angst vor der roten Gefahr. Dennoch stellte die KPD in diesen Jahren keine ernst- 
zunehmende Kraft dar, weder in der Arbeiterbewegung noch in der größeren politischen 
Arena; ihre Präsenz überstieg bei weitem ihre Stärke. Erst als die Große Koalition zu wan- 
ken: begann, und aus den hier ausgebreiteten Gründen, verlor die SPD einige Unterstüt- 
zung in der Arbeiterschaft an die KPD. So fiel dann auch der Stimmenanteil der. SPD bei 
den Wahlen vom September 1930 auf 24,6 Prozent, während der KPD-Anteil auf 13,1 Pro- 
zent stieg. Aber erst mit der massiven Not und Radikalisierung Ende 1932 wurden die 
Kommunisten zu einem Machtfaktor, als sie im November 1932 in schwersten politischen 
Krisenzeiten, als die Macht möglicherweise auf der Straße lag, 17 Prozent der Stimmen ge- 
wannen. In den Jahren politischer Stabilität (1924-1930) hatten weder die KPD, noch die 
kommunistischen Splittergewerkschaften (die in den meisten Branchen aufgegeben wor- 
den waren), noch die kommunistischen Gruppen in den allgemeinen (sozialdemokratisch 
beherrschten) Gewerkschaften irgendwelche Forderungen vorgetragen, die sich qualitativ 
von denen der Sozialdemokraten unterschieden (vgl. Flechtheim, 1969, Kapitel 3 bis 6). 
Das theoretische Postulat von dem unausweichlichen Zusammenbruch des Kapitalismus 
wurde mehr als überschattet durch die strategische Analyse der Partei (und der 
Komintern), daß der Kapitalismus sich gerade in einer Phase der Restabilisierung befinde. 
Folglich ähnelten die sozialpolitischen Forderungen, Ziele und Reaktionen der Kommuni- 
sten stark denen der Sozialdemokraten und waren, vom Standpunkt der deutschen Kapita- 
listen aus betrachtet, wenig bedrohlich. von Miquel von der Grundbesitzer-Vereinigung er- 
faßte dies sehr genau und drückte es 1930 in einem Brief an Reusch mit charakteristischer 
aristokratischer Direktheit aus: 


»Was wir fürchten (müssen) ist der Sieg der Sozialdemokratie. Nicht den Sieg des lauten, planlosen 
Bolschewismus, der keine Bedrohung-darstellt und ohnehin eine rasche Reaktion herbeiführen wür- 
de. Vielmehr den Sieg einer spezifisch deutschen, spießigen Wohlfahrtsdemokratie, die erst ihr Ende 
träfe, nachdem sie das Privatkapital vollständig weggesteuert und für die Sozialfürsorge ausgegeben 
hätte.« (HA GHH/Nachlaß Reusch 400 10124/2) 
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Als Brüning während des Jahres 1931 bemüht war, Ausgaben in allen Bereichen zu strei- 
chen, verkündete er mit der Unterstützung der Gewerkschaften und der kleineren Unter- 
nehmen in der Export- und der verarbeitenden Industrie ein-gemäßigtes Programm, um die 
Kartelle und Monopole in der Schwerindustrie zu Preissenkungen zu veranlassen. Viele In- 
dustrielle in der Exportwirtschaft und den verarbeitenden Branchen unterstützten diese In- 
itiative als eine wichtige Voraussetzung für den wirtschaftlichen Aufschwung, doch die ver- 
stärkt dominierende Industriefraktion wies die Behauptung zurück, die Kontrolle des 
Marktes durch Produzenten-Zusammenschlüsse sei für alles verantwortlich zu machen. 
Laut Walther Hillmann war nur eine Art des Zusammenschlusses von Übel: 


»Nicht das private Unternehmertum hat versagt; vielmehr haben das Versailler Diktat und der sozia- 
listische Einfluß all die Belastungen geschaffen, unter denen wir leiden. Nicht unsere Kartelle, son- 
dern die Belastungen durch Löhne und Sozialleistungen haben die Kosten so ansteigen lassen; das 
größte Kartell ist das Lohnkartell (die Gewerkschaften)« (BA/R13IU-LMV/ 1280). Neben dem 
Lohnkartell der Gewerkschaften bestand auch weiterhin das Ausgabenkartell des Staates, welches, 
laut Silverberg im Juli 1931, »noch immer der sozialistischen Ideologie folgend, ein schlecht geleitetes 
Organ ist, das zwar von uns abhängig, aber dennoch gewillt ist, uns verrecken zu lassen, während es 


weiter Geld ausgibt.« (BA/ Nachlaß Silverberg/32, $.8) 


Für die entschlossenen Industriellen waren Brünings Maßnahmen nichts als halbe Sachen, 
die einem zwar den Mund wässrig werden ließen, indem sie in die richtige Richtung wie- 
sen, jedoch die Löhne und Ola Een nicht so gründlich reduzierten, wie es möglich 
gewesen wäre. 

Jene Sprecher der Seenndinde, die von Beginn an weniger Geduld mit Brünings Tem- 
po gehabt hatten, wurden bis Mitte 1931 vollends ernüchtert. Eine Gruppe von Ruhr-In- 
dustriellen drückte in einem Brief vom 8. August 1931 an den Kanzler ihre Überzeugung 
aus, daß sich nicht viel geändert habe: 


Ebenso wie die Gläubiger-Länder unsere Zahlungsfähigkeit nicht in Betracht ziehen, werden wir Un- 
ternehmer zu Haus behandelt. Die Reparationen und die Extravaganz der öffentlichen Ausgaben la- 
sten auch weiterhin auf uns. ... Wir haben keine Chance, Profite zu machen, und was wir verdient ha- 
ben, wurde uns wegbesteuert. Wir bringen die größten Opfer und werden im Gegenzug für die Feh- 
ler anderer angegriffen und geschmäht. ... »Selbsthilfe« und »Privatinitiative« sagen Sie, aber die ge- 
genwärtige Wirtschaftspolitik ist schlimmer als eine Planwirtschaft: Unsere Auslagen liegen durch 
hohe Steuern, Sozialkosten und erzwungene Löhne fest, während unser Einkommen niedrig gehalten 
wird. ... Wenn uns Konkurrenzfähigkeit, Kapitalakkumulation und Profitabilität gestattet wird, 
könnte unsere politische und internationale Existenz aufblühen. Doch müßte die staatliche Verwal- 
tung auf allen Ebenen reformiert werden, und alle kollektivistischen und Zwangsmaßnahmen 
(Schlichtung, hohe Löhne, Arbeitszeitgesetzgebung, Sozialversicherung, öffentlicher Wohnungsbau 
etc.) ... müßten mit weit höherem Tempo beseitigt werden (HA GHH/Nachlaß Reusch 
400101293/11) 


Diese Meinung wurde dann in eine »Gemeinsame Erklärung der deutschen Wirtschaftsver- 
einigungen« aufgenommen, die im Oktober 1931 von Brüning verlangte, »diese Notlage 
zu überwinden, und nicht zu verwalten.« (BA/ZSg 289/ Hansa Bund, 30. September 1931, 
8. Oktober 1931) 

Unmittelbar vor seiner Entlassung Ende Mai 1932 erhielt Brüning eine längere aide me&moi- 
re von Kastl vom RDI, die sowohl die unzweideutigen und größtenteils unerfüllten sozial- 
und finanzpolitischen Forderungen der Industrie aufzeigte, als auch ihr eigenes Dilemma 
bei der Formulierung der übrigen Bestandteile eines Programmes zur Überwindung der 
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deutschen Wirtschaftsprobleme offenbarte. In bezug auf ersteres war dies nicht mehr der- 
selbe Kastl, der als Sprecher der dynamischen Exportfraktion zwei Jahre zuvor die Sozial- 
politik als eine »Versicherungsprämie gegen den Bolschewismus« bezeichnet hatte. Als 
Sprecher für einen veränderten RDI, in dem nun die Schwerindustrie-Fraktion die Ober- 
hand hatte, verlangte er volle Bewegungsfreiheit für die Wirtschaft: keine staatliche Rolle 
bei den Tarifverhandlungen, keinerlei Schlichtung; stattdessen: »Wer arbeiten will, sollte 
die Möglichkeit haben, seine freie Arbeit auf einem freien Markt zu verkaufen.« Ferner 
sollten Steuer- und Zolleinnahmen zur Ankurbelung der Wirtschaft verwendet werden; 
Sozialleistungen und staatliche Verwaltungsausgaben müssen weiter gekürzt werden. 
Reichsregierung und örtliche Verwaltungen müssen fiskalisch verantwortlich und ihre 
Haushalte ohne Steuererhöhungen ausgeglichen werden. Mit knappen Worten schrieb 
Kastl am 14. Mai 1932: »Die Kapitalakkumulation muß angeregt und alle dem Kapital 
schädlichen Maßnahmen müssen in jeglichem Bereich vermieden werden.« (BA/ Nachlaß 
Kastl/5) Zweieinhalb Jahre unermüdlicher Forcierung dieser selben Forderungen sprechen 
sowohl eine beredte Sprache von der herausragenden Bedeutung, die sie im Bewußtsein der 
Industriellen einnahmen, als auch von Brünings Unzulänglichkeiten - oder den Unzuläng- 
lichkeiten des semiparlamentarischen Regierungssystems. 

Doch so klar das Industrieprogramm in bezug auf die Arbeiter war, so unklar war es in be- 
zug auf die Industrie selbst. Die herrschenden Klassen hatten sich von einem Programm 
der Kooptierung der Arbeiterklasse einem Programm der Unterdrückung proletarischer 
Interessen zugewandt, doch noch immer waren sie sich nicht einig, wie ihre eigenen Inter- 
essen miteinander zu vereinbaren seien. In diesem Bereich offenbarte Kastls Memorandum 
eine wachsende Feindschaft gegenüber den autarkistischen Forderungen der Agrarier und 
ein unbeholfenes Interesse an imperialistischer Expansion, doch gab es nur karge Andeu- 
tungen eines positiven Programms. Eine echte wirtschaftliche Erholung sei nur im interna- 
tionalen Kontext möglich, denn »wenn die Reparationen zu zahlen sind, dann müssen die 
anderen Länder auch unsere Exporte akzeptieren und fördern.« Ferner seien die Einfuhr- 
beschränkungen symptomatisch für die ungenügende Aufmerksamkeit, die der Exportin- 
dustrie gewidmet werde. Deutschland habe sich mit seinen Zollerhöhungen selbst gescha- 
det, und Kastl fühlte sich veranlaßt, die Regierung daran zu erinnern, daß »die Handelspo- 
litik nicht zum Vorteil der Landwirtschaft existiert«; die Produktion könne nur durch er- 
weiterte Exportmärkte und erhöhte Konkurrenzfähigkeit verstärkt werden (BA/Nachlaß 
Kastl/5). 

Da die festgefahrene politische Situation zwischen 1930 und 1932 nicht zuließ, die Gewin- 
ne der Arbeiter gänzlich zurückzuschrauben, (und in den übrigen Sachfragen keine Eini- 
gung innerhalb des Kapitallagers erreicht werden konnte), versuchten Vertreter beider In- 
dustriefraktionen, Kapital aus der Schwächung der Gewerkschaften infolge der hohen Ar- 
beitslosigkeit zu schlagen, indem sie ihnen Seperatfrieden vorschlugen. Weil die SPD in der 
legislativen Arena erfolgreicher blieb als die Gewerkschaften in der ökonomischen Arena, 
versuchten Industrielle direkt mit Gewerkschaftsvertretern zu verhandeln und die politi- 
sche Vermittlung durch die SPD zu umgehen. Sollte sie Erfolg haben, versprach diese Stra- 
tegie doppelten Ertrag: Einerseits würden Zugeständnisse am Arbeitsplatz gewonnen wer- 
den, andererseits würde die Wählerbasis und die Moral der SPD geschwächt werden. Schon 
im Januar 1930 hatte niemand anderes als Duisberg auf diese Strategie angespielt, als er 
nach der Feststellung, »Massenkonsumtions-Theorien mögen im reichen autarken Ameri- 
ka vielleicht funktionieren, jedoch nicht bei uns«, klagend fortfuhr, daß »unglücklicher- 
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weise die Arbeiterorganisationen keine reinen Interessenvertreter, sondern vielmehr an ei- 
ne Partei gebundene Vereinigungen sind.« (RDI, 1930, $.43) Seit ungefähr dieser Zeit bis 
zum kurzen Schleicher-Zwischenspiel waren Versuche, die Gewerkschaften von der SPD 
(und von einander) abzuspalten, Hauptbestandteile der Gewerkschaftspolitik der Indu- 
strie. Wie oben gesagt, trug der militante Standpunkt des ADGB in der Frage der Arbeits- 
losenversicherung Ende 1929 und Anfang 1930 erheblich zu der Position bei, die von der 
SPD bezogen wurde, und damit zum Fall der Großen Koalition. Diese Weigerung/ Unfä- 
higkeit, den Kompromiß zu suchen, war ein herausragendes Beispiel dafür, wie die SPD 
einerseits zur Gefangenen ihres Ökonomismus geworden war und wie andererseits die re- 
formistische Militanz der Arbeiterbewegung die politischen Widersacher der Republik 
nährte. Die Sozialpolitik war nicht allein zum Lackmustest für Regierungen geworden, 
sondern zum Ende der Politik selbst 2° Ob der ADGB seine Haltung nun später bereute, 
oder bereuen sollte (vgl. Hüllbusch, 1967, S.145; Vogt, 1974, S.452-458), oder nicht, es ist 
unleugbar, daß die organisierte Arbeiterbewegung durch den Austritt der SPD aus der Re- 
gierung geschwächt wurde, insbesondere da die wirtschaftliche Lage sich weiter verschlech- 
terte und nicht, wie erwartet, verbesserte. 

Wie die Tabellen 1 und 2 zeigten, blieben die Gewerkschaften erfolgreich genug bei der 
Verteidigung der hohen Produktionskosten, daß es der Industrie noch immer erstrebens- 
wert erschien, einen Seperatfrieden mit ihnen auszuhandeln, zumal dieser Weg greifbarere 
Resultate versprach, als der von der SPD behinderte Brüning sie zu liefern in der Lage war. 
Dieser Aspekt des Klassenkonfliktes nahm die Form von Privatverhandlungen an, die dar- 
auf abzielten, allgemeine Übereinstimmung zu erreichen. Natürlich schloß das militantere 
Aktionen keineswegs aus, wie jene von Reusch im Juli 1931 vorgeschlagenen Maßnahmen, 
die den Einfluß der SPD und der Gewerkschaften am Arbeitsplatz brechen und die alte 
Herr-im-Hause-Disziplin in der Fabrik wiederherstellen sollten (HA GHH/Nachlaß 
Reusch 400101293/11; vgl. BA/R431/2546, S.400). Mitte 1930 wandten sich Hans von 
Raumer und Hermann Bücher vom RDI an Fritz Tarnow und Theodor Leipart vom 
ADGB, um »gemeinsame Strategien zur Überwindung der Wirtschaftskrise« zu diskutie- 
ren. Raumer und Bücher gehörten zur dynamischen Exportfraktion der Industrie und gal- 
ten als zwei der gesellschaftlich fortschrittlichsten Industriellen. Die vier kamen einer ge- 
meinsamen Erklärung über die Wirtschafts- und Sozialpolitik, die möglicherweise die Ar- 
beitsgemeinschaften der Nachkriegszeit wiederbelebt hätte, sehr nahe, doch im letzten Mo- 
ment scheiterten die Gespräche. Raumer führte das Scheitern auf den »Druck der sich fort- 
während verschlechternden (wirtschaftlichen) Lage« zurück, doch weisen spätere For- 
schungen darauf hin, daß Vertreter der Schwerindustrie die Gespräche sabotierten, weil sie 
fürchteten, die Sprecher der Exportfraktion könnten allzu generöse Kompromisse eingehen 
(Raumer, 1954, 5.434; vgl. Hüllbusch, 1967, 5.146; Döhn, 1970, S.158). 

Ein Mitarbeiter Raumers, Hans Krämer, verteidigte 1931 die Verhandlungen mit den Ge- 
werkschaften unter Umgehung der SPD: »Gerade jetzt sind die Gewerkschaften verhältnis- 
mäßig vernünftig, und durch Verhandlungen mit ihnen ist etwas zu erreichen; auf der an- 
deren Seite scheinen die sozialdemokratischen Führer unverbesserlich zu sein.« (HA 
GHH/Nachlaß Reusch 40010124/1) In Verhandlungen, die von Brüning und seinem Ar- 
beitsminister Adam Steigerwald gefördert wurden, arbeiteten Vertreter des RDI und des 
ADGB an einer gemeinsamen Erklärung über die Überwindung der Wirtschaftskrise, die 
zunächst Reichspräsident von Hindenburg und danach der Öffentlichkeit vorgelegt wer- 
: den sollte. Obwohl beide Seiten Zugeständnisse machten, scheiterten die Gespräche an der 
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Frage, ob zunächst die Produktionskosten oder die Preise gesenkt werden sollten. Auch 
diese Initiative wurde von Führern der Schwerindustrie von der Ruhr torpediert, die vom 
ADGB verlangten, daß er sich öffentlich von der Zwangsschlichtung abwende und aner- 
kenne, daß die Rückkehr zum kapitalistischen System unablässig für die Gesundung der 
Wirtschaft als Ganzem sei (Wengst, 1977, 5. 103f.). Die liberale Industriefraktion unterstütz- 
te auch weiterhin sowohl Brüning als auch weitere Verhandlungen mit den Gewerkschaf- 
ten, doch erwies es sich als zunehmend unwahrscheinlich, daß die Schwerindustrie ihr 
auch nur in einem der beiden Gebiete folgen würde (Abraham, 1981, Kapitel 3). 

Während die dynamische Fraktion auch weiterhin begrenzte Kompromisse mit den Ge- 
werkschaften als den besten Weg ansah, die Arbeiterschaft zu entpolitisieren und gemeinsa- 
me Wirtschaftsplanung zu ermöglichen, verlangte die Schwerindustriefraktion zuerst die 
endgültige Niederlage der organisierten Arbeiterbewegung, und dann erst Verhandlungen: 


Die Gewerkschaften sind jetzt (Juni 1930) noch immer zu stark für Verhandlungen. Zuerst müssen 
wir im ganzen Land eine harte Konfrontationsstrategie in allen Fragen verfolgen; wir müssen durch- 
halten. Wir müssen eine Situation schaffen, in der die Arbeiter sich enttäuscht von ihren politischen 
und gewerkschaftlichen Führern abwenden (Wengst, 1977, 5.107; HA GHH/Nachlaß Reusch 
400 101293/10b).7 


Die »Synthese« dieser beiden Ansätze bestand aus erbitterter Konfrontation in allen Tarif- 
vertrags-, Arbeitsmarkt- und Gesetzgebungsfragen und Zusammenarbeit in der Diskussion 
über die allgemeinsten sozialen, landwirtschaftlichen und Handelsfragen. Doch was auch 
immer der konkrete Rahmen war, die sich verschlechternde Wirtschaftslage sorgte dafür, 
daß die weitaus meisten Konzessionen bei den Löhnen, Preisen, öffentlichen Ausgaben 
und dem Staatsinterventionismus von den Arbeitern gemacht wurden. So fühlten sich En- 
de 1930 die Vertreter der Industrie nicht länger verpflichtet, das Prinzip der Erhaltung der 
Sozialversicherung anzuerkennen. Auf Geheiß des Zentrums schienen die christlichen Ge- 
werkschaften jetzt bereit, einen neuen Burgfrieden zu akzeptieren, doch die Generalver- 
sammlung des ADGB wies die Empfehlung ihrer Führung zurück und beschloß im Januar 
1931, alle weiteren Diskussionen abzubrechen (Wengst, 1977, 5.112f.). Fritz Tarnow und 
Peter Graßmann aus der ADGB-Führung verfolgten dagegen die Politik des geringeren 
Übels und drängten auf dem ADGB-Kongreß am 15. Dezember 1930 auf einen neuen 
Burgfrieden. 

Wengst (1977, 113-14) schreibt: 

Eggert und Tarnow betonten nachdrücklich, daß das Angebot der Unternehmer zum 
»Burgfrieden« in der augenblicklichen Situation, in der die Waffe des gewerkschaftlichen 
Kampfes stumpf geworden sei und die Unternehmer alle wirtschaftliche Macht in Händen 
hielten, angenommen werden müsse ... Was aber nach Ansicht der Gewerkschaftsführung 
nach dem Sturz Brünings zu erwarten stand, beschrieb Graßmann mit nahezu propheti- 
schen Worten: »Geht die Regierung Brüning, dann wird ein Beamtenkabinett folgen und 
schließlich eine Diktaturregierung gegen uns«. (Es gehe) daher »um den Bestand ... (der ge- 
werkschaftlichen) Mitwirkung auf allen Gebieten der Sozialpolitik.« Deshalb sei es not- 
wendig, einen großen »Block zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern« zu schaffen, 
der politisch.eine »außerordentliche Bedeutung« erlangen würde. 

Indem sie dieses Ansinnen zurückwiesen, entfernten sich die Delegierten etwas von der 
Partei und demonstrierten einen Ökonomismus, der noch militanter und noch enger als 
der ihrer Führung war. Die ADGB-Führung war seit dem Debakel, das mit dem Sturz der 
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Großen Koalition einhergegängen war, politischer geworden, doch hatte sie die Basis nicht 
umgestimmt. 

So wurde der Versuch, eine systematische, korporative Struktur für Neuverhandlungen 
über die ökonomischen Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit zu schaffen, beendet. Er 
war, mehr oder weniger'stark, von Brüning und Stegerwald, Vertretern der dynamischen 
Industriefraktion und großen Teilen der ADGB-Führung unterstützt worden. Begraben 
wurde er von der Schwerindustrie und der Gewerkschaftsbasis (BA/Nachlaß Silverberg/- 
458]8 

Nach den Stimmenverlusten der SPD bei der Septemberwahl 1930 und eigenen Mitglieder- 
verlusten, nahmen die Gewerkschaften eine wohlwollendere Haltung gegenüber der Regie- 
rung Brüning an. Trotz seines Regierens mit Notverordnungen beschrieben sie Brüning als 
einen Mann, der »ıim Geist der Verfassung und deshalb (als) ihr Beschützer« handele, der 
gegen den wirtschaftlichen und politischen Zusammenbruch arbeite und das letzte Boll- 
werk gegen den Nationalsozialismus darstelle (Hüllbusch, 1967, S.149). Im Jahre 1931 
überflügelten die Gewerkschaften die SPD in der Unterstützung Brünings, weil sie, wie 
auch die Schwerindustrie, richtig erkannten, daß die Unterstützung Brünings durch die 
Gewerkschaften half, mehr als eine Notverordnung zu entschärfen; im Hintergrund lauer- 
te noch immer, geschwächt und schweigsam zwar, die Koalition von Arbeiterbewegung 
und Exportfraktion. Im Jahre 1931 gab der ADGB die nun hoffnungslose Frage der Ar- 
beitslosenversicherung und die wertlose Frage der staatlichen Schlichtung auf und schlug 
inflationäre und antizyklische Arbeitsbeschaffungsprogramme, die 40-Stunden-Woche und 
zivile öffentliche Arbeitsmaßnahmen vor. Noch bevor diese Vorschläge sich zu dem um- 
fassenden WTB-Programm, mit dem später Schleicher und Gunther Gereke herumspielen 
sollten, auswuchsen, kollidierten sie mit den grundlegenden Prämissen des Brüningschen 
Wirtschaftsprogramms: Deflation und ein ausgeglichener Haushalt (vgl. Schneider, 1975a, 
$.61-89, 167-192)? 

Der Ruf der Arbeiterbewegung nach aktivem, antizyklischem Staatsinterventionismus war 
im Grunde ein atheoretischer Versuch, durch den und im öffentlichen Sektor Arbeitsplät- 
ze zu schaffen: Sozialpolitik als Wirtschaftspolitik; hohe Löhne zur Ankurbelung der Kon- 
sumtion und damit der Produktion; verkürzte Arbeitszeit, um Arbeitsplätze zu schaffen; 
fiskalische Manipulationen, um zyklische Widersprüche einzuebnen. Daß dies später, unter 
sehr veränderten politischen Bedingungen, als kapitalistische Zukunftsperspektive wieder 
entstand, darf wahrscheinlich nicht den Gewerkschaften angelastet werden, auch wenn die 
SPD diese Pläne als prinzipiell nicht akzeptabel, als unpolitische Demagogie zurückwies. 
Sogar für Hilferding war der »organisierte Kapitalismus« eher eine Gegenwartsbeschrei- 
bung denn ein Rezept für die Zukunft gewesen (vgl. Winkler, 1974, $.13, 50-51; Gates, 
1974, 5.219, 223). (Das Programm hatte erhebliche Ähnlichkeiten mit den Vorstellungen 
der Nazi-Linken, und später gab es Kontakte zwischen ADGB-Vertretern und vermeintli- 
chen sozialen Radikalen bei den Nazis wie Georg Strasser.) 

Anläßlich des ADGB-Kongresses vom April 1932 lancierte die Industrie einen massiven 
Propagandafeldzug gegen die Gewerkschaften, die verantwortlich gemacht wurden »für die 
Unterminierung des freiheitlichen Wirtschaftssystems und seiner inneren Harmonie von 
1918 bis zum heutigen Tage«. Die SPD und die Gewerkschaften wurden dafür verantwort- 
lich gemacht, daß sich »das private Unternehmenssystem nicht entwickeln konnte.« Die 
Industriellen schlossen ihre Angriffe im April 1932 mit der Behauptung, »wenn das Pro- 
duktionsniveau auf den Stand zur Zeit der Jahrhundertwende gefallen ist, dann muß dassel- 
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be für die öffentlichen und die Sozialausgaben gelten.« (DZA/RLB Pressearchiv 148/10, 
$.74-75) Genau so eine Politik erwarteten die herrschenden Klassen von Papens sogenann- 
tem »Neuen Staat« und dem »organischen Wiederaufbau der Wirtschaft« in der zweiten 
Hälfte des Jahres. 

Während Papen, anders als Brüning, durchaus darauf vorbereitet war, angemessene und 
entschlossene wirtschaftliche und politische Maßnahmen gegen die organisierte Arbeiter- 
bewegung zu ergreifen, verschärfte sein Aufstieg die Konflikte zwischen den einzelnen 
Fraktionen der herrschenden Klasse, insbesondere jene zwischen den Autarkisten und den 
Exporteuren (Abraham, 1981, Kapitel 4). Es stand jedoch nicht länger in Frage, daß die or- 
ganisierte Arbeiterbewegung als Massenbasis für die Unterstützung der herrschenden Klas- 
sen und des Staates beibehalten werden sollte. Um die ökonomische Seite dieser Politik 
verdeutlichen zu können, müssen wir kurz einige der wirtschaftspolitischen und sozialen 
Maßnahmen der Regierungen Brüning und Papen betrachten. Die Finanz-, Kredit-, Repa- 
rations-, Beschäftigungs-, und Weltwirtschaftskrise stellten sich als ein einziges Bündel dar, 
das ein vereintes und kohärentes Herangehen erforderte, das im politischen Kontext der 
Republik nur schwer zu ermöglichen war. Seit seiner ersten Notverordnung im Juni 1932 
konnte Brünings Strategie als »Deflation« zusammengefaßt werden. Er verfolgte diesen 
Weg auf vielfache Weise. Durch Hindenburg ließ er höhere Arbeitnehmerbeiträge an die 
Versicherungskassen anordnen, während er den Umfang und die Dauer der Leistungen 
verkürzte; er verordnete höhere Lohn-, Kopf-, Junggesellen-, Bier-, Tabak- und andere Ver- 
brauchssteuern, bei niedrigeren Löhnen und Kapitalsteuern; er befahl eine kürzere Arbeits- 
woche und niedrigere Gehälter im öffentlichen Dienst, niedrigere Staatsausgaben, Woh- 
nungsbauzuschüsse und Kartellpreise; und er verfolgte eine aktive Politik zur Revision der 
Reparationen und gleichzeitigen Ankurbelung deutscher Exporte. 

Doch schienen diese Maßnahmen in der Praxis niemanden über einen längeren Zeitraum 
zufrieden zu stellen, während sein autoritärer Regierungsstil das Parlament diskreditierte, 
und seine brutale deflationäre Politik viele Menschen der letzten Hoffnung auf Besserung 
ihrer Lage im Rahmen des Systems beraubte.° Seine Entschlossenheit, den Haushalt auszu- 
gleichen, erwies sich als besonders harter Schlag gegen die unteren Einkommensgruppen al- 
ler Klassen. Im Dezember 1931 wurden alle Löhne offiziell auf das Niveau des Januars 1927 
gesenkt, ungeachtet bestehender Tarifvereinbarungen (Bry, 1960, 5.53). Die Preise ließen 
sich jedoch nicht so einfach dekretieren wie die Löhne; Brünings Verordnung einer zehn- 
prozentigen Senkung der Kartellpreise erzürnte die Industriellen, ohne die genaue Einhal- 
tung sichern zu können, und die Industriepreise fielen zwischen 1929 und 1931, wie die Le- 
benshaltungskosten, nur ungefähr um 10 Prozent, so daß das Preis-Lohn-Verhältnis im 
Verlauf des Jahres 1931 wieder zu steigen begann. Der Banken-Krach von 1931, das Ende 
der Auslandskredite, der Exportrückgang infolge der verschärften Krise im Welthandel 
und des landwirtschaftlichen Protektionismus und Brünings unveränderte deflationäre 
Marschrichtung führten zu weiteren Produktionseinschränkungen und erhöhter Arbeits- 
losigkeit. Zum Zeitpunkt von Brünings Amtsverlust im April 1932 war die Hälfte aller Ge- 
werkschaftsmitglieder in Deutschland ohne Arbeit. Die Unternehmer nahmen die Produk- 
tionsrückgänge und die Deflation hin und lehnten antizyklische und inflationäre Vorschlä- 
ge ab, weil sie ihr Hauptanliegen in niedrigen Löhnen und in der Disziplinierung der Ar- 
beiterbewegung sahen. Sie hatten auch in einem höheren Sinne, mit nur wenigen Ausnah- 
men, unaufhörlich nach der »Rückkehr zu Kapitalismus« gerufen, und jetzt warteten sie 
auf die klassischen Selbstheilungskräfte der Wirtschaft - vor allem wenn dadurch die dop- 
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pelte Last der Sozialpolitik und der Reparationen von ihren Schultern genommen werden 
konnte (vgl. Grotkopp, 1954, S.24-26; Treue, 1967, $.117-121). 

Papen eröffnete seine Arbeitspolitik mit dem Vorschlag, die Löhne um weitere 20 bis 50 
Prozent zu senken, und der Ignorierung der beträchtlichen Mittel, die für zivile Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen zur Verfügung gestellt worden waren. Bei einem Versuch, Unter- 
stützung im Lager der zurückhaltenden liberalen Industriefraktion zu mobilisieren, be- 
schrieb er sein Regime als »die letzte wirkliche Gelegenheit für das freie Wirt- 
schaftssystem.« Er machte sich an die Beseitigung der ‚letzten Reste des Arbeitslosen- 
und Sozialversicherungssystems, das er durch die Verteilung von Almosen in Naturalforım 
durch die ohnehin überlasteten Kommunalverwaltungen ersetzte. Die Arbeitslosenunter- 
stützung wurde auf eine Dauer von maximal sechs Wochen begrenzt und eine »Bedürftig- 
keitsprüfung« neu eingeführt?! Unzählige Lasten wurden den örtlichen Verwaltungen auf- 
gebürdet, die anschließend von der Reichsregierung für angebliche fiskalische Mißwirt- 
schaft bestraft wurden: Viele Kominunalregierungen wurden noch von der SPD be 
herrscht, so daß eine Vielzahl von Miniputschen nach dem preußischen Vorbild gerade 
recht kam. Über fünfzehn Stadträte wurden ihrer Ämter enthoben und durch zentral be- 
nannte, fiskalisch verantwortungsbewußte und unweigerlich stramm antisozialistische 
Kommissare ersetzt. Die verschiedenen Sozialversicherungen verloren ebenfalls ihre admi- 
nistrative Autonomie. Eine Präsidialverordnung vom September 1932 versorgte die Indu- 
strie mit erheblichen allgemeinen Steuererleichterungen und erlaubte »im Notfall« die Sen- 
kung der Löhne unter das tarifvertraglich festgelegte Niveau. Unter Brüning waren SPD 
und Gewerkschaften die Möglichkeiten der Einflußnahme langsam zum Vorteil der Indu- 
strie- und Arbeitgeberorganisationen beschnitten worden; die Gewerkschaften waren sogar- 
darauf beschränkt worden, bei Lohnkürzungen und anderen anti-sozialen Maßnahmen 
mitzuwirken. Unter Papen wurde der wachsende Einfluß der Ministerialbürokratie mit 
der zentralen Führung der Industrie- und Agrarorganisationen verschmolzen, deren Ein- 
fluß jetzt überaus deutlich wurde. Lohn- und Tarifvertragsangelegenheiten sollten vom Ar- 
beitsministerium auf das Wirtschaftsministerium übertragen werden, und die Sozialpolitik 
wurde zum reinen Epiphänomen der Markterwägungen degradiert. (Preller, 1949, 5.521)? 
Was als Konflikt über die Verteilung der Reparationskosten und über eine sich verschlech- 
ternde Wirtschaftslage begonnen hatte, wurde zu einem Kampf um das Prinzip einer de- 
mokratischen Sozialpolitik selbst, wie es in den Klassenkompromissen von 1919 und 
1925-29 verkörpert und in der Weimarer Verfassung verankert war. Ohne echte Kontrolle 
darüber, wie die Besitzer von Produktionsinitteln über ihren Besitz verfügten, waren die 
Gewerkschaften Veränderungen der umfassenden ökonomischen Situation ausgeliefert, 
und ihr Erfolg war zumindest ebenso von zufälligen Gegebenheiten wie von den struktu- 
rellen Bedingungen abhängig. Das Anschwellen der industriellen Reservearmee konnte die 
Ereignisse jahrelanger legislativer Anstrengungen teils wieder zunichte machen und tat es 
auch; dennoch blieben die Gewerkschaften und die SPD stark genug, um sicherzustellen, 
daß die allgemeine Wirtschaftskrise auch eine Profitkrise war. Der ökonomische Konflikt 
zwischen Kapital und Arbeit wurde durch die Offensive des Kapitals politisiert, wobei es 
der SPD nicht gelang, eine angemessene Gegenstrategie zu entwickeln: Die Verteidigung 
kurzfristiger ökonomischer Interessen und die Unterstützung des geringeren Übels beraub- 
te die Partei jeder Eigeninitiative. In der Folgezeit entwickelte sich der Klassenkonflikt zu 
einem Schlüsselelement in einem größeren politischen Kampf um die Staatsform selbst. Es 
war kein Zufall, daß die letzte parlamentarische Regierung über ein zentrales sozialpoliti- 
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sches Thema stürzte und daß der politische Einfluß der herrschenden Klassen, wenn auch 
nicht der bürgerlichen politischen Parteien, danach beständig wuchs. 

Die Kosten der proletarischen Gewinne durchlöcherten die Stabilität der Weimarer Repu- 
blik. Nach 1930 lag eine demokratische Republik außerhalb der Möglichkeiten Deutsch- 
lands. Wie wir gezeigt haben, machte die fehlende Bereitschaft der Gewerkschaften und der 
SPD, innerhalb des bestehenden quasi-korporativen Rahmens weitgehende Zugeständnisse 
zu machen, gemeinsam mit der Entschlossenheit der Schwerindustrie, die nationalen Vor- 
aussetzungen für eine profitable Produktion wieder herzustellen, die auf. der Arbeiterklasse 
beruhende Stabilität zusehends unmöglich. Dennoch konnte nach dem Sturz der Großen 
Koalition keine lebensfähige republikanische politische Formel oder Gruppierung gefun- 
den werden, um ein kohärentes nationales und Wirtschaftsprogramm zusammenzufügen. 
Das Deutschland der Weimarer Republik nach 1923 war eine kapitalistische Demokratie 
gewesen; nach 1930 untergrub die Verteidigung der ökonomischen Gewinne des Proleta- 
riats durch die SPD und den ADGB die Profitabilität der Produktion und den kapitalisti- 
schen Produktionsprozeß; das Kapital reagierte mit einem Angriff auf die demokratische 
politische Struktur, auf deren Basis diese und zukünftige Gewinne nur möglich waren. 
Nicht mehr an der Frage der kurzfristigen Verteilung entflammten jetzt die Konflikte; die 
Frage der Produktion selbst stand zur Debatte. Ob die Möglichkeit sozialistischer Produk- 
tion »auf der Tagesordnung« stand oder nicht, ist von untergeordneter Bedeutung; ent- 
scheidend ist, daß die Kapitalisten sich in einer Situation befanden, wo ihre Profite konfis- 
ziert wurden - von Ausländern durch die Reparationen und, was wichtiger ist, von der or- 
ganisierten Arbeiterbewegung durch Tarifverträge, Sozialpolitik und bestimmte Mechanis- 
men, die im Rahmen des demokratischen Staates funktionierten. Aus drei Gründen, argu- 
mentierten die Industriellen, seien nicht einmal die notwendigsten Profite gemacht wor- 
den: wegen der Weltwirtschaftskrise, die die Größe des Gesamtprodukts verringerte; we- 
gen der Belastungen durch die Reparationszahlungen, die, so behaupteten sie, primär vom 
Kapital getragen wurden; und wegen der Profit- und Finanzkrise, verursacht durch die Po- 
litik der Koalition aus Arbeiterbewegung und Exportfraktion der Jahre 1925 bis 1930? 
Die Unterstützung, die eine Regierung in der Öffentlichkeit genießt oder die sich in Wahl- 
ergebnissen niederschlägt, wird durch die Handlungen von Privatkapitalisten geprägt; 
Handlungen, die in einem parlamentarisch-kapitalistischen Staat außerhalb der Reichweite 
direkter politischer Intervention in der Arena privater Aneigung und Investitionen liegen. 
(Abraham, 1977, $.233-238) Ferner sind - wie das Hilferding-Wissell-Dilemma mit aller 
Deutlichkeit bewiesen hat - die staatlichen Finanzmittel und ihre Verwendungszwecke ab- 
hängig von den Revenuen, die, ungeachtet des Steuersystems, aus dem Akkumulationspro- 
zeß und nicht aus den Wahlen entspringen. Das Hilferding-Wissell-Severing-Dilemma war 
nur ein Mikrokosmos des Dilemmas der SPD und des Reformismus: hört der wirtschaftli- 
che Kuchen einmal auf zu wachsen, werden Kapitalisten und der Prozeß der privaten An- 
eignung jene »spießige Wohlfahrtsdemokratie, die alles Privatkapital wegbesteuert« (von 
Miquel), unterminieren, während ihre Verteidiger ohne Mittel zur Verteidigung ihrer ein- 
zigen Werte und Errungenschaften dastehen, einfach weil es nichts mehr wegzubesteuern 
gibt. In einer stabilen bürgerlichen Demokratie würde man jetzt erhebliche Stimmenverlu- 
ste und die Niederlage der reformistischen Partei sowie eine neue Runde der Kapitalakku- 
mulation erwarten, um den wirtschaftlichen Kuchen zu vergrößern. In einer Situation wie 
in der Weimarer Republik mit ihren sehr starken reformistischen und kommunistischen 
Parteien, einer fragmentierten bürgerlichen politischen Opposition und keiner vereinten 
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oder kohärenten Führung der herrschenden ökonomischen Klassen jedoch, in einer sol- 
chen Situation des internen Patts war das Ergebnis eine Krise, die gekennzeichnet war 
durch die zerbrochenen Verbindungen zwischen den Repräsentanten und den Repräsen- 
tierten und durch ein katastrophisches Gleichgewicht (Gramstci), das den außerhalb des Sy- 
stems liegenden Lösungen Tür und Tor öffnete (Poulantzas, 1970, S.106) 

Natürlich ist es nicht dasselbe, ob nur die Tür offensteht oder ob man Cäsar/ Napoleon / 
Hitler auch hereinläßt; der Zusammenbruch der Weimarer Republik und die Machtüber- 
nahme der Nazis waren keineswegs zwangläufig miteinander verknüpft, wenn auch in bei- 
den Dramen viele derselben Schauspieler auftraten. Daß kein stabiler Regierungsblock un- 
ter demokratischen Vorzeichen organisiert werden konnte, bedeutete an sich noch nicht, 
daß eine faschistische Lösung folgen mußte oder welcher Natur ein faschistisches Regime 
sein würde. 

Keine bürgerliche politische Kraft war fähig, angesichts der Verschiedenheit und Fragmen- - 
tierung der herrschenden Klasseninteressen die politische Einheit der verschiedenen Kapi- 
talfraktionen herzustellen. Nachdem der korporatistische Kompromiß mit der organisier- 
ten Arbeiterbewegung aufgegeben worden war, war keine politische Einheit mehr möglich 
und in der Republik keine politische Massenunterstützung mehr erreichbar, trotz des ein- 
seitigen Antisozialismus der herrschenden Klassen. Die gleichzeitige Aufrechterhaltung der 
kapitalistischen ökonomischen Beziehungen und der politischen, Demokratie wurde in die- 
ser Konstellation so undenkbar, daß die Preisgabe und Unterminierung der Republik für 
die herrschende Klasse in Deutschland zu einer selbstverständlichen Notwendigkeit wur- 
den. Letztendlich verbündeten sich die deutschen Kapitalisten mit der Nazi-Partei, doch 
war diese Koalition nicht ihre erste Wahl gewesen; sie gingen sie ein, weil andere Lösungen, 
wie die Zusammenarbeit mit der organisierten Arbeiterbewegung, über die man sich aller- 
dings mehr direkte Kontrolle erhofft hatte, nicht funktionierten. 


Anmerkungen 


1 Die stabilen Jahre von Weimar schienen eine Situation zu schaffen, die in den vergangenen Jah- 
ren zur Norm entwickelter kapitalistischer Gesellschaften erhoben wurde. In den Worten von 
Habermas: 

»In diesem Zusammenhang spielt die quasipolitische Lohnstruktur, die von den Verhandlungen 
zwischen Unternehmer- und Gewerkschaftsorganisationen abhängt, eine historisch bahnbre- 
chende Rolle. Die »Marktpreisbildung« (W. Hofmann), die auf den oligopolistischen Märkten die 
Preiskonkurrenz ersetzt, findet ihr Pendant auf dem Arbeitsmarkt; wie die großen Konzerne die 
Preisbewegungen auf ihren Absatzmärkten quasi administrativ kontrollieren, so erzielen sie an- 
dererseits über Lohnbewegungen quasi politische Kompromisse mit ihren gewerkschaftlichen 
Kontrahenten. In den für die wirtschaftliche Entwicklung zentralen Industriezweigen des mono- 
polistischen und öffentlichen Sektors erhält die Ware Arbeitskraft einen »politischen« Preis.« 
(Habermas 1975, S. 57) 

2 Aus diesem Grunde, wie aus vielen anderen, war die SPD unfähig, aus der chaotischen und poten- ° 
tiell revolutionären Situation des Jahres 1932 politischen Nutzen zu ziehen. Zum Ökonomismus 
und Klassenreduktionismus (oder -purismus) vgl. unten. Die »pressure-group«-Mentalität wurde 
brilliant von dem reformistischen Theoretiker Adolf Sturmthal (1943, $. 37) analysiert und kriti- 
siert. Vgl. auch Laclau (1977, S. 136ff.) und Miller (1974, S. 84-105). 
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Man sollte jedoch daraus nicht den Schluß ziehen, daß ersteres Arrangement die Imperative der 
Akkumulation ignoriert hätte. Was sich ereignete, war eine Verschiebung von einer export- 
orientierten Akkumulation auf freien Märkten unter Kooperation mit der Arbeiterklasse zu ei- 
nem imperialistischen Muster mit Zwang auf die Arbeiterklasse. 
Im Jahre 1918 handelten Hugo Stinnes (RDI) und Karl Legien (ADGB) eine Reihe von Vereinba- 
rungen aus, die offiziell die Rechte der Gewerkschaften und der Arbeiter und den Anspruch auf 
einen Acht-Stundentag festlegten sowie Arbeitsgemeinschaften zwischen Management und Arbei- 
tern installierten, um Auseinandersetzungen am Arbeitsplatz und Entscheidungen der Betriebs- 
führung zu regulieren (vgl. Feldman, 1966; Zunkel, 1974). 
Jakob Reichert vom VDESI versuchte einfach seine Beteiligung an den Arbeitsgemeinschaften zu 
rechtfertigen. Zu dieser Zeit waren natürlich Unabhängige Sozialisten (USPD) und Spartakisten 
darüber besorgt; im Vergleich zu diesen Organisationen waren SPD und Gewerkschaften Kräfte 
der Ordnung. In diesem Grade waren die Ängste von 1918 nach 1924 nicht mehr vorhanden (Mai- 
er, 1974, S. 59). 
In den Augen der Industrie konnten die Arbeitsmarktverhandlungen kollektiv geführt werden 
(zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen, oder höchstens Kartellen); sie sollten 
aber von politischen Einmischungen frei sein. Zur politischen Beschaffenheit der Staatsschlich- 
tung sowie zur Analyse des Vorgehens und der Resultate vgl. Hartwich (1976, S. 193-230). 
entfälk. 
Bry (1960, $. 32) nimmt folgende, etwas niedrig gegriffene Schätzung der Gewerkschaftsmitglied- 
schaft von Arbeitern (d.h. ohne die Angestellten und andere »white-collar«-Arbeiter) vor, wobei 
er die gelben, roten, syndikalistischen und andere heimatlosen Gruppen nicht berücksichtigte (in 
Mio.): 1925 1926 1927 1928 1929 1930 1931 1932 

4.90 4.67 492 5.47 5.77 5.68 5.18 4.70 
Die Statistiken sind ziemlich verwirrend und nicht immer miteinander vergleichbar (vgl. Bry, 
1960, $. 48). Eine Umfrage der Gewerkschaften zu der tatsächlichen Zahl der Arbeitsstunden er- 
gab, daß zwischen 1924 und Februar 1930 sich die Wochenstunden von 50,4 auf 48,6 verringer- 
ten. 
Bry (1960, $. 75) macht jedoch darauf aufmerksam, daß diese höheren Sätze »Minima für be- 
stimmte Beschäftigungsverhältnisse (darstellen) und sie, speziell in Jahren der Prosperität, von 
den tatsächlich bezahlten Sätzen und noch mehr von den Durchschnittseinkommen übertroffen 
werden«. 
entfällt. 
Hoffmann (1965, $. 684) gibt die Zahlen im Mio. Reichsmark an; für den Zeitraum 1925-1932 lau- 
ten sie wie folgt: 439, 755, 553, 631, 694, 476, 465. 
entfällt. 
entfällt. 
Die dominierende Sichtweise in der SPD, vertreten durch Hilferding, unterstützte den Freihan- 
del und die Expansion der Industrie, wobei sie sich mit den Interessen der Exportindustrie gegen 
die Forderungen der Agrarwirtschaft stellte. Die Minderheitenposition, vertreten durch Fritz 
Baade, war für ein Programm der Autarkie, Inflation und staatlicher (»öffentlicher«) Regulierung 
der Preise bereit. Die Position der KPD war beinahe eine Karikatur der Haltung der Freihandels- 
vertreter. Die KPD blieb der Einstellung treu, billige Lebensmittel würden die Junker (den alten, 
militärischen Landadel) vernichten #rd eine demokratische Bauernschaft schaffen. 
So argumentiert Mommsen (1974b, $. 304), daß solch eine Einheit wahrscheinlich die Annahme 
der Gesetze zur Arbeitslosenversicherung, zur Zwangsschlichtung und den Acht-Stundentag so- 
wie den Young-Plan verhindert hätte. 
Die Interessen von Schwerindustrie und Agrarsektor bezüglich der Sozialpolitik waren nahezu 
deckungsgleich (DZA/RLB Pressearchiv 132/11,28 und /10, 192,204). Theo von Wilmowsky er- 
klärte dies damit, daß die Interessen von Industrie und Agrarwirtschaft hinsichtlich der Fragen 
Sozial- und Arbeitslosenversicherung fast völlig parallel waren (HA GHH/ Nachlaß Reusch 
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40010124/1, 25.April 1928). Die Bauern waren darüber empört, daß das Arbeitslosengeld höher 
war als ihr Arbeitseinkommen. 

Bernd Weisbrod (1978) argumentiert in einer sich.ale wichtig erwiesenen Arbeit, daß die Aussper- 
rungen des Jahres 1928 für die Schwerindustrie ein Erfolg waren: Die Ruhrkapitäne verletzten 
das Gesetz, schwächten die Große Koalition, ignorierten die Führung des RDI und etablierten ihr 
eigenes Vetorecht innerhalb dieser Organisation. 

Zur Doktrin der Wirtschaftsdemokratie vgl. Winkler (1971, S. 308-322) und Naphtali (1928). Es 
ist kein Zufall, daß Woytinski und Tarnow, die beide bei der Formulierung dieser Konzeption 
beteiligt waren, drei Jahre später die Hauptarchitekten des New-Deal-ähnlichen W'TB-Planes wa- 
ren (vgl. Woytinski 1961 und die Vielzahl der bei Gates (1974, S. 217-221) genannten Aufsätze). 
Vgl. auch die auffallend idealistische Einschätzung der Wirtschaftsdemokratie durch Adler. Die da- 
mit verbundenen Problemstellungen werden ausführlicher analysiert in Abraham (1981, Kap.5 +6). 
Verschiedene Mitglieder der DDP begannen später damit, sich über die Betrüger und Abschöpfer 
des Sozialstaates sowie den generellen Mißbrauch der Sozialgesetzgebung zu beklagen. Sie ver- 
langten eine Kürzung der Leistungen und die Einführung strengerer Anwendungsregeln (BA /- 
Nachlass Dietrich/320, 225-28). 

entfällt. 

entfällt. 

Es wäre vielleicht präziser, zu sagen, daß die direkte Kontrolle des staatlichen Mechanismus weni- 
ger ein Ziel war als die Gewißheit, daß der staatliche Mechanismus, wäre er in anderen Händen, 
eher die kapitalistischen Interessen pflegen denn sie verletzen würde. Dieses Ziel wurde erreicht, 
wenn auch nicht in gewünschter Form. 

Die Haltung des ADGB war, daß die Regierung ipso facto keine Rettung verdiente, wenn der 
Preis für das Überleben der Arbeiterbeteiligung an der Regierung in der Opferung der Sozialpoli- 
tik bestand; Eugen Vargas Verweise auf die ökonomistische Falle sind an dieser Stelle schr 
deutsch. Helga Timm und andere Autoren haben vor allem die Tatsache in den Mittelpunkt ge- 
stellt, daß verschiedene SPD-Minister (allerdings nicht Arbeitsminister Wissell) bereit waren, den 
vom Zentrum vorgeschlagenen Kompromiß anzunehmen, um die Koalition zu retten. Daß sie 
nicht siegreich waren, gibt Zeugnis über die Stärke der Gewerkschaften und war für Zentrum, 
DDP und DVP eine Überraschung. Vgl. Abraham (1981, Kap. 5 und 6). 

In den Jahren zwischen 1924 und 1928 bewegte sich der Wähleranteil der Nationalsozialisten zwi- 
schen 6,5 und 2,5 v.H.. 1930 konnte die Partei plötzlich über 18 v.H. der abgegebenen Stimmen 
auf sich vereinigen. Die Nationalsozialisten stellten sich als eine radikale, »anti-systemische«, so- 
ziale, aber nicht anti-marxistische Bewegung dar, die in der Lage war, verschiedene »Mittel«- 
schichten zusammenzufassen, von denen viele von der Prosperität nicht profitierten, aber jetzt 
von der Depression betroffen waren (z.B. Bauern, Kleinbürgertum). Zu diesem Zeitpunkt war 
ein großer Teil der nationalsozialistischen Wählerstimmen auch ein Protest gegen die Spaltung 
der nicht-katholischen bürgerlichen Parteien sowie gegen die offene Manier, in der diese Parteien 
die unmittelbaren Interessen der reichen und mächtigen Industrie- und Handelsgruppen (in ge- 
wisser Weise einschließlich der organisierten Arbeiterbewegung) vertraten, die eine schwache 
und korrupte parlamentarische Regierungsform als Mittel der Bereicherung verwendeten, wäh- 
rend die Bedürfnisse der kleinen Leute und der Nation ignoriert wurden. 

Vgl. oben und Fußnote 24. 

entfällt. 

Dies war ein weiteres Beispiel von Konflikten zwischen und innerhalb sich überschneidender 
Klassen. Die auf die Wahlergebnisse vom September 1930 folgende Ungewißheit und der baldige 
Stillstand der ausländischen Kreditströme verband sich mit den Ängsten der dynamischen Frak- 
tion gegenüber der aggressiven Haltung von Agrarsektor und Schwerindustrie, Kompromisse mit 
der organisierten Arbeiterbewegung wünschenswert und möglich zu machen. Im September 
1931 klagte Brüning die Schwerindustrie an, die Kooperation mit den Gewerkschaften abzuleh- 
nen (DZA/RLB Pressearchiv 148/10,44). 
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29. Der ADGB war einfach unfähig, Brüning von seinen deflationären Theorien abzuraten. Sie hal- 
fen sich auch nicht dadurch, daß sie »einen gewissen Primat der Außenpolitik«, d.h. eine Revision 
der Raparationen, einräumten, da die deutsche Austerität grundlegend für eine Revision war. 

30 Stegerwald schätzte, daß ein 10-15prozentiger Rückgang des Lebensstandardes unvermeidlich 
sein würde. Preller (1949, $. 396-495) gibt eine detaillierte Darstellung der Notverordnungen und 
des Abbaus der Sozialpolitik. 

31 Die Ministerialbürokratie empfahl eine völlige Aufhebung der Arbeitslosenversicherung »ohne 
Vorurteil« gegenüber ihrem eventuellen Status, aber Vertreter der Schwerindustrie bestanden 
darauf, das Versicherungsprinzip formell durch ein Fürsorgeprinzip zu ersetzen. 

32 Preller (1949, $. 525) postuliert einen inhärenten Widerspruch zwischen einer demokratischen $o- 
zialpolitik und einer privaten Wirtschaftspolitik, bei dem der Staat nur der sichtbare Vermittler, 
hauptsächlich durch die Agentur der Zwangsschlichtung ist. Sogar Preller scheint unter der deut- 
schen Neigung zu leiden, einen klassenneutralen oder klassenausbalancierten Staat zu 
sehen / wünschen (vgl. Hartwich 1967, $. 373-384; Abraham 1981, Kap. 5). 

33 Die SPD-geführte Große Koalition der Jahre 1928-30 war der eigentliche Schurke in diesem Spiel. 
Solange es private Aneignung gibt, muß es auch Profite geben und diese werden durch die Kapita- 
listen alloziert. Hilferding sah sich vor leeren Staatsschatullen, während seine SPD-Kollegen im 
Arbeits- und Innenministerium, Rudolf Wissell und Carl Severing, den zunehmenden Lohnfor- 
derungen nur mit großen Ängsten hinsichtlich ihrer Konsequenzen zuwilligten. Als einen ersten 
Ausweg nahm Hilferding einen Kredit über 50 Mio US-Dollar auf; regressive Verbrauchssteuern 
wurden eingeführt, um das Budget auszugleichen und es den Kapitalisten zu erlauben, höhere 
Löhne zu bezahlen. 
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Adelheid von Saldern 
Permanente Krise? - Stabilität und Instabilität des 
Herrschaftssystems im deutschen Faschismus 


In das weitverbreitete Bild über das »Dritte Reich« scheint auf den ersten Blick das Thema 
»permanente Krise nicht recht zu passen und schon gar nicht, falls mit dem Begriff »per- 
manente Krise« eine Wirtschaftskrise gemeint sein sollte. Eher - so scheint es- könne man 
von einer Art Wirtschaftswunder sprechen. Gewisse Zahlen scheinen tatsächlich darauf 
hinzudeuten: 1938/39 überschritt das reale Sozialprodukt den Vorkrisenstand von 1928/29 
bereits um annähernd ein Fünftel; gegenüber dem Tiefstand von 1932 hatte es sich sogar 
mehr als verdoppelt (Petzina, 1977, $.108). Während in den Vereinigten Staaten 1937/38 
die Arbeitslosenquote 20% und in Großbritannien 10% betrug, konnte man in Deutsch- 
land mit Stolz auf einen leergefegten Arbeitsmarkt hinweisen (ebd.). Wirtschaftlich ging es 
bergauf. Selbst erfahrene Beobachter ließen sich von der einmaligen Prosperität, vor allem 
von der hohen Investitionsrate und den vollen Auftragsbüchern beeindrucken. 

Wie die Faust aufs Auge wirkt deshalb der in der neueren Forschutig zunehmende Trend, 
den sozio-ökonomischen Krisencharakter des deutschen Faschismus besonders in den spä- 
ten 30er Jahren zu thematisieren. Die vorläufigen Aussagen dazu weisen eine beträchtliche 
Variationsbreite auf. Eine besondere Zuspitzung erfahren sie vor allem bei T. Mason (z.B. 
1975 b). Er vertrat als einer der ersten Historiker die These, daß der Zeitpunkt (nicht die 
Ursachen!) des Ausbruches des Zweiten Weltkrieges im Jahre 1939 als eine »EFlucht nach 
vorne« betrachtet werden müsse. Heute steht er mit dieser Auffassung nicht mehr allein da 
(s.u.). Selbstverständlich war der Wille zur territorialen Expansion bei führenden Kräften 
in Staat und Gesellschaft von Anfang an, also schon 1933, vorhanden, wobei das Kriegsrisi- 
ko bewußt in Kauf genommen wurde. Von der expansionistischen (kriegerischen) Absicht 
bis hin zur eigentlichen Entfesselung des Krieges lag aus der Perspektive von 1933 gesehen 
freilich eine nicht näher vorherbestimmbare Zeitspanne. Den genauen Entwicklungsablauf 
wußte natürlich niemand im voraus. Vor allem war das Verhalten der ausländischen Mäch- 
te nicht im voraus exakt kalkulierbar, erst recht nicht das Zusammentreffen von konkreten 
Ereignissen, Konstellationen und Prozessen im In- und Ausland und der sich daraus für das 
NS-Regime ergebende Handlungsspielraum. 

Im ersten Teil der folgenden Ausführungen stehen in einer Art Querschnittsanalyse die di- 
versen Krisenphänomene vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, also um 1938/39, im 
Blickfeld; im zweiten Teil wird in einer Art Längsschnitt gefragt, ob und ggf. inwiefern 
von einer Krisenpermanenz gesprochen werden kann, während im dritten Teil das Aus- 
maß des Krisenbewußtseins und die in damaliger Zeit anvisierten Krisenlösungsvorschläge 
thematisiert werden. 


I. Gesamtkrise 1938/39. 


1. »Meine Herren, die Finanzen sehen sehr kritisch aus« (in: Mason, 1975 b, $. 163), so lei- 
tete Göring die erste Sitzung des Reichsverteidigungsrates im November 1938 ein. Die Ent- 
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lassung Schachts als Reichsbankpräsident im Januar 1939 war ein sicheres Anzeichen dafür, 
daß die Staatsfinanzen bereits so aus den Fugen geraten waren, daß selbst ein Mann wie 
Schacht ein Weiterarbeiten auf dieser Basis abgelehnt hatte. In der Denkschrift des Reichs- 
bankdirektoriums vom 7.1.1938 stand zu lesen: 


»Gold oder Devisenreserven sind bei der Reichsbank nicht mehr vorhanden [...] Die Reserven, die aus 
der Angliederung Österreichs und aus dem Aufruf ausländischer Wertpapiere und inländischer Gold- 
münzen gebildet waren, sind aufgezehrt« (in: Boelcke, 1978, 5. 302). 


Das Hauptproblem lag darın, daß man nicht wußte, wie weitere Mittel aufgebracht werden 
könnten, um die Aufrüstung voranzutreiben (dazu Boelcke, 1975; ders., 1977). Bis 1939 
waren ungefähr 60 bis 70 Mrd. RM für die Rüstung ausgegeben worden (Hitler behauptete 
sogar 90 Mrd. RM). 60% der Staatsausgaben entfielen im Jahre 1938 auf die Rüstung (Bagel- 
Bohlan, 1973, S. 144). Im Jahre 1938 verwendete man 17% des Bruttosozialprodukts auf 
die Rüstung (in den USA 1%, in Großbritannien 8%; Carrol, 1968, $. 184). Die Staats- 
schuld hatte sich in den wenigen Jahren seit 1933 verdreifacht. Das besondere an der Ver- 
schuldung lag sowohl im Ausmaß als auch im Tempo und in der Finanzierungsmethode 
(Mefo-Wechsel). Die Mefo-Wechsel wurden schon damals als »Wechsel auf die zu erobern- 
den Rohstoff- und Absatzgebiete« bezeichnet (in: Kadritzke, 1976, S. 202). Die hohe Staats- 
schuld belastete nicht nur immens das Haushaltsbudget, sondern erschwerte bereits auch 
die privatwirtschaftlichen Investitionsmöglichkeiten selbst der Rüstungsindustrien, weil 
auf dem Kapitalmarkt zunehmend Engpässe auftraten. Noch nie hatte eine Nation in 
»Friedens«-Zeiten in derartigem Umfang Kriegsmaterial produziert (Bagel-Bohlan, 1973, 
S.148). 

2. Ein zweites sich zuspitzendes Problem lag in der für die Aufrüstung so wesentlichen 
Rohstoffbeschaffung. Der Vierjahresplan von 1936 konnte trotz unbestreitbarer Erfolge 
(dazu z.B. Petzina, 1968; Herbst, 1978, S. 363; Milward, 1977, S. 189ff.) das Rohstoffpro- 
blem Deutschlands nicht lösen. Zwar war die Ertragssteigerung besonders bei der Pulver- 
und Sprengstoffproduktion, der Produktion von Mineralöl und von Aluminium sowie die 
Beschaffung von Buna und Erz beträchtlich. Doch blieb die Auslandsabhängigkeit Deutsch- 
lands bei rüstungswichtigen Rohstoffen trotz aller Autarkiebestrebungen noch immer rela- 
tiv groß (Petzina, 1975, S. 79f.). Zu deren Import brauchte man entsprechende Devisen- 
mengen. Um aber Devisen hereinzubringen, hätten vor allem die Exportanstrengungen 
forciert werden müssen, was in Anbetracht der Weltmarktsituaiton jedoch äußerst schwie- 
rig war. Im Jahre 1938 setzte nämlich eine bedeutsame »Verflauung der Weltkonjunktur« 
(Dt. Volkswirt, 26.8.1938), eine »fortgeschrittene Depression am Weltmarkt« (ebd., 
2.9.1938), eine »neue Weltdepressions, ein. 

Der Welthandel war nicht zuletzt von der Entwicklung der US-Wirtschaft abhängig. Die 
amerikanische Rezession von Ende 1937 erschwerte wieder den deutschen Export. Die 
deutschen Waren stießen zudem auch in anderen Ländern auf eine neue heftige Konkur- 
renz (ebd., 11.3.1938), Die Zukunftsaussichten waren für Deutschland entsprechend un- 
günstig. 1939 konnte man in der Zeitschrift »Wirtschaft und Statistik« lesen: 


»Zu einer allgemeinen, tiefgreifenden Bewegung der Wirtschaft in der Welt und des zwischenstaatli- 
chen Warenaustausches liegen bisher nicht die Voraussetzungen vor« (1939, S. 388). 


Es war unter diesen Umständen nicht verwunderlich, daß Deutschland im Jahre 1938 eine 
negative Handelsbilanz aufwies. Nur durch Rückgriffe auf Devisen- und Rohstoffreserven 
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konnte die Produktion noch voll aufrechterhalten werden (Petzina, 1968, $. 109ff.). Wie 
problematisch die Außenhandelslage war, wird nicht zuletzt dadurch erhellt, daß das Deut- 
sche Reich sogar Waffen exportieren mußte, um Devisen zu bekommen, obwohl man 
doch selbst die Waffen »notwendig« gebraucht hätte (dazu: Mason, 1975 b, S. 164). 

3. Ein weiteres zentrales Problem, das sich gerade am Ende der dreißiger Jahre zuspitzte, 
war der Mangel an Arbeitskräften. Besonders schwer waren die Exportindustrien davon 
betroffen, weil sie auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit angewiesen waren und aus 
Kostengründen passen mußten, wenn es galt, Arbeiter durch Lohnerhöhungen und größe- 
re betriebliche Sozialleistungen und Leistungsanreize von anderen Firmen abzuwerben (da- 
zu: Mason, 1975 a, $. 107). Eine kleine Anekdote verdeutlicht dies plastisch: So ist die Ge- 
schichte von einem Bauunternehmer überliefert, der bei Nacht und Nebel seinem Konkur- 
renten die gesamte Belegschaft im Omnibus entführt hatte (in: Herbst, 1978, S. 377). Infol- 
ge des Arbeitskräftemangels ging auch der Übergang der deutschen Industrie zur Schichtar- 
beit äußerst schleppend voran (Milward, 1977, 5. 37, 46, 85; Thomas, 1966, S. 195). Selbst 
die Rüstungsindustrie fing an, über Arbeitskräftemangel zu klagen, obwohl sie relativ hohe 
Löhne zahlte. 

Das Arbeitskräftereservoir war weitgehend ausgeschöpft. Dies gilt vor allem für die Land- 
arbeiter, die - durch materielle und sonstige Anreize gelockt - schon seit Jahren vom Lande 
in die Stadt geströmt waren. Diese enorme Landflucht (die Zahl der Landarbeiter war zwi- 
schen 1933 und 1938 um 16% gesunken (Mason, 1975 b, $. 166)) bewirkte ihrerseits wieder 
einen überaus großen Mangel an Landarbeitern, so daß die sogenannte »Erzeugungs- 
schlacht« in der Landwirtschaft deshalb selbst auch an einen entscheidenden Wendepunkt 
geriet. Im Jahre 1939 fehlten 250000 Arbeitskräfte in der Landwirtschaft (ebd., $.167). 
Auch hier fand deshalb ein gravierender Raubbau an der Arbeitskraft der in der Landwirt- 
schaft verbliebenen Menschen, vor allem der Bäuerinnen, statt (Jacobeit, 1982).! Die Versu- 
che des Staates, Ersatz zu beschaffen, indem Jugendliche - vor allem Mädchen - zur Mithil- 
fe aufs Land geschickt wurden (Landhilfe, Landjahr, Pflichtjahr, Reichsarbeitsdienst etc.), 
lösten das Problem nicht, denn die Stadtjugend war für solche Arbeiten nur begrenzt 
brauchbar. Diese Engpässe auf dem Arbeitsmarkt verdichteten sich in rasantem Tempo, 
obwohl die Industrie schon seit Jahren versuchte, durch Verlängerung der Arbeitszeit 
(1938 häufig 58 bis 65 Stunden pro Woche; Dülffer, 1976, S. 447) und durch eine Intensivie- 
rung der Arbeit nicht nur kostengünstig zu produzieren, sondern hierdurch auch dem Ar- 
beitskräftemangel wirksam zu begegnen. Die Folge war ein ungeheuerlicher Raubbau an 
der menschlichen Arbeitskraft. Dies ist durch viele Quellen bezeugt. So wird z.B. in einem 
Bericht über den Bergbau in der Zeitschrift »Der deutsche Volkswirt« auf die »natürlicher- 
weise zunehmende gesundheitliche Anfälligkeit bei hohem Einsatz der Arbeitskräfte« hin- 
gewiesen (10.12.1937). Die Überbeanspruchung der Arbeiter führte zu gesundheitlichen 
Schäden und zu immer häufigeren Arbeitsausfällen. 

4. Parallel zum Raubbau der Arbeitskraft ging der Verschleiß an den Maschinen. Die über 
Jahre voll ausgelasteten Maschinen waren reparaturanfällig geworden (Volkmann, 1976, 
5.55). Die Maschinen ließen sich bei der übermäßigen Beanspruchung zunehmend nicht 
mehr in Ordnung halten und wurden »infolge mangelnder Wartung früher [als sonst] be- 
triebsunfähig« (in: Mason, 1975 a, S. 843)? So entstand ein großer Bedarf an Reparaturen 
und Erneuerungen bei Maschinen (Thomas, 1966, $. 140). Um den ständig steigenden Pro- 
duktionsausstoß bewerkstelligen zu können, wurden zunehmend ältere Maschinen ver- 
wendet.’ Deshalb war sogar zu befürchten, daß die Leistungsfähigkeit der Betriebe sinken 
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würde. Eine solche Entwicklung machte sich bereits im Jahre 1938 in verschiedenen Bran- 
chen bemerkbar. Vor allem wurde für den Montanbereich ein »anhaltender Rückgang des 
Arbeitsertrages je Mann je Schicht« verzeichnet (Dt. Volkswirt, 10.12.1937, 20.4.1938, 
6.5.1938, 18.3.1938; Mason, 1975 a, $. 596, 572; Volkmann, 1976, 5. 55). Auch bei den Hüt- 
ten und Stahlwerken würden - so hieß es 1938 - sich die Stückkosten erhöhen, die optimale 
Ausnutzung der Leistungsfähigkeit der Hochöfen sei erreicht bzw. schon überschritten 
(Dt. Volkswirt, 18.3.1938, 2.9.1938). Ein konkretes Beispiel mag die Entwicklung verdeut- 
lichen: Im Bochumer Verein veränderte sich die Lage beträchtlich. Während man im Jahre 
1927 noch einen Umsatz von rund 1200 RM pro beschäftigtem Arbeiter erreicht hatte, wa- 
ren esim Jahre 1938/39 nurmehr 965 RM, während gleichzeitig der Umsatz je Tonne Roh- 
stahlerzeugung von 116 RM im Jahre 1926/27 auf 184 RM im Jahre 1938/39 angestiegen 
war. Diese Senkung der Arbeitsproduktivität wurde vor allem durch die Knappheit an ge- 
lernten Arbeitskräften bedingt, weshalb das Unternehmen gezwungen wurde, branchen- 
fremde, weniger leistungsfähige und geringer qualifizierte Kräfte einzustellen (Seebold, 
1981, 5. 9%). 

5. Ein weiteres wichtiges Krisenphänomen stellte die Disproportionalität der Wirtschafts- 
sektoren dar. Damit ist die völlig ungleiche Investitions- und Produktionssteigerung bei 
der Produktionsgüterindustrie einerseits und der Konsumgüterindustrie andererseits ge- 
meint. Diese Disproportionalität ging weit über das Maß hinaus, das für konjunkturelle 
Autschwungsphasen als »normal« gilt. Zwischen 1935 und 1939 wurden die Investitionen 
in den Produktionsgüterindustrien verdreifacht und nach dem Herbst 1936 fiel infolge ge- 
zielter staatlicher Investitionslenkung (z.B. durch Investitionsverbote in der Konsumgüter- 
industrie) etwa die Hälfte aller industriellen Anlageinvestitionen in den Bereich der durch 
den Vierjahresplan kontrollierten rüstungswichtigen Wirtschaftszweige. Zwar erhöhte sich 
zugleich auch das Mißverhältnis zwischen den beiden volkswirtschaftlichen Sektoren. Der 
Anteil der Konsumgüterindustrie am Bruttosozialprodukt sank von 72% im Jahre 1935 auf 
54% im Jahre 1939 (Carroll, 1968, S. 184ff., Erbe, 1958, S. 48ff.). 

Eine solche überdimensional starke Verschiebung der Produktionsstruktur barg eine im- 
mense ökonomische Krisenproblematik für die nächste Zukunft in sich. Die relative Un- 
terentwickeltheit der Konsumgüterindustrie hatte zur Folge, daß die angewachsenen Kon- 
sumbedürfnisse sich nicht mehr ausreichend befriedigen ließen. Zwar waren die Einkom- 
menssteigerungen für die breiten Volksschichten in den dreißiger Jahren nicht gerade üp- 
pig, doch lag die Kaufkraft im Jahre 1939 um 2 Mrd. RM über dem Vorkrisenniveau von 
1929. Dabei ist allerdings auch zu berücksichtigen, daß sich im Zeitraum dieser 10 Jahre die 
Anzahl der Bevölkerung um 5,5 Mio. Menschen erhöht hat (Mason, 1975 b, $. 170). 
Die erhöhte Kaufkraft sollte eigentlich durch Steuererhöhungen oder durch die Zeichnung 
von Reichsanleihen abgeschöpft werden. Da die Zeichnung der Reichsanleihen den vorge- 
sehenen Zweck nicht voll erfüllte, wären Steuererhöhungen »fällig« gewesen. Doch einen 
solchen unpopulären Schritt wollte das NS-Regime nicht gehen. So blieben die Steuern auf 
ihrem relativ niedrigen Stand. Eine Ausnahme stellte lediglich die schrittweise Erhöhung 
der Körperschaftssteuer von 14 auf 40% dar (ebd., $. 161; vgl. Boelcke, 1977). Durch die 
nur begrenzt vorgenommene Abschöpfung wuchs die Konsumnachfrage der Bevölkerung. 
Unerwünschte Preiserhöhungen konnten trotz Höchstpreisfestsetzungen nicht verhindert 
werden. 

Während in den ersten Jahren nach 1933 die Tatsache, daß die Früchte des Konjunkturauf- 
schwungs nur in geringem Maße der Bevölkerung zugute kamen, weithin den Menschen 
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nicht bewußt war (Sternberg, 1951, S. 240), wuchs mit der Steigerung der Konsumkraft die 
Kritik, insofern als die Menschen feststellten, daß sie für ihr mühsam verdientes Geld nur 
minderwertige Ware kaufen konnten. In dieser relativen Mangelsituation entstand auch 
folgender »Flüsterwitze«: 


»Womit soll sich das deutsche Volk im Zeichen des Vierjahresplanes kleiden, wenn auch das Holz für 
wichtigere Dinge gebraucht wird? Sehr einfach, init Stoffen, hergestellt aus Hitlers Hirngespinsten, 
Göbbels Lügengeweben und dem Geduldsfaden des deutschen Volkes« (Gamm, 1980, 5.22). 


Damals versuchte das NS-Regime auch, immer genauer die Stimmungslage der Bevölke- 
rung auszukundschaften. Da es keine freie politische Meinungs- und Willensbildung gab, 
war es gezwungen, auf anderen Wegen zu erfahren, wie das Volk dachte. Über die 
»Stimmung und Haltung« der deutschen Bevölkerung berichteten regelmäßig die geheime 
Staatspolizei (Gestapo), der Sicherheitsdienst (SD), die Parteiführungsstellen, die Oberlan- 
desgerichtspräsidenten und Generalstaatsanwälte, die Reichspropagandaämter und das 
Oberkommando der Wehrmacht. Sie arbeiteten nicht mit Befragungen, sondern mit einem 
Heer von Spitzeln und Informanten. Allein der Sicherheitsdienst verfügte im Jahre 1937 
über etwa 3000 hauptamtliche Mitarbeiter und 30- bis 50000 nebenamtliche anonyme Spit- 
zel. Das bedeutete, daß auf etwa je 2500 Bürger ein SD-Mann kam (Wette, 1979, S. 139). Es 
ist auffällig, daß gerade im Jahre 1939 dieses Stimmungsberichtssystem weiter »verbessert« 
worden ist - ein Zeichen für die zunehmende Unsicherheit faschistischer Herrschaftsaus- 
übung. 

Kennzeichnend für die faschistische Gesamtpolitk in jener Zeit vor und nach Kriegaus- 
bruch war die Tatsache, daß die zunehmende Repression und die Systematisierung des Ter- 
rors von einer punktuell relativ großen Nachgiebigkeit begleitet wurden (Mason, 1982, 
5.24). Man wagte nicht recht, die Bevölkerung noch mehr zu belasten, als dies tatsächlich 
schon der Fall war (ders., 1975 b, S. 176). So ist z.B. überliefert, daß Hitler sich sehr beun- 
ruhigt zeigte, als Ende August 1939 Bezugsscheine im Zuge der Lebensmittelrationierung 
eingeführt wurden, weil er die als wahrscheinlich geltenden negativen Auswirkungen auf 
die Stimmung der Bevölkerung fürchtete (in: ebd., $. 172; Herbst, 1982, S. 72). So scheute 
man sich auch, eine allgemeine Frauendienstverpflichtung einzuführen, und gewährte so- 
gar jenen Frauen, deren Männer eingezogen worden waren, relativ hohe finanzielle Unter- 
stützung. Selbst die Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. September 1939, die sich auf die 
Lohntüte der Arbeiter negativ auswirkte, mußte nach wenigen Monaten z.T. wieder rückgän- 
gig gemacht werden - und dies, obwohl der Krieg bereits ausgebrochen war - weil zu nega- 
tive Folgen auf die Stimmung der Arbeiter befürchtet wurden (dazu: Mason, 1975 b, 
5.179). 

6. Die Arbeiter reagierten auf die ihre Kräfte immer mehr verzehrende Alltagssituation am 
Ende der dreißiger Jahre verstärkt mit individualisierten, getarnten Streiks und füllten da- 
mit die ihnen noch durch das Terrorregime verbliebenen Aktionsräume aus. (Streng verbo- 
tene offene Streiks durchzuführen überforderte wegen der Gewaltandrohung durch die 
Gestapo die meisten Arbeiter). Der Klassenkampf nahm rudimentäre und verdeckte For- 
men an. Man bummelte, man führte die zugewiesenen Arbeiten schlecht aus, man war un- 
pünktlich, machte blau, feierte krank (ebd., S.174). Die Akten sind voll von diesbezügli- 
chen Klagen der Unternehmer und der Bürokratie. Doch Abhilfe zu schaffen schien schier 
unmöglich zu sein. Selbst die Gestapo stand solchen verbreiteten stillen Obstruktionsgebär- 
den der Arbeiterschaft relativ hilflos gegenüber. Sie versuchte, durch exemplarischen und 
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präventiven Terror (ders., 1982) die Arbeiter im Zaum zu halten. Wahrscheinlich verhin- 
derte sie auf diese Art offene Streiks, aber die individuell getarnten Streiks konnte sie da- 
durch nicht aus der Welt schaffen und materielle Anreize auf breiter Basis kamen aus aufrü- 
stungspolitischen Interessen ebenfalls nicht infrage. Die Lohnquote, die man so kunstvoll 
seit Bestehen des Systems trotz aufsteigender Konjunktur heruntergedrückt hatte, sollte 
sich ja nicht erhöhen, wenn überhaupt, dann eher noch verringern. 

7. So häuften sich gegen Ende der dreißiger Jahre auf ökonomischem und sozialem Gebiet 
die Probleme und schaukelten sich gegenseitig hoch. Sie wurden auch bereits auf politi- 
scher Ebene sichtbar. Die Tatsache z.B., daß immer wieder neue Ämter wie Pilze aus dem 
Boden schossen, (z.B. die Vierjahresplanbehörden) und daß immer wieder neue Sonderbe- 
vollmächtigte ernannt wurden, deutet auf zunehmende Steuerungsprobleme des Herr- 
schaftssystems hin. Polykratie wird dieses Kompetenzchaos in der Literatur genannt, und 
diese entstand letztlich, weil die gesellschaftlichen und die gesellschaftspolitischen Wider- 
sprüche sowie die überhöhten Anforderungen an Mensch und Maschine immer schwerer 
zu steuern waren. Zwar vermochte das NS-Regime dadurch eine beachtliche Flexibilität 
und Effizienz in Teilbereichen, z.B. bezüglich des Baus des Westwalls, an den Tag zu legen. 
Aber die negativen Steuerungsfolgen sind ebenfalls unübersehbar (Herbst, 1978, 5.390). 
8. Bleibt die Frage offen, wie die Situation im Jahre 1938/39 insgesamt zu beurteilen ist. 
Darüber gibt es in der Literatur unterschiedliche Auffassungen. Herbst vertritt die Posi- 
tion, daß es sich um Engpässe und Teilkrisen, bedingt durch die Schwächen des Steuerungs- 
systems gehandelt habe: 


»Die bisher vorliegenden Forschungsergebnisse lassen den sicheren Schluß, daß sich die innere Lage 
des nationalsozialistischen Deutschlands am Vorabend des Krieges soweit zugespitzt hatte, daß man 
von einer allgemeinen Krise des Systems sprechen kann, nicht zu« (ebd., $.388). 


Während Herbst nur Einzelkrisen zu erkennen glaubt, mehren sich die Stimmen, die die 
damalige Situation durch eine Gesamtkrise gekennzeichnet sehen wollen. An erster Stelle 
ist T. Mason zu nennen. Er kam 1975 aufgrund umfangreicher Untersuchungen zu dem 


Schluß: 


»Sehr viel länger als bis zum Herbst 1939 hätte das Dritte Reich nicht abwarten können, um aus der 
inneren Krisenlage auszubrechen - bis 1943 auf gar keinen Fall. Ohne diese Flucht nach vorn gab es 
nicht einmal die Möglichkeit, im Innern die Repressionen so zu steigern, wie es die Fortführung der 
Aufrüstung und die Vermeidung wirtschaftlicher Krisen erforderten« (1975, $.182). 


Dülffer kennzeichnet die Situation ähnlich: 


»Ein Grenzwert, der ein Umkippen in soziale Unruhen größeren Ausmaßes oder gar in eine revolu- 
tionäre Situation wahrscheinlich gemacht hätte, war unmittelbar nicht gegeben. Auf längere Sicht, 
d.h. noch über. mehrere Jahre hinweg, war freilich die Diskrepanz zwischen dem Umfang aller öf- 
fentlichen Aufträge, zumal der Rüstung, und den Leistungsmöglichkeiten der Wirtschaft unüber- 
brückbar (...)« (1976, S.469). 


Auch Dülffer vertritt die Auffassung, daß im Jahre 1939 Grenzwerte erreicht worden sei- 
nen (ebd., $.451): 


»Es waren also die innere Krise und die durch Wettrüsten gekennzeichnete internationale Situation, 
die 1939 zum Kriege trieben (...)« (ebd., 5.469; ähnlich Petzina, 1975, S.80). 


Dülffer kommt also - ähnlich wie Mason - zu dem Schluß, daß die NS-Machtelite aus bei- 
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den Krisenlagen heraus mit der Entfesselung eines Raubkrieges »die Flucht nach vorn« an- 
getreten habe (Dülffer, 1976. 5.470). 
Das Erreichen von Grenzwerten betont auch Blaich: 


»Langfristig freilich wäre der Weg der Rüstungsfinanzierung durch das Versprechen einer zukünfti- 
gen besseren Versorgung mit Zivilgütern natürlich nicht gangbar gewesen« (1979, S.59; ähnlich Peu- 
kert, 1982, S.82; Deist, 1979, S.444; Geyer, 1980, $. 448). 


Schließlich sei noch auf die Sammelbände hingewiesen, die das militärgeschichtliche For- 
schungsamt in Freiburg zu diesem Thema herausgegeben hat. (Forstmeier/ Volkmann, 
1975; dies., 1977; Deist u.a., 1979). Von besonderer Bedeutung für die hier aufgeworfene 
Fragestellung nach dem Krisencharakter der unmittelbaren Vorkriegszeit sind die Überle- 
gungen von Hans-Erich Volkmann. Auch er kommt zu dem Urteil, daß die volkswirt- 
schaftlichen Reserven damals weitgehend erschöpft waren und eine »kritische gesamtöko- 
nomische Konstellation« (1976, S.56) eingetreten war. 

Nimmt man ferner die kritischen Wahrnehmungen und deren marx-orientierte Verarbei- 
tung durch Sohn-Rethel (1973) und - in seiner Nachfolge stehend - die Überlegungen von 
Kadritzke (1976) hinzu, so spricht vieles dafür, daß sich dieses Analyseergebnis mit guten 
Argumenten - wenn auch mit unterschiedlicher theoretischer Verankerung - mehr und 
mehr in der Geschichtswissenschaft durchsetzen wird. 


II. Krisenpermanenz 


Im falgenden Teil soll auf einige Konstitutionsfaktoren, die für die Beurteilung der Ge- 
samtkrise von 1938/39 wichtig sind, in einer Art Längsschnitt eingegangen werden. Damit 
im Zusammenhang steht die Frage, ob von einer Krisenpermanenz des NS-Herrschaftssy- 
stems gesprochen werden kann. 


1. Ökonomie und Politik 


Hinsichtlich der wirtschaftlichen Entwicklung ist ein Rückblick auf die Geburtsstunde, ge- 
nauer auf die Geburtsfehler des NS-Systems notwendig. So ist zu fragen, ob nicht schon die 
Art und Weise, in der damals - 1933/34 - die große Wirtschaftskrise von den Nationalso- 
zialisten angegangen worden ist, die Krise am Ende der dreißiger Jahre verursacht hat. 
Mittlerweile besteht Einigkeit in der Literatur darüber, daß - trotz bestimmer ziviler Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen zu Beginn des »Dritten Reiches« - die forcierte Aufrüstung 
von Anfang an im Mittelpunkt der faschistischen Wirtschaftspolitik gelegen hat (so schon 
W. Fischer, 1968, 5.61). Die forcierte Aufrüstung befriedigte sowohl die expansionsorien- 
tierten als auch die betriebsökonomisch ausgerichteten Interessen. Letztere resultierten aus 
dem Charakter der Großen Krise, die seit 1929 immer verheerender um sich gegriffen hatte. 
Diese Krise erhielt vor allem durch die im Zuge der Hochkonjunktur von 1924/25 bis 
1929 vorgenommenen großen Investitionen und den damit einhergehenden Rationalisie- 
rungen eine besondere Tiefen- und Breitenwirkung, insofern sie bei einer sich seit 1929 ra- 
sant verschlechternden Weltmarktentwicklung große Überkapazitäten schufen. 

Solche Rationalisierungen und Betriebsvergrößerungen ließen die fixen Kosten beträcht- - 
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lich steigen. Diese stark erhöhten fixen Kosten blieben auch dann erhalten, als in der gto- 
Ren Wirtschaftskrise der erhöhten Produktionskapazität die entsprechenden Absatzchan- 
cen fehlten. Ein solches Mißverhältnis regulierte sich nicht mehr durch die Gesetze der 
freien Marktwirtschaft selbst, sondern bedurfte staatlicher Eingriffe (Sohn-Rethel, 1973; 
Volkmann, 1978, 5.278ff.). Für die konjunkturelle Wiederbelebung einer Wirtschaft, die 
im wahrsten Sinne des Wortes - trotz leichten konjunkturellen Anstiegs seit dem Sommer 
1932 - noch immer auf dem Boden lag, war deshalb die massive Rüstungspolitik der ent- 
scheidende Krisenlösungsfaktor’, der im Interesse des wichtigsten Teils der Kapitalbesitzer 
lag. Dieses aktuelle Interesse an der Rüstungskonjunktur wurde noch durch weitergehende 
Interessengemeinsamkeiten mit der NS-Parteiführung unterstützt: 


»Aus der Sicht der Unternehmer galten allein zwei Tatsachen als Kriterien für eine positive Bewer- 
tung der »Wehrwirtschaft«, nämlich einmal der Verbleib der Produktionsmittel in ihrem Eigentum, 
verbunden mit der Möglichkeit der Gewinnmaximierung und zum anderen das Versprechen der Na- 
tionalsozialisten, die aus der Weimarer Republik übernommenen ökonomischen Probleme zu lösen, 
und zwar durch territoriale Expansion und Markterweiterung« (ebd., 5.289). 


Die forcierte Rüstungskonjunktur verursachte - vor allem mit dem Vierjahresplan seit 
1936 - jene Krisenphänomene, von denen schon die Rede war. Hinzu kamen Exportmü- 
digkeit und Exportverdrossenheit der deutschen Industrie (s.u.), eine zwar nicht gewollte, 
aber in Anbetracht der nicht sehr guten Weltmarktsituation kaum vermeidbare Folge der 
einseitigen Binnenmarktorientiertheit des neuen Konjunkturaufschwungs. Insgesamt gese- 
hen läßt sich also feststellen, daß jene Engpässe und Widersprüche, die sich am Ende der 
dreißiger Jahre zu einer Gesamtkrise verdichtet haben, von Anfang an in der faschistischen 
Wirtschaftspolitik angelegt waren, und zwar durch die Art und Weise, wie auf die große 
Wirtschaftskrise von 1929ff. reagiert worden ist. Das heißt, die ökonomische Krise von 
1929ff. wurde nicht wirklich gelöst, sondern nur verlagert und vertagt (Kadritzke, 1976, 
$.168). Zwar konnten die Arbeitslosigkeit und das Brachliegen von Industriekapazitäten - 
die auffälligsten Krisenerscheinungen der sogenannten Großen Krise von 1929ff. - sehr 
wohl beseitigt werden; gleichzeitig traten jedoch neue Krisenphänomene in anderen Berei- 
chen hervor Wie ein Maulwurf bohrte sich die Krise im Boden der Volkswirtschaft wei- 
ter, einmal an dieser Ecke an die Oberfläche kommend, das andere Mal an jener. Der Fa- 
schismus hat, so kann man zusammenfassend sagen, die »Disproportionalitäten der Aus- 
gangslage hemmungslos vervielfacht« (Sohn-Rethel). T. Mason spricht in diesem Zusam- 
menhang von einer »Kettenwirkung der Mangelerscheinungen«, von einer Art »negativem 
Multiplikatoreffekt« (1975 (b), S.171). 

Mit jedem Jahr, in dem die deutsche Wirtschaft sich mehr und intensiver auf die Kriegspro- 
duktion einstellte, wurde es schwieriger, auf diesem Wege anzuhalten, geschweige denn Al- 
ternativwege zu beschreiten. Es ist nicht auszuschließen, daß es so etwas wie einen ökono- 
mischen »point of no return« gegeben hat (s.u.). Selbst Herbst spricht von einer Einbahn- 
straße: Je weiter man auf dieser Einbahnstraße fortschritt, »desto geringer wurden die 
Wahlmöglichkeiten natürlich objektiv« (1982, $.81). Die forcierte Aufrüstungspolitik ver- 
änderte die Wirtschaftsstruktur so tiefgreifend und letztlich in so destruktiver Weise, daß 
eine Umkehr in Anbetracht der schlechten Weltmarktsituation immer schwerer möglich 
wurde. 

Sicherlich gibt es zu einer solchen Betrachtungsweise auch diskussionswürdige Gegenargu- 
mente. Nicht die Art und Weise, wie die Große Wirtschaftskrise von 1929ff. überwunden 
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“ wurde, sei maßgeblich Schuld an dem ökonomischen Fiasko der späten dreißiger Jahre ge- 
wesen, sondern dieses sei den massiven Fehlentscheidungen des NS-Regimes geschuldet. 
Als eine solche massive Fehlentscheidung gilt in der Literatur immer wieder die Tatsache, 
daß Deutschland keine Abwertung der Reichsmark vorgenommen und deshalb die Export- 
chancen verringert habe (s.u.) sowie die Tatsache, daß durch die Transfermoratorien wich- 
tige Handelspartner, wie die Vereinigten Staaten und Großbritannien, unnötig verärgert 
worden seien (s.u.; Radkau, 1976, S.40ff; Schweitzer, 1964; in fragender Form: W. Fischer, 
1975, 5.133). Als der systemimmanenten Logik der NS-Herrschaft widersprechende Fehl- 
entscheidung wird ferner die halbherzig vorgenommene Lenkungs- und Planungspolitik 
angesehen. Dazu Herbst: 


»Zwar gestalteten sich die rohstoffwirtschaftlichen Voraussetzungen Deutschlands nicht günstig, und 
die Arbeitskräftereserven schienen eng begrenzt, aber im Rahmen einer streng nach Prioritäten aus- 
gerichteten Lenkung und einer vorausschauenden Planung hätten sich größere Spielräume eröffnen 
lassen, als praktisch genutzt wurden. Sofern es nur gelang, den Mangel zu bewirtschaften, waren Aus- 
maß und Teenıpo der deutschen Aufrüstung vor dem zweiten Weltkrieg nicht primär von der ökono- 
mischen Seite her begrenzt« (1978, S.63; fragend: W. Fischer, 1975, 8.134). 


Die Analysen stützen sich auf entsprechende Auffassungen, die schon von Zeitgenossen 
vertreten worden sind (s.u.). Am gewichtigsten ist wohl die von Herbst anvisierte system- 
immanente Alternativpolitik. Seine Argumentation läuft nicht nur seiner eigenen »Ein- 
bahn-These« zuwider, sondern weist darüber hinaus auch eine voluntaristische Einfärbung 
auf. Denn bei dieser Auffassung wird die Ökonomie als ein von der Gesellschafts- und 
Herrschaftsstruktur losgelöster Teilbereich gesehen, anstatt nach den offensichtlich nur be- 
grenzten Handlungsmöglichkeiten und dem inhaltlichen Systemzusammenhang des deut- 
schen Faschismus zu fragen. 


2, Beherrschte und Herrschende 


Kann man also insgesamt gesehen durchaus von einer ökonomischen Krisenpermanenz 
sprechen, so soll im folgenden Abschnitt skizziert werden, wie sich das Verhältnis von Be- 
herrschten und Herrschenden umreißen läßt. Gefragt wird nach der Legitimationsstruktur 
des deutschen Faschismus. 

Deren Wirkungsmöglichkeiten und Wirkungsgrenzen sind freilich schwer einzuschätzen. 
Insgesamt ist wohl davon auszugehen, daß es den Machthabern zu keinem Zeitpunkt ge- 
lungen ist, die Arbeiterschaft in die angebliche Volksgemeinschaft zu integrieren, allenfalls 
gelang ihnen eine höchst instabile »Bändigung« (Mason, 1982, 5.19). Terror und Gewalt 
waren zu allgegenwärtig. Zwang und Lähmung, aber auch Bestechung und Befriedigung 
(ebd., 5.18) haben es zwar vermocht, daß die Arbeiterschaft sich relativ ruhig verhielt und 
es zu keinen größeren Streikbewegungen und keiner größeren Zerstörung industrieller 
Produktionsanlagen gekommen ist (ebd., $.46). Sie haben aber nicht verinocht, die Arbei- 
terschaft so weit zu instrumentalisieren, daß eine ins uferlose gehende Aufrüstungspolitik 
in »Friedenszeit« auf Dauer hätte riskiert werden können. 

Derweilen hatte sich das Regime durchaus bemüht, die Arbeiter für sich zu gewinnen. Es 
machte Anstrengungen, die Arbeiter zumindest zu domestizieren. »Voraussetzung« dazu 
war freilich zum einen die Zerschlagung der autonomen traditionsreichen Arbeiterorgani- 


Permanente Krise? - Herrschaftssystem im deutschen Faschismus 87 


sationen, zum anderen galt es, auch die arbeiterkulturellen Vereine zu zerstören, ein Ein- 
griff, der sich bemerkenswerterweise nach 1945 als irreversibel erweisen sollte. Terror und 
Terrorbedrohung sorgten dafür, daß unter den Arbeitern ein hohes Maß an Mißtrauen un- 
tereinander entstehen konnte, dem auch viele gewachsene Solidaritätsstrukturen zum Op- 
fer fielen. 

Zudem wurde die Fragmentierung der Arbeiterschaft vorangetrieben. In diesem Zusam- 
menhang scheint die damals starke Forcierung des Leistungsgedankens in Form von (kon- 
kurrierenden) Individualleistungen von besonderer Bedeutung zu sein. Zu denken ist dabei 
an die schon 1933 eingeführten Reichsberufswettkämpfe. Die Sieger wurden öffentlich 
geehrt, beruflich und finanziell gefördert (Schoenbaum, 1968, S.133f.; die Bedeutung her- 
unterspielend: Mason, 1982, 5.28). Es wurden neue Leistungsanreize geschaffen, und ab 
1939 versuchte das Reichsarbeitsministerium, die sogenannten Lohndifferenzierungsskalen 
zu verfeinern, um auch so die Arbeiter verstärkt auf konkurrierende Individualleistungen 
zu »trimmen« In einem Erlaß vom 4.9.1939 forderte das Reichsarbeitsministerium die 
Reichstreuhänder der Arbeiter hinsichtlich der neuen Tarifordnungen auf: 


»Auf eine ausreichende Aufgliederung der Arbeiterschaft und der Lohnsätze ist hierbei Bedacht zu 
nehmen« (in: Siegel, 1982, 5.95). 


1940 schrieb der Reichsarbeitsminister: 


»... mehr als bisher muß die Entlohnung in Zukunft von der Wertigkeit der Arbeit abhängig gemacht 
werden. In neuen Lohngruppen müssen alle Arbeitsvorgänge gleichen Wertes zusammengefaßt wer- 
den, um so dem Arbeiter eine bessere Aufstiegsmöglichkeit zu bieten und damit den Anreiz zu weite- 
rer Leistungssteigerung auszulösen, Außerdem lehrt die Erfahrung, daß nur bei weiterer Aufgliede- 
rung der Löhne der Lohnstand wirklich gehalten werden kann« (in: ebd., 5.95). 


Durch eine solche Lohn-Neubemessung sollten zwei Fliegen auf einmal geschlagen wer- 
den: Beibehaltung und womöglich Senkung des Lohnvolumens zum einen - Steigerung der 
Individualleistungen der Arbeiter zum anderen. Gewiß sind diese staatlichen Bestrebungen 
erst nach Kriegsbeginn zur Wirkung gekommen (darauf verweist Mason, 1982, $.29f.), 
doch bleibt noch zu untersuchen, inwieweit solche Tendenzen nicht auch schon vor 1939 
auf einzelbetrieblicher Ebene zum Zuge gekommen sind. 

Offen ist auch noch die Frage, inwieweit diese Lohndifferenzierungspolitik die Fragmen- 
tierung der Arbeiterklasse tatsächlich verstärkt hat. Mason (1982) ist hier skeptischer als 
Siegel (1982). Interessant ist in diesem Zusammenhang die Feststellung des Generalbevoll- 
mächtigten für den Arbeitseinsatz, Sauckel, vom September 1942, daß durch die probewei- 
se Überprüfung der Akkorde und die Einführung von acht Lohngruppen in einzelnen Be- 
trieben der Rüstungswirtschaft Leistungssteigerungen erzielt worden seien, »die in der Re- 
gel bei 20%, sehr oft jedoch bei wesentlich höheren Prozentsätzen« lagen (in: Siegel, 1982, 
5.96). 

Das Regime versuchte aber auch, den durch Terror herbeigeführten Trümmerhaufen ge- 
wachsener Sozialbeziehungen in ihrem Sinne neu zu organisieren. Dazu gehörten kleinere 
sozialpolitische Verbesserungen. Wenn auch die sich in engen Grenzen haltenden Lohn- 
verbesserungen mehr der Entwicklung der Ware Arbeitskraft zur absoluten Mangelware 
(nach 1936) geschuldet war, so trugen diese doch wohl schon dazu bei, die zunehmende Ar- 
beitsintensivierung sowie den verlängerten Arbeitstag zu »versüßen« (vgl. Mason, 1975 b, 
5.169; Blaich, 1979, 5.40). In diesem Zusammenhang ist beispielsweise auch zu erwähnen, 
daß im Jahre 1937 die Bezahlung der gesetzlichen Feiertage für Lohnarbeiter, also auch die 
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Bezahlung des 1. Mai, eingeführt worden ist. - Ferner muß an bestimmte sozialpolitische 
Angebote und den positiven Wirkungen ihrer propagandistischen Ausschlachtung gedacht 
werden, wobei die dadurch der öffentlichen Hand bzw. den Unternehmern zufallenden fi- 
nanziellen Mehrbelastungen auch nicht im entferntesten die Senkung der Lohnquote aus- 
gleichen konnten. Erinnert sei'in diesem Zusammenhang an Verbesserungen der betriebli- 
chen Ausstattung, die wohl weniger dem Arbeitsplatz als vielmehr. der Gestaltung der 
Nicht-Arbeitszeit dienten (bessere Kantinen und Waschräume, Werkssportplätze, 
Schwimmbäder u.a.m.). Dahinter stand der Versuch, die zunehmende Arbeitsintensivie- 
rung durch verbesserte Freizeitangebote erträglicher zu machen (dazu neuerdings Frie- 
mert, 1980) und die Arbeiter so in das System besser einzubinden. Überdies trug ein Teil 
der betrieblichen Sozialverbesserungen zur »sekundären Ideologisierung« der Arbeiter bei 
(ebd., S.250ff.). 

Wenn beispielsweise ein Betriebs-Schwimmbad von der Belegschaft in nichtbezahlter Ge- 
meinschaftsarbeit gebaut und anschließend benutzt wurde, gerieten leicht jene in eine uner- 
wünschte Außenseiterposition, die aus vielleicht politischen Gründen weder an der Ge- 
meinschaftsarbeit noch an der gemeinschaftlichen Benutzung teilnahmen. Vermutlich hiel- 
ten viele Arbeitskollegen solchem Druck seitens der Kollegen-Gemeinschaft auf einem ja 
nach außen hin völlig unpolitisch erscheinenden Gebiet nicht stand; so gelang es wohl 
nicht selten, diese »ohne offene äußere Gewalt, sozusagen unter sich, in die Nazi-Form zu 
zwingen« (ebda., $.253). 

Auf außerbetrieblicher Ebene stellte das Kraft-durch-Freude (KdF)-Freizeitprogramm das 
auch für Arbeiter attraktivste Angebot faschistischer Sozialpolitik dar. Vor allem gilt dies 
für die auch unter Arbeitern beliebten KdF-Reisen. Natürlich konnten sich die wenigsten 
Arbeiter tatsächlich solche KdF-Reisen leisten, vor allem nicht die gerade propagandistisch 
so sehr ausgeschlachteten größeren (Schiffs-JReisen (Spode, 1982), noch weniger konnten 
die Arbeiter an den Kauf eines Volkswagen denken. Doch war mit diesen Angeboten etwas 
Neuartiges geschehen. Die Dinge rückten nun überhaupt für den Arbeiter in erreichbare 
Nähe, und so konnten viele, die damals noch keine größere KdF-Reise bezahlen konnten, 
die Hoffnung haben, daß dies nurmehr eine Frage der Zeit sein würde (vgl. Herbst, 1978, 
5.383). Wie überhaupt die Zeit des »Dritten Reiches« durch eine starke ökonomische, so- 
ziale und politische Dynamik ausgezeichnet schien, woraus die verbreitete Hoffnung der 
Menschen auf eine weitere Verbesserung ihrer Alltagssituation resultierte. Von einer sol- 
chen Dynamik gingen (wenn auch zeitlich begrenzt) systemstabilisierende Wirkungen 
aus, ungeachtet der Tatsache, daß die Dynamik selbst als Ausdruck der permanenten inne- 
ren Krise des faschistischen Systems aufzufassen ist. 

Diese Hoffnung auf eine Aufwärtsentwicklung war ebenso bei den Mittelschichten vor- 
handen. Die kolossale ökonomische und soziale Dynamik, die das »Dritte Reich« auszeich- 
nete, förderte ein häufig zu beobachtendes systemloyales Verhalten vieler Angestellter und 
Beamter (soweit sie nicht geschwerkschaftlich organisiert waren), zumal wenn damit Auf- 
stiegs- und Karrierehoffnungen verbunden waren (einführend: Peukert, 1982, 5. 110ff.). 
Auch wenn die mittelstandspolitischen Maximalforderungen nach 1933 politisch nicht 
zum Zuge kamen, auch wenn der Aufwärtstrend unerwartet langsam vor sich ging, so wa- 
ren doch wichtige, bisher vergeblich gestellte mittelstandspolitische Forderungen für 
Handwerk und Einzelhandel zumindest teilweise - nicht zuletzt auf Kosten der Kleinstbe- 
triebe - durchgesetzt worden (dazu und zum folgenden vgl. v. Saldern, 1979). Die größe- 
ren und leistungsfähigen Kleinbetriebe konnten überdies - wenn auch höchst dispropor- 
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tional zur Großindustrie - von der Rüstungskonjunktur (und teilweise sogar von der sog. 
landwirtschaftlichen Erzeugungsschlacht) »profitieren«, Die »soziale Funktion« des Fa- 
schismus bestand eben nicht nur in der Bedürfnisbefriedigung der Großindustrie, sondern 
darüber hinaus auch in einer rüstungs- und expansionsorientierten Krisen»lösung« für die 
Gesamtwirtschaft, wozu ein bestimmter Teil der Kleinproduktion gehörte. Insofern muß 
die These vom Widerspruch zwischen »sozialer Funktion« und »sozialer Basis« des Faschis- 
mus (z.B. Kühnl) neu überdacht werden. (Eindeutig negativ verlief die Entwicklung »nur« 
im Handwerk, Einzelhandel und in der Landwirtschaft für die (vielen) Kleinstbetriebsinha- 
ber. Diese führten entweder weiterhin eine wirtschaftliche Kümmerexistenz oder mußten 
ihren Betrieb ganz aufgeben (Umlegungsaktionen und Flurbereinigungen in der Landwirt- 
schaft, Schließungsaktionen im Einzelhandel und Handwerk).) Die zwar von oben nach 
dem Führerprinzip gelenkten, aber »von unten« im großen und ganzen durchaus mitgetra- 
genen Berufsstandorganisationen - die Kammern sowie der Reichsnährstand - sorgten für 
eine relative Stabilisierung des Regimes in diesen Bereichen. Die soziale Aufwertung des 
Handwerksberufs und der bäuerlichen Arbeit sowie der Versuch, die soziale Rangordnung 
von der volkswirtschaftlichen Potenz abzukoppeln, war ebenfalls wohl nicht ohne system- 
stabilisierende Wirkungen geblieben. Trotz aller (berechtigter) »Meckerei« und Kritik an 
bestimmten Verordnungen und Entwicklungen gehörte der »alte Mittelstand« (worunter 
der lebens- und leistungsfähige Kleinbetriebsinhaber gemeint ist) auch nach 1933 zu den 
zwar häufig nicht parteigebundenen, aber im Grunde systemloyalen Stützen des Faschis- 
mus. Im politischen Widerstand fehlte er fast gänzlich. 

Ein solches Sich-Einrichten im faschistischen Deutschland schloß jedoch nicht das Umsich- 
greifen beträchtlicher Widerspruchswahrnehmungen zwischen Schein und Realität sowie 
die (innere) Ablehnung bestimmter politischer Maßnahmen (Repression gegen die Kirche, 
Nürnberger Gesetze, Kristallnacht u.a.m.) aus. Doch viele Menschen konnten (und woll- 
ten) ihre situativen Widerspruchswahrnehmungen und Teilkritiken nicht in einen politi- 
schen Gesamtzusammenhang bringen, wobei freilich beachtet werden muß, daß die Infor- 
mations- und Aufklärungsmöglichkeiten damals äußerst erschwert waren. 

Überdies darf nicht vergessen werden, daß das NS-Regime stets beflissen war, die Schwach- 
und Bruchstellen des Systems bestmöglich zu verschleiern. - Beispiele für solche Legitima- 
tionsbestrebungen sind die sorgsame Währungsimagepflege, die auffällige Betonung der 
Friedensliebe der deutschen Regierung, ferner das Herunterspielen der Devisenkrise von 
1935 in der Öffentlichkeit. (Göring entschied damals bekanntlich, daß die vorhandenen äu- 
erst knappen Devisen nicht für die Beschaffung der dringend benötigten Rohstoffe zur Si- 
cherung der Aufrüstungsproduktion, sondern vorübergehend für die Beschaffung unum- 
gänglich wichtiger Lebensmittel ausgegeben werden sollten (Petzina, 1968, $.33).) 

Dreh- und Angelpunkt aller Legitimationsbestrebungen des Faschismus war jedoch die 
charismatisch wirkende Führergestalt (dazu: Kershaw, 1980). Ihr kam die Funktion zu,‘ der 
»ruhende Pol« in einem System zu sein, dessen Chance zur Legitimierung allein in der dy- 
namisch-offensiven Bewegung (und letztlich im siegreichen Kampf) gelegen hat. Das Füh- 
rer-Charisma wurde vor allem durch die außenpolitischen Erfolge gestärkt. Zu dessen stän- 
diger Reproduktion waren Propaganda und Massenaufzüge notwendig. Untermauert wur- 
de die Führerposition vor allem durch ideologische Praxis. Hier sind die vielen Versuche 
zu nennen, die darauf hinausliefen, im Ritual die Klassengesellschaft durch die Volksge- 
meinschaft zu ersetzen - in der Hoffnung, die Menschen würden im Volksgemeinschafts- 
Ritual einen vollwertigen Ersatz für die real fortexistierende Klassengesellschaft sehen. Be- 
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sondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang dem Opferritual zu (z.B. Winter- 

hilfswerk; dazu: Elfferding, 1982, S.199ff.). So gelang es dem Faschismus, »eine Legitima- 

tionsstruktur aufzubauen, die eben nicht nur vom Terror abhängig war. Allerdings: Was in 

der Organisierung der Masse nicht lösbar war, wurde durch ihre unmittelbare Unter- 

drückung ‘erledigt’« (Blanke, 1977, S.136f.). 

Wie stark die Wirkung war, die von solchen ideologischen Praxen ausging, läßt sich schwer 

abschätzen. Jedenfalls gab es noch immer eine große Anzahl von Menschen, die weder da- 

durch noch durch andere Legitimationsversuche des Regimes ihre Überzeugung aufgaben, 

daß das NS-System ein Unrechtssystem sei, und die sich deshalb innerlich auch nicht »ein- 

fangen« ließen, sondern - so gut es ging - eine nichtfaschistische bzw. antifaschistische Ge- 

genkultur aufrechterhielten. Hunderttausende von Menschen - vor allem aus der sozialisti- 

schen und kommunistischen Arbeiterbewegung - wurden aus politischen Gründen ver- 

folgt. 

So eindrucksvoll die absoluten Zahlen auch sind, so darf aber nicht vergessen werden, daß 

der Schritt in den aktiven politischen Widerstand »nur« von Minderheiten getan wurde. 

Eine ernsthafte Bedrohung für das Regime ging von den Widerstandsgruppen nicht aus. 

Die Gestapo saß am längeren Hebel. Durch Terror und Terrorbedrohung gelang es ihr, die 

Rückkoppelungsmöglichkeiten zwischen den politischen Widerstandsgruppen und größe- 

ren Bevölkerungsteilen gewaltsam auf ein Minimum zu reduzieren und auch die Aktions- , 
räume zur Aufrechterhaltung und Stabilisierung antifaschistischer Gegenkultur immer 

mehr zu beschneiden. (Hier ist z.B. auf die Eingriffe in das katholische Sozialmilieu seit 

1937 hinzuweisen.) Durch ein gut funktionierendes Überwachungs- und Bespitzelungssy- 

stem war der politische Widerstand auf die Arbeit in Kleinstgruppen beschränkt. Der 

Zwang zur Tarnung und zur Anonymität verminderte die Erfolgschancen (dazu: Löwen- 

thal/v.d. Mühlen, 1982; Kleßmann / Pingel, 1980). Von der Organisierung eines allgemei- 

nen Volksaufstandes war man weit entfernt. Umso größeres Gewicht bekam das Verhalten 

der Herrschaftseliten; doch hier war in den ersten Jahren des Regimes nichts von politi- 

schem Widerstand zu merken, und die populistischen Strömungen in der NSDAP waren 

seit dem Schlag gegen Röhm und die SA im Jahre 1934 entscheidend geschwächt worden. 

Doch der Grad der dadurch erreichten Systemstabilisierung ist trotzdem sehr gering geblie- 

ben. Denn die Interessendifferenzen der kapitalistischen Industriegesellschaft wurden da- . 
mit nicht aufgehoben, sondern in die Teileliten, vor allem auch in die »Einheits«-Partei 
selbst, verlagert (dazu: Blanke, 1977, S. 135f.). Deshalb arbeiteten die konkurrierenden Teil- 
eliten in Wirtschaft, Militär, Bürokratie und Partei im Herrschaftsalltag oftmals mehr ge- 
gen- als miteinander. Die Parteiführung versuchte, dem Auseinanderdriften der Interessen 
durch sog. »Nazifizierung« der von den traditionellen Teileliten beherrschten Bereiche ent- 
gegenzusteuern, was diese zu verhindern versuchten, bzw. womit sich diese nur ungern ab- 
fanden. Die Parteispitze versuchte ferner, die potentielle Systemgefährdung, die durch die 
konkurrierenden Teilinteressen entstand (gegenseitige Blockierungsgefahr), durch die 
Schaffung neuer, von der NS-Führung besetzter Ämter zu konterkarieren (System der Son- 
derbevollmächtigten). Solche polykratischen Grundzüge des Herrschaftssystems förderten 
zwar eine gewisse Flexibilität des Regimes, vergrößerten aber auch dessen Labilität. 

Die potentielle Gefährlichkeit der konkurrierenden Teileliten wurde jedoch durch die 
funktionelle Abhängigkeit vieler »Wirtschaftsführer« von den staatlich vergebenen Rü- 
stungsaufträgen und der dadurch bedingten inneren und äußeren Abhängigkeit vom politi- 
schen System sowie der einzelbetriebszentrierten Interessenverfolgung politisch weitge- 
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hend paralysiert. Es ist wohl deshalb kein Zufall, daß aus diesen Kreisen kein nennenswer- 
ter Beitrag zum politischen Widerstand gegen das faschistische Deutschland geleistet wur- 
de. - Auch die deutsche Militärtradition bot 


»im Grunde kein tragfähiges Fundament für einen politischen Widerstand.« Dieser blieb deshalb auf 
die vor dem Krieg isolierte »Einzelinitiative geistig und moralisch selbständiger Militärs beschränkt« 
(Bracher, 1982, S.147). 


Die zunehmende Verstrickung vieler Herrschaftsträger in Unrechtshandlungen und Ver- 
brechen des Systems verringerten die Chance, sich aus rechtsstaatlichen und humanitären 
Motiven von diesem Herrschaftssystem abzuwenden. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß der politische Widerstand dem NS-System in 
den Jahren vor dem Krieg nicht wirklich gefährlich wurde. Seine Bedeutung liegt deshalb 
zum einen darin, daß es ihn überhaupt gab. Zum anderen zwang er das Regime zur terrori- 
stischen Form der Herrschaftsstabilisierung, womit er dessen Legitimationskraft wesent- 
lich schwächte und dessen Instabilisierung förderte. Auch von daher gesehen kann man 
von einer Krisenpermanenz des deutschen Faschismus sprechen - trotz der noch immer be- 
achtlichen (nicht-terroristischen) Legitimationserfolge. 


II. Krisenbewußtsein und Krisenlösungsvorschläge 


Während bisher die Strukturen und Prozesse aus der Retrospektive analysiert wurden, soll 
nun skizziert werden, ob und ggf. wie die Bevölkerung bzw. die Herrschaftseliten die Ge- 
samtkrise um 1938/39 wahrnahmen und welche Krisenlösungsvorschläge damals gemacht 
wurden. 

Nach all dem, was wir über diese Phase vor Kriegsbeginn wissen, hat die Bevölkerung am 
Ende der dreißiger Jahre im allgemeinen kein Bewußtsein davon gehabt, daß sich das Sy- 
stem in einer Gesamtkrise befinden würde. Zwar erfuhren viele häufig am eigenen Leib die 
Teilkrisen und die Engpässe vor allem in der Versorgung und am Arbeitsmarkt, doch die 
mangelnden Informations- und Aufklärungsmöglichkeiten machten es für den Mann und 
die Frau auf der Straße kaum möglich, hierin den Ausdruck einer Gesamtkrise zu erken- 
nen. Von daher gerieten die Herrschaftsträger nicht in Zugzwang, doch die Frage stellte 
sich für sie, wie lange der kunstvoll über die Gesamtkrise verbreitete Schleier noch seine 
verhüllende Funktion erfüllen würde (vgl. Peukert, 1982, $.82). Hinzu kam die .damals 
schon weit verbreitete Furcht der Bevölkerung vor einem in naher Zukunft ausbrechenden 
Krieg, auch wenn man dabei vor allem die sich verschärfende außenpolitische Gesamtkon- 
stellation und, nicht die sozio-ökonomischen Zwangslagen im Innern des Landes im Blick 
hatte. Doch da ein Krieg unpopulär war, war auch die Furcht der Bevölkerung vor dem 
Krieg für die Machthaber nicht ganz ungefährlich. 

Bedeutend krisenbewußter als die Bevölkerung es sein konnte, waren diejenigen, die in der 
Lage waren, die wirtschaftliche Situation zu beurteilen und eine wirtschaftliche Zukunfts- 
prognose aufzustellen (Mason, 1975 a, S.216). Die Krisenanalysen und Krisenlösungsvor- 
schläge aus damaliger Zeit lassen drei unterschiedliche Richtungen erkennen: 

1. Von verschiedener Seite wurde vor allem an der so stark forcierten Aufrüstungspolitik 
sowie an der deutschen Außenhandelspolitik Kritik geübt. In diesem Zusammenhang sind 
der Reichswirtschaftsminister und Reichsbankpräsident Schacht, der Reichsarbeitsminister 
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Seldte, der Reichssparkommissar Goerdeler, der Reichsfinanzminister Schwerin von Kro- 
sigk sowie der Generalstabschef Beck zu nennen. Sie verlangten, daß Ausmaß und Tempo 
der Rüstungsproduktion gedämpft bzw. verlangsamt und so den Größenordnungen der 
vorhandenen Wirtschaftsreserven angepaßt werden mögen. Überdies seien die Exportbe- 
mühungen zu verstärken. Geheimrat Bücher, Direktor eines großen Elektrokonzerns, ver- 
faßte in den Jahren 1934 und 1935 z.B. zwei Memoranden, in denen er für eine Abwertung 
und für eine enge Kooperation mit den anderen Welthandelspartnern plädierte (Doering, 
1959, 5.223). Hier kam demnach ein Vertreter jener Gruppe zu Wort, die sich auf dem 
Weltmarkt noch gewisse Absatzchancen ausrechneten. Doch auch jener immer größer 
werdende Teil der deutschen Wirtschaft, der auf die staatlichen Rüstungsaufträge fixiert 
war, hoffte darauf, daß durch das Abkommen von München »das Tempo der Aufrüstung 
verlangsamt und die Überbelastung der Wirtschaft auf ein erträgliches Maß zurückge- 
schraubt werden würde« (Thomas, 1966, 5.130). 
Die schon erwähnte Überbeanspruchung der Arbeitskräfte und der Maschinen ging sogar 
‚so weit, daß mehrere große Rüstungsfirmen sich im Sommer 1939 weigerten, weitere Rü- 
stungsaufträge anzunehmen. Sie könnten die Ausführung nicht mehr garantieren (Mason, 
1975 b, 5.171; Bagel-Bohlan, 1973, $.130f.). 
Der stärkste Gegner einer zu sehr forcierten Aufrüstungspolitik war seit 1936 der Reichs- 
wirtschaftsminister und Reichsbankpräsident Schacht. Er blieb zwar ein scharfer Gegner 
einer allgemeinen Abwertung der Reichsmark, wollte aber ansonsten den Versuch wagen, 
Deutschland wieder enger in den Weltmarkt einzubinden. Die Rückeinbindung in ein 
multilaterales Handelssystem forderte auch der Reichspreiskommissar Goerdeler. Er be- 
fürchtete, daß die Loslösung Deutschlands vom Weltmarkt zum Wirtschaftskrieg aller ge- 
gen alle führen müßte. In seinem letzten großen Gutachten vom 7. September 1936 ver- 
suchte er in einem dramatischen Appell, den wirtschaftspolitischen Kurs der Reichsregie- 
rung zu ändern. Seine Forderung lief darauf hinaus, ein westliches Bündnissystem zu aktua- 
lisieren, nicht zuletzt, um damit revisionistische Forderungen im Osten einlösen zu kön- 
nen (Doering, 1969, S.226f.). Die Handlungsalternativen, die hier angeboten wurden, hat- 
ten jedoch kaum Chancen, realisiert zu werden, sowohl aus ökonomischen (a) als auch aus 
herrschaftspolitischen (b) Gründen. 
a) Eine Rückorientierung zum Weltmarkt war zwar an sich denkbar, wäre jedoch äußerst 
schwierig zu bewältigen gewesen, von der politischen Durchsetzbarkeit einmal ganz abge- 
sehen. Mit einer Abwertung wäre es sicherlich nicht getan gewesen. Es darf dabei ja auch 
nicht übersehen werden, daß Deutschland durchaus Teilabwertungen gegenüber bestimm- 
ten Ländern - wenn auch in verdeckter Form - vorgenommen hatte und daß der Export 
subventioniert wurde. Schließlich sei auch noch darauf hingewiesen, daß durch eine Ab- 
wertung der Reichsmark zum einen die Auslandsschulden erhöht, zum anderen die Roh- 
stoffimporte verteuert worden wären, und dies auf dem Hintergrund der Tatsache, daß 
sich die Terms of Trade seit 1934 verschlechterten. 
Gravierender jedoch war, daß sich der Weltmarkt selbst - wie schon erwähnt - ungeachtet 
zeitweiser leichter Erholung äußerst krisenhaft, besonders wieder am Ende der dreißiger 
Jahre, entwickelt hatte. Von besonderer Bedeutung war ferner die Tatsache, daß die deut- 
sche Industrie in weiten Teilen sich bereits zu sehr auf die bequemen staatlichen Rüstungs- 
aufträge fixiert hat, folglich enorme Umstellungsschwierigkeiten hätte in Kauf nehmen 
müssen, wollte sie sich erneut auf den Weltmarktbedarf einrichten. Allenfalls hätte die 
ökonomische Lage des Kapitals durch eine massive Hilfe des Auslandes renormalisiert wer- 
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den können, so die These von Sohn-Rethel. Ob das Ausland dazu überhaupt fähig und be- 
reit gewesen wäre, durch massive Hilfe die ökonomische Kehrtwendung in Deutschland 
herbeizuführen, ist eine Frage, die sich im realen Ereignisablauf erst gar nicht stellte und in- 
sofern recht hypothetisch bleibt. 

Um so mehr Gewicht bekommt deshalb die Frage, wie groß die Umstellungsschwierigkei- 
ten für die deutsche Industrie gewesen wären, wobei für diese Frage vorübergehend die 
Verschlechterung der gesamten Weltmarktsituation außer acht bleiben muß. Eine solche 
Frage kann ansatzweise dadurch beantwortet werden, daß nach dem Stand der Arbeitspro- 
duktivität gefragt wird. Nach bisherigen Kenntnissen waren trotz des Rationalisierungs- 
schubs um 1924/25 die in Deutschland in den dreißiger Jahren angewandten Produktions- 
verfahren nicht auf dem modernsten Stand. Eine Automatisierung der Produktionsprozes- 
se war noch nicht in großem Umfang durchgeführt. Eine Massenproduktion im eigentli- 
chen Sinne existierte erst in Anfängen. Die Typenvielfalt und die mangelnde Normung der 
Einzelteilherstellung verteuerten die Gesamtproduktion (Bagel-Bohlan, 1973, S.139). In 
der Zeit zwischen 1933 und dem Kriegsausbruch war kein nennenswerter Zuwachs in der 
Arbeitsproduktivität zu verzeichnen (ebd., $. 137; Klein, 1959, S.71). Die Produktivität pro 
Beschäftigten in der Industrie der USA übertraf die der Deutschen um mehr als das Dop- 
pelte (in: Bagel-Bohlan, 1973, 5.32). Die beträchtliche Steigerung der Arbeitsproduktivität 
in Deutschland während des Krieges zeigte die relative Rückständigkeit der deutschen In- 
dustrie vor Kriegsausbruch (Milward, 1977, $.75). Die militärische Führung beklagte häu- 
fig die handwerklich anmutende Vielfalt des Kriegsgeräts. 

Die Entwicklung der Arbeitsproduktivität verlief freilich in den einzelnen Branchen sehr 
unterschiedlich. So war die Arbeitsproduktivität im Kohlebergbau in Deutschland höher 
als im übrigen Europa, mit Ausnahme Polens (!) und der Niederlande (Bagel-Bohlan, 1973, 
5.97f.). Dies wird durch Aussagen der damaligen Vertreter der Bergwerksunternehmen un- 
termauert, die ebenfalls von einer hohen Technisierung des deutschen Bergbaus sprachen 
und zur Erklärung des Leistungsrückgangs auf andere Faktoren verwiesen, vor allem auf 
den Faktor Arbeitskraft sowie auf die Inbetriebnahme minderergiebiger Betriebspunkte, 
schließlich auf Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Gerätschaften aus Eisen infolge des 
Materialmangels (Dt. Volkswirt 10.12.1937). Auch in der Eisen- und Stahlindustrie war für 
Rationalisierung und Mechanisierung »im Dienste der reinen Kostenersparnis und der Stei- 
gerung der reinen Arbeitsleistung je Mann ... mindestens in den ersten Gewinnungs- und 
Produktionsstufen nicht mehr sehr viel Spielraum vorhanden« (Dt. Volkswirt 9.9.1938). 
Allerdings wird zugegeben, daß Verfeinerung, Verbesserung und Spezialisierung der Er- 
zeugnisse noch möglich seien und daß dies auch eine wichtige Aufgabe für die Zukunft dar- 
stelle, wobei vor allem an Stahllegierungen und feinere Walzprodukte gedacht wurde (Dt. 
Volkswirt, 9.9.1938). - Bei der Kaliindustrie stellte man 1938 eine Tendenz zu steigenden 
Investitionen fest, die vor allem der Rationalisierung der Produktion dienen sollten (ebd., 
3.6.1938). Die Kostensenkungen ließen allerdings noch auf sich warten (ebd.). - Eine ähnli- 
che Entwicklung ist uns von der Zementindustrie überliefert. Auch hier wurden Investi- 
tionserhöhungen vorgenommen, um die Rationalisierung in dieser Branche voranzutrei- 
ben, wobei auch hier die Früchte noch auf sich warten ließen (ebd.). Dagegen war in der 
Textilindustrie sogar ein Produktivitätsrückgang zu verzeichnen (Klein, 1959, S.71). 
Soweit Rationalisierungsbestrebungen im Gange waren, stießen diese auf Schwierigkeiten 
infolge des Engpasses bei Werkzeugmaschinen. Die deutsche Werkzeugmaschinenindustrie 
war offensichtlich völlig überfordert (Thomas, 1966, $.240f.). Zwar war die Werkzeugma- 


94 ö Adelheid von Saldern 


schinenproduktion schon wesentlich angestiegen, doch waren hier aufgrund des Arbeits- 
kräftemangels Grenzen gesetzt. Wegen des Devisenmangels stellte auch der Import auslän- 
discher Werkzeugmaschinen keine Lösung der Probleme dar. Ein Vergleich mit den Verei- 
nigten Staaten machte den Engpaß in dieser Branche besonders deutlich: Setzt man den. 
Index der Werkzeugmaschinenproduktion in den USA 1939 mit 100 an, so erhöhte sich die- 
selbe dort bis zum Jahre 1942 auf 662, während die Vergleichszahlen für Deutschland 129 
(1941) und 126 (1942) betrugen (Milward, 1977, 5.77). Interessant ist in diesem Zusammen- 
hang, daß in Deutschland 1945 nur 8% aller Werkzeugmaschinen Spezialwerkzeugmaschi- 
nen waren. Die Konzentration auf Universalwerkzeugmaschinen brachte zwar einerseits 
für die deutsche Produktion eine große Flexibilität mit sich, bedeutete jedoch eine Be- 
schränkung bei der Standardisierung der Produktherstellung (ebd., 5.78). 

Im übrigen war die Leistungsfähigkeit der deutschen Werkzeugmaschinen nicht auf dem 
neuesten Stand. So wurde z.B. durch den ersten im Kriege erfolgten Einsatz von Hochlet- 
stungswerkzeugmaschinen die Bearbeitungszeit für Geschützrohre auf etwa ein Zehntel 
der ursprünglichen Bearbeitungszeit herabgesetzt (Bagel-Bohlan, 1973, S.201). 
Zusammenfassend zeigt sich das Bild, daß die eindrucksvolle Produktionssteigerung der 
deutschen Industrie im allgemeinen weniger auf technologisch erhöhter Arbeitsproduktivi- 
tät als vielmehr auf der Ausweitung der Produktionsanlagen einerseits und der Arbeitszeit- 
ausdehnung sowie der Arbeitsintensivierung andererseits beruht hat. 

Die Regierung hatte die Einführung rationeller Produktionsmethoden durchaus gefördert. 
So wurden für die einzelnen Branchen »Kostenrichtsätze« aufgestellt und den Unterneh- 
mern erlaubt, Gewinne zu behalten, die sie durch Rationalisierung oder durch Erhöhung 
der Produktion innerhalb der Richtsätze erzielten (Blaich, 1979, S.47f.). Gerade als es dar- 
um ging, Arbeitskräfte einzusparen, hätte allein eine weitere Rationalisierung der Produk- 
tion Abhilfe schaffen können. Daran mußte auch der NS-Regierung gelegen sein. Trotz- 
dem war die Industrie vor dem Krieg nicht überaus stark an Rationalisierungsmaßnahmen 
interessiert. General Thomas meinte, daß vor dem Kriege nur diejenigen Betriebe sich ei- 
nen entsprechend modernen Maschinenpark angeschafft hätten, die auf entsprechende 
Wehrmachtsaufträge verweisen konnten (1966, $.240f.). Die Abwendung vom Weltmarkt 
bedeutete Verzicht auf die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung und den weitgehen- 
den Wegfall des internationalen Wettbewerbs. Mit dem Rückgang des internationalen Wa- _ 
renaustausches verkümmerte der internationale Erfahrungsaustausch. Damit fielen auch 
Rationalisierungsanreize und -zwänge weg. Auch die in der Rüstungsindustrie üblichen 
Kostenerstattungspreise wirkten auf etwaige Rationalisierungsbestrebungen vielfach eher 
hemmend als fördernd. (Bagel-Bohlan, 1973, $.141). 

Abgesehen von der nicht- optimalen Entwicklung der Arbeitsproduktivität Kanen noch 
andere Faktoren hinzu, die eine Rückbindung Deutschlands in den ohnehin schwachen 
Weltmarktzusammenhang erschwert hätten. Zu verweisen ist vor allem auf die gestiegenen 
Selbstkosten (z.B. Dt. Volkswirt, 11.3.1938). 

Schließlich verminderte sich die Konkurrenzfähigkeit Deutschlands durch dessen Ausrich- 
tung auf den relativ geschützten südosteuropäischen Markt, bei dem man sich preislich 
nicht anzustrengen brauchte. 

Das deutsche Preisniveau lag insgesamt gesehen weit über dem der Auslandsmärkte. Die 
Exportfirmen waren deshalb auf staatliche Unterstützung zur künstlichen Senkung der 
deutschen Ausfuhrpreise auf ein wettbewerbsfähiges Niveau angewiesen. Doch waren die 
Erfolge letztendlich sehr begrenzt. Viele Betriebe hatten es einfach satt, sich dem mühsa- 
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men, risikoreichen und staatlich dirigierten Exportbetrieb zuzuwenden, während doch 
die zunehmenden Staatsaufträge einfacher, lukrativer und risikoloser waren. Damit zerris- 
sen aber auch alte Handelsbeziehungen. Insgesamt gesehen kann man deshalb durchaus 
von einer eingeschränkten Weltmarktfähigkeit der deutschen Industrie sprechen. 

Eine Umstellung auf die so hart gewordenen Weltmarktbedingungen waren unter solchen 
Umständen kaum zu erwarten und hätten einen »unerträglich langen wirtschaftspoliti- 
schen Anpassungsprozeß« erfordert (Petzina, in: Kadritzke, 1976, S.118). 

b) Auch aus herrschaftspolitischen Gründen waren die Alternativvorschläge nicht durch- 
setzbar. Jede massive Änderung der Wirtschaftspolitik in diese Richtung hätte den labilen 
Herrschafts- und Interessentrust von Industrie, Bürokratie, Militär und NSDAP zerstört. 
Dieser Herrschaftstrust war mittlerweile trotz großer Friktionen personell und strukturell 
sehr ineinander verwoben und vor allem über die forcierte Aufrüstungspolitik funktionell 
stark aufeinander bezogen, so daß trotz der labilen Strukturen ein Auseinanderbrechen 
von selbst kaum zu erwarten war. Ein Eingehen auf solche Alternativvorschläge hätte vor 
allem die alte Bürokratie wieder gestärkt und wäre zu Lasten der NS-Führung gegangen. 


Um die »klassische« Auseinandersetzung über die Primatsthese - Primat der Ökonomie (Czichon) 
versus Primat der Politik (Mason) - ist es mittlerweile ruhig geworden. Dies hängt zum einen damit 
zusammen, daß man sich nach einer stark theorie-orientierten Phase nunmehr der Empirie zuwen- 
det, zum anderen scheint wohl ein Grund darin zu liegen, daß der Begriff »Primat« zu sehr an Ober- 
flächenerscheinungen orientiert ist. Stattdessen wird - inspiriert durch bestimmte staatstheoretische 
Überlegungen (Blanke) - der durch die expansionsorientierte forcierte Aufrüstung gegebene funktio- 
nelle Zusammenhang von Ökonomie und Politik in den Mittelpunkt gestellt (Sohn-Rethel, Kadritz- 
ke), wodurch sowohl die relative Verselbständigung der Exekutive als auch deren Handlungsspiel- 
raum näher bestimmt und genauer begründet werden kann. Der »Trust«-Begriff ist deshalb wohl ge- 
eigneter als der »Primats«-Begriff, weil in ihm der krisenlösungsorientierte funktionelle Wirkungszu- 
sammenhang zum Ausdruck konımt. Er verdeutlicht den Wirkungs- und Interessenzusammenhang 
auch besser als die Vorstellung von den diversen Machtsäulen (Neumann), zu deren Charakterisie- 
rung einseitig auf die in den jeweiligen Bereichen relativ große Selbständigkeit der »Machtsäulen« 
(Militär, Bürokratie, Wirtschaft, Partei) hingewiesen wird. 


2. Kam also aus ökonomischen und herrschaftspolitischen Gründen das erste Alternativ- 
konzept nicht zum Zuge, so spielen herrschaftspolitische Gründe die entscheidende Rolle 
bei der Verhinderung der Durchführung eines zweiten damals auch schon entwickelten Al- 
ternativprogramms. Dieses wurde vom Chef der Wehrwirtschaftsorganisation, Oberst 
(später General) Thomas, vorgetragen. Er forderte die Sicherung und Steigerung der Rü- 
stungsproduktion durch scharfe Einschränkungen auf allen anderen Gebieten. Vor allem 
sollten die Konsumbedürfnisse noch rigoroser als bisher gedrosselt werden. Thomas war 
schon vor dem Krieg der Ansicht, die er im November 1939 dann in die bekanntgeworde- 
nen Worte faßt: 


»(„..) mit Radioapparaten, Staubsaugern und Küchengeräten werden wir England nie besiegen kön- 
nen« (in: Mason, 1975 b, $.170). 


Man war sich allgemein darüber damals schon im Klaren, daß eine Steigerung der Rüstungs- 
produktion nur noch möglich war, wenn es gelang, die zivilen Sektoren zu beschneiden. 
Doch das war eben politisch äußerst schwierig durchzusetzen, denn die Massen erwarteten 
immer mehr, auch einmal wenigstens etwas an der Hochkonjunktur teilhaben zu können. 
Zweifellos geriet die Regierung dadurch unter Handlungsdruck, wie auch Herbst (1978, 
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$.374£.) feststellt. Das Rezept von Thomas hätte überdies die Einführung strenger Kon- 
trollen auf dem Arbeitsmarkt und in der Lohn- und Preisbildung erfordert. Außerdem wä- 
ren erhebliche Steuererhöhungen und eine viel konsequentere Bewirtschaftung der vorhan- 
denen Kapazitäten und Rohstoffe, als dies tatsächlich der Fall war, nötig gewesen. 

Der Zwangscharakter des Staates hätte dadurch eine neue Dimension erhalten. Und dies 
wäre aus herrschaftspolitischen Gründen - wegen der großen Instabilität des politischeüi 
Systems - nur mit äußerst großem Risiko durchzusetzen gewesen. 

Der häufig vorgebrachte Hinweis auf die Tatsache, daß Deutschland in der sogenannten 
Ära Speer sein Rüstungspotential noch beträchtlich steigern konnte, läßt sich nicht auf die 
Vorkriegszeit übertragen. Was vor Kriegsausbruch aus ökonomischen und herrschaftspoli- 
tischen Gründen wohl nicht mehr zu realisieren war, ließ sich durchaus während des Krie- 
ges verwirklichen, nicht zuletzt durch die kolossale Ausbeutung großer Regionen und Völ- 
ker und nicht zuletzt deshalb, weil viele Deutsche während des Krieges höhere Anstren- 
gungen vollbrachten - aus dem Bewußtsein heraus, daß es nun ums Ganze ginge und daß 
sie alle im gleichen Boot säßen. 

3. Die dritte »Lösungsmöglichkeit« lag in der (gemessen an der Planung) verfrühten Kriegs- 
entfesselung. Hitler visierte bekanntlich noch im November 1937 den Krieg erst für das 
Jahr 1943 an. Auch war im »Wehrwirtschaftlichen Neuen Erzeugungsplan« vom Juli 1938 
als Zieljahr das Jahr 1942/43 angegeben. Doch die Zeit schien immer mehr zu drängen. 
Hitler und Goering wußten offensichtlich sehr genau, daß man die forcierte Aufrüstung 
angesichts der schwachen ökonomischen Ressourcen nicht lange mehr werde durchhalten 
können (Herbst, 1978, $.381). In der Ansprache vor den Befehlshabern vom 22.8.1939 be- 
gründete Hitler die Notwendigkeit des Kriegsbeginns mit den bedeutungsvollen Worten: 


»Wir haben nichts zu verlieren, wohl zu gewinnen. Unsere wirtschaftliche Lage ist infolge unserer 
Einschränkungen so, daß wir nur noch wenige Jahre durchhalten können. Göring kann das bestäti- 
gen. Uns bleibt nichts anderes übrig, wir müssen handeln« (in: ebd., $.328) 


Nach einer zweiten Version soll Hitler bei dieser Gelegenheit gesagt haben: 


»Göring hat ja ausgeführt, daß Vierjahresplan gescheitert und wir am Ende, wenn nicht Sieg im kom- 
menden Krieg« (in: Mason, 1975 b, S.184). 


Auch in der Oktoberdenkschrift von 1939 meinte Hitler, die militärische Auswertung der 
Deutschen Volkskraft sei 


»in einem Ausmaß vorhanden, das in kurzer Zeit jedenfalls durch keinerlei Anstrengungen wesent- 
lich verbessert werden« könne (in: Volkmann, 1976, 8.56) 


Die Gefahr, den Rüstungsvorsprung gegenüber dem Ausland zu verlieren, war nicht von 
der Hand zu weisen. Deshalb entschied sich Hitler, den damals noch vorhandenen relati- 
ven Rüstungsvorsprung für eine territoriale Expansionspolitik auszunutzen (vgl. Volk- 
mann, 1976, S.56f.; Geyer, 1980, 5.449). Der Herbst 1939 war nämlich rüstungsökono- 
misch gesehen für eine militärische Expansion der optimale Zeitpunkt, »soweit man in der 
skizzierten Krisensituation von einem Optimum überhaupt sprechen« kann, denn das Jahr 
1939 bildete einen Kulminationspunkt hinsichtlich der Höhe der erreichbaren Industrie- 
produktion in »Friedenszeiten« (ebd., $.57; näheres: Deist, 1979, S.447).1° 

Trotz dieser hohen Industrieproduktion und trotz der relativ erfolgreichen Rüstungsan- 
strengungen war man absolut gesehen für einen Krieg schlecht gerüstet. Vor allem fehlte es 
an der sogenanten Tiefenrüstung (Nachschubbereitung, Geräteersatz, Verbesserung der In- 
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dustriekäpazitäten etc.), sehr zum Leidwesen des Chefs der Wehrwirtschaftsorganisation, 
Thomas. Die Rüstung reichte allerdings aus, um eine ganz bestimmte Art Krieg zu führen 
(und »natürlich« zu gewinnen), nämlich den sogenannten Blitzkrieg (dazu Milward, 1975; 
Blaich, 1979, 5.35). Man wollte halb Europa ausplündern, um dadurch immer weitere Ex- 
pansionen möglich zu machen. 

Sicherlich ist die Entwicklung hin zum Ausbruch kriegerischer Expansion nicht als die 
Folge einer von der Komplexität historisch-konkreter Entwicklungsabläufe zu abstrahie- 
rende Automatik zu begreifen. Vor allem ist zu berücksichtigen, daß im Unterschied zur 
Großen Krise von 1929#f. die Gesamtkrise von 1938/39 noch nicht durchgängig an die 
Oberfläche und damit in das Bewußtsein der breiten Bevölkerungsschichten gekommen 
ist. Doch wurde eine solche offene Gesamtkrise für die nahe Zukunft von der NS-Füh- 
rungsspitze antizipiert. Und wie unsere Darlegungen zeigen, wohl auch zu Recht. Wenn- 
gleich also keine absolute Zwangsläufigkeit im Spiele war, so war der Zeitpunkt des Kriegs- 
ausbruchs doch die wahrscheinliche Folge der stark angewachsenen Widersprüche zwi- 
schen »kriegerischen Absichten, ökonomischen Möglichkeiten und verstärktem sozialem 
Druck« (Petzina, 1975, 5.80). 

Da diese Widersprüche bereits in der Geburtsstunde des Dritten Reiches angelegt waren - 
sowohl in ökonomischer als auch in sozio-politischer Hinsicht - ja sozusagen zu den Kon- 
stitutionsbedingungen des deutschen Faschismus gehörten, ist es in der Tat sinnvoll und 
auch wohl notwendig, trotz unbestreitbarer Wirtschaftswunderphänomene und Stabili- 
tätsmomente im Herrschaftsgefüge von einer hohen Instabilität, ja sogar von einer »Krise 
in Permanenz« (Peukert, 1982, S.47ff.) zu sprechen. 
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Anmerkungen 


0 Zum Krisenbegriff vgl. den Überblick bei Jännicke, 1973; in historischer Perspektive: Vierhaus, 
1978. 

1 Die Landwirtschaft hatte allerdings auch mit anderen Krisenphänomenen zu kämpfen. Vor allem 
ist hier die Preisschere zwischen landwirtschaftlichen und industriellen Produkten zu nennen. 

2 Es fehlen entsprechende firmenbezogene Untersuchungen. Eine Ausnahme stellt die Arbeit von 
Seebold über den Bochumer Verein dar. Auch Seebold spricht von einem »erhöhten Verschleiß 
der Betriebsanlagen«, von einer »angespannten Auftragslage« (trotz Rückgang des Exportanteils), 
sodaß es zu einer Verlängerung der Lieferfristen kam. Im Zeitraum von 1936/37 bis 1938/39 stieg 
der Gesamtumsatz des Bochumer Vereins von 176 Mio RM auf 233 Mio RM. Allein die Rohstahl- 
erzeugung erhöhte sich im gleichen Zeitraum um 32 v.H. Die Kapazitätsgrenze wurde damit er- 
reicht (Seebold, 1981, $.93f., 97). 

3 Der deutsche Werkzeugmaschinenbau nahm von 1933-1938 um 281% zu (Bagel-Bohlan, 1973, 


$.27). 
4 Entwicklung der Industrie-Investitionen (preisbereinigt, 1928 = 100) 
1928 1936 1939 
Produktionsgüterindustrie 100 116 256 
Konsumgüterindustrie 100 80 119 


(Aus: Petzina, 1975, $.80.) 

5 Während sich das Bruttosozialprodukt von 1932-1939 in etwa verdoppelte, stiegen die Rüstungs- 
kosten im selben Zeitraum um 35% (Dülffer, 1976, 5.451). 

6 Sohn-Rethel führt aus, daß die Aufrüstungsgüter nicht reproduzierbare Werte darstellten, d.h., 
daß sie weder der Erhaltung menschlicher Arbeitskraft dienten, noch in materielle Produktions- 
mittel eingingen. Boelcke betont dagegen vor allem die disproportionalen Entwicklungen der 
Volkswirtschaft sowie die Finanzschwierigkeiten als Folge der forcierten Aufrüstungspolitik 
(1975, 5.19). 

7 Die Lohnneubemessung gedieh am weitesten in der Eisen- und Metallindustrie. 

8 Herbst interpretiert mißlich, wenn er einseitig die zwei Worte »wenige Jahre« betont und deshalb 
diesen Ausspruch Hitlers als Zeichen defizienten Krisenbewußtseins ansieht (1978, 5.382). 

9 Volkmann bezieht mit Recht diese Aussage vor allem auf den damals geplanten Überfall auf Lu- 
xemburg und Belgien als ökonomisches Reserveland. Der Ausspruch ist jedoch auch für die Beur- 
teilung der Gesamtsituation durch Hitler wichtig (1976, $.56). 

10 Petzina meint allerdings: »Der Stand der wirtschafts- und rüstungspolitischen Mobilisierung 
durch den Vierjahresplan wie auch die nach wie vor relativ große Auslandsabhängigkeit bei stra- 
tegischen Rohstoffen hätten für einen späteren Zeitpunkt gesprochen.« (1975, $.80). 
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Wolfgang Luthardt 

Strukturaspekte der Weimarer Republik und des 
Nationalsozialismus. - Diskutiert am Beispiel zeitgenössischer 
sozialdemokratischer Analysen! 


I. Einleitung 


Die folgende Skizze beschäftigt sich primär mit von Ernst Fraenkel, Franz Neumann und 
Otto Kirchheimer während der Weimarer Republik und bis 1945 vorgelegten Analysen. 
Zwar gehören die Arbeiten dieser Autoren heute zum unverzichtbaren Bestand der wissen- 
schaftlichen und historisch-politischen Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus, 
wie dies insbesondere in den Beiträgen von Schäfer (1977) und Blanke (1975) dokumentiert 
wird. Die profunde Auseinandersetzung mit faschistischer Ideologie, Politik und terroristi- 
scher Praxis scheint jedoch nach wie vor, folgt man Schäfer und Blanke, über sich in der 
Regel als kritisch verstehende rechts- und sozialwissenschaftliche sowie zeitgeschichtliche 
Arbeiten hinaus nur tendenziell rezipiert worden zu sein. Auf Neumanns große Analyse, 
den »Behemoth« (Neumann, 1942/1977), sei zwar, so meint Schäfer, immer wieder Bezug 
genommen worden, ohne daß aber ein systematischer Rückgriff erfolgt wäre; Fraenkels 
umfangreiche Analyse »Der Doppelstaat« (Fraenkel, 1941/1974) wurde hingegen von Ver- 
tretern des Neo-Pluralismus als quasi ideologisches Alibi für die Kritik am »Totalitarismus« 
herangezogen, um damit einerseits - eine nicht vorhandene - Kontinuität in seinen Arbei- 
ten durchgängig vorzuspiegeln, andererseits zugleich die von Fraenkel gewonnenen Ergeb- 
nisse unter der Hand verschwinden zu lassen. 

Die vergleichsweise späte Rezeption, kritische Auseinandersetzung und Übersetzung ins 
Deutsche mit den während dieser Zeit vorgelegten Arbeiten erhärten die These, daß der 
dort thematisierte strukturelle Zusammenhang von krisenhafter kapitalistischer Wirt- 
schaftsweise und den Deformationen des politisch-administrativen Systems, der demokrati- 
schen Rechtsordnung sowie jener »Verdünnung des ideologischen Überbaus« (Kirchhei- 
mer 1932a, 5. 63) und dem in der’ Bekämpfung von Arbeiterbewegung, gesellschaftlicher 
Strukturreform und parlamentarisch-demokratischer Republik einigendem Band zwischen 
Unternehmern (Schneider 1975, $. 165ff.), konservätivem Bürgertum (Döhn 1974) und na- 
tionalsozialistischer Bewegung (Grebing 1978; Wippermann, 1983, S. 44ff.) offensichtlich 
nicht in das »Bild« einer wissenschaftlichen und politischen Aufarbeitung deutscher Ver- 
gangenheit hineinpaßten. Es ist durchaus bezeichnend für einen bestimmten Teil der neue- 
ren Historiographie, wenn in einer unlängst erschienenen voluminösen Monographie über 
die Entwicklung und Zerstörung der Weimarer Republik formuliert wird, daß die »wich- 
tigsten Gründe auf dem Feld der Mentalitäten, der Einstellungen und des Denkens 
(liegen)«. Demgegenüber seien »die antirepublikanischen Tendenzen in Armee, Bürokratie 
und Justiz ... grundsätzlich beherrschbar« gewesen, »eine Frage des Machtbewußtseins von 
Parteien und Regierung« (Schulze 1982, S. 425; Erdmann 1980). Mittels einer solchen Ver- 
lagerung der ohne Zweifel komplexen, nicht monokausal aus der kapitalistischen Wirt- 
schaftskrise zu erklärenden Zerstörung der Ersten Republik (Kocka 1980; Bergmann / 
Megerle 1982) hin zu der Ebene von Mentalitäten als den ursächlichen Bedingungs- und 
Wirkungsfaktoren werden in der Tat, und dies nicht nur vom Ergebnis her gesehen, Struk- 
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tur, Geschichte und Zerstörung der Weimarer Republik in einem psychologisierenden, be- 
stimmte bürgerliche Schichten und Machtfaktoren verharmlosenden Sinne tendenziell neu 
geschrieben. Wie anders ist jene These von Erdmann (1981; ähnlich Morsey 1980; Hatten- 
hauer 1980) zu deuten, daß Bürokratie und Justiz »keine maßgebliche Rolle im Ursachen- 
komplex« beizumessen ist? 

Die vorliegende Analyse beschäftigt sich mit jener zwischen Neumann und Kirchheimer 
auf der einen, und Fraenkel auf der anderen Seite kontrovers diskutierten Frage- und Pro- 
blemstellung, ob und inwiefern der Nationalsozialismus als »Unrechtsstaat«, also als »Behe- 
moth«, zu kennzeichnen sei, dessen innerer Zusammenhang durch informelle Kompromis- 
se zwischen den dominanten Machtgruppen Armee, Bürokratie, Partei und Wirtschaft 
sowie der physischen Ausgrenzung aller oppositionellen Strömungen zu sehen sei. Rechts- 
theoretisch folgt aus dieser Auffassung, daß das formal-rationale Recht zur »technischen Re- 
gel« denaturiert und die Formstruktur des Gesetzes als der Grundform des Rechts durch 
»individuelle Maßnahmen« zerstört worden ist. Oder aber ob man nicht bis etwa 1938/39 
nach wie vor von dem Vorhandensein bestimmter Formelemente der traditionellen 
Rechtsstaatlichkeit sprechen kann, so daß der Nationalsozialismus von daher als »Doppel- 
staat«, ausgedrückt durch das System zweier Herrschaftsmethoden, »Normenstaat« und 
»Maßnahmenstaat«, einzuschätzen ist. 

Diese hier zum Vorschein kommende Problematik der Auflösung rechtsstaatlicher For- 
men zeigt sich jedoch schon unter der Weimarer Republik. Von daher ist es sinnvoll, aus- 
schnittsweise darauf einzugehen, um so die Kontinuität bestimmter Auflösungserscheinun- 
gen, aber auch die strukturellen Brüche zwischen dem Gesellschaftssystem der Weimarer 
Republik und der nationalsozialistischen Diktatur zu verdeutlichen. Erst auf dieser Basis 
läßt sich die vorstehend skizzierte Kontroverse über die Struktur der NS-Diktatur in ihren 
oben umrissenen Dimensionen näher behandeln. Zuvor möchte ich noch kurz auf die poli- 
tisch-biographische Entwicklung von Neumann, Fraenkel und Kirchheimer sowie auf die 
unterschiedlichen entstehungsgeschichtlichen Hintergründe der beiden Arbeiten »Der 
Doppelstaat« und »Behemoth« eingehen. 


II. Politisch-biographische Entwicklung und entstehungsgeschichtliche Hintergründe 


Im Zusammenhang der hier vorgelegten Überlegungen ist es von Interesse, daß es sich bei 
allen drei Autoren um sozialdemokratische Juristen jüdischer Herkunft und um während 
der Weimarer Republik äußerst engagierte Zeitgenossen gehandelt hat. 

Ernst Fraenkel (1898-1975) war vor 1933 u.a. im Jahre 1918 Mitglied eines Arbeiter- und 
Soldatenrates. Nach dem Studium der Rechtswissenschaft arbeitete er bei Hugo Sinzhei- 
mer, dem zur damaligen Zeit wohl unbestreitbar bedeutendsten sozialdemokratischen Ar- 
beitsrechtler (Kahn-Freund 1976; Lewis/Clark 1981) als Assistent. Später war er Dozent 
an der Schule des Deutschen Metallarbeiterverbandes (DMV) in Tinz, Dozent an der Aka- 
demie der Arbeit in Frankfurt und an der Deutschen Hochschule für Politik in Berlin. Er 
arbeitete zudem aktiv in der gewerkschaftlichen und sozialdemokratischen Bildungsarbeit, 
wie z.B. an der Freien sozialistischen Hochschule in Berlin. Seit 1927 war er in Berlin als 
Rechtsanwalt (zusammen mit seinem Freund und Sozius Franz Neumann) niedergelassen. 
Als Syndikus des DMV vertrat er diesen in zahlreichen arbeitsgerichtlichen Prozessen, u.a. 
auch vor dem seit 1927 in Leipzig bestehenden Reichsarbeitsgericht. 1932 wurde er, zusam- 
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men mit Franz Neumann, zum Rechtsberater des Parteivorstandes der Sozialdemokrati- 
schen Partei Deutschlands (SPD) berufen. 

Franz Neumann (1900-1954) kam ebenfalls wie Fraenkel, Carlo Schmitt, Otto Kahn- 
Freund, Hans J. Morgenthau u.a. aus der »Schule« von Hugo Sinzheimer. Neben einer As- 
sistententätigkeit bei diesem war er später ebenfalls Dozent an der Akademie der Arbeit ini 
Frankfurt und an der Deutschen Hochschule für Politik in Berlin. Als Syndikus des Deut- 
schen Baugewerksbundes und anderer Gewerkschaften war Neumann ein engagierter, ju- 
ristisch und rechtspolitisch arbeitender Jurist. Als Rechtsvertreter des Parteivorstandes der 
SPD setzte er sich insbesondere im Jahre 1932 mit jenen immer zahlreicher werdenden 
kurz- und mittelfristigen Zeitungsverboten, die unter dem Papen-Regime quasi zum Alltag 
gehörten und auch das Zentralorgan der SPD, den Vorwärts, betrafen, auseinander. 

Otto Kirchheimer (1905-1964) promovierte 1928 bei Carl Schmitt in Bonn. Teilweise beein- 
flußt durch die Verfassungsanalyse von Schmitt kann er ohne Zweifel als der scharfsinnig- 
ste jüngere sozialdemokratische Verfassungsanalytiker vor 1933 charakterisiert werden. Er 
arbeitete u.a. in der sozialdemokratischen Bildungsarbeit und war von etwa Mitte 1932 bis 
zu seiner Emigration in Frankfurt als Rechtsanwalt tätig. 

Fraenkels Arbeit »Der Doppelstaat« stellt nach seinen eigenen Worten ein Produkt der »in- 
neren Emigration« dar (Fraenkel 1974, $. 13). Fraenkel konnte als jüdischer Rechtsanwalt, 
der am Ersten Weltkrieg teilgenommen und sich somit »um das Vaterland verdient« ge- 
macht hatte, nach 1933 weiterhin im NS-Deutschland praktizieren. Diese Möglichkeit 
führte bei ihm dazu, daß er sich umgehend der Widerstandsbewegung, dem Internationa- 
len Sozialistischen Kampfbund (ISK) anschloß. Gleichzeitig faßte er die als zwiespältig ein- 
geschätzte Rechtspraxis der »ordentlichen Gerichte« und der Sondergerichte in einer Reihe 
kurzer Analysen nach 1933 zusammen. Vermittelt über seinen Freund Fritz Eberhard 
(= Hermann v. Rauschenplat) (Eberhard 1980), den damaligen »Inlandsleiter« des ISK, und 
dessen Kontakte zu einem Beamten der französischen Botschaft in Berlin gelangten diese 
Analysen dann nach Paris und wurden dort in der »Sozialistischen Warte«, dem Organ des 
ISK, publiziert. Auf diesem Wege wurde dann auch 1937 das »Urprodukt« seiner 1941 erst- 
mals publizierten Arbeit unter dem Titel »Das Dritte Reich als Doppelstaat« (Fraenkel 
1937) einer breiteren Öffentlichkeit bekannt. Nach der Reichskristallnacht 1938 war auch 
Ernst Fraenkel gezwungen, Deutschland zu verlassen. 

Neumanns Buch »Behemoth« entstand in einem anderen politischen Kontext. Im Mai 1933 
war Neumann gezwungen, sich der drohenden Verhaftung durch die Flucht zu entziehen. 
Während seines Aufenthaltes in England und vor allem ab 1937 in New York und seiner 
Arbeit am »Institut für Sozialforschung« entwickelt sich bei ihm die Vorstellung, eine theo- 
retisch-systematische und historisch-empirische Aufarbeitung der staatlichen und gesell- 
schaftlichen Entwicklung der NS-Diktatur durchzuführen. Hierbei zeigt sich, daß die 
»Kritische Theorie«, entgegen vor allem in den sechziger Jahren vertretener Ansicht, kei- 
neswegs als ein »geschlossener« Kreis« zu deuten ist. Gegenüber einem ihrer relevantesten 
Untersuchungsgegenstände, dem Nationalsozialismus, wie auch entsprechender gesell- 
schaftspolitischer Perspektiven, war sie in zwei entgegengesetzte »Lager« gespalten. 

Der »innere Kreis« um Max Horkheimer, Theodor W. Adorno und Friedrich Pollock ver- 
trat vehement die Auffassung, daß das NS-Regime als eine spezifische Form des »Staatska- 
pitalismus« zu deuten sei. Damit war ausgesagt, daß diese Form jenseits der dem sog. tradi- 
tionellen Kapitalismus inhärenten Reproduktionsbedingungen angesiedelt sei. Für 
Pollock (1941, S. 73f.), den theoretischen Protagonisten der These vom »Staatskapitalis- 
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mus«, hatte 1. »der Markt seine Kontrollfunktion des Ausgleichs zwischen Produktion und 
Verteilung verloren.« Die Marktfunktion sei von einem »System direkter Kontrollen über- 
nommen wordeng; 2. werde dieses »System direkter Kontrollen« dem Staat alleine übertra- 
gen. Zusammenfassend folgt hieraus, daß in der »totalitären Form des Staatskapitalismus«, 
der NS-Diktatur, »der Staat das Machtmittel einer neuen herrschenden Gruppe« geworden 
sei (kritisch Neumann 1977, S. 271f£.). 

Demgegenüber wurde von Neumann (1977, S. 271ff.), Kirchheimer (1941a, S. 115ff.), Gur- 
land (1941, $. 235ff.) und Marcuse theoretisch und empirisch die Gegenposition vertreten. 
Ohne hier nun weitere Differenzierungen zu formulieren (vgl. Schäfer 1977; Saage 1983, 
$.135ff.), hat diese Gruppe herausgearbeitet, daß die NS-Wirtschafts- und Gesellschafts- 
struktur nicht nur nach wie vor den spezifischen kapitalistischen Reproduktionsbedingun- 
gen gefolgt ist, sondern diese in einer Reihe von Bereichen noch entschieden forciert hat. 
Neumanns »Behemoth« ist das umfassende Ergebnis dieser Kontroverse, die im übrigen 
auch mit dem Resultat endete, daß der »Behemoth«, der ursprünglich in der vom »Institut« 
herausgegebenen Schriftenreihe erscheinen sollte, in einem anderen Verlag publiziert wer- 
den mußte. Unlängst ist ein bisher nicht veröffentlichtes »Vorworts, von Theodor W. 
Adorno (1967) verfaßt, erschienen, in dem dieser Neumanns Einschätzung des im NS- 
System angelegten »vier-köpfigen« Strukturmodells nach immerhin fünfundzwanzig Jah- 
ren zu folgen bereit war und diesem so posthum ein Stück wissenschaftlicher Gerechtigkeit 
widerfahren ließ. 


III. Strukturaspekte der Weimarer Republik 


Für die sozialdemokratische Arbeiterbewegung bedeutete der auf die revolutionären Ereig- 
nisse nach 1918 vor allem im politischen System zurückgehende Formwandel mit dem Er- 
gebnis einer parlamentarischen Republik und einer rechtsstaatlich konzipierten Verfassung 
einen entscheidenden Fortschritt (Hilferding 1924a; Steinbach 1982) gegenüber dem - 
Hugo Preuß prägte diesen Begriff - autokratischen und bürokratischen Obrigkeitsstaat des 
Kaiserreiches. Die durch die neue Situation gegebenen politischen und sozialen Einfluß- 
und Einwirkungsmöglichkeiten wurden grundsätzlich optimistisch eingeschätzt (Luthardt 
1983). 

Ersten gehörte die sozialdemokratische Arbeiterbewegung mit zu denjenigen gesellschaftli- 
chen Kräften, die sich nicht nur vorbehaltlos, entsprechend ihrer Tradition (Steinbach 
1980), hinter die neu konstituierte demokratische Republik stellten. Oder um es im Sinne 
von Rudolf Hilferding (1924, S. 1ff.) zu formulieren: Diese Republik war ohne das prinzi- 
pielle Engagement der Arbeiterbewegung überhaupt nicht denkbar, ja die demokratische 
Republik war seiner Ansicht nach ihr ureigenstes Werk. 

Zweitens ergab sich aus dem Funktionswandel des Parlamentarismus ein anderer Legitima- 
tionszusammenhang für die Begründung, Rechtfertigung und Ausübung politischer Herr- 
schaft. Anstelle der durch den Monarchen inhaltlich bestimmten Souveränität bestimmte 
von nun an die Volkssouveränität, in der Tradition der französischen Revolution, den poli- 
tischen Willensbildungsprozeß. 

Drittens standen Sozialdemokratie und freie Gewerkschaften nicht mehr am Rande oder 
neben der Legalität, sondern waren, so schien es zumindest, ein integraler Bestandteil des 
neu konstituierten politischen Systems, gleichzeitig ihr entschiedenster Verfechter. 
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Viertens eröffnete die Struktur der Weimarer Verfassung die Möglichkeit, auf der Basis ih- 
rer Normen und damit innerhalb der von ihr begründeten Legalität die privatkapitalistische 
Wirtschaftsordnung auf friedlich-gesetzlichem Wege (vgl. Luthardt 1983 a) in eine Gesell- 
schaft zu transformieren, die in ihren Grundstrukturen von entgegengesetzter »Qualität« 
sein sollte. 

Zusammenfassend wurde die Weimarer Republik in ihren politischen, institutionellen, 
rechtlichen und sozialen Strukturen als eine »Übergangsgesellschaft« aufgefaßt. Das poli- 
tisch-administrative System war nicht mehr »starr« wie unter dem Kaiserreich, sondern 
»elastisch«, um Hilferdings Terminologie zu verwenden. Die durch die Arbeiterbewegung 
und das demokratische Bürgertum initiierten, substanziellen Veränderungen, welche auch 
in die ökonomische Struktur der Weimarer Gesellschaft, vermittelt über eine »soziale Ge- 
setzgebung« und ein »soziales Recht« - Tarifvertragsordnung, Arbeitsgerichtsgesetz, Gesetz 
über die Arbeitslosenversicherung usw. - tendenziell einwirkten, führten einerseits mit da- 
zu, die Weimarer Gesellschaft als eine Form des Übergangs vom »Kapitalismus« hin zum 
»Sozialismus« einzuschätzen. Andererseits setzte gerade ein solcher angenommener, labiler 
politischer Gleichgewichtszustand nicht nur voraus, daß weitere politische und soziale Ein- 
wirkungsmöglichkeiten im reform-graduellen Sinne »objektiv« vorhanden waren, sondern 
auch, daß erstens die parlamentarische Demokratie als Geschäftsgrundlage der Politik auch 
von den anderen politischen und sozialen Gruppierungen innerhalb der Gesellschaft in ih- 
rer Substanz anerkannt und als Basis für das Austragen von Konflikten verstanden wurde; 
zweitens, daß die Verfassung und die von ihr konstituierte Legalität als rechtsstaatlich ge- 
prägte Form, als Dach, unter der/ unter dem die unterschiedlichen Klassen- und Interessen- 
konflikte unter Ausschluß des Bürgerkrieges einer demokratischen »Lösung« zugeführt 
werden können, rezipiert wurde. 

. Gegenüber der Verfassungsstruktur und dem Normensystem der Rechtsordnung ist nun in 
methodischer Hinsicht von Bedeutung, daß sozialdemokratische Juristen, wenn auch mit 
unterschiedlicher Gewichtung, wie z.B. materialen Rechtsstaatsvorstellungen bei Hermann 
Heller, Franz Neumann, Hugo Sinzheimer und Gustav Radbruch, als Vertreter des Ge- 
setzes- und Rechtspositivismus zu deuten sind. Auch wenn letzterer, wie in seiner »rein- 
sten« Gestalt bei Hans Kelsen ausformuliert’, methodisch nicht unproblematisch zu sein 
scheint (Noll 1973, $.18ff.), und sein Bezugspunkt, der formale Rechtsstaat nach Böcken- 
förde (1976, S.78) unter den Bedingungen der Weimarer Republik »die bestehende Eigen- 
tumsordnung (stabilisierte)«, läßt sich dennoch die These vertreten, daß mittels der Option 
für den Gesetzes- und Rechtspositivismus nicht nur eine eindeutige politische Option für 
den demokratischen Erzeugungsprozeß von Gesetzes- und Rechtsnormen, sondern auch 
zugleich eine strukturelle Offenheit dieser Normen gegenüber dem politischen und sozialen 
Prozeß vorhanden war. 

So argumentierte man z.B. für die strikte Gesetzesbindung der Rechtssprechung (Fraenkel 
1927; Kahn-Freund 1981, 5.188, 198). Intendiert war damit, einerseits den Rückgriff des Ju- 
stizapparates auf Formeln wie »Treu und Glauben« ($242 BGB), wie er 1924 durch den 
Richterverein beim Reichsgericht anläßlich der Aufwertungsdiskussion gegenüber dem 
Gesetzgeber angewandt wurde, auszuschalten. Die politische Stoßrichtung des Rekurses 
auf solche substanzlosen Normen wie »Treu und Glauben« ging dahin, nicht nur das 
»Recht« über das auf demokratisch legitimiertem Wege zustande gekommene, vom Parla- 
ment verabschiedete »Gesetz« zu stellen, sondern parallel dazu den Gesetzgeber selbst an 
ihm vorgegebene materielle und unaufhebbare Inhalte zu binden; andererseits war es die 
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weitere Absicht sozialdemokratischer Juristen, einem freirechtlichen Judizieren, welches 
unter den Bedingungen des Kaiserreiches der Tendenz nach einen progressiven Inhalt 
hatte‘, hingegen unter den Formen einer parlamentarischen Demokratie sich gegen die 
Funktionsmechanismen und die verfassungsrechtlich anders normierten Kompetenzab- 
grenzungen und -zuweisungen richtete, den Boden zu entziehen. Gleichfalls votierte man 
aus grundsätzlichen Erwägungen heraus gegen das vom Reichsgericht 1921, und wiederholt 
1925 ohne jedwede Begründung für die Rechtsprechung reklamierte materielle richterliche 
Prüfungsrecht (Neumann 1929, S.517ff.). Auch hier ging es, diese Kritik bezog sich gleich- 
falls auf den von dem damaligen sozialdemokratischen Innenminister Severing vorgelegten 
Gesetzesentwurf über die Kompetenzerweiterung des Staatsgerichtshofes, darum, den 
Handlungsspielraum des Gesetzgebers nicht nur zu erhalten und nach Möglichkeit auszu- 
bauen, sondern ebenfalls die konservative Justiz (Kübler 1963; Jasper 1982; Wrobel 1982) 
strikter an ihre von Verfassungs wegen normierten rechtsstaatlichen Grundlagen zu bin- 
den. Daß unter den Bedingungen der Weimarer Republik in der »Anerkennung des rich- 
terlichen Prüfungsrechts eine Verstärkung der rechtsstaatlichen Sicherungen« (Scheuner 
1960, 5.485) erblickt werden kann, ist angesichts der damaligen Entwicklung nicht nach- 
vollziehbar. 
Aus sozialdemokratischer Sicht werden die positiven Errungenschaften der Konstituie- 
rungs- und Anfangsphase der Weimarer Republik durch eine Reihe prozeßhaft sich ver- 
schärfender Bedingungen sukzessive unterhöhlt. Auf der verfassungsrechtlichen und -politi- 
schen Ebene finden qualitativ weitreichende, sowohl innerhalb des Grundrechtssystems 
und seiner interpretatorischen Ausgestaltung durch Lehre und Rechtsprechung erfolgende 
Veränderungen als auch tiefgreifende Strukturverschiebungen innerhalb des Verfassungsge- 
füges selbst statt. Diese Vorgänge, die die weit verbreitete Ideologie von der politischen Ab- 
stinenz von Justiz und Bürokratie nachhaltig bloßstellen, wurden deutlich von Sozialde- 
mokraten herausgearbeitet. Einige relevante Aspekte seien hier angeführt: 
Erstens findet eine Umdeutung entscheidender Normen der Verfassung, wie z.B. des Art. 
153 WV, des Verhältnisses von Eigentumsschutz und Enteignung, statt. Initiator dieser 
Entwicklung war der Berliner Zivilrechtslehrer Martin Wolff (1923), der die bis heute im- 
mer wieder grundsätzlich positiv aufgegriffene (Forsthoff, 1953, S.185; Hattenauer 198%, 
5.292f.) These aufstellte, daß jeder Enteignungsakt seine endgültige Grenze an der »Institu- 
tion« des Eigentums als solchem finden müsse, denn ansonsten könnte ein politisch moti- 
vierter Landes- oder Reichsgesetzgeber die Institution als solche in ihrer Substanz aufheben 
(kritisch Kirchheimer 1930, 5.223ff; Rittstieg 1976, S.252ff). 
Zweitens, so stellte Neumann (1977, S.71f.) fest, sei ein völliger Bedeutungswandel der 
Grundrechte vonstatten gegangen. Anfangs ging man davon aus, die juristische Bedeutung 
der Grundrechte zu bagatellisieren, ihnen, und d.h. vor allem den in den Art. 151-165 WV 
normierten sozial- und wirtschaftsrechtlichen Grundrechten, jedwede rechtliche und de 
facto eine dem Gesetzgeber sich anbietende handlungspolitische Relevanz abzusprechen. 
Die Grundrechte seien nur als ein »intrafraktionelles Programm«, insbesondere die sozia- 
len Grundrechte als »Leerformeln« und »unverbindliche Programmsätzes anzusehen. 
Nach der politischen und sozialen Erstarkung des Bürgertums vor allem in der Mitte der 
zwanziger Jahre erfolgte die Tendenz, die - klassisch-liberalen - Grundrechte als alles um- 
fassende Kontrollinstanz für gesetzgeberische Akte heranzuziehen (insofern ergänzungsbe- 
dürftig H.-P. Schneider 1979, $.15) 
Drittens zeichnete sich eine qualitative Verlagerung der Kompetenzen innerhalb des Staats- 
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apparates selbst ab. Dieser Prozeß, u.a. von Neumann, Fraenkel, Ernst Hamburger, vor al- 
lem jedoch von Kirchheimer herausgearbeitet, führte nach 1930, unter den Präsidialregi- 
men Brüning, Papen, Schleicher, dazu, daß neben der Paralysierung des von der Verfassung 
legitimierten demokratischen Parlamentarismus Art. 48 WV als »Zweites Gesetzgebungs- 
verfahren« (Fraenkel 1931, 5.45) zwecks Durchsetzung demokratisch nicht mehr legiti- 
mierter Notverordnungen in Erscheinung getreten ist (wertvolles Material hierzu bei Me- 
gerle 1982, S.196ff.). Angesichts dieses Tatbestandes haben sich Bürokratie und Justiz 
gegenüber dem Parlamentarismus und den politischen Parteien verselbständigt und ver- 
sucht, sich vor dem Hintergrund einer äußerst labilen, latent bürgerkriegsähnlichen Situa- 
tion als gesamigesellschaftlicher Schlichter über den Parteien und sozialen Schichten zu be- 
greifen und zu installieren. Verbunden war.damit die Fiktion einer - vorgeblichen - Neu- 
tralität gegenüber einer politisch und sozial stark differenzierten Gesellschaft (Bergmann /- 
Megerle 1982) und die Produktion der Ideologie, daß die gesellschaftliche Heterogenität am 
besten durch eine nach innen sich der Tendenz nach homogenisierende Machtelite im doppel- 
ten Sinne »aufgehoben« sei. Die Ansicht Papens in seiner Rede vor dem Bayerischen Indu- 
striellenverband über die von ihm geplanten Verfassungsreformpläne am 12. Oktober 
1932, daß es das »oberste Ziel« der Reichsregierung bei ihrem Regierungsantritt, auf die In- 
nenpolitik bezogen, gewesen sei, die »Vereinigung aller wahrhaft nationalen Kräfte« (zitiert 
nach Megerle 1982, S.212) herbeizuführen, verdeutlicht dieses Problem. Für Kirch- 
heimer (1932, $.26) bedeutete dieser Vorgang insgesamt, daß die Verwaltungs- und Justiz- 
bürokratie die »Trägerin der neuen Legitimität« ist, »die die Periode der parlametarisch-de- 
mokratischen Legalordnung ablöst«. Damit einhergegangen ist gleichzeitig ein Funktions- 
wandel des demokratischen Gesetzgebungsstaates hin zum autoritären Exekutivstaat (Kirch- 
heimer 193a; 1932b; 1932c; 1933), dem allerdings, so diagnostizierte er scharfsinnig, auf- 
grund einer fehlenden sozialen Massenbasis keine zeitlich längerfristige Aussicht auf Erfolg 
beschieden sein konnte. 

Viertens hatte sich ein Formwandel der kapitalistischen Wirtschaft vom sog, ungebundenen 
Manchesterkapitalismus des 19. Jhd. prozeßhaft hin zum »organisierten« und schließlich 
zum »Monopolkapitalismus« des 20. Jhd. und infolgedessen ein Funktionswandel von Ge- 
setz und Rechtsordnung ergeben (klassisch Neumann 1937). Nach der klassischen liberalen 
Theorie des Rechtsstaates erschien das allgemeine Gesetz aufgrund seiner strukturellen 
Merkmale: Allgemeinheit in der Satzbildung, Vorherbestimmtheit in bezug auf die zu re- 
gelnden Tatbestände und Berechenbarkeit den Gesetzesunterworfenen gegenüber als die 
rechtlich adäquate Form der sich herausbildenden und etablierenden bürgerlichen Gesell- 
schaft. Diese, so scheint es zumindest, jahrzehntelang unproblematische Auffassung, wird, 
so meinen Fraenkel (1931, S.49£.) und Neumann (1977, 5.515ff.), durch die Entwicklung 
hin zum »Monopolkapitalismus«, für den der Begriff des allgemeinen Gesetzes und ein for- 
mal-rationales Rechtssystem letztendlich eine Fessel darstellen, der Tendenz nach aufge- 
hoben. Denn, wenn das allgemeine Gesetz durch individuelle Maßnahmen, wie z.B. beim 
Bankenzusammenbruch 1931 oder den Subventionierungen des ostelbischen Großgrund- 
besitzes oder durch die zunehmende Anwendung von »Generalklauseln« ersetzt wird, 
dann waren Gesetz und Gesetzgebungsstaat in ihrer Substanz getroffen‘. 

Diese angedeuteten Entwicklungstendenzen erhellen sich gesellschaftspolitisch erst dann, 
wenn man sich vergegenwärtigt, daß es dem sich formierenden konservativen Lager, reprä- 
sentiert u.a. durch die Schwerindustrie, groß-agrarische Interessengruppierungen und reak- 
tionäre Interessenverbände wie den »Deutschen Handlungsgehilfenverband« auf der einen, 
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und innerhalb des parteienpolitischen Spektrums eines sich vorab in der Negation von par- 
lamentarischer Demokratie und Arbeiterbewegung homogenisierenden Bürgerblocks auf 
der anderen Seite, wesentlich nach 1930 darum ging, die Sozialdemokratie als politisch rele- 
vanten Faktor längerfristig aus dem politisch-administrativen System auszugrenzen (Abra- 
ham 1981, S.281ff.). Denn gerade deren reform-graduelle Politik, bestehend im Festhalten 
an den Errungenschaften der Anfangsphase der Republik auf der politischen Ebene und 
Kernbereichen des kollektiven Arbeitsrechts und der Sozialpolitik in Verbindung mit der 
durch sie repräsentierten sozialen Massenbewegung, stand nach wie vor allen sog. nationa- 
len Neuerungen wie den Rekonstruierungsversuchen eines »starken Staates« in einer »ge- 
sunden Wirtschaft«, wie Carl Schmitt (1932) das konservative Programm der »Zukunft« 
auf den Begriff zu bringen versuchte, diametral entgegen. 

Neumann (1977, S.25ff.) und Fraenkel(1974, 5.199ff.) arbeiten in ihren Analysen heraus, 
daß weder ein monokausaler Erklärungs- und Sachzusammenhang zwischen der Etablie- 
rung der NS-Diktatur und der kapitalistischen Wirtschaftskrise nach 1929 besteht. Noch 
kann der Nationalsozialismus vor 1933 hinreichend in Anlehnung an die Bonapartismus- 
theorie, wie es vor allem von August Thalheimer und Leo Trotzki vorgeschlagen wurde, sy- 
stematisch analysiert und bestimmt werden. In diesem Zusammenhang ist durchaus von 
Interesse, daß die Bonapartismustheorie auch innerhalb der zeitgenössischen sozialdemo- 
kratischen Diskussion (Grebing 1976, 1978; Wippermann 1983, $.14f.) eine beträchtliche 
Rolle gespielt hat. Allerdings hat gerade Otto Kirchheimer in seinen subtilen Analysen 
zwar explizit auf die Bonapartismustheorie zurückgegriffen, er versucht allerdings nicht 
primär, den Nationalsozialismus damit zu erklären, wie Thalheimer und Trotzki, sondern 
die unter den Regimen Brüning, Papen und Schleicher wahrnehmbaren Formen einer ten- 
denziellen Verselbständigung des Staatsapparates und der damit zusammenhängenden 
funktionalen Auflösungsprozesse zu bestimmen. 

Bezogen auf Fraenkel stellt Blanke (1975, S.227) zutreffend fest, daß dieser sich die Aufgabe 
gesetzt hat, »das spezifisch deutsche Problem der nicht stattgehabten bürgerlichen Revolu- 
tion und der nicht vollzogenen Unterwerfung der staatlichen ‘Souveränität’ unter die bür- 
gerliche Klasse zu begreifen«. Von daher erfolgt für Fraenkel und Neumann eine differen- 
zierte Bestimmung der historischen Entstehung, der strukturellen Voraussetzungen und 
der terroristischen Wirkungsweise des Nationalsozialismus. Aus diesen Gründen handelt 
es sich deshalb auch nicht, wie Artur Rosenberg (1934, S.224) simplifizierend meinte fest- 
stellen zu müssen, um einen »guten alten Bekannten«: »Er ist der gegenrevolutionäre Kapi- 
talist, der geborene Feind der klassenbewußten Arbeiterschaft. Der Faschismus ist weiter 
nichts als eine moderne, volkstümliche maskierte Form der bürgerlich-kapitalistischen Ge- 
genrevolution«. Solche Auffassungen, die sich, wie Fraenkel (1974, 215f.) kritisch anmerkt, 
lediglich darin erschöpfen, den Nationalsozialismus als »Hausknecht des deutschen Mono- 
polkapitalismus« zu verstehen, »sind nur allzu geeignet, eine jede ökonomische Interpreta- 
tion des Faschismus unnötig zu diskreditieren«. 

Skizzenhaft zusammengefaßt wird die Etablierung der NS-Diktatur systematisch im histo- 
rischen Kontext einer Entwicklung analysiert, die, ohne eine abschließende Rang- und Rei- 
henfolge zu präjudizieren, folgende materiellen Bestandteile beinhaltete: 
Erstens wurde die deutsche Entwicklung nachhaltig durch die Kontinuität konservativ- 
reaktionärer Machteliten bestimt’. Damit wird insbesondere deren machtmäßig-bürokrati- 
sche Verkrustung unter dem Kaiserreich und deren bruchlose, gar verfassungsstrukturell 
legalisierte Inkorporierung in das Weimarer Verfassungs- und Gesellschaftssystem angespro- 
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chen. Dirk Blasius (1983, $.83) hat unlängst, auf den Justizapparat bezogen, noch einmal 
formuliert, daß jene »unterbliebene demokratische Durchforstung des Justizapparates (frag- 
los) zu den vielen Versäumnissen (gehört), die der deutschen Revolution von 1918 anzula- 
sten sind.« Aber damit ist gleichfalls die genauso bruchlose Integration in die NS-Diktatur 
nach 1933 und die uneingeschränkte Begrüßung nun umfassend einsetzender »Säuberungs- 
aktionen« z.B. auf der Ebene der Rechtspechung und der Justizorgane durch den damali- 
gen Richterbund angedeutet. 

Zweitens werden die real-historischen Faktoren benannt, die unter der Weimarer Republik 
mit ein wesentlicher Anlaß für die schließliche Durchsetzung des Nationalsozialismus ge- 
wesen waren. Neumann (1955, 5.178) schreibt: »Der Faschismus entstand nicht als Reak- 
tion auf die kommunistische Gefahr, sondern zur Unterdrückung der demokratischen Be- 
wegung, die die politische Macht zur rationalen sozialen Gestaltung der Ökonomie ver- 
wenden wollte.« Ähnlich urteilten schon wesentlich früher Ignazio Silone (1934, $.70f.) 
und im Anschluß an ihn Otto Bauer (1936, S.154). 

Drittens schließlich wird das quantitative und strukturelle Ausmaß der Wirtschaftskrise 
mit ihren fatalen Folgen für die Arbeiterbewegung’, die zum »Objekt der Krise« (Sering 
1935, $.36f.) wurde, ebenso analysiert wie jene strukturelle, machtpolitische »Hilflosig- 
keit«, planifikatorische Programme zur zumindest schrittweisen Behebung der Wirt- 
schaftskrise und Massenarbeitslosigkeit umzusetzen (Neumann 1977, $.419ff.; Sering 
1946/1977, 5.85ff.; Hahn 1978). 


IV. Unrechtsstaat oder Doppelstaat?” 


Bevor die staats- und rechtstheoretischen Unterschiede bei Neumann und Kirchheimer auf 
der einen und Fraenkel auf der anderen Seite näher bestimmt werden sollen, ist es ange- 
bracht, die theoretischen und historisch-politischen Gemeinsamkeiten, die in den Analysen 
vorhanden sind, herauszuarbeiten. 

Gemeinsamer Ausgangspunkt ist ein liberal-demokratisches, rechtsstaatlich strukturiertes 
Staats-, Rechts- und Gesellschaftssystem. Soweit ersichtlich, werden grundsätzlich Zweifel 
an dieser Prämisse nur von Neumann (1934; kritisch Martiny 1976, S.195, Anm. 210; 
S.89ff.) in einer zeitlich limitierten Situation geäußert. Konstitutive Merkmale dieses Sy- 
stems sind: 

Erstens erscheint der »Staat« als eine notwendige, unaufhebbare Organisationsform der Ge- 
sellschaft. Er ist zwar historisch aus der Gesellschaft entstanden und mit dieser genetisch 
verbunden, allerdings hat der Verlauf der historischen Entwicklung gezeigt, daß dieser Ab- 
sönderungs- und Verdopplungsprozeß weder aus funktionellen noch aus strukturellen 
Gründen wieder »aufgehoben« werden kann. Ins Positive gewendet bedeutet »Staat« für sie 
eine rationale Organisations- und politische Herrschaftsform, der in ihrer Formbestimmt- 
heit die Aufgabe innewohnt, die Kohärenz der Gesellschaft zu gewährleisten. Gefordert 
wird, daß die staatlichen Formen eine relative Vernünftigkeit beinhalten und ermöglichen, 
daß die demokratische Qualität der Gesellschaft unter den Bedingungen der modernen De- 
mokratie erhalten bleiben!?. 

Zweitens erscheint das Rechtssystem als eine für die Reproduktion der Gesellschaft uner- 
läßliche Voraussetzung. Fraenkel (1974, $.22) formuliert: »Es ist eine der Grundthesen 
Max Webers, daß für das Funktionieren einer kapitalistischen Wirtschaftsordnung ein ra- 
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tionales Rechtssystem unerläßlich ist. Die deutsche reformistische ‚Arbeiterbewegung hat 

diese These für selbstverständlich erachtet«. Anders ausgedrückt ist die Funktionsfähig- 

keit der Gesellschaft nur dann gegeben, wenn Rechtsstaat besteht, d.h. es geht um die »uni- 

versale Geltung rechtsstaatlicher Prinzipien« (Blanke 1975, 5.226). 

Drittens ist die Formalstruktur des allgemeinen Gesetzes durch drei qualitative Kennzei- 

chen bestimmt, wobei die Formalstruktur selbst eine von ihrem Inhalt getrennte Bedeu- 

tung erhält. Diese Kriterien sind (Neumann 1977, S.510f.): 

- die Allgemeinheit der Form; 

- eine mit eindeutigem Inhalt versehene Begriffsbildung; 

- das Vorhandensein eines »Minimums an materialer Bestimmtheit«, wodurch dem Rich- 
ter ein Minimum an Unabhängigkeit gegenüber dem individuellen Befehl/der Maß- 
nahme des Souveräns zugewiesen wird. 


Hinzu kommt neben diesen drei formstrukturellen Kennzeichnungen des allgemeinen Ge- 
setzes eine vierte Bestimmung. Diese besteht in dem Postulat eines »ethischen Minimums« 
(Max Weber), also darin, daß Recht und Moral von einander getrennt sind (aus der neueren 
Diskussion Dreier 1981, 5.180ff.). Ein Zusammenfallen beider impliziert nämlich als not- 
wendige Voraussetzung »eine homogene Gesellschaft«. »Auf einem solchen Hintergrund 
könnte das Gesetz nicht nur das äußere Verhalten‘! , sondern auch die innere Überzeugung 
steuern, und die Moral könnte sowohl das Bewußtsein als auch die Pflichten prägen. In ei- 
ner antagonistischen Gesellschaft jedoch, in der die moralischen Überzeugungen ständig 
aufeinanderprallen, ist eine angebliche Identität der beiden Wertsysteme nichts weiter als 
ein Mittel zur Terrorisierung des menschlichen Bewußtseins« (Neumann 1977, S.513; 
Kirchheimer 1941; 1981a, $. 154). 

Diese gemeinsamen Prämissen werden, ohne daß dies hier näher ausgeführt werden kann, 
nicht einfach gesetzt, sondern inhaltlich begründet. Aber darüber hinaus gelangen Fraen- 
kel auf der einen und Neumann und Kirchheimer auf der anderen Seite, wobei sich Kirch- 
heimer im Gegensatz zu früher (Kirchheimer 1941, $.129£.) in seinem umfassenden Werk 
über die »Politische Justiz« (ders., 1981, S.443f., 472) die von Fraenkel vertretene Auffas- 
sung zu eigen macht, in ihrer systematischen Analyse des Nationalsozialismus zu unter- 
schiedlichen, ja wie Neumann (1977, 5.509, 541) anmerkt, entgegengesetzten Interpretatio- 
nen. Worin bestehen nun diese Unterschiede? Und gibt es darüber hinaus, unabhängig von 
der Auffassung von Neumann, nicht doch analytisch ableitbare, theoretisch sich gegensei- 
tig ergänzende Einschätzungen? 

Der Kernpunkt der theoretischen Kontroverse zwischen Fraenkel und Neumann liegt 
nicht darin begründet, daß die vor allem von Neumann betonte Kompromißstruktur des 
Nationalsozialismus, wie sie sich durch den vier-köpfigen »Behemoth« als informellem Ba- 
lancesystem ergibt, von Fraenkel analytisch negiert wird. Auch dieser sieht soziologisch 
deutlich die divergierenden Interessenlagen der verschiedenen Machtgruppen sowie deren 
einigendes Band in der Ausschaltung aller oppositionellen Strömungen und den logischen 
und sachlichen Kern des »Zwangs«, sich informell zu »verständigen« und so die Integration 
in den Machtblock und damit die eigene Partizipation zu gewährleisten und zu erhalten. 
Fraenkel erkennt und formuliert unmißverständlich, daß der eo ipso degenerierte »Nor- 
menstaat« ab 1938 und perspektivisch angedeutet, insbesondere seit Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges, durch den »Mafßnahmestaat« quasi aufgesaugt wird. 

Angelpunkt der Auseinandersetzungen ist die Frage, ob und inwiefern man überhaupt un- 
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ter dem Nationalsozialismus die Begriffe »Staat«, »Gesetz«, »Recht« verwenden kann. Ge- 
rade in diesem Punkte zeigt sich die strategisch-theoretische Differenz zwischen den beiden 
Positionen. \ 

Für Fraenkel (1974, S.185) kann der analytische Begriff des »Doppelstaates« nur dann sinn- 
voll verwendet werden, »wenn die Staatsgewalt strukturell einheitlich organisiert ist, ihre 
Handhabe jedoch funktionell nach verschiedenartigen Methoden in Erscheinung tritt«. Hi- 
storisch und systematisch ist nach Fraenkel der logische Grundduktus dieser Argumenta- 
tion schon ansatzweise unter dem Brüningschen Regime nach 1930 mittels des »Nebenein- 
anders von außerordentlicher Präsidialgewalt aufgrund Art. 48 der Weimarer Verfassung 
einerseits und Aufrechterhaltung eines beträchtlichen Teiles der rechtsstaatlichen Ordnung 
andererseits« (Fraenkel 1974, $.201f.) virulent geworden. Auch Neumann sieht die Heraus- 
bildung dualistischer Formelemente, wenn er davon spricht, daß unter der Weimarer Re- 
publik Armee, Bürokratie und Justiz de facto »Teil des Anti-Staats« (Neumann 1933, 
5.113) gewesen seien: »Systematisch ist dem demokratischen Staat ein Gegenstaat gegenü- 
bergestellt worden« (ders. 1935, 5.183). 

Allerdings wird gerade von ihm unter Rekurs auf die Formalstruktur des allgemeinen Ge- 
setzes als der Grundstruktur von Recht negiert, daß unter dem Nationalsozialismus über- 
haupt noch die minimalsten formalen Voraussetzungen vorhanden gewesen sind. Diese 
Problematisierung leitet zu der Frage über, wie nun konkreter die entsprechenden Begrün- 
dungen im Kontext ihrer Argumentationszusammenhänge vorgetragen werden. 

Fraenkel (1974, $.21) führt in seiner Analyse die Unterscheidung von »Maßnahmestaat« 
und »Normenstaat« ein. Unter »Maßnahmestaat« versteht er »das Herrschaftssystem der 
unbeschränkten Willkür und Gewalt, das durch keinerlei rechtliche Garantien einge- 
schränkt ist«; unter »Normenstaat« versteht er »das Regierungssystem, das mit weitreichen- 
den Herrschaftsbefugnissen zwecks Aufrechterhaltung der Rechtsordnung ausgestattet ist, 
wie sie in Gesetzen, Gerichtsentscheidungen und Verwaltungsakten der Exekutive zum 
Ausdruck gelangen«. 

Maßnahmestaat und Normenstaat sind hierbei nicht »komplementäre Gewalten«, sondern 
»konkurrierende Herrschaftssysteme« (ebda., 5.75), wobei der Normenstaat jedoch jeder- 
zeit durch den Maßnahmestaat überwölbt werden kann: »Der Maßnahmestaat ergänzt und 
verdrängt nicht nur den Normenstaat, er bedient sich auch der Ideologie des Normenstaa- 
tes, um seine politischen Ziele rechtsstaatlich zu tarnen« (ebda., $.70, vgl. 72, 75f.). In ent- 
scheidenden konfligierenden Situationen hat sich der Normenstaat dem Maßnahmestaat 
zu beugen. Allerdings besteht bei Fraenkel keineswegs eine Identität von Form und Inhalt 
von Normenstaat und Rechtsstaat. Der Normenstaat, den er nach 1933 unter dem Natio- 
nalsozialismus sich herausbilden sieht, ist nicht mehr als ein »halbierter Rechtsstaat« (Blan- 
ke 1975, 5.226). Mit anderen Worten: Dieser Normenstaat ist nur und ausdrücklich die Er- 
scheinungsform einigermaßen berechenbarer Beziehungen im Entscheidungs- und Produk- 
tionsgefüge der kapitalistischen Wirtschaft (Fraenkel 1974, 5.238); er zielt gerade richt auf 
die rechtlichen Schutzpositionen verfolgter und unterdrückter Gruppen und Schichten 
und unterscheidet sich damit strategisch von der bis 1933 der Tendenz nach wirksamen bis- 
herigen deutschen Rechtsstaatstheorie und -praxis. Unter dem Nationalsozialismus hinge- 
gen werden alle politischen Gegner zu Feinden und mittels der Blankettvollmacht der 
Reichstagsbrandverordnung vom 28. Februar 1933 machtmäßig ausgegrenzt: 

»Die Theorie der indirekten Bekämpfung des Kommunismus erlaubt die Unterdrückung 
aller Bewegungen, denen mit noch so weit hergeholten Argumenten eine Unterstützung 
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des Kommünismus nachgesagt werden kann (...) Alle Gegner des Regimes wurden in einen - 
Topf geworfen und zu Kommunisten gestempelt. Der Ausnahmezustand wurde gegen alle 
Gegner des Nationalsozialismus ohne Unterschied angewandt« (ebda., 5.44f.). Dieser Aus- 
nahmezustand in Permanenz mit der ihm innewohnenden gesamtgesellschaftlichen Freund- 
Feind-Klassifizierung ist eines der Grundcharakteristika der NS-Diktatur. 

Wenn es sich bei dem Dualismus von Normenstaat. und Maßnahmestaat um zwei »konkur- 
rierende Herrschaftssysteme« handelt, mit der konstitutiven Voraussetzung, daß die 
»Kompetenzvermutung beim Normenstaat« und die »Kompetenzkompetenz beim Maß- 
nahmestaat« angesiedelt ist und die »Selbstbeschränkung« des Maßnahmestaates nicht eine 
von aufsen vorgegebene, sondern eine von ihm selbst produzierte ist, so folgt hieraus, daß 
die Zuständigkeiten und Eingriffsbefugnisse des Maßnahmestaates zwar »theoretisch ... un- 
beschränkt, faktisch jedoch beschränkt« sind (ebda., $.88f.). Diese Selbstlimitierung des 
Maßnahmestaates ist nun keineswegs durch die Stärke des Normenstaates bestimmt, son- 
dern nach Fraenkel Folge der nationalsozialistischen Politik. Indem nämlich der Normen- 
staat eine »unerläßliche Ergänzung des Maßnahmestaates« zwecks »verstärkter Willkür die 
Effizienz, des Staates zu erhöhen« (ebda., 5.100), darstellt, erscheint der Normenstaat letzt- 
endlich als Funktion des Maßnahmestaates: »Existenz und Funktion des Normenstaates 
sind nicht vom Recht gewährleistet, sondern beruhen - so paradox dies auch klingen mag - 
auf der Durchdringung des Staatsgefüges mit nationalsozialistischem Gedankengut« (ebda., 
5.100). 

Staatstheoretisches Charakteristikum wie grundlegende Voraussetzung seiner Analyse ist 
seine Bestimmung des Doppelstaates. Fraenkel meint, daß man von einem Doppelstaat nur 
dann sprechen sollte, »wenn die Staatsgewalt strukturell einheitlich organisiert ist, ihre 
Handhabe jedoch funktionell nach verschiedenartigen Methoden in Erscheinung tritt« 
(ebda., 8.185). In bezug auf das Verhältnis von Politik und Ökonomie bedeutet dies für 
ihn, daß der Doppelstaat inhaltlich bestimmt ist durch »Willkür in der politischen und ra- 
tio in der ökonomischen Sphäre« (ebda., $.238), wobei er jedoch auch feststellt, daß die ka- 
pitalistische Wirtschaft »nicht substanziell rational« sein kann (ebda., 5.239). 

Anders als Fraenkel bestreitet Neumann der NS-Diktatur prinzipiell jede staatliche Quali- 
tät. Wie schon der Name »Behemoth« zum Ausdruck bringen soll - Unstaat, Chaos, Zu- 
stand der Gesetzlosigkeit, Aufruhr, Anarchie -, ist für ihn die Struktur des Nationalsozialis- 
mus ausschließlich negativ bestimmt. 

Neumann sieht im Nationalsozialismus ein System pluraler Herrschaftskompromisse ange- 
legt, die durch ein technisch-instrumentelles Interesse an sich selbst und an der Einbindung 
und Partizipation am Machtkartell zu definieren sind. Partei, Armee, Bürokratie und Wirt- 
schaft sind die substanziellen Bestandteile des vier-köpfigen »Behemoth«, die in immer wie- 
der neu zu erfolgenden, taktisch-machtmäßigen Abstimmungen untereinander ihre diver- 
gierenden Interessen hinsichtlich ihrer internen Kompromißfähigkeit unter Beweis zu stel- 
len gezwungen sind (generell Schäfer 1977). Von daher lassen sich für Neumann auch keine 
längerfristig gültigen, auf der Basis von Rechtsnormen und über diese ablaufenden struktu- 
rellen Merkmale angeben. Denn die sich hieraus ergebende Berechenbarkeit könnte wieder 
tendenziell rationale Formen produzieren, die ihrerseits gegenläufige Entwicklungen zum 
NS-Regime hervorbringen könnten. Das plural aufgesplitterte Machtkartell existiert je- 
doch gerade - und nur scheinbar paradox - vermittelt über die Negation rationaler Formen 
und lebt von jenen permanent zu erneuernden taktischen Bündnissen (Neumann 1977, 
S.541ff.). 
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Diese generellen gesellschaftstheoretischen Implikationen führef dazu, daß Neumann (eb- 
da., 5.522; 1937, S.26f., 50f.) die Anwendungen des rationalen und formalen Gesetzes- und 
Rechtsbegriffes für den Nationalsozialismus ablehnt: 

»Ist das generelle Gesetz die Grundform des Rechts, ist Gesetz nicht nur voluntas, sondern 
auch ratio, dann können wir«, so faßt er sein analytisch und empirisch gewonnenes Ergeb- 
nis zusammen, »nicht davon sprechen, daß im faschistischen Staat ein Recht existiert. 
Recht als vom politischen Befehl des Souveräns geschiedenes Phänomen ist nur dann denk- 
bar, wenn das Recht sich im allgemeinen Gesetz manifestiert. Aber in einer Gesellschaft, 
die auf Gewalt nicht verzichten kann, ist wahre Allgemeinheit nicht möglich. Selbst in ei- 
ner solchen Gesellschaft ermöglicht jedoch die beschränkte, formale und negative Allge- 
meinheit des Gesetzes unterm Liberalismus nicht nur kapitalistische Berechenbarkeit, son- 
dern sie garantiert auch ein Minimum an Freiheit, da das allgemeine Gesetz zweiseitig ist 
und so auch dem Schwachen wenigstens rechtliche Chancen einräumt«. Indem jedoch der 
Nationalsozialismus die »absolute Leugnung der Allgemeinheit des Gesetzes« als den 
»Kernpunkt nationalsozialistischer Rechtstheorie« (ebda., 8.523) inthronisiert hat, ergibt 
sich hieraus für Neumann ein struktureller Unterschied zwischen Gesetz und Rechtsnorm 
auf der einen, und einer technischen Regel auf der anderen Seite. Kirchheimer (1941, 5.130), 
sieht dies durchaus ähnlich, wenn er schreibt: »Das Rechtssystem ... ist nur noch für die 
Mächtigen rational. Es handelt sich um eine streng technische Rationalität, deren wichtig- 
ste und dringlichste darin besteht, wie ein Befehl in kürzester Zeit mit optimaler Wirkung 
ausgeführt werden kann«. 

Die technische Regel dient nach Neumann den Machtgruppen dazu, ihre Interessensphä- 
ren abzusichern und ihre Machtaspirationen zu verschleiern. Sie verhält sich gegenüber je- 
dem konkreten Inhalt quasi indifferent. »Jede auf Arbeitsteilung beruhende Gesellschaft 
bringt notwendigerweise Kompetenzbereiche, Jurisdiktionen und Regelmäßigkeiten her- 
vor, die den Anschein eines funktionierenden Rechtssystems erwecken. Der Verkehr muß 
sich auf der rechten oder linken Straßenseite bewegen; ... Diese und tausend andere Fragen 
werden rationell behandelt, selbst im sogenannten Maßnahmestaat von SS, SA und Gesta- 
po. Aber dies sind, mit den Worten meines verstorbenen Lehrers Max E. Mayer, ‘kulturell 
indifferente Regeln’ überwiegend technischer Natur. Sie können zwar jederzeit politische 
und wirtschaftliche Bedeutung erlangen ..., aber normalerweise sind sie gesellschaftlich 
neutral. Die Menge solcher technischer Regeln nimmt mit der wachsenden Komplexität 
der modernen Gesellschaft stetig zu, und infolgedessen wächst auch der Rechts- und Ver- 
waltungsapparat« (ebda., $.509). Die rationale Form ist in der »Rechtstheorie« der NS- 
Doktrin und NS-Praxis eliminiert. Insofern kennt das NS-Regime kein Recht. 

In eine ähnliche Richtung tendiert Neumanns Argumentation bei der Bestimmung der NS- 
Diktatur als »Unstaat«. Neumann geht historisch und systematisch davon aus, daß der 
»moderne Staat, wie er in Italien entstanden ist, ... als rational betriebener, über das Mono- 
pol der Zwangsgewalt verfügender Apparat begriffen (wird). Ein Staat ist begrifflich durch 
die Einheit der von ihm ausgeübten politischen Gewalt definiert«. Unter Grundlegung der 
Auffassung von Staat »selbst in diesem beschränkten Sinne« schlußfolgert Neumann 
(ebda., $.541), daß das NS-Regime diese Qualifizierung nicht als Strukturmerkmal besitzt. 
Für ihn ist keine Instanz vorhanden, die durch die Merkmale der traditionellen Souveräni- 
tät ausgewiesen ist. Jede der vier Machtsäulen ist mit einer je eigenen Befehlsstruktur mit 
»eigener legislativen, administrativen und judikativen Gewalt« ausgestattet (ebda., S.542). 
Dies führt für ıhn zu der These, »daß die Monopolisten im Verkehr mit den Nicht-Mono- 
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polisten sowie ihren Beziehungen zu Staat und Konkurrenten sich auf individuelle Maß- 
nahmen stützen, auf durch Berechenbarkeit und Zweckmäßigkeit, nicht aber durch Gesetz 
bestimmte Kompromisse« (ebda., $.541; Kirchheimer 1941b). 

Welche Unterschiede bzw. Gemeinsamkeiten lassen sich abschließend kurz noch einmal 
zusammenfassen? Reflektiert man die Rechtspraxis und die dualen institutionellen For- 
men, die sich zwischen der sog. ordentlichen Gerichtsbarkeit und den dem politischen Be- 
fehlsprinzip unterworfenen Sondergerichten für einige Jahre gerade in der Anfangsphase 
der NS-Diktatur herausgebildet haben, so ist Fraenkel durchaus zuzustimmen. Seine Ana- 
Iyse beruht in wesentlichen Teilen darauf, daß diese widersprüchlichen Tendenzen gerade 
dann den Verfolgten und Gewaltunterworfenen ein Minimum an »Schutz« geboten haben, 
wenn sie durch die sog. ordentliche Gerichtsbarkeit verurteilt worden sind. Neumann un- 
terschätzt diese politische Differenz zwischen den unterschiedlichen Institutionen und die 
damit verbundenen Folgerungen für das einzelne Menschenschicksal. Diese Differenz 
machte des öfteren den Unterschied ums Ganze, d.h. um die physische Existenz des Ver- 
folgten aus. Fraenkel zeigt gerade am Beispiel der Rechtsprechung, daß in den Anfangsjah- 
ren der NS-Diktatur für ähnlich gelagerte »Delikte« wesentlich »mildere« Urteile gefällt 
worden sind als in den Jahren nach 1939, wo die Rechtsprechung in zahlreichen »Fällen« 
teilweise noch über das geforderte »Strafmaß« hinausging (Güstrow 1981). Insofern er- 
scheint es als problematisch, wenn Kirchheimer (1941a, 5.129, Fn.35) auf dieser Ebene 
Fraenkel kritisiert und entgegnet, daß dieser »die Bedeutung einiger isolierter juristischer 
Entscheidungen der früheren Epoche überschätzt«. 

Theoretisch fragwürdig dürfte allerdings Fraenkels Ansicht sein, daß die kapitalistische 
Wirtschaft um ihres eigenen Funktionierens willen unter dem NS-Regime unverzichtbarer 
Bestandteile formal-rationalen Rechts bedurfte. Hier erscheint Neumanns These, daß das 
NS-Regime durch keine staatliche Qualität, sondern durch informelle Kompromisse zwi- 
schen den einzelnen Machtgruppen zu kennzeichnen sei, plausibler. 

Eine fundierte theoretisch-systematische Abwägung dieser Kontroverse wird jedoch nur 
dann zufriedenstellend ausfallen können, wenn die für Fraenkel, Neumann und Kirchbei- 
mer implizite und explizite überhaupt nicht zu unterschätzende Staats-, Rechts- und Ge- 
sellschaftstheorie von Max Weber in die Diskussion miteinbezogen wird. Erst dann ist die 
Möglichkeit gegeben, die Anknüpfungspunkte dieser Autoren bei Weber zurückzuverfol- 
gen und eventuelle unterschiedliche Deutungen im systematischen Kontext zu diskutieren 
und zu problematisieren und umgekehrt relevante Aspekte der Theorie Webers gleichzei- 
tig kritisch zu hinterfragen. 
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Bernhard Blanke, Kurt Hübner, Birgit Mahnkopf und Klaus Megerle danke ich für kritische 
Durchsicht des Manuskripts. 

Neumann bezieht sich bei seiner Kritik an der Thhese vom »Staatskapitalismus« explizit auf Hil- 
ferding (1940), der in seinem letzten Beitrag über: »Weder Staatskapitalismus noch Staatssozialis- 
mus. Über das Wesen sowjet-russischen Wirtschaftssystems«, kurz vor seiner Auslieferung an die 
Gestapo und seiner anschließenden Ermordung diesen Begriff analytisch für unfruchtbar gehal- 
ten hat. Allerdings übersieht Neumann, der sich nur auf zwei Zitate aus der Sekundärliteratur 
stützt, daß Hilferding bei seiner Einschätzung des stalinistischen Sowjetsystems dieses als einen 
»totalitären Staat« qualifiziert. »Das Wesen des totalitären Staates besteht darin, daß er die Wirtschaft 
seinen eigenen Zwecken unterstellt. Die Wirtschaft wird ihrer eigenen Gesetzmäßigkeit beraubt 
und wird zu einer kontrollierten Wirtschaft, Ihr Inhalt und Umfang werden vom Staate be- 


“ stimmt. Trotz des großen Unterschieds nähern sich die ökonomischen Systeme aller totalitären 


Staaten immer mehr einander«. Und auf seine Fragestellung, »Staatskapitalismus« oder »Staatsso- 
zialismus«?, bezogen, formuliert er weiter, daß die stalinistische UDSSR keines von beiden sei. 
»Es ist die Wirtschaft eines totalitären Staates, das heißt ein System, dem sich die Wirtschaft 
Deutschlands und Italiens immer mehr nähert«. Analytischer Hintergrund seiner Einschätzung 
ist die Auffassung, »daß sich die Staatsmacht auch unabhängig machen kann, daß sie dann ihre unge- 
heure Macht nach der eigenen Gesetzmäßsigkeit entfalte(t), sich die sozialen Klassen unterstellt und 
sie dazu zwingt, für eine längere oder kürzere Zeit den Zwecken der diktatorischen Macht zu die- 
nen«. (Hervorhebungen im Text). Hilferding bezieht sich also analytisch teilweise auf die Bona- 
partismustheorie, teilweise auf die immanenten Strukturen und die eigengesetzliche Dynamik des 
»modernen Machtstaates«, wie er klassisch schon von Lederer (1915), analysiert und beschrieben 
worden ist. 

Nach wie vor wird gegenüber dem »überkommenen Rechtspositivismus« und dessen »reinstem« 
Vertreter Hans Kelsen, so argumentiert: »Diese ‘reine Rechtslehre’ Kelsens lag auf der Linie des 
selbstmörderischen Legalismus der Weimarer Republik und in der Nähe des Rechtsdezisionismus 
von Carl Schmitt, da jede inhaltliche Bestimmung der verbindlichen Grundnormen \abgelehnt 
wurde« (Kluxen 1983, S.181). Daß weder die Kritik an Kelsen auf dieser Ebene überzeugend ist 
noch jener angebliche »selbstmörderische Legalismus«, ein allerdings beliebtes Topos: »Die Wei- 
marer Reichsverfassung in ihrer bodenlosen Liberalität hilft ihren eigenen Verderbern« (Schulze 
1982, S.105), analytische und faktische Aussagekraft hat, ist seit längerer Zeit zumindest inner- 
halb der »kritischen« Diskussion unbestritten. Die Kritik an Kelsen kann auch nur dann aufrecht 
erhalten werden, wenn man wesentliche Grundvoraussetzungen übersieht: »Das bedeutet, daß je- 
de Rechtsordnung, um positiv zu sein, mit dem tatsächlichen Verhalten der Menschen, auf das sie 
sich bezieht, bis zu einem gewissen Grade übereinstimmen muß« (Kelsen 1928, S.65). Vgl. ferner 
auch den substantiierten Aufsatz von Rottleuthner 1983. 

Max Weber (1922/1972, 5.511), hat allerdings schon 1905 bemerkt: »Übrigens ist nicht sicher, ob 
die heute negativ privilegierten Klassen, speziell die Arbeiterschaft, von einer unformalen Rechts- 
pflege für ihre Interessen das zu erwarten haben, was die Juristenideologie annimmt«. 

Einige Aspekte, die für die Hintergründe sozialdemokratischer Staats- und Demokratietheorie 
und ihrer Einschätzung der politischen und sozialen Grundrechte während der Weimarer Repu- 
blik, erforderlich sind, werden angesprochen bei Luthardt 1983a. Eine vorzügliche Analyse der 
damaligen staatstheoretischen Diskussion bietet Euchner 1982. Es ist unschwer festzustellen, daß 
die heutige verfassungsrechtliche und -politische Diskussion in der Bundesrepublik, schon alleine 
wegen Art. 1, Abs. 1 GG: »Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende 
Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht«, von grundsätzlich anderen verfas- 
sungsrechtlichen, -theoretischen und -politischen Prämissen ausgeht und ausgehen muß. 

Eine anregende Problematisierung und Kritik an der von Neumann und Fraenkel, in Anlehnung 
an Carl Schmitt, vertretenen strikten Trennung von »generellem Gesetz« und »individueller 
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Maßnahme« und der damit zusammenhängenden Implikationen legt Ladeur 1979, vor. Weiter 
wären die theoretischen und empirischen Differenzierungen, die in den letzten Jahren gegenüber 
dem Problemkreis »Verrechtlichunge«, »Entrechtlichungs«, »Entstaatlichung« (Voigt (Hg.) 1980; 
1983) und gegenüber dem Problemkreis »Politik am Staat vorbei« (Ronge (Hg.) 1980) vorgelegt 
worden sind, ihrem analytischen Gehalt nach in systematischer Form mit einzubeziehen. Zum 
einen ging ja die klassische sozialdemokratische Theorie ın ihren unterschiedlichen politischen 
Schattierungen vor 1933 davon aus, daß der »demokratische Staat« als der entscheidende Hebel 
der Gesellschaftsveränderung zu begreifen sei. Konservative (Schmitt 1931) hatten auf der ande- 
ren Seite hingegen schon unter den Begriffspaaren » Verstaatlichung der Gesellschaft« und »Verge- 
sellschaftung des Staates« bzw. »quantitativ totaler Staat« und »qualitativ totaler Staat« nachhal- 
tig, heute würde man sagen, für eine Reprivatisierung des öffentlichen Dienstleistungssektors, für 
eine qualitative Beschneidung des Wohlfahrtsstaates, mithin also für eine Art »Entstaatlichung«, 
plädiert. Zum zweiten vertrat die damalige Sozialdemokratie so etwas wie eine »Strategie der Ver- 
rechtlichung« (exemplarisch am kollektiven Arbeitsrecht nachvollziehbar); sie ging also teilweise 
rechtspositivistisch von einem »starren« Begriff der Rechtsform und des Rechts aus. 

Wehler, 1979, hat in seinem vorzüglichen Aufsatz über die Entwicklungslinien der deutschen Ge- 
schichtswissenschaft die Selbstreinigungs- und Rekrutierungsmechanismen eines Teils der konser- 
vativen Machtelite analysiert und beschrieben. 

Bergmann /Megerle 1982, weisen in ihrem fundierten Aufsatz darauf hin, daß andere soziale 
Schichten (Bauern, Handwerker) prozentual gesehen, teilweise noch stärker von der Wirtschafts- 
krise betroffen gewesen waren. 

Dieser Teil des Aufsatzes beruht wesentlich auf Luthardt 1983c. (Es handelte sich dort um die 
von Hubert Rottleuthner organisierte Tagung der Deutschen Sektion der Internationalen Verei- 
nigung für Rechts- und Sozialphilosophie, 11. u. 12. Oktober 1982, Berlin / hierzu Russig 1983). 
Meiner Ansicht nach kommt hier genau das Problem zum Tragen, welches Hilferding 
1910/1973, Bd. 2, $.503 und öfter, durch den Begriff des Staates als »bewußtem Vollzugsorgan« 
der Gesellschaft gekennzeichnet hat. Allerdings war diese These stets mit der Vorstellung verbun- 
den, daß der Staat erst dann diese Funktion erfüllen könne, wenn er seitens der Arbeiterklasse 
quasi »erobert« worden sei. Erst dann sei überhaupt eine bewußte, an den Bedürfnissen der Mit- 
glieder der Gesellschaft orientierte wirtschaftliche und gesellschaftliche Planung möglich. 

Die Auffassung, daß das Gesetz nur das »äußere Verhalten« des Individuums, und damit gerade 
nicht seine »Gesinnung«, seine »innere Haltung« zu regeln legitimiert und auch nicht dazu in der 
Lage sei, gehört zu den essentiellen und unverzichtbaren Bestandteilen frühbürgerlicher, liberaler 
Rechtsstaatstheorie, wie sie exemplarisch bei Montesquieu (vgl. Böckenförde 1978) und Imma- 
nuel Kant (vgl. Maus 1978, S. 15ff.) strukturell angelegt ist. Für die demokratische Richtung war 
dies auch nie auf dieser Ebene ein »Problem«. Vgl. Kelsen 1953, $.42; Löwenstein 1969, $.351f.. 
In bezug auf den Staat findet sich die gleiche Argumentation bei Renner 1929, 5.234; Heller 1934, 
3.345. 
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Guillermo O’ Donnell” 
Die Spannungen innerhalb des bürokratisch-autoritären 
Staates und der Frage der Demokratie” 


Wirklichkeit hat etwas zwingendes. Im Jahre 1974 habe ich einen Essay geschrieben, in 
dem ich mich auf die historische Erfahrung der bürokratisch-autoritären Staaten konzen- 
trierte, wie sie damals existierten - und war überzeugt davon, daß die Rückkehr dieses 
Staatstypus in Argentinien unmittelbar bevorstand (O’Donnell 1975)!. In diesem Essay ha- 
be ich die Bedingungen erörtert, die zum Auftreten bürokratisch-autoritärer Staaten füh- 
ren, aber meine Interessen hatten sich bereits in Richtung auf eine Untersuchung der spezi- 
fischen Dynamik verlagert, die von den inneren Spannungen der bürokratisch-autoritären 
Staaten ausgehen sowie auf die Auswirkungen dieses Staatstypus auf die Gesellschaft. Heu- 
te, d.h. Ende 1978, wo Brasilien vorsichtige, aber doch bedeutsame Fortschritte in Rich- 
tung auf eine politische Demokratie macht und wo andererseits Chile und Uruguay Herr- 
schaftssystemen unterworfen sind, die anscheinend vor keiner ernsthaften Herausforde- 
rung mehr stehen, würde ich gerne die Wechselbeziehungen zwischen den internen Span- 
nungen bürokratisch-autoritärer Staaten und ihren Auswirkungen auf die Gesellschaft er- 
neut untersuchen. 

Im Gegensatz zu meinem ersten Essay werde ich mich hier auf die Untersuchung des ersten 
Stadiums in der Entwicklung des bürokratisch-autoritären Staates beschränken und inner- 
halb dieser Phase auf die Wirkung derjenigen Faktoren, die bisher erst unzureichend unter- 
sucht sind, d.h. auf die im engeren Sinne politischen Faktoren und insbesondere auf das 
Problem der Demokratie. Oberflächlich gesehen könnte die Tatsache, daß eine Rückkehr 
zur Demokratie überhaupt als Möglichkeit betrachtet worden ist, einem »falschen Bewußt- 
sein« auf seiten der Führer der bürokratisch-autoritären Staaten zugeschrieben bzw. als 
Auswirkung eines von außen ausgeübten Drucks betrachtet werden. Wenn man dagegen 
tiefer geht, kommt man zu der von mir vertretenen These, daß es dabei um einige wesentli- 
che und dauerhafte Fragen geht, die die Natur dieses Staates selbst betreffen. Ich vertrete 
die These, daß die Tatsache, daß die Frage der Demokratie überhaupt aufgeworfen wurde - 
ganz gleich, ob sie dabei als »organische«, als »verantwortliche« oder sogar als »autoritäre« 
Demokratie qualifiziert wird - auf grundlegende Spannungen ebenso innerhalb des Kern- 
bereichs dieses Herrschaftssystems wie mit Bezug auf diejenigen gesellschaftlichen Sektoren 
verweist, die der bürokratisch-autoritäre Staat gerade ausschließt. 

Das ist eine wichtige Frage: denn eine übermäßige Konzentration auf die oberflächlichen 
Züge der bürokratisch-autoritären Staaten kann leicht zu irrigen Schlußfolgerungen füh- 
ren. Die Institutionen der bürokratisch-autoritären Staaten erscheinen oft als eine monoli- 
thisch und eindruckheischende Kraft, deren Rhetorik aus der Lobpreisung der überlegenen 
Rationalität besteht, die der Nation auferlegt werden muß, um sie aus ihrer tiefsten Krise 


* Zum Gedächtnis Kalman Silverts, den ich bewundert habe. 5 
** Aus: David Collier, Hg., The New Authoritarianism in Latin America, Princeton 1979, Übertra- 
gen von Frieder O. Wolf. Kürzung durch die Redaktion. 
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zu retten. Diese Institutionen geben sich weithin den Anschein von Veränderung und An- 
passung aufgrund einer »unparteilichen« und »technischen« Beurteilung der Fortschritte, 
die hinsichtlich der achtungserweckenden Aufgabe der Rettung der Nation gemacht wer- 
den. Aber hinter dieser Fassade sind auch die bürokratisch-autoritären Staaten Spannungen 
- Widersprüchen, Dilemmas und Gefahren - unterworfen (vgl. Schmitter 1975, 5-33), in de- 
nen die außerordentlichen Schwierigkeiten zum Ausdruck kommen, die es bereitet, ein 
Herrschaftssystem zu konsolidieren, das weder verheimlichen kann, daß es auf Zwang auf- 
gebaut ist, noch auch die weitere Tatsache, daß die wichtigsten gesellschaftlichen Kräfte, 
die dieses Herrschaftssystem tragen, ein weit engeres Spektrum der Gesellschaft darstellten 
als die gesamte Nation, der der bürokratisch-autoritäre Staat zu dienen beansprucht. Die 
Herrschaft dieses Systems ist besonders drückend, weil - infolge der Art und Weise seiner 
Entstehung - dieser Staat eine vorweggenommene Zurückweisung seiner eigenen Legitima- 
tionsbasis in sich trägt. Der bürokratisch-autoritäre Staat entsteht aus einer überwältigen- 
den politischen Niederlage des einfachen Volkes und seiner Verbündeten - eine Niederlage, 
für die das siegreiche Herrschaftssystem den Preis entrichten mußte, daß es dem bürokra- 
tisch-autoritären Staat unmöglich gemacht wird, sich zu legitimieren. Daß dieser hohe 
Preis bezahlt wurde, läßt erkennen, wieviel in dem Konflikt, der der Durchsetzung des bü- 
rokratisch-autoritären Staates vorausging, auf dem Spiel gestanden hatte. Aus dieser Per- 
spektive muß daher auch ein I'hema wie die Demokratie betrachtet werden, das auf den er- 
sten Blick so surreal erscheinen mag. Bevor wir zu diesem Thema kommen, sind jedoch 
noch einige allgemeinere Fragen zu klären. 


Vom Staate 


Der Staat ist seinem Grund nach eine gesellschaftliche Herrschaftsbeziehung, bzw. genauer 
gefaßt, ein Aspekt (der als ein solcher nur analytisch herauszuheben ist) der gesellschaftli- 
chen Herrschaftsbeziehungen?? Der Staat unterstützt und organisiert diese Herrschaftsbe- 
ziehungen durch Institutionen, die gewöhnlich innerhalb eines eingegrenzten Territoriums 
ein Monopol über die Mittel zur Zwangsausübung verfügen und denen allgemein der Be- 
sitz eines legitimen Rechts zugeschrieben wird, das System der gesellschaftlichen Herr- 
schaft zu garantieren. Der Staat als solcher sollte im Ausgang von und als Bestandteil der 
bürgerlichen Gesellschaft begriffen werden, obwohl er seiner objektiven, institutionellen 
Form nach über dieser zu stehen scheint. 

Worum es uns hier geht, ist ein Typus des kapitalistischen Staates. Als ein kapitalistischer 
Staat dient er zur Aufrechterhaltung und Strukturierung von Klassenherrschaft - in dem 
Sinne, daß keine Herrschaft grundsätzlich in einer Klassenstruktur verankert ist, die sich 
ihrerseits auf die Wirksamkeit und die beständige Reproduktion der kapitalistischen Pro- 
duktionsverhältnisse gründet. Diese Produktionsverhältnisse bilden das »Herz der bürger- 
lichen Gesellschaft«, innerhalb derer wir den Staat als die im engeren Sinne politische Seite 
der gesellschaftlichen Herrschaftsbeziehungen betrachten. In dieser Perspektive betrachtet, 
ist der Staat zuerst und vor allem ein Herrschaftsverhältnis, das auf ungleiche Weise die Be- 
standteile der bürgerlichen Gesellschaft miteinander verknüpft und so das bestehende Sy- 
stem gesellschaftlicher Herrschaft zugleich stützt und organisiert. Diese Unterstützung 
wird vor allem über bestimmte objektive Erscheinungsweisen des Staates wirksam - d.h. 
vermittelt über seine Institutionen und über das Recht. Deren wirkliche Bedeutung und 


124 Guillermo O’Donnell 


Konsequenzen können aber nur auf der Ebene ihrer Erfassung als objektive Erscheinungs- 
formen bestimmter Aspekte des Systems der Herrschaft in der Gesellschaft begriffen wer- 
den. 

Ich möchte noch zwei weitere wechselseitig aufeinander bezogene Themen bezüglich des 
Staates hervorheben: Erstens seine analytische Realität als die politische Seite bestimmter 
gesellschaftlicher Herrschaftsbeziehungen und zweitens seine konkrete Vergegenständli- 
chung in Gestalt einer Menge von Institutionen und Rechtsnormen. Indem wir die Wech- 
selbeziehung zwischen diesen beiden Seiten des Staates - seiner analytischen und seiner 
konkreten Seite - nicht aus den Augen verlieren, wird es möglich, sowohl die Falschheit 
des von den Institutionen des Staates erhobenen Anspruches zu durchschauen, eine von 
der bürgerlichen Gesellschaft verschiedene und ihr überlegene Rationalität zu verkörpern, 
als auch die spiegelbildlich entsprechende Falschheit, die darin liegt, die grundlegende Rolle 
des Staates bei der Artikulation der bürgerlichen Gesellschaft zu bestreiten, die er auf eine 
ungleiche (genauer, auf eine widersprüchliche) Weise leistet. 

Weiterhin fördert die scheinbare Trennung der Institutionen des Staates von der bürgerli- 
chen Gesellschaft die Entstehung unterschiedlicher Bindeglieder, oder auch »Vermittlun- 
gen«, zwischen der Undurchdringlichkeit und der Fragmentierung des »Privaten« - d.h. 
der bürgerlichen Gesellschaft - auf der einen Seite und der »öffentlichen« und universalisti- 
schen Rolle (bezogen auf die in seinen Grenzen lebende Bevölkerung), in der der Staat sich 
üblicherweise dem gewöhnlichen Bewußtsein präsentiert. Es ist hier aus Platzgründen 
nicht möglich, die Überlegungen zu entwickeln, die dieser Schlußfolgerung zugrundelie- 
gen, aber der Staat stellt gewöhnlich den organisatorischen Kern des Konsens innerhalb der 
Gesellschaft dar, aus der er die Grundlage für seine eigene Legitimation bezieht. Um einen 
wirklichen Konsens zu erzielen, muß es diesen Institutionen gelingen, als der Staat zu er- 
scheinen, als Agenten des Allgemeininteresses einer Gemeinschaft - der Nation - , die über 
die Reproduktion des Alltagslebens innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft hinausreicht. 
Die Verdinglichung des Staates in seinen institutionellen Vergegenständlichungen verdun- 
kelt seine grundlegende Rolle als Garant der Herrschaft innerhalb der Gesellschaft. Aller- 
dings führt diese Verdinglichung - insofern sie Staat und Gesellschaft als getrennt erschei- 
nen läßt - auch zu der Tendenz, unterschiedliche Formen der Vermittlung zwischen Staat 
und Gesellschaft entstehen zu lassen, durch die tendenziell ein Konsens geschaffen wird. 
Der Staat beruht letztlich auf Zwang, aber zugleich gründet er sich auch auf einen Konsens, 
der den Zwang ebenso übergreift wie er ihn verbirgt. 

Die wichtigste der damit angesprochenen Vermittlungsformen ist die Nation. Ich meine 
damit diejenigen kollektiven Identitäten, die ein »Wir« definieren, das auf der einen Seite 
aus einem Netzwerk von Solidarverhältnissen besteht, die die Unterschiedlichkeit und die 
Antagonismen der bürgerlichen Gesellschaft überlagern, und auf der anderen Seite aus der 
Anerkennung einer Kollektivität, die sich von dem »die anderen« unterscheidet, das andere 
Nationen konstituiert. Die Nation findet ihren Ausdruck in einem dicht geknüpften Netz 
von Symbolen, dessen Essenz in Flagge und Nationalhymne zusammengefaßt ist, sowie in 
einer offiziellen Geschichtsschreibung, die die Mythologie einer gemeinsamen und zusam- 
menhängenden Geschichte hervorbringt und ein kollektives »wir« feiert, das gegenüber 
den Spaltungen der bürgerlichen Gesellschaft (nicht nur gegenüber denen zwischen den so- 
zialen Klassen) die Oberhand behalten soll. 

Es gibt noch zwei weitere grundlegende Formen der politischen Vermittlung: Die eine ist 
die Staatsbürgerschaft - im doppelten Sinne (a) einer abstrakten Gleichheit, die - im wesent- 
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lichen vermittels des allgemeinen Wahlrechtes und der darauf aufgebauten Regierungsform 
der politischen Demokratie - dem Anspruch zugrundeliegt, daß die von den Trägern von 
Regierungsrollen durch die Institutionen des Staates hindurch ausgeübte Macht auf der Zu- 
stimmung der Bürger beruht, und (b) des Rechtes, auf einen juristisch regulierten Schutz 
gegen Willkürakte von Seiten der staatlichen Institutionen zurückzugreifen. Die zweite 
Vermittlung ist »el pueblo« oder »lo popular«®. Diese Vermittlung beruht auf einem »wir«, 
das sich weder von dem Gedanken einer gemeinsamen Staatsbürgerschaft ableitet, die auf 
abstrakter Ebene gleiche Rechte mit sich bringt, noch auch aus dem Gedanken der Nation, 
der konkrete Rechte impliziert, die für alle, die zur Nation gehören, ganz unabhängig von 
ihrer Stellung in der Gesellschaft Anwendung finden. »Pueblo« und lo popular« implizie- 
ren ein »Wir«, das den Träger der Forderungen nach substantieller Gerechtigkeit bildet, 
wie sie den Verpflichtungen des Staates gegenüber den weniger begünstigten Schichten der 


Bevölkerung zugrundeliegen.! 


Normalerweise ist in einem kapitalistischen Staat der Staatsbürger, der das ihm nicht syste- 
matisch verweigerte Recht hat, Forderungen nach substantieller Gerechtigkeit gegenüber 
den entsprechenden staatlichen Institutionen einzubringen, das Subjekt (und zugleich der 
Untertan) des Staates. Gewiß wird dieses Recht in der Wirklichkeit durch die systemati- 
schen Ungleichheiten begrenzt, die von der zugrundeliegenden Klassenstruktur der Gesell- 
schaft sowie von anderen Formen sozialer Ungleichheit ausgehen. Dennoch besteht dieses 
Recht z.T. wirklich und bildet die Überzeugung von seiner Existenz normalerweise einen 
wichtigen Bestandteil des Konsenses, der dazu führt, daß weder die in der Gesellschaft aus- 
geübte Herrschaft, noch die Rolle des Staates als Agent oder auch als Repräsentant der All- 
gemeininteressen der Nation in Frage gestellt wird. 

Die Wirksamkeit dieser Idee der Nation - neben denen der Staatsbürgerschaft und des »lo 
popular« - ermöglicht es den staatlichen Institutionen, als ausführende Organe zu erschei- 
nen, die das Allgemeininteresse eines »Wir« durchsetzen und schützen, das öber den Frag- 
mentierungen und Antagonismen der bürgerlichen Gesellschaft steht. Darüberhinaus bie- 
tet das wirksame Funktionieren der Ideen der Staatsbürgerschaft und des »lo popular« ge- 
wöhnlich eine konsensuelle Basis für die Ausübung von Macht und letztlich auch von 
Zwangsgewalt durch die Staatsgewalt. Sie leisten dies, weil durch sie die Grundlage des 
Staates als außerhalb seiner selbst liegend erscheinen muß. Der Staat kann nur legitimiert 
werden, indem er auf äußeren Bezugspunkten zu beruhen scheint, als deren Diener von 
Allgemeininteressen er betrachtet wird. Diese äußeren Referenzpunkte bilden gewöhnlich 
die Nation zusammen mit der Staatsbürgerschaft und dem »einfachen Volk«, die die 
Schnittlinie zwischen dem auf abstrakte Weise gleichen »Wir« (d.h. der Staatsbürgerschaft) 
und einem »Wir«, das konkret ungleich ist (und daher die Fürsorge für den weniger begün- 
stigten Teil der Gesellschaft impliziert) darstellen. Mit Bezug auf diese Referenzpunkte bil- 
den sich gewöhnlich kollektive Identitäten heraus, die über den Klassenspaltungen stehen, 
wie sie möglicherweise aus der bürgerlichen Gesellschaft entstehen können. Weil der Staat 
als getrennt von der bürgerlichen Gesellschaft und als vergegenständlicht in seinen beson- 
deren Institutionen erscheint, können diese Institutionen selbst nicht die von ihnen ausge- 
übte Macht legitimieren, außer durch Bezugnahme auf die kollektiven Referenzgestalten, 
deren allgemeinen Interessen sie zu dienen beanspruchen. jeder dieser kollektiven Refe- 
renzgestalten vermittelt die Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft und verändert da- 
mit deren grundlegende Wirklichkeit. Daraus ergibt sich ihre wichtige Rolle bei der Her- 
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stellung von Konsensus und dementsprechend bei der Legitimierung der von den staatli- 
chen Institutionen ausgeübten Macht. 

Auf der anderen Seite sind es eben diese Vermittlungsformen, durch die das einzelne gesell- 
schaftliche Subjekt sich als Mitglied der Gesellschaft über sein Privatleben erhebt. Indem er 
sich mit den Symbolen der Nation identifiziert, seine Staatsbürgerrechte ausübt und gege- 
benenfalls als Teil des einfachen Volkes für Forderungen nach substantieller Gerechtigkeit 
eintritt, transzendiert er sein Alltagsleben und erkennt sich selbst als Teil eines »Wir« an, 
das - aus einer anderen Perspektive betrachtet - die Referenzgestalt bildet, die die staatli- 
chen Institutionen anführen. Daher treten diese Institutionen gewöhnlich nicht als Organi- 
satoren und Garanten der gesellschaftlichen Herrschaft in Erscheinung, sondern eher als 
ausführende Organe der durch diese Vermittlungen ausgedrückten Allgemeininteressen. 
Dieser Umstand führt tendenziell zu einem Konsensus, der der Überzeugung Ausdruck 
verleiht, daß das, was die staatlichen Institutionen tun oder unterlassen, - auch wenn es auf- 
grund des zugrundeliegenden Systems der gesellschaftlichen Herrschaft systematischen 
Verzerrungen unterliegt - sich als Konsequenz aus den Rechten herleitet, die sich daraus er- 
geben, ein Staatsbürger, ein Angehöriger der Nation oder der »lo popular« zu sein. Dieses 
Spannungsverhältnis zwischen der zugrundeliegenden Wirklichkeit des Staates als Garant 
und Organisator der gesellschatlichen Herrschaft auf der einen und seinem Status als aus- 
führendes Organ des Allgemeininteresses, der nicht fiktiv ist, so sehr er auch partialisiert 
und begrenzt ist, auf der anderen Seite, ist für jeden Staat kennzeichnend. Dieses Span- 
nungsverhältnis bildet den Schlüssel für die theoretische Analyse des Staates, wie wir sie an 
dieser Stelle nicht unternehmen können. Indem wir aber einige Merkmale der bürokra- 
tisch-autoritären Staaten näher betrachten, wird in einem Zusammenhang, wo die genann- 
ten Vermittlungsformen weitgehend fehlen, deutlich zu sehen sein, von welch entscheiden- 
der Bedeutung sie dafür sind, die grundlegende Aufgabe jedes Systems gesellschaftlicher 
und pölitischer Herrschaft zu verdecken und selbst als Ausdruck eines allgemeinen, umfas- 
senden Interesses zu erscheinen. 

Bevor wir uns dem Hauptthema dieses Abschnittes zuwenden können, muß ich noch vier 
weitere Beobachtungen mitteilen, die sowohl für ein Verständnis der Situation, die der 
Durchsetzung des bürokratisch-autoritären Staates vorausging, als auch für das Begreifen 
seiner erst nach seiner Durchsetzung auftretenden Wirkungen unentbehrlich sind. 


1. In Lateinamerika wurde die Bildung der Nation weit mehr durch Vermittlung des »lo popular« er- 
reicht, als durch die der Staatsbürgerschaft. Ganz gleich, ob diese Nationenbildung nun durch soge- 
nannte »Populismen« erfolgte, oder nicht, geschah jedenfalls die politische Aktivierung der bis dahin 
marginalen Volksteile in Gestalt politischer Verhältnisse, in denen sie weit mehr als einfaches Volk 
angesprochen wurden, d.h. als Träger von Forderungen nach substantieller Gerechtigkeit, denn als 
Staatsbürger. 

2. Dieser selbe Konstitutionsprozeß der Nation schloß (in Lateinamerika, FOW) auch die Postulie- 
rung eines »Wir« ein, das sich als Gegner einer »anti-nationalen« Gesellschaftsordnung definierte, de- 
ren wichtigste Elemente die Rolle des transnationalen Kapitals beim Export primärer Produkte und 
die nationalen herrschenden Klassen selbst bilden, die engere Bindungen an das transnationale Kapital 
aufwiesen. 

3. Dieser Prozeß führte zum Zusammenbruch des Systems der oligarchischen Herschaft sowie zu sei- 
ner Ersetzung durch ein bürgerliches Herrschaftssystem, das sich auf eine Ausweitung des staatlichen 
Institutionssystems stützte, das den Weg frei machte für die Vorherrschaft des transnationalen Kapi- 
tals in der städtischen produktiven Struktur. 

4. In den historischen Perioden, die der Durchsetzung des bürokratisch-autoritären Staates vorausgin- 
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gen, führte der große Fortschritt, den die Transnationalisierung der produktiven Struktur gemacht 
hatte, zu einer grundlegenden Veränderung in der Natur der bürgerlichen Gesellschaft in ihrem Ver- 
hältnis zu der territorialen Orientierung der vom Staat ausgeübten Autorität. D.h. viele der wichtig- 
sten Zentren der wirtschaftlichen Entscheidungsfindung innerhalb der Gesellschaft, die endgültige 
Bestimmung (ebenso wie die Verteilungskriterien) für das auf lokalen Märkten hervorgebrachte Ka- 
pital und auch viele Aspekte der gesellschaftlichen Verhältnisse (keineswegs nur der ökonomischen) 
verlagerten sich (aufgrund des transnationalen Ausdehnungsprozesses, FOW) in Bereiche jenseits der 
Fähigkeit des Staates, innerhalb seines Territoriums eine Kontrolle auszuüben. Diese »Ent-Nationali- 
sierung« trat noch zu jener dazu, die sich bereits im Zusammenhang mit dem Export primärer Güter 
vollzogen hatte und betraf jetzt vor allem auch noch die dynamischsten Bestandteile der städtischen 
Produktivkraft- und Klassenstrukturd. Andere Faktoren, die vor der Einsetzung des bürokratisch- 
autoritären Staates ins Spiel kamen, wie die unterschiedlichen Niveaus der »Bedrohung«, die Wech- 
selbeziehung zwischen dem Muster des ökonomischen Wachstums, das sich im Anschluß an die 
Transnationalisierung der städtischen produktiven Struktur abzeichnete, und der wachsenden politi- 
schen Aktivierung der Volksmassen sowie die Schärfe der Krise, die ihr vorausgingen, habe ich be- 
reits an anderer Stelle behandelt (O’Donnell 1975). Damit ist es jetzt möglich, als Ausgangspunkt für 
eine Analyse der widersprüchlichen Dynamik, die durch seine Einsetzung ausgelöst worden ist, die 
wichtigsten Züge des bürokratisch-autoritären Staates nachzuzeichnen. 


Der bürokratisch-autoritäre Staat 


Der bürokratisch-autoritäre Staat ist ein Typus des autoriären Staates, der die folgenden 
hauptsächlichen Kennzeichen aufweist: 


1. Er ist zuerst und vor allem der Garant und der Organisator der durch eine Klassenstruktur ausge- 
übten Herrschaft, die den oberen Teilen einer hochgradig oligopolisierten und transnationalisierten 
Bourgeoisie untergeordnet ist. M.a.W. stellt die Hochbourgeoisie die hauptsächliche soziale Basis 
dieses Staates dar. 

2. In institutioneller Hinsicht wird er von Organisationen gebildet, in denen sowohl die Spezialisten 
der Anwendung von Zwangsmitteln ein entscheidendes Gewicht haben, als auch diejenigen Fachleu- 
te, deren Ziel eine »Normalisierung« der Wirtschaft ist®. Die besondere Rolle, die von diesen beiden 
Gruppen übernommen wird, stellt den institutionellen Ausdruck der von seinen eigenen Handlungs- 
trägern vorgenommenen Identifikation der beiden großen Aufgaben dar, die der bürokratisch-auto- 
ritäre Staat zu lösen übernommen hat: Die Wiederherstellung der Ordnung in der Gesellschaft auf 
dem Weg einer politischen Desaktivierung des einfachen Volkes einerseits und der Normalisierung 
der Wirtschaft andererseits. 

3. Es ist ein System, das auf der politischen Ausschließung eines zuvor aktivierten einfachen Volkes 
beruht, das jetzt im Rahmen der zur Ausschaltung seiner früheren aktiven Rolle auf der nationalen 
politischen Ebene unternommenen Anstrengung strengen Kontrollen unterworfen wird. Diese poli- 
tische Ausschließung wird dadurch erreicht, daß die Ressourcen zerstört oder festgesetzt werden (vor 
allem diejenigen, die in Klassenorganisationen und politischen Bewegungen verkörpert waren), die 
bis dahin ihre Aktivität mitgetragen hatten. Zusätzlich wird diese Ausschließung wohl von der Ent- 
schlossenheit geleitet, der Gesellschaft einen ganz bestimmten Typus von Ordnung aufzuerlegen und 
deren zukünftiges Funktionieren zu garantieren. In dieser Ordnung wird eine notwendige Bedingung 
für die Konsolidierung der gesellschaftlichen Herrschaftsform gesehen, die der bürokratisch-autoritä- 
re Staat garantiert. Und nachdem die Normalisierung der Wirtschaft einmal erreicht ist, soll diese 
Ordnung die notwendige Bedingung für ein erneutes In-Gang-Setzen eines hochgradig transnationali- 
sierten Musters des Wirtschaftswachstums sein, für das eine verzerrte Verteilung der Ressourcen cha- 
rakteristisch ist. 
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4. Diese Ausschließüng bringt eine Abschaffung der Staatsbürgerschaft mit - in beiden oben definier- 
ten Bedeutungen. Insbesondere schließt diese Abschaffung die Liquidierung der Instituionen der poli- 
tischen Demokratie ebenso mit ein, wie eine Untersagung von »lo popular«: Sie verbietet jegliche Be- 
rufung auf die Bevölkerung als das »einfache Volk« oder gar als »Unterklassen« und setzt dieses Ver- 
bot auch unter Gewaltanwendung durch. Die Abschaffung der institutionellen Rollen und Kanäle ei- 
nes Zugangs zur Regierung, wie sie für die politische Demokratie charakteristisch sind, zielt in erster 
Linie darauf ab, diejenigen Rollen und Organisationen (darunter auch politische Parteien) zu beseiti- 
“gen, die als Kanäle für Forderungen nach substanzieller Gerechtigkeit gedient haben, die für unver- 
einbar mit einer Wiederherstellung der Ordnung und mit der Normalisierung der Wirtschaft gehal- 
ten werden. Zusätzlich tritt der bürokratisch-autoritäre Staat noch auf, als ob er vor einer kranken 
Nation stünde - was in der rhetorischen Berufung auf die Schwere der Krise zum Ausdruck kommt, 
die seiner Durchsetzung voranging - auf deren Allgemeininteresse er sich berufen muß. Dennoch 
kann der bürokratisch-autoritäre Staat nicht den Anspruch erheben, der Repräsentant dieser kranken 
Nation zu sein, die doch als von unzähligen inneren Feinden verseucht betrachtet wird. Insgesamt be- 
ruht der bürokratisch-autoritäre Staat also auf einer Unterdrückung zweier grundlegender politischer 
Vermittlungsformen, sowohl der Staatsbürgerschaft als auch des »einfachen Volkes«. Auf die dritte 
politische Vermittlungsform - die Nation - kann er sich auch nur auf eine zweideutige Weise berufen, 
aber nur im Sinne eines »Projektes« für die Zukunft, das er sich durch drastische chirurgische Maß; 
nahmen zu verwirklichen vornimmt - und nicht als gegenwärtige Wirklichkeit. 

5. Der bürokratisch-autoritäre Staat bildet gleichzeitig ein System der wirtschaftlichen Ausschließung 
des einfachen Volkes, insofern er Muster der Rapitalakkumulation fördert, die hochgradig im Sinne 
einer Begünstigung der großen oligopolistischen Wirtschaftseinheiten des Privatkapitals sowie eini- 
ger staatlicher Institutionen verzerrt sind. Die ohnehin schon vorhandenen Ungleichheiten in der 
Verteilung der gesellschaftlichen Ressourcen werden dadurch nachhaltig verschärft. 

6. Der bürokratisch-autoritäre Staat entspricht einer zunehmenden Transnationalisierung der pro- 
duktiven Struktur - und fördert sie auch noch - wodurch eine weitere Entnationalisierung der Gesell- 
schaft hinsichtlich des Grades, in der sie tatsächlich noch innerhalb der territorialen Machtbefugnisse 
liegt, die der Staat für sich beansprucht, herbeigeführt wird. 

7. Durch die ihm eigenen Institutionen versucht der bürokratisch-autoritäre Staat soziale Streitfragen 
zu »entpolitiseren«, indem er sie auf der Ebene der scheinbar neutralen und objektiven Kriterien ei- 
ner technischen Rationalität behandelt. Diese Entpolitisierung ergänzt das Verbot einer Bezugnahme 
auf Fragen substanzieller Gerechtigkeit, da diese sich auf das veinfache Volk« (und daher unvermeid- 
lich auf Klassenfragen) beziehen und damit vorgeblich »Irrationalitäten« und »verfrühte« Forderun: 
gen einbringen, die die Wiederherstellung der Ordnung und die Normalisierung der Wirtschaft stö- 
ren. j 

8. In seinem ersten Entwicklungsstadium - das wir hier betrachten - bringt es das politische Regimie 
des bürokratisch-autoritären Staates - das zwar nicht formalisiert existiert, aber doch eindeutig zu 
identifizieren ist - auch mit sich, daß die demokratischen Kanäle des Zugangs zur Regierung geschlos: 
seri werden. Noch allgemeiner führt es dazu, daß die Zugangskanäle für jede politische Repräsenta- 
tion von Interessen des einfachen Volkes bzw. der unteren Klassen geschlossen werden. Ein solcher‘ 
Zugang wird in ihm auf diejenigen beschränkt, die an der Spitze großer privater ebenso wie öffentli- 
cher Organisationen stehen, insbesondere der Streitkräfte und der großen oligopolistischen Unter: 
nehmen. 

Die soeben aufgezählten Charakteristika machen es möglich, den bürokratisch-autoritären 
Staat von anderen Typen eines bürokratisch-autoritären Staates zu unterscheiden und ins- 
besondere auch gemeinsame Züge bei unterschiedlichen Fällen eines bürokratisch-autoritä- 
ren Staates herauszuarbeiten, wobei diese gemeinsämen Züge mit anderen, die von Fall zu 
Fall variieren, in beständiger Interaktion zu begreifen sind. Diese Ähnlichkeiten und Un- 
terschiede markieren das Gelände, auf dem wir uns der Frage stelleni wollen, welche grund- 
legende Spannungen der bürokratisch-autoritäre Staat aufweist. 


Die Spannungen innerhalb des bürokratisch-autoritären Staates : 129 


Zwieschlächtigkeit des Herrschaftssystems 


Was geschieht hinter der eindrucksvollen Machtfassade des bürokratisch-autoritären Staa- 
tes? Inwiefern bildet die eindruckheischende Rhetorik seiner Institutionen, die sich vorgeb- 
lich dem Dienst an einer kranken Nation widmen, die der Staat gegebenenfalls sogar gegen 
deren eigenen Willen zu heilen entschlossen ist, selbst noch ein Zeichen von Unsicherhei- 
ten und Schwächen, wie sie diesem Staat eigen sind? Ich hoffe, daß unsere oben vorgestell- 

ten allgemeinen Überlegungen über den Staat uns dabei helfen werden, zu einer Wirklich- 

keit vorzudringen, die komplexer ist, als es der äußere Anschein ahnen läßt. 

Ganz grundlegend bildet der bürokratisch-autoritäre Staat einen Staat, der scharf zueinan- 
der in Widerspruch stehende Tendenzen vereinigt. Auf der einen Seite bringt er, wie wir 
oben angemerkt haben, eine weitere Entnationalisierung der bürgerlichen Gesellschaft mit 
sich, die zunächst aufgrund der dringenden Suche nach dem transnationalen Kapital ein- 
tritt, das für eine Normalisierung der Wirtschaft benötigt wird und die sich dann später 
aufgrund der Notwendigkeit fortsetzt, »ein günstiges Investitionsklima« aufrechtzuerhal- 
ten, um das Hereinfließen dieses Kapitals zu stabilisieren. Gleichzeitig zieht der bürokra- 
tisch-autoritäre Staat eine drastische Einengung der Nation, die Abschaffung der politi- 
schen Vermittlung durch die Staatsbürgerschaft und die Untersagung jeglicher Berufung 
auf das »einfache Volk« oder auf die unteren Klassen als Grundlage für Forderungen nach 
substanzieller Gerechtigkeit nach sich. Diese Einengung ergibt sich aus der Niederlage der 
Volkskräfte und ihrer Verbündeten; zugleich aus den durch die Bedrohung, die die politi- 
sche Aktivierung dieser Kräfte für das weitere Überleben der Grundstrukturen der kapita- 
listischen Gesellschaft darzustellen schien, ausgelösten Reaktionen, - schließlich auch - 
nachdem der bürokratisch-autoritäre Staat einmal etabliert ist - aus dem Ziel, eine besonde- 
re gesellschaftliche »Ordnung« durchzusetzen, die auf der politischen und wirtschaftlichen 
Ausschließung der Volkskräfte beruht. 

Eine solche Ausschließung erscheint als notwendige Voraussetzung für eine Heilung des 
kranken Körpers der Nation, als eines Organismus mit infizierten Teilen, der zu seinem ei- 
genen Besten der chirurgischen Behandlung einer Ausschließung der Volkskräfte und ihrer 
Verbündeten unterworfen werden muß. Diese Ausschließung bringt eine Neudefinition 
des Begriffsumfanges der Nation mit sich, der ja weder diejenigen, die ihre Erkrankung ge- 
fördert haben noch auch die erkrankten Teile angehören können. Sie bilden vielmehr den 
Feind im Inneren des Körpers der Nation’, das »Nicht-Wir« der neuen Nation, die auf dem 
Weg über die Institutionen des btirokratisch- -autoritären Staates aufgebaut werden soll. 
Wenn die Führer dieser Institutionen von der Nation sprechen, so ist immer schon, durch 
die innere Logik ihres Diskurses, der semantische Referent auf ein weit weniger umfassen- 
des »Wir« als in der Vergangenheit eingeschränkt. Allein wer in ihren - sozial harmoni- 
schen und technokratischen - Entwurf für die zukünftige Nation paßt, darf ihr angehören. 
Andererseits beansprucht der bürokratisch-autoritäre Staat - wie alle anderen Staaten auch - 
ein Nationalstaat zu sein. Da ihm der semantische Referent der Nation als eines universa- 
len und umfassenden Gedankens, der die gesamte Nation umfaßt, nicht zu Gebote steht, 
ist die Rhetorik der Institutionen des bürokratisch-autoritären Staates darauf angewiesen, 
die Bedeutung von »Nation« ins Etatistische zu verschieben - während dieselbe Rhetorik 
gleichzeitig mit Bezug auf die Normalisierung der Wirtschaft für eine intensive Privatisie- 
rung eintritt. Eine derartige »Etatisierung« der Idee macht es erforderlich, daß ihr Allge- 
meininteresse mit dem Erfolg der staatlichen Institutionen in ihrem doppelten Bestreben 
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identifiziert wird, eine besondere Ordnung in der Gesellschaft durchzusetzen und zugleich. 
die Wirtschaft zu normalisieren. 

Als Ergebnis dieser Operation scheinen die staatlichen Institutionen dann nicht länger die 
von ihnen übernommene Rolle zu spielen, durch die sie sich gewöhnlich legitimieren, 
nämlich die, einem höheren Interesse zu dienen, das außerhalb ihrer selbst liegt, nämlich 
den Interessen der Nation als Gemeinschaft, die die Totalität (oder zumindest den aller- 
größten Teil) der Bevölkerung umfaßt. Wenn dagegen die staatlichen Institutionen den 
Versuch machen, den Begriff der Nation unter den Gesichtspunkten der Ausschließung 
und der nationalen Schwächen zu definieren, dann ist die Macht, die sie ausüben, keine Le- 
gitimationsgrundlage außerhalb ihrer selbst mehr und kann daher allein wohl als in sich 
selbst begründet erscheinen. Mit anderen Worten wird die Herrschaft damit nackt, sie ver- 
liert ihre auf Konsens ausgerichteten Vermittlungsformen. Zusätzlich führt die Abschaf- 
fung der Staatsbürgerschaft als legitimierender Instanz zusammen mit dem Verbot jeglicher 
Berufung auf das »einfache Volk« nicht nur zur Verwässerung anderer Legitimität schaffen- 
der Vermittlungsformen zwischen Staat und Gesellschaft, sondern hebt sie vielmehr auf. 
Warum werden so hohe Kosten in Kauf genommen, die ja letztlich auf nicht weniger hin- 
auslaufen als den vorgängigen Verzicht nicht nur auf die existierende Legitimationsbasis 
des Staates sondern sogar noch auf die Möglichkeit, daß das vom bürokratisch-autoritären 
Staat gestützte und organisierte Herrschaftssystem jemals die Hegemonie erringen könnte. 
Um diese Frage richtig beantworten zu können, ist es die notwendige Voraussetzung, 
wirklich zu begreifen, daß die Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates ein Ergebnis 
einer angstvollen Reaktion auf etwas ist, das als eine schwere Bedrohung für den Fortbe- 
stand der grundlegenden Strukturen der kapitalistischen Gesellschaft gesehen wurde. Das 
klassenübergreifende Netz von Solidaritätsbeziehungen innerhalb der Nation ist in dieser 
Entwicklung unter einer Vielzahl von Konfliken zerbrochen. Offene Antagonismen sind 
innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft aufgebrochen, durch die eine Vielzahl »sektoraler 
Egoismen« entstanden sind, zusammen mit der (für das soziale Herrschaftssystem, FOW) 
bedrohlichen Symbolik der Herausbildung von Identifikationen mit der Klasse (als Hand- 
lungsobjekt, FOW). Das Ergebnis dieser Entwicklung besteht darin, daß die Führer des bü- 
rokratisch-autoritären Staates nicht die Repräsentanten einer umkämpften Nation sind 
noch auch die der antagonistischen Kräfte der bürgerlichen Gesellschaft - und sich auch in 
ihrem eigenen Selbstbild nicht als solche darstellen können. Im Gegensatz dazu besteht ih- 
re Kampfaufgabe darin, die Gesellschaft derart tiefgreifend umzugestalten, daß in einer fer- 
nen Zukunft dem »Wir« der Nation ein Utopia der sozialen Integration zugrundliegen 
wird. Ich habe schon angedeutet, daß die oft wiederholte organismische Metapher des 
kranken Körpers, der sich immer noch nicht dessen bewußt ist, daß ein radikaler chirurgi- 
scher Eingriff zu seinem eigenen Besten ist, zugleich die radikale Negation der Rolle des 
Staates als des Repräsentanten der Nation (und der Gesellschaft) bedeutet. 

Andererseits bildet die Unterdrückung von »lo popular« und der Idee der Staatsbürger- 
schaft - die mit der Abschaffung der Institution der politischen Demokratie Hand in Hand 
geht - den Druckverband, der die weitere Verbreitung des Giftes verhindern und dadurch 
Zeit für einen Heilungsprozeß gewinnen soll. Das führt dann dazu, daß der bürokratisch- 
autoritäre Staat dazu gezwungen ist, die gewöhnlichen semantischen Referenten der Legiti- 
mation fallen zu lassen und statt dessen sich selbst als die Grundlage seiner eigenen Macht 
darzustellen. Damit läßt er die politischen Vermittlungen fallen, die partiell, aber doch in 
wirksamer Weise das Privatleben der bürgerlichen Gesellschaft in das Gemeinschaftsleben 
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kollektiver Identitäten verwandelt hatte, in denen sich die sozialen Handlungsträger als 
Angehörige der Nation, als Staatsbürger oder ggf. auch als Teil des veinfachen Volkes« er- 
kennen, und damit als in einen Staat einbezogen, dem sie normalerweise das Recht der Re- 
gierung und der Gewaltausübung zugestehen. 

Die Institutionen des bürokratisch-autoritären Staates versuchen ihrerseits das dadurch ge- 
schaffene Vakuum durch eine intensive Verwendung der kriegerischen und patriotischen 
Symbolik der Nation zu füllen. Aber diese Symbole müssen, wenn ihre Verwendung mehr 
sein soll, als bloß großsprecherische Rhetorik, in einem der oben genannten semantischen 
Referenten verankert werden. Die Führer des bürokratisch-autoritären Staates bemühen 
sich, neue politische Vermittlungsformen mit der Gesellschaft zu schaffen, indem sie zur 
Beteiligung auffordern, aber angesichts der vom Staat vollzogenen Negation seiner eigenen 
Rolle als Repräsentant der Nation und angesichts der Ausschaltung der Ideen des »einfa- 
chen Volkes« und der »Staatsbürgerschaft«, kann eine derartige Beteiligung allenfalls eine 
passiv bejahende Beobachtung der Art und Weise bedeuten, wie die staatlichen Institutio- 
nen ihre Aufgaben wahrnehmen. 

Das Beste, was unter derartigen Bedingungen überhaupt (von den Staatsorganen, FOW) er- 
hofft werden kann, ist ein »stillschweigender Konsensuss, d.h. eine »Zustimmung«, die auf 
Entpolitisierung, Apathie und dem Rückzug (der Bevölkerung, FOW) in eine vollkommen 
privatisierte Alltagsexistenz beruht. Und auf Furcht. Furcht auf der Seite derjenigen, die 
verloren haben und derjenigen, die sich dem bürokratisch-autoritären Staat widersetzen, 
und zwar als Ergebnis der vom bürokratisch-autoritären Staat eindrucksvoll bewiesenen 
Fähigkeit zur Ausübung von Zwangsgewalt. Und auch Furcht auf der Seite der Sieger, die 
beständig mit dem Gespenst eines Rückfalls in die Situation konfrontiert sind, wie sie der 
Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates vorausging. Es gibt auch unter denen, die 
die Anwendung: physischer Gewalt betreiben, die Furcht vor jedweder Art von »politi- 
scher Lösung«, die möglicherweise zu einem solchen Rückfall führen könnte. Diese zuletzt 
genannte Furcht treibt gerade sie gelegentlich an, auf dem Weg einer Gewaltanwendung, 
die keine Grenzen zu kennen scheint, immer noch weiterzugehen. Stillschweigende Zu- 
stimmung bildet eine allzu zerbrechliche Legitimationsgrundlage, als daß ein Staat sich auf 
dieser Grundlage allein halten könnte. Daher bildet die Furcht - neben der Unterstützung 
durch die oberen Schichten der Bourgeoisie und der »modernen« Sektoren der Mittelklasse, 
die enger mit ihr verbunden sind - die wichtigste gesellschaftliche Basis des bürokratisch- 
autoritären Staates. Aber Furcht ist kaum dazu geeignet, als eine adäquate politische Ver- 
mittlungsform zwischen Staat und Gesellschaft zu fungieren. Und gerade die Furcht auf 
seiten der Sieger hat die Tendenz, mit der Zeit abzunehmen (trotz aller Bemühungen, ihr 
Gedächtnis aufzufrischen), zumal wenn es ein Bewußtsein davon gibt, wie hoch die Kosten 
sind, die ein Fortbestehen des bürokratisch-autoritären Staates vielen von ihnen aufbürden. 
Der chirurgische Eingriff, den die höheren Institutionen des bürokratisch-autoritären Staa- 
tesan der Nation durchzuführen unternehmen, erlegt vielen von denen, die die Einsetzung 
des bürokratisch-autoritären Staates unterstützt haben, drückende Kosten auf. Die Durch- 
setzung von »Ordnung« bedeutet für die politischen und die klasseninteressenvertretenden 
Organisationen, die als Kanäle für die politische Aktivierung des »einfachen Volkes« ge- 
dient haben, selbstverständlich eine strenge »Bestrafung«. Die ökonomische Ausschließung 
dieser Volksschichten und das ausdrückliche Verbot, Forderungen nach substanzieller Ge- 
rechtigkeit bezogen auf die Symbole des einfachen Volkes und der Unterklassen zu erhe- 
ben, stellen eindeutig klar, daß die Nation, wie auch immer der bürokratisch-autoritäre 
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Staat sie in seinen Proklamationen definiert, jedenfalls nicht das einfache Volk einschließt. 
Damit werden alle die, die eben noch als ein aktiver politischer Faktor wirksam waren, 
durch ihre politische und ökonomische Ausschließung geradezu aus ihrer eigenen Nation 
verbannt. Auf der anderen Seite bringen die Versuche, durch ein enges Bündnis mit den 
oberen Schichten der Bourgeoisie die Wirtschaft zu normalisieren (wie sie im ersten Stadi- 
um der Entwicklung der bürokratisch-autoritären Staaten unternommen werden) für ei- 
nen guten Teil der Mittelschichten ebenso sehr ernsthafte Härten hervor wie für die 
schwächsten (und am unbestreitbarsten nationalen) Fraktionen der Bourgeoisie. Das führt 
im Ergebnis in der Anfangsphase der bürokratisch-autoritären Staaten zu einer schnell fort- 
schreitenden Verengung des Bündnisses, das seine Durchsetzung unterstützt hatte. Diejeni- 
gen Unterstützer des Regimes, die sich aus diesem Bündnis zurückziehen, gehen zur Hal- 
tung der stillschweigenden Zustimmung über und widmen sich in den von den staatlichen 
Institutionen gelassenen Freiräumen einer enttäuschten Verteidigung ihrer spezifischen In- 
teressen. Je nachdem, wie groß die vorher empfundene Bedrohung gewesen war, können 
sich diejenigen, die dem Regime wegen seiner Politik der ökonomischen Normalisierung 
ihre Unterstützung entziehen, auch mit von der Ausschließung betroffenen Schichten ver- 
bünden und sich etwa, wie im Jahre 1969 in Argentinien, an einer entscheidenden Heraus- 
forderung des bürokratisch-autoritären Staates beteiligen (vgl. O’Donnell 1975). In denje- 
nigen Fällen, wo die vorausgegangene Bedrohung dagegen ein ausgesprochen hohes Niveau 
erreicht hatte, verstärken diese Schichten das Schweigen und die Undurchsichtigkeit der 
bürgerlichen Gesellschaft. 

Der Rückzug dieser ihn anfänglich unterstützenden Schichten unterstreicht die Tatsache, 
daß die hauptsächliche (und in diesem Augenblick virtuell einzige) soziale Basis der büro- 
kratisch-autoritären Staaten die Hochbourgeoisie bildet - d.h. die oberen Fraktionen der 
lokalen Bourgeoisie und des transnationalen Kapitalismus. Aber diese ist auch - ganz offen 
zur Schau getragen - der hauptsächliche ökonomische Nutznießer der neuen politischen Si- 
tuation und zugleich der am meisten transnational bestimmte und daher der am wenigsten 
nationale Teil der GeeslIschaft. Wenn wir die ökonomische und politische Ausschließung 
des »einfachen Volkes«, die wirtschaftlichen Härten, unter denen ein wichtiger Teil des ur- 
sprünglichen Bündnisses zu leiden hat, die Einengung der Nation sowie die Unter- 
drückung der politischen Vermittlungsformen der »Staatsbürgerschaft« und des »einfachen 
Volkes« berücksichtigen, dann wird ganz deutlich, daß der bürokratisch-autoritäre Staat 
sich im wesentlichen deswegen an der Macht hält - und das auch ganz offen sichtbar wer- 
den läßt -, weil er Unterstützung findet durch die oligopolistischen und transnationalisier- 
ten Fraktionen der Bourgeoisie in Verbindung - innerhalb seines eigenen Institutionensy- 
stems - mit den Streitkräften und den Technokraten, die sich um eine Normalisierung der 
Wirtschaft bemühen. | 

Der bürokratisch-autoritäre Staat stellt demnach die Negation der gewöhnlichen legitimie- 
renden Vermittlung dar, auf die sich der Staat stützt: Die Nation verengt sich, das »einfache 
Volk« und die »Staatsbürgerschaft« sind abgeschafft und der Staat kann sich nicht einmal 
auf die hegemoniale Kraft einer unbezweifelbar nationalen herrschenden Klasse stützen. 
Das hat die Konsequenz, daß die letzte Grundlage des Staates - die Zwangsgewalt - über- 
deutlich hervortritt. Darüberhinaus ist es auch noch offensichtlich, daß der bürokratisch- 
autoritäre Staat den am meisten oligopolistischen und am wenigsten nationalen Fraktionen 
der Bourgeoisie immense Vorteile zuschanzt. Die von ihm unternommenen Anstrengun- 
gen, die Massenmedien mit nationalen Symbolen vollzustopfen, verpuffen daher wirkungs- 
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los, da sie gewissermaßen in das tiefe Loch fallen, das die fortschreitende Entnationalisie- 
rung der bürgerlichen Gesellschaft sowie die gleichzeitige Einengung des Umfanges der Na- 
tion aufgerissen haben. 

Angesichts dieses Dilemmas könnte ein möglicher Ausweg darin liegen, daß sich der Staat - 
_ nicht nur auf der Ebene seines Diskurses, sondern in der Wirklichkeit seiner Tätigkeiten - 
zum institutionellen Zentrum eines nationalen Entwicklungsprojektes macht, auf das er 
sich als Ausfluß und Repräsentanz des höchsten Allgemeininteresses berufen kann. D.h. 
daß die staatlichen Institutionen selbst die Funktion eines wirtschaftlichen und sozialen 
Zentrums übernehmen würden, in dem sie anstelle der fehlenden Führungsrolle der Bour- 
geoisie sich zu den Führungsinstanzen der »Entwicklung« machten. Dieser Ansatz würde 
dann zu einem Staatskapitalismus führen. Aber zugleich steht diese Entwicklungsmöglich- 
keit im Widerspruch zu der hochgradigen Transnationalisierung der produktiven Struktur 
und zur maßgeblichen Rolle, die das private Kapital - vor allem die Hochbourgeoisie - 
übernehmen muß, wenn sich der bürokratisch-autoritäre Staat auf die Dauer halten soll. 
Damit führt dieser Ansatz zu uneindeutigen Entwicklungen und zu Spannungen, sowohl 
innerhalb des bürokratisch-autoritären Staates selbst, als auch mit Bezug auf seine wichtig- 
ste soziale Basis, auf die wir noch zurückkommen werden. 

Auf einer anderen Ebene der Betrachtung bringt das institutionelle System des bürokra- 
tisch-autoritären Staates die Prioritäten zum Ausdruck, die sich seine eigenen Handlungs- 
träger gesetzt haben: Die auf die Anwendung von Zwangsgewalt spezialisierten Institutio- 
nen bilden die Spitze dieses Systems, haben sie doch nicht nur mit eigener Hand die Krise 
beendet, die der Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates vorausging, sondern bildet 
es doch ihre bleibende Aufgabe, für Ordnung zu sorgen und, was keineswegs weniger 
wichtig ist, die zukünftige Wirksamkeit dieser Ordnung zu garantieren. Gleichzeitig wird 
zivilen Technokraten, die sich ganz eng mit der Hochbourgeoisie und den transnationalen 
Finanzinstitutionen identifizieren, die Aufgabe einer Normalisierung der Wirtschaft zuge- 
wiesen. Diese Technokraten sind beseelt vom Glauben in die Rationalität der nationalöko- 
nomischen Orthodoxie, wissen sie anzuwenden und genießen das Vertrauen der lokalen 
wie der transnationalen Teile der Hochbourgeoisie. Die Politiken und die Institutionen der 
ersten Phase des bürokratisch-autoritären Staates organisieren sich um diese beiden Zielset- 
zungen herum. Die beiden großen Aufgaben, nämlich Ordnung zu schaffen (unter Einsatz 
der Streitkräfte als ihres organisierten Handlungsträgers) und die Volkswirtschaft zu nor- 
malisieren (mit der Hochbourgeoisie als sozialer Basis und den Technokraten, die den Pro- 
zeß lenken, als dessen Handlungsträgern) sind innerhalb des bürokratisch-autoritären Staa- 
tes institutionell verankert. Das hat zum Ergebnis, daß der bürokratisch-autoritäre Staat 
mit Notwendigkeit als eine durchsichtige Verbindung von Zwangsgewalt und ökonomi- 
scher Herrschaft erscheinen muß. 

Solange der Zusammenhang zwischen Zwangsausübung und ökonomischer Herrschaft 
nicht verschleiert ist, kann es keinen Konsensus in der Gesellschaft geben. Im bürokratisch- 
autoritären Staat geschieht aber das gerade Gegenteil. Außerdem bringt im bürokratisch- 
autoritären Staat die enge Nähe von physischem Zwang und ökonomischer Herrschaft 
zwei soziale Handlungsträger - die Streitkräfte und die Hochbourgeoisie - einander näher, 
die gewöhnlich auf der politischen Ebene durch die schon genannten Vermittlungsformen 
und auf der Ebene der staatlichen Institutionen durch andere Institutionen der zivilen Ver- 
waltung und der demokratischen Repräsentation voneinander getrennt sind. D.h. die so- 
ziale Verankerung des bürokratisch-autoritären Staates in der Hochbourgeoisie, deren of- 
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fensichtliche Unterstützung für den bütokratisch-autoritären Staat und deren »Brücken- 
kopf« innerhalb des staatlichen Institutionensystems in Gestalt der Wirtschaftstechnokra- 
ten überschneiden sich direkt und offen sichtbar mit dem Bereich der Streitkräfte. Die 
Hochbourgeoisie und die Technokraten sind dabei in ihren ideologischen Überzeugungen 
ebenso wie in ihrem ökonomischen Verhalten hochgradig transnational ausgerichtet. Für 
sie stellen die politischen Grenzen einer Nation grundsätzlich nur unnütze Beschränkun- 
gen der Bewegungsfreiheit der Produktionsfaktoren dar - und damit Schranken der freien 
Zirkulation von Kapital sowie auch der Berücksichtigungen von Effizienzgesichtspunkten 
auf der transnationalen Ebene. Die nationalen Grenzen stören auch die Bemühungen, diese 
Volkswirtschaften nach der Krise, die dem bürokratisch-autoritären Staat vorausging, wie- 
der in den Weltmarkt zu integrieren. Alle diese Ziele stoßen sich an dem, was diese Hand- 
lungsträger als die Enge der Nation und als »Nationalismus« wahrnehmen. Auf der ande- 
ren Seite sind gerade sie die am ausgeprägtesten und am dynamischsten kapitalistisch ausge- 
richteten Angehörigen dieser Gesellschaften. Demgemäß sind sie ganz ungescheut auf Pro- 
fit aus, der ja die treibende Kraft hinter einem Akkumulationsprozeß des Kapitals bildet, 
wie ihn eine Ideologie legitimiert, die sich auf die Behauptung stützt, die (individuelle, 
FOW) Profitmaximierung trage langfristig zum Gemeinwohl bei. 

Aber eines der großen Probleme des bürokratisch-autoritären Staates liegt darin, daß sein 
anderer hauptsächlicher Handlungsträger innerhalb seines institutionellen Systems - die 
Streitkräfte - tendenziell den am stärksten nationalistischen und am wenigsten kapitali- 
stisch ausgerichteten Teil der staatlichen Institutionen bilden. Die Streitkräfte - mit ihrem 
Glauben an ihren Kampfauftrag, mit den kriegerischen Worten, unter denen ihre Angehö- 
rigen sozialisiert werden und mit ihren Doktrinen der nationalen Sicherheit, die die Exi- 
stenz einer Nation voraussetzen, für die ein hoher Grad von Homogenität in den Orientie- 
rungen und Handlungsweisen aller Zivilisten kennzeichnend ist - sind gerade diejenige 
staatliche Institution, die am ehesten dazu neigt, die Nation als dasjenige zu definieren, das 
nicht ausländisch ist, und damit ein angemessenes, richtiges Verhalten dadurch zu definie- 
ren, daß es sich von einer nach innen gerichteten und auf Ausschließlichkeit hin angelegten 
Sichtweise der Nation leiten läßt. Darüberhinaus erscheint den Angehörigen der Streitkräf- 
te das Motiv, Profit machen zu wollen, bestenfalls als von zweitrangiger Bedeutung und als 
schmutzig, jedenfalls im Vergleich mit den höheren Sorgen und Idealen, die sich aus ihren 
eigenen Orientierungen ergeben. Es mag ja notwendig sein, Profit zu machen, aber das soll- 
te keinesfalls »zu weit gehen« oder gar dem Kampfauftrag zuwiderarbeiten, die gesamte Na- 
tion wieder zu einem homogenen Ganzen zu machen! 

Wie ist es möglich, daß sich gesellschaftliche Handungsträger mit so unterschiedlichen 
Orientierungen und Wertungen miteinander als die hauptsächlichen Akteure innerhalb 
der Institutionen des bürokratisch-autoritären Staates verbinden? Die Antwort auf diese 
Frage liegt in dem Umstand, daß nach der Abschaffung der legitimatorischen Vermitt- 
lungsformen - wobei selbstverständlich auf Dauer das Problem akut bleibt, die Desaktivie- 
rung des einfachen Volkes und das Verbot, sich politisch.auf das einfache Volk und die Un- 
terklassen zu berufen, aufrechtzuerhalten - die ökonomische Herrschaft und die Ausübung 
von Zwangsgewalt tendenziell ganz offen sichtbar aneinanderrücken und sich wechselseitig 
aufrechterhalten. Vor allem, nachdem viele derjenigen, die ursprünglich den bürokratisch- 
autoritären Staat unterstützt hatten, sich in die Grauzone der »stillschweigenden Zustim- 
mung« zurückgezogen haben, (wodurch die aufgrund der von Anfang an vollzogenen Aus- 
schließung entstandene Situation (der Isolierung der Staatsmacht, FOW) nur noch weiter 
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verschärft wird) benötigt die Hochbourgeoisie die Ausübung von Zwangsgewalt als einen 
Garanten der gegenwärtigen ebenso wie der zukünftigen gesellschaftlichen »Ordnung«, oh- 
ne den sie weder dazu in der Lage wäre, den Prozeß der Akkumulation - hauptsächlich zu 
ihrem eigenen Vorteil - wieder in Gang zu setzen, noch auch dazu, überhaupt wieder ihr 
Vertrauen in die Zukunft der Volkswirtschaft zu setzen.” Andererseits würde ein bürokra- 
tisch-autoritärer Staat, dessen zugrundeliegende Bündnisse derart zusammengeschrumpft 
sind, ohne diese Unterstützung durch die Hochbourgeoisie nicht einmal mehr dazu in der 
Lage sein, den Versuch einer ökonomischen Normalisierung zu machen und würde daher 
baldigst zusammenbrechen. 

Innerhalb des bürokratisch-autoritären Staates sind ökonomische Herrschaft und Zwangs- 
ausübung ebenso wechselseitig unentbehrlich füreinander wie ihre jeweiligen gesellschaft- 
lichen Träger. Aber diese ihre wechselseitige Unverzichtbarkeit ist kein Hinderungsgrund 
dafür, daß das so geschmiedete Bündnis, von vorneherein und auf beiden Seiten von zahl- 
reichen Spannungen durchzogen ist. Und sie schließt auch keineswegs aus, daß sich ein Be- 
streben herausbildet, ein Herrschaftssystem wiederherzustellen, das diese seine beiden Be- 
standteile wieder voneinander trennen würde, indem es von Neuem die fehlenden Vermitt- 
lungsformen zwischen sie einschöbe. Dieser Punkt, der für ein Begreifen der Dynamik des 
bürokratisch-autoritären Staates von grundlegender Bedeutung ist, soll uns in den folgen- 
den Abschnitten beschäftigen. 


Spannungen im Bündnis 


Die wechselseitige Unentbehrlichkeit, die zwischen der Hochbourgeoisie und den Streit- 
kräften besteht, gibt zugleich den Schlüssel dafür an die Hand, die Dissonanzen und Span- 
nungen offenzulegen, die zwischen ihnen auftreten können. Das Ziel, eine in höherem 
Grade homogene Nation aufzubauen, ist sowohl mit der von den am stärksten transnatio- 
nal geprägten Handlungsträgern innerhalb der Gesellschaft betriebenen Entnationalisie- 
rung der bürgerlichen Gesellschaft unvereinbar, als auch mit deren Orientierung in Rich- 
tung auf eine Struktur der Kapitalakkumulation, die sich weder auf der Ebene der haupt- 
sächlich angewandten Entscheidungskriterien noch auf der der Hauptnutznießer dieser 
Akkumulation auf dem lokalen Binnenmarkt beschränken kann. Das offene Bündnis zwi- 
schen den Standartenträgern des Staatsapparates mit den am wenigsten nationalen Elemen- 
ten innerhalb der Nation vollzieht sich in unmittelbarem Zusammenhang mit der Aus- 
schließung des einfachen Volkes und mit der Rücknahme der Unterstützung durch wichti- 
ge und ganz unzweideutig nationale Teile der Mittelschicht und der Bourgeoisie, die die 
Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates noch aktiv unterstützt hatten. 

Wie können die Spannungen gelöst werden, die sich aus der Vorstellung der Nation erge- 
ben, wie sie die Streitkräfte artikulieren, der transnationalen Ausrichtung ihrer hauptsäch- 
lichen Bundesgenossen innerhalb des bürokratisch-autoritären Staates, und dem nationalen 
Charakter nicht allein der (ausgeschlossenen, FOW) Volkskräfte, sondern auch derjenigen 
der ursprünglichen Bundesgenossen, die später unter den Auswirkungen der Normalisie- 
rungspolitiken leiden mußten? Eine Möglichkeit dafür böte die Ausweitung des Staatsappa- 
rates, der vor allem seine unmittelbar ökonomische Rolle beträchtlich ausdehnen könnte, 
einschließlich seiner Rolle als Träger von Produktionsprozessen. Unter dieser Annahme 
würde diese Rolle des Staates ein Gegengewicht zur Ausdehnung der großen, insbesondere 
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transnationalen, privaten Kapitale bilden und es dem Staat möglich machen, sich mit der 
lokalen Bourgeoisie zu verbünden - die unbestritten schwach ist, die aber unter der fürsorg- 
lichen Förderung durch den Staatsapparat ihre Dynamik zurückgewinnen könnte. Dieser 
Ansatz würde zu einer national ausgerichteten Struktur der Wirtschaftsentwicklung füh- 
ren, deren hauptsächlicher wirtschaftlicher Handlungsträger ein produktiver Staatsapparat 
wäre, der als Vorhut für die lokale Bourgeoisie fungiert. Es ist aber - zumindest in der An- 
fangsphase der Entwicklung des bürokratisch-autoritären Staates - ganz unwahrscheinlich, 
daß sich ein derartiger Ansatz erfolgreich durchsetzt. Denn in der Periode der ökonomi- 
schen Normalisierung ist es erforderlich, die Gebote der volkswirtschaftlichen Orthodoxie 
sorgfältig zu befolgen, vor allem dann, wenn die Krise vor der Einsetzung des bürokratisch- 
autoritären Staates besonders scharf ausgeprägt gewesen ist. Und eine der wirtschaftspoliti- 
schen Praktiken, deren Anwendung in dieser Situation ausgeschlossen ist, ist der Rückgriff 
auf jegliche Art von »Strukturinterventionismus«, insbesondere mit Bezug auf produktive 
oder kommerzielle Tätigkeiten. Einer der Glaubenssätze dieser volkswirtschaftlichen Ort- 
hodoxie besteht vielmehr gerade darin, das Defizit des Staatshaushaltes drastisch zu redu- 
zieren, potentiell profitable Wirtschaftstätigkeiten wieder in den privaten Sektor umzulen- 
ken und jede Art von Subventionen für Konsumenten oder für unwirtschaftlich arbeitende 
Produzenten (einschließlich der staatlichen Unternehmen) abzuschaffen. Diese Politiken 
werden ausdrücklich in den Vereinbarungen angesprochen, auf deren Grundlage transna- 
tionale Kredite aufgenommen werden, woran nicht nur der Internationale Währungs- 
fonds beteiligt ist, sondern auch andere Geldgeber. Und sie werden auch noch von den 
Technokraten des bürokratisch-autoritären Staates als ein zentraler Glaubensartikel des 
orthodoxen Katechismus verkündet. Eine Abweichung von diesen und allen damit zusam- 
menhängenden Handlungskriterien würde das Vertrauen im Inneren wie auf internationa- 
ler Ebene untergraben, ohne das keine Normalisierung möglich wäre. Daher ist ein Um- 
schwenken in Richtung auf einen Staatskapitalismus während der Anfangsphase des büro- 
kratisch-autoritären Kapitalismus ausgeschlossen.!? 

Die Tatsache, daß diese Entwicklungsmöglichkeit ausgeschlossen ist, gibt innerhalb des 
harten Kerns der Streitkräfte durchaus Anlaß zur Sorge, da viele von dessen Angehörigen 
durchaus ihrem Unbehagen über die Betonung der Transnationalisierung der Volkswirt- 
schaft Ausdruck verleihen, zu der das Bündnis mit der Hochbourgeoisie führt. Anderen 
Angehörigen der Streitkräfte - vor allem den Inhabern hoher Positionen in der Regierung - 
ist dagegen klar, daß jedenfalls »für den Augenblick« die Gangbarkeit des Weges, für den 
der bürokratisch-autoritäre Staat steht, und insbesondere jegliche Hoffnung auf eine Wie- 
derherstellung der nationalen Kohäsion von der Einhaltung der Gebote der ökonomischen 
Orthodoxie und von einem engen Bündnis mit der Hochbourgeoisie abhängig ist. Den- 
noch bleibt die ambivalente Haltung, die der Akzeptanz dieses Politikmodells durch die 
Streitkräfte zugrundeliegt, auf Dauer so etwas wie ein Damokles-Schwert, das über der 
Konsolidierung der bürgerlichen Herrschaft hängt. 

Die historische Periode von 1967 bis 1970 in Argentinien ist ein Beispiel für eine Normali- 
sierungspolitik unter dem bürokratisch-autoritären Staat, in dem diese Spannungen beson- 
ders deutlich in Erscheinung getreten sind und dadurch gerade in dem Moment ein erhebli- 
ches Moment der Unsicherheit in die Situation gebracht haben, als diese Politiken bereits 
mit einem hohen Grad von Erfolg gekrönt waren. Schon gegen Ende 1967 wurden als Al- 
ternative zu den damals praktizierten Politiken Alternativvorschläge in Betracht gezogen, 
nach denen der Staat eine aktivere Rolle übernehmen, die Entwicklung bestimmter Frak- 
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tionen der lokalen Bourgeoisie fördern, dem transnationalen Kapital wichtige Beschrän- 
kungen auferlegen und zuvor domestizierte und »entperonisierte« Gewerkschaften wieder 
in den politischen Raum einbeziehen würde. Diese Alternativen hatten eine gewichtige Ba- 
sis innerhalb der Streitkräfte und aufgrund dieser Unterstützung entwickelten sich in der 
Hochbourgeoisie schwerwiegende Befürchtungen, daß die Streitkräfte sich wirklich für 
diesen Entwicklungspfad entscheiden könnten. Die Bourgeoisie sah in dieser Alternativ- 
konzeption genau die Konsequenzen angelegt, die später dann auch eintraten: Beendigung 
aller Versuche einer Normalisierung der Volkswirtschaft, eine schnelle Kapitalflucht und 
eine Wiederkehr eben der Krise, die die Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates 
hatte beenden sollen. 

Zwei Faktoren scheinen von besonderer Bedeutung dafür zu sein, mit welcher Geschwin- 
digkeit sich dieser nationalistische und etatistische Entwicklungspfad - in Verbindung mit 
einer entsprechenden Umorientierung der politischen Bündnisse - als mögliche Alternative 
aufdrängt. Der eine Faktor bezieht sich auf den unterschiedlichen Grad von Bedrohung, 
wie er jedem einzelnen bürokratisch-autoritären Staat vorausgegangen ist (vgl. O’Donnell 
1975). Der zweite Faktor bezieht sich auf das Problem, wie schnell und wie nachdrücklich 
die anfänglichen wirtschaftspolitischen Strategien des bürokratisch-autoritären Staates von 
Erfolg gekrönt sind. In je höherem Grade dies geschieht, desto schneller kommt es wahr- 
scheinlich dazu, daß die nationalistische und etatistische Entwicklungskonzeption als sol- 
che vertreten wird und in desto höherem Grade trifft sie in den Streitkräften auf Unterstüt- 
zung (vgl. - von einer allgemeineren Perspektive aus argumentierend - Stephan 1978). In 
Argentinien war der Grad der ökonomischen Krise und der damit verbundenen Bedro- 
hung niedriger gewesen als in anderen Fällen des bürokratisch-autoritären Staates, und zu- 
dem hatte das im März 1967 in Angriff genommene Stabilisierungsprogramm schon 1968- 
69 einige wichtige Erfolge erzielt.!! Die Versuchung war dementsprechend groß, die ortho- 
doxe Wirschaftspolitik nicht länger fortzusetzen und zu älteren wirtschaftspolitischen Stra- 
tegien zurückzukehren, die eine staatliche Unterstützung der schwächeren nationalen 
Fraktionen der Bourgeoisie und eine gemäßigte Politik der Einkommensumverteilung zu- 
gunsten des »einfachen Volkes« mit einschlossen. Diese Optionen konnten zwar nur so 
lange als vernünftig erscheinen, wie die wirklichen Meßgrößen der wirtschaftlichen Lage 
nicht zur Kenntnis genommen wurden, aber dieser Umstand verhinderte nicht, daß es zu 
einer größeren Umgruppierung der politischen Kräfte in eine Richtung kam, die unver- 
meidlich zu einer Erschütterung des jüngst erst wiedergewonnenen Vertrauens der Hoch- 
bourgeoisie führen mußte. Diese soziale Gruppe bemühte sich dann ihrerseits - neben dem 
Ausstoßen ominöser Warnungen vor dieser unerwarteten Rückkehr etatistischer und na- 
tionalistischer Orientierungen unter dem bürokratisch-autoritären Staat - darum, eine Ab- 
lösung der Regierungsspitzen, einschließlich Präsident Onganias durch Gruppen von Mili- 
tärs zu erreichen, die eher in Übereinstimmung mit den Orientierungen und Interessen der 
Hochbourgeoisie lagen, wodurch dann - zusammen mit den sozialen Explosionen von 
1969-70 - das Abtreten des bürokratisch-autoritären Staates nur weiter beschleunigt 
wurde.!? 

Chile nach 1973 und Argentinien nach 1976 zeigen im Gegensatz dazu, daß, wenn die Kri- 
se vor der Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates deutlich intensiver und der Grad 
der Bedrohung - und die entsprechende Furcht auf seiten von Verlierern wie Gewinnern - 
höher ist, das allein schon eine Senkung der Inflationsrate auf eine bei minimalen Ansprü- 
chen akzeptable Höhe schwieriger macht, zugleich eine Fortsetzung der rein spekulativen 
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Tätigkeiten, wie sie für die vorhergehende Phase charakteristisch waren, ermöglicht und 
auch die Rezession, die von den wirtschaftspolitischen Strategien der Normalisierung aus- 
gelöst wird, verlängert und erschwert. Das hat wiederum zum Ergebnis, daß es notwendig 
ist, eine streng orthodoxe Wirtschaftspolitik zu betreiben, trotz der Tatsache, daß es zu ei- 
nem guten Teil diese wirtschaftspolitischen Strategien sind, die diese Auswirkungen erst 
hervorbringen. Diese Notwendigkeit heißt dann eben auch, daß trotz zahlloser Äußerun- 
gen der Unzufriedenheit die skizzierte nationalistische und etatistische Alternativkonzep- 
tion nicht wirklich als möglich erscheint. Das Ergebnis davon ist, daß mehr Zeit zur Verfü- 
gung steht, um orthodoxe wirtschaftspolitische Strategien anzuwenden und um in einer 
ganz offenen und fast schon ausschließlichen Form weiterhin das Bündnis mit der Hoch- 
bourgeoisie zu praktizieren. 

Die Perpetuierung der ökonomischen Krise, die der Durchsetzung des bürokratischen 
Staates vorausging, (die sich in einigen Hinsichten entspannt, in anderen Hinsichten aber 
auch weiter zuspitzt) bilden selbst die beste Garantie dafür, daß die Bindungen dieses Staa- 
tes an die Hochbourgeoisie trotz der eben erörterten Spannungen aufrechterhalten wer- 
den. Aber diese fortdauernde Krise bedeutet u.a. auch, daß es weiter höhere Inflationsraten 
geben wird, und daß es aufgrund des fehlenden Wirtschaftswachstums und der drastischen 
Einschränkung des Konsums des einfachen Volkes, wie sie die wirtschaftspolitische Ortho- 
doxie vorschreibt, beträchtliche Produktionskapazitäten gibt, die nicht genutzt werden. 
Mit dem Ergebnis, daß die Hochbourgeoisie viel mehr Kapitalakkumulation auf dem Wege 
finanzieller Spekulation betreibt, bei denen sie anderen Sektoren in zahlreichen Hinsichten 
überlegen ist, als durch Produktion und Investitionen, wie sie die Grundlage eines erneuer- 
ten Wirtschaftswachstums bilden sollen. Und diese Spekulation wirkt sich dann ihrerseits 
in einer weiteren Verschärfung der Krise aus. In den Fällen Chiles und Uruguays hat sich 
diese Situation in dramatischer Weise über eine Reihe von Jahren, nachdem der bürokra- 
tisch-autoritäre Staat durchgesetzt worden war, hinweg fortgesetzt, ohne daß es zu einer 
ernsthaften Infragestellung der weiteren Fortsetzung der orthodoxen wirtschaftspoliti- 
schen Strategien gekommen wäre. Dieses Ergebnis, das selbst in der Sicht der Führer und 
Anhänger des bürokratisch-autoritären Staates pervers ist, läßt sich aus der Perspektive, die 
wir hier entwickelt haben, durchaus begreifen. Das Beispiel des heutigen Argentinien, nach 
mehr als zwei Jahren eines bürokratisch-autoritären Staates, der in Reaktion auf eine Krise 
und eine Drohung eingesetzt worden war, die sehr viel tiefer gingen als die von 1966, weist 
bis jetzt dieselben charakteristischen Merkmale auf!?. 

Der Fall Brasilien ist der einzige, in dem es nach vier Jahren wirtschaftspolitscher Orthodo- 
xie zu einer (1968 beginnenden) Erneuerung des Wirtschaftswachstums gekommen ist, die 
eine Ausweitung der Rolle des Staates innerhalb der ökonomischen Produktion sowie eine 
Rückkehr zu einer Politik der Unterstützung einiger Fraktionen der nationalen Bourgeoi- 
sie mit sich brachte, allerdings ohne das ursprüngliche Bündnis mit der Hochbourgeoisie 
zu untergraben!*. 

Diese Umkehr fiel mit der Periode der schärfsten Repressionen zusammen. Diese Ver- 
schärfung diente dem Nachweis dessen, wozu der bürokratisch-autoritäre Staat Argenti- 
niens und vor allem der »Cardobazo« von 1969 nicht in der Lage war: Daß der Staat weiter- 
hin eine Macht darstellte, trotz aller inneren Spannungen im zugrundeliegenden Bündnis 
und in den Streitkräften, die über die Fähigkeit verfügte, die erforderliche Zwangsgewalt in 
Anwendung zu bringen, um ein erneutes Auftreten sozialer Bewegungen, die sich auf die 
von der Ausschließung betroffenen Sektoren als »einfaches Volk« oder als Unterklassen be- 
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riefen, wirksam zu ersticken. Diese Erneuerung der Garantie (der gesellschaftlichen Herr- 
schaft, FOW) durch Ausübung von Zwangsgewalt festigte das Vertrauen der Hochbourge- 
oisie und wurde von den Veränderungen der Wirtschaftspolitik sowie von der großen In- 
vestitionswelle des transnationalen Kapitals begleitet, die das »brasilianische Wirtschafts- 
wunder« in Gang brachten. Damit wurde es möglich, in einer Weise, die zu Beginn der 
Entwicklung des bürokratisch-autoritären Staates unmöglich gewesen wäre, zwei politi- 
sche Ziele gleichzeitig zu verfolgen: rasche Fortschritte in der Transnationalisierung der 
produktiven Struktur aufgrund der wachsenden Bedeutung des transnationalen und des Fi- 
nanzkapitals auf der einen und die Ausweitung der produktiven Tätigkeiten des Staates auf 
der anderen Seite. Dabei wirkt allerdings jeder dieser beiden Prozesse gleichzeitig als eine 
Beschränkung des anderen. Die Entwicklung in Richtung auf eine weitere Transnationali- 
sierung wird durch eine Ausweitung der Staatstätigkeiten eingeschränkt, die in den letzten 
Jahren Proteste gegen eine »Verstaatlichung« der brasilianischen Volkswirtschaft ausgelöst 
hat. Andererseits kann diese Ausweitung der Staatstätigkeiten nicht weiter vorangetrieben 
werden als bis zu partiellen Einfällen in die Bereiche der Kapitalakkumulation, die die 
Hochbourgeoisie - die transnationale ebenso wie die inländische - für sich beansprucht, 
wenn nicht dadurch das schwer verdiente Klima von »Vertrauen der Geschäftswelt« unter- 
graben und damit eine Krise ausgelöst werden soll, deren mögliche Schärfe alle Beteiligten 
in Angst und Schrecken versetzt. Beide Seiten sehen also durchaus den Abgrund, der die 
Grenzen ihrer zuweilen lautstarken Auseinandersetzungen markiert. Das führt zu dem Er- 
gebnis, daß die Hochbourgeoiste - selbst mitten in einer solchen Auseinandersetzung - aus- 
drücklich ihre Unterstützung für einen Staat zum Ausdruck bringt, dessen Ausweitung sie 
zwar in Grenzen halten will, ohne sie jedoch zu verhindern. Gleichzeitig sind die brasilia- 
nischen Staatsvertreter durchaus darauf bedacht, immer wieder zu versichern, daß sie die 
Regeln eines Spieles verstehen und auch akzeptieren, das darauf beruht, sich das Vertrauen 
der Hochbourgeoisie zu erhalten. Und inzwischen hat die propagandistische Zelebrierung 
dieses brasilianischen »Wirtschaftswunders«, mit dem darin enthaltenen Appell an die na- 
tionale Größe und dem Hinweis auf die triumphale Erreichung von deren Zielen durch 
den bürokratisch-autoritären Staat zweifellos die Fortdauer dieses Herrschaftssystems wei- 
ter erleichtert. Aber, wie u.a. die Wahlen der letzten Jahre gezeigt haben, war nicht einmal 
diese Verbindung von wirtschaftlichem Erfolg und politischer Propaganda dafür hinrei- 
chend, einen mehr oder minder festen Konsensus (in der Gesellschaft, FOW) zu schaffen. 
Zugleich wird die Möglichkeit einer Berufung auf dieses »Wirtschaftswunder« als eine Legi- 
timationsgrundlage für den Staat und für die wachsenden sozialen Kosten, die es mit sich 
bringt, einfach dadurch untergraben, das es unmöglich ist, dieses »Wunder« Jahr für Jahr 
aufrechtzuerhalten. Das Risiko, vor dem die Bündnispartner des brasilianischen bürokra- 
tisch-autoritären Staates stehen, besteht dabei nicht etwa nur in unzulässigen Übertretun- 
gen der Spielregeln, die die Basis des Bündnisses mit der Hochbourgeoisie bilden. Dieses Ri- 
siko schließt auch die ganz reale Möglichkeit ein, daß es zur aktiven Neuformierung einer 
wirklichen Opposition kommt. 

Der bürokratisch-autoritäre Staat Brasiliens ist im Verhältnis zu den anderen Fällen schon 
dadurch einzigartig, daß er so lange bestanden hat und daß er in höherem Grade nach eige- 
nen Kriterien erfolgreich war. Dennoch ist es auch ihm, worauf ich schon hingewiesen ha- 
be, nicht möglich gewesen, den Dilemmas und den Befürchtungen zu entgehen, an denen 
auch die anderen bürokratisch-autoritären Staaten Anteil haben: Gerade deswegen, weil 
der bürokratisch-autoritäre Staat einen Typus politischer Herrschaft bildet, die nicht durch 
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ein ganzes Netz von Vermittlungsformen verschleiert wird’und die aus diesem Grund be- 
ständig in der Furcht vor dem Gespenst seiner explosiven Negation lebt. Indem wir dieses 
Dilemma zum Ausgangspunkt nehmen, können wir jetzt diesen und die voranstehenden 
Abschnitte zusammenfassen und einige der grundlegenden und entscheidenden Fragen er- 
örtern, die in der den bürokratisch-autoritären Staaten zugrundeliegenden politischen Pro- 
blematik enthalten sind. 


Die Nostalgie der Vermittlung oder auch die Frage der Demokratie” 


Die im voranstehenden Abschnitt gemachten Beobachtungen lassen den Eindruck entste- 
hen, der bürokratisch-autoritäre Staat sei eine sub-optimale Form bürgerlicher Herrschaft. 
Der bürokratisch-autoritäre Staat ist in der Tat nur als eine Alternative angesichts des Ab- 
grunds der Drohung - und zwar sowohl einer in der Vergangenheit aufgetretenen, als auch 
einer in der Zukunft möglichen - einer Beseitigung der kapitalistischen Gesellschaftsstruk- 
turen begreiflich. Ich habe die Gründe, auf denen diese Schlußfolgerung ruht, bereits vor- 
gestellt. Es empfiehlt sich aber, hier noch einmal die wichtigsten Punkte zusammenzufas- 
sen: 


1. Der bürokratisch-autoritäre Staat reduziert bzw. eliminiert die Vermittlungsformen, auf deren 
Grundlage normalerweise der Konsensus hergestellt wird; 

2. er läßt in krasser Form hervortreten, was die dem Staat zugrundeliegende, normalerweise aber 
nicht ausschließliche Wirklichkeit des Staates ausmacht: Die Ausübung der Zwangsgewalt; 

3. zugleich läßt er die Tatsache offen hervortreten, daß die Hochbourgeoisie die hauptsächliche - 
und in der Anfangsphase der wirtschaftlichen Normalisierung sogar die virtuell einzige - soziale 
Basis dieses Staates bildet; 

4. ‚als Ergebnis des historischen Kontextes, in dem sich diese Gesellschaften entwickelt haben, bildet 
dieser Teil der Bourgeoisie in ähnlich auffälliger Weise den am wenigsten nationalen Bestandteil 
dieser Gesellschaften; 

5. auf die Ausübung von Zwangsgewalt spezialisierte Organisationen gewinnen eine enorme Bedeu- 
tung innerhalb des staatlichen Organisationssystenis, während zugleich die Werte und auch das 
Verhalten dieser Organisationen sich nicht mit denen der hauptsächlichen sozialen Basis dieses 
Staates, d.h. der Hochbourgeoisie, in Übereinstimmung befinden. 


Der suboptimale Charakter dieser Herrschaftsform tritt anhand der Momente ihrer Zer- 
brechlichkeit in Erscheinung, die sich aus dem Zusammenschrumpfen der Nation als einer 
"möglichen legitimatorischen Referenzgestalt ebenso ergeben wie aus der Abschaffung der 
Vermittlungsformen der Staatsbürgerschaft sowie des »lo popular«, aus der politischen und 
ökonomischen Ausschließung des »einfachen Volkes« und aufgrund der Furcht vor den 
Reaktionen, die im Schoße der Gesellschaft unterhalb der schweigenden Oberfläche als Er- 
gebnis der drückenden Kosten, die die Durchsetzung von Ordnung und Normalisierung 
mit sich bringen, heranwachsen mögen. Andererseits kommen diese Momente der Zer- 
brechlichkeit auch im Rückzug eines wichtigen Teiles der Mittelklassen und der am eindeu- 
tigsten nationalen Fraktionen der Bourgeoisie aus dem Bündnis zum Ausdruck, auf das der 
bürokratisch-autoritäre Staat sich stützt, angesichts der doppelten Konsequenz, die dieser 
Rückzug nach sich zieht: Erstens macht es ihr Rückzug unmöglich, den Konsensus zu er- 
zielen, den der Staat anstrebt. Und zweitens ermutigt er die Bemühungen dieser Handlungs- 
träger, die ihrerseits in eine Myriade unterschiedlicher Interessengruppen zerfallen, eine 
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Vielfalt von Einzelforderungen an staatliche Einrichtungen zu stellen, um dadurch die Ko- 
sten möglichst gering zu halten, die ihnen durch die wirtschaftliche Normalisierung aufer- 
legt werden. Einen weiteren Faktor, der zur Zerbrechlichkeit des bürokratisch-autoritären 
Staates beiträgt und durch den seine Legitimationsprobleme nur noch weiter verstärkt wer- 
den, bildet die ganz offene Unterstützung, die die Hochbourgeoisie diesem Staat zukom- 
men läßt und deren auffällige Präsenz innerhalb des ökonomischen Apparates des bürokra- 
tisch-autoritären Staates. Ein weiteres Element dieser Zerbrechlichkeit ergibt sich aus der 
Wechselwirkung zwischen der maßgeblichen Rolle der Hochbourgeoisie innerhalb des 
Staatsapparates und den defensiven Bewegungen der schwächeren Fraktionen der Bourge- 
oisie. Diese Fraktionen sehen sich vor die Tatsache gestellt, daß die hauptsächlichen wirt- 
schaftspolitischen Entscheidungsträger für ihre Forderungen bloß taube Ohren haben, 
während andere staatliche Institutionen - allen voran die Streitkräfte - ihren Beschwerden 
gegenüber durchaus zugänglich sind - und zwar eben wegen ihres oben schon angesproche- 
‚nen Mangels an Übereinstimmung mit der vorherrschenden sozialen Basis und den maß- 
geblichen wirtschaftspolitischen Orientierungen des bürokratisch-autoritären Staates. 
Obwohl der bürokratisch-autoritäre Staat also viele Momente der Zerbechlichkeit auf- 
weist, stellt er sich selbst in seinem majestätischen und martialischen Diskurs als eine mo- 
nolithische Macht dar, die, von einer überlegenen Rationalität geleitet, ihre eigene Größe 
aufbaut, die ihrerseits das zukünftige Erscheinen einer fest zusammenhaltenden Nation er- 
möglichen wird. Aber was wir bis jetzt entwickelt haben, ermöglicht uns auch schon zu be- 
greifen, daß die Institutionen des bürokratisch-autoritären Staates zugleich so sehr der Ero- 
sion von innen unterliegen, die sich aus den Bemühungen der herrschenden Klassen ergibt, 
um - mit einer offensiven Taktik im Fall der Hochbourgeoisie und einer defensiven Taktik 
im Fall der anderen Fraktionen der Bourgeoisie und der Mittelklassen - ihre Forderungen 
an den Staat durchzusetzen. Die Ausschaltung eines institutionalisierten Prozesses, in dem 
öffentliche Forderungen erhoben und dadurch den Interessen der frischen Luft (der öffent- 
lichen Debatte, FOW) ausgesetzt werden können, wobei die vorgetragenen Forderungen 
sich durch plausible Bezugnahmen auf ein allgemeines, nationales Interesse rechtfertigen 
müssen, führt dann dazu, daß sich diese Bemühungen in einen sehr stark fragmentierten 
und jeweils auf eine ganz beschränkte soziale Basis bezogenen Beutezug gegen den Staat 
verwandeln. Dieser beständige Beutezug führt dann wiederum dazu, daß ebenso beständig 
einige Technokraten und Angehörige der Streitkräfte sich darum bemühen, das staatliche 
Institutionensystem demgegenüber zu koordinieren und immer wieder neue Einheiten zu 
schaffen, die mit der erforderlichen Entscheidungsgewalt versehen werden, die zuvor den- 
jenigen staatlichen Agenturen entzogen wurde, die allzusehr (von derartigen Einzelinteres- 
sen, FOW) kolonisiert worden waren. Zugleich ist er aber auch die Ursache, warum diese 
Sisyphus-Aufgabe beständig mißlingt, die nicht weniger bedeutet, als den Berg der sozialen. 
Basis eines Staates ganz ohne politische Vermittlungsformen zu erklimmen. Das Ergebnis 
davon ist, daß eben derselbe Staat, der vor den von Ausschließung betroffenen Sektoren 
wie eine monolithische Mauer aufragt, sich für seine Verbündeten als hochgradig porös er- 
weist. Aber auf der anderen Seite - und um diese Skizze der Komplexität der Situation zu 
vervollständigen - bleibt die institutionelle Spitze der Hierarchie des bürokratisch-autoritä- 
ren Staates in den Händen der Streitkräfte, die zugleich vielfältig ihrer Nicht-übereinstim- 
mung mit dem Bündnis, das gerade diesem Staat zugrundeliegt, Ausdruck verleihen. 
Das Schweigen derjenigen, die der Ausschließung unterliegen, die verdeckten, defensiven 
Anstrengungen von seiten derjenigen Sektoren, die aufgehört haben, den bürokratisch- 
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autoritären Staat zu unterstützen und die Fraktionierung der Hochbourgeoisie in ihrem 
Streben nach diskretem Gewinn, ergeben zusammengenommen das Bild einer sehr speziel- 
len Situation: Das eines Staates, der von der Spitze seiner Institutionen herab lautstark die 
Bedeutung der Aufgaben verkündet, die er löst, und von einer zukünftigen Größe kündet - 
und der dabei nicht einmal ein Echo seiner Stimme erntet. Dieser eine Diskurs verliert sich 
in der Stille der ausgeschlossenen und mit Zwangsgewalt unterworfenen Sektoren ebenso, 
wie im Gewirr der verdeckten Taktiken, die von denjenigen verfolgt werden, die ursprüng- 
lich seine Einsetzung unterstützt haben, um die Institutionen des bürokratisch-autoritären 
Staates zu durchdringen. Daß solch ein Diskurs ein bloßer Monolog bleibt, suggeriert den 
Regierenden die Tiefe des Geheimnisses, was denn nun wirklich unter dem Schweigen der 
bürgerlichen Gesellschaft vor sich geht. Dieses Geheimnis erhöht noch die Schwierigkeit, 
dem Zugriff der Bourgeoisie auf den Staatsapparat Grenzen zu setzen und zugleich Spiel- 
räume für eine Entscheidungsfindung und eine Umsetzung offen zu lassen, durch die der 
Staatsapparat seine Autonomie im Umgang mit seinen Verbündeten erhöhen könnte. Die- 
se verdeckten und undurchsichtigen Angriffe dieser Verbündeten auf den Staatsapparat, die 
nicht durch formelle Kanäle vermittelt werden, in denen sie gezwungen wären, ihre Forde- 
rungen auf der Ebene breiterer und allgemeinerer Interessen zu präsentieren, zersetzen be- 
ständig ebenso die proklamierte Einheit, Effizienz und technische Rationalität des Staates 
wie die angestrengte Aufmerksamkeit auf das höchste Interesse der Nation, auf die die 
Staatsspitze sich unbeirrt weiterhin beruft, um ihre eigenen Leistungen zu feiern. 

Aber das hauptsächliche Geheimnis bildet das Schweigen derjenigen, die der Ausschlie- 
ßung unterliegen. Die Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates ist eine schreckliche 
Niederlage für das einfache Volk. Falls es daran noch irgendeinen Zweifel geben sollte, 
wird er schnell von den politischen Strategien ausgeräumt, die konzipiert sind, um Ord- 
nung zu schaffen und die wirtschaftliche Normalisierung durchzusetzen. Zusätzlich ver- 
größert die Ausschaltung der Vermittlungsformen das Schweigen und die Undurchschau- 
barkeit der bürgerlichen Gesellschaft noch weiter, indem sie den Staat der legitimatori- 
schen Referenzen der Nation, des veinfachen Volkes« und der Staatsbürgerschaft beraubt. 
Nichtsdestoweniger versucht auch diese Herrschaftsform - wie alle anderen Herrschafts- 
formen auch - sich durch andere Normen zu legitimieren, als durch die kurzfristige Unter- 
stützung, die die Furcht und die Aussicht auf eventuelle Wirtschaftswunder zu mobilisie- 
ren vermag. 

Aber wie können derartige Vermittlungsformen geschaffen werden, die in der Lage sind, 
»die Schwierigkeiten, die sich aus der Einsamkeit der Macht«!° ergeben, zu lösen? Eine 
Möglichkeit wäre es natürlich, das mexikanische politische System mit seiner vorherr- 
schenden Partei, der PRI, erneut zu erfinden, in dem diese Partei diese Vermittlung leistet 
und zugleich auf wirksame Weise verhindert, daß es zu einer politischen Herausforderung 
durch das »einfache Volk« kommt. Allerdings kann die PRI dabei nicht mehr als ein nostal- 
gisch angestrebtes Vorbild sein, denn ihr Ursprung ist das genaue Gegenteil dessen, mit 
dem wir uns beschäftigen: eine Revolution des einfachen Volkes und nicht etwa die Reak- 
tion einer in Angst und Schrecken versetzten Bourgeoisie, wie sie der Einsetzung der büro- 
kratisch-autoritären Staaten zugrundeliegt. Eine weitere Möglichkeit liegt in einer korpora- 
tiven Strukturierung der Gesellschaft. Aber damit es einem Korporatismus wirklich gelin- 
gen kann, den Platz der fehlenden Vermittlungsformen einzunehmen, müßte er die gesam- 
te Gesellschaft, wenn auch auf subalterne Weise inkorperieren und sich nicht bloß auf eine 
Art von staatlicher Kontrolle der Arbeiterschaft beschränken. Aber genau dieses Ergebnis 
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wäre für die Hochbourgeoisie unannehmbar. Aus gutem Grund haben ihre Vertreter 
nichts dagegen einzuwenden, daß dem »einfachen Volk« erneut scharfe Kontrollen aufer- 
legt werden. Aber warum sollte gerade die Hochbourgeoisie, deren Unterstützung für den 
bürokratisch-autoritären Staat doch unverzichtbar ist, einem Staat inkorperiert werden, 
der sie sich unterordnet? Aus genau diesem Grund stellt die korporativistische Ideologie, 
trotz ihres bedeutenden Einflusses auf viele der Handlungsträger des bürokratisch-autoritä- 
ren Staates, ein ebenso archaisches wie unerreichbares Utopia dar. Der Korporatismus 
kann nützlich sein - in Gestalt einer straffen Kontrolle der Gewerkschaften -, um die 
Früchte eines Klassensieges zu konsolidieren, aber als Mittel, die Vermittlungsformen zwi- 
schen Staat und Gesellschaft zu ersetzen, die der bürokratisch-autoritäre Staat ausgeschaltet 
hat, kommt er nicht in Frage (vgl. O’Donnell 1976). 

Wenn es nicht möglich ist, irgendeine Variante von PRI zu schaffen, wenn der Korporatis- 
mus nicht die Stelle der fehlenden Vermittlungsformen einnehmen kann und wenn die 
volltönenden Ermunterungen des Staates zur »Beteiligung« am Schweigen der Gesellschaft 
abprallen, dann bleibt als einziges das Streben nach genau dem, was der bürokratisch-auto- 
ritäre Stat so radikal negiert hat: das Streben nach Demokratie. Die Verwendung dieses 
Ausdrucks von Seiten derjenigen, die an der Spitze der staatlichen Institutionen stehen und 
von Seiten der Hochbourgeoisie wäre ganz unerklärlich, wenn wir nicht erkennen wür- 
den, daß diese Verwendung selbst noch ein Ausdruck des Grundproblems eines Staates oh- 
ne politische Vermittlungen darstellt, der dementsprechend ein System nackter Herrschaft 
bildet. Wenn die politische Demokratie wiederhergestellt würde, dann würde zumindest 
die politische Vermittlungsform der Staatsbürgerschaft-wiederkehren. Das hätte zum Er- 
gebnis, daß es wieder möglich würde, viele Gesellschaftsmitglieder als an einer Form zwar 
abstrakter, aber deswegen doch nicht bedeutungsloser Gleichheit teilhabend zu behandeln 
(und daß sie sich selbst wieder so begriffen) - zusätzlich dazu, daß dadurch eine Wiederher- 
stellung einiger elementarer rechtlicher Sicherungen für den einzelnen erfolgen würde. Da- 
mit könnte die Grundlage der Staatsmacht wieder in etwas gesehen werden, was außerhalb 
des Staates selbst liegt - d.h. damit würde eine zwar nicht hinreichende, aber doch notwen- 
dige Bedingung für seine Legitimation erfüllt. Die Wiederherstellung der politischen De- 
mokratie würde auch die Lösung eines weiteren Problems erlauben, das sich aus dem Feh- 
len der Vermittlungsformen und aus der Militarisierung des Staates ergibt: Das Problem 
der Regelung der Präsidentschaftsnachfolge. Aus der Perspektive der Hochbourgeoisie hät- 
te eine Lösung dieses Problems den Vorteil, das Gewicht der Streitkräft innerhalb der poli- 
tischen Institutionen zu reduzieren, es der Hochbourgeoisie zu ermöglichen, ihre Verbin- 
dungen mit den Streitkräften durch Gruppen von Zivilisten, die auch bezogen auf nicht- 
ökonomische Fragen Politik machten, stärker abpuffern zu können und Zivilisten, deren 
Orientierungen in höherem Grade mit denen der Hochbourgeoisie übereinstimmen, einen 
verbesserten Zugang zum Staatsapparat zu gewähren sowie schließlich die Zwangsgewalt 
weniger sichtbar werden zu lassen, durch die der Staat die ökonomische Herrschaft der 
Bourgeoisie stützt”. j 

Aber was für eine Art von Demokratie soll es sein? Es müßte eine Demokratie sein, die 
wunderbarerweise alles dieses leistet und zugleich die Ausschließung des einfachen Volkes 
beibehält. Insbesondere müßte diese Art von Demokratie so aussehen, daß die Unter- 
drückung jeglicher Berufung auf das »einfache Volk« und auf die Unterklassen fortgesetzt 
würde. Eine derartige Unterdrückung würde voraussetzen, daß die strengen Kontrollen 
der Organisationen und der politischen Bewegungen dieser Volksteile fortgesetzt werden 
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und insbesondere auch hinsichtlich den zulässigen Diskürsformen und der Rhetorik, die 
denjenigen gestattet wird, die die durch die Demokratie wieder eröffneten institutionellen 
Positionen innehaben. Daß ein solcher »Stein der Weisen« gesucht wird, kommt in den un- 
terschiedlichen qualifizierenden Beiworten zum Ausruck, von denen der Ausdruck »De- 
mokratie« gewöhnlich begleitet wird. 

Obwohl die Demokratie als Entwicklungsmöglichkeit anfangs nur wenig überzeugend 
scheinen könnte, ist es von Nutzen, auch mehrere Fragen i in die Überlegung mit einzube- 
ziehen, die u.U. das Ausbleiben von Demokratie zu einer noch weniger überzeugenden 
Möglichkeit machen. Wie lange kann eine Art von Herrschaft denn dauern, die sich auf ei- 
nen so schmalen Konsensus stützt und die so offen ausgeübt wird - und insbesondere unter 
so offener Anwendung von Zwangsgewalt. Wie viele Fälle vom Schlage des Spaniens Fran- 
cos oder des Portugals Salazars kann es denn noch geben? Wie können die Führer dieses 
Staates denn überhaupt anders, als nach Lösungen zu suchen, die dem Herrschaftssystem, 
das der bürokratisch-autoritäre Staat darstellt, ebenso wie der gesellschaftlichen Herrschaft, 
die er stützt und organisiert, den Glauben an seine Fortsetzung bis in eine ferne Zukunft 
möglich machen und es zugleich die Hegemonie erringen lassen. Diese Fragen bezeichnen 
die schwachen Punkte eines Staates, der sich selbst als eine eindrucksvolle Macht darstellt 
und der in der Tat auch weiterhin so wahrgenommen wird. Der von diesem Staat prakti- 
zierte Terror angesichts des Schweigens und des Vakuums der bürgerlichen Gesellschaft, 
seine immer wieder scheiternden Versuche, korporatistische Strukturen zu schaffen, und 
seine unstillbare Sehnsucht nach der Demokratie - das sind so viele verschobene, aber den- 
noch wichtige Ausdrucksformen für die Schwierigkeiten, vor denen eine Form der Macht 
steht, der sowohl der Vermittlungsformen als auch die Legitimität fehlen. 

Aber wie soll demokratisiert werden? Es scheint für die Herrschenden ganz klar zu sein, 
daß jeder Schritt in dieser Richtung bedeuten kann, daß die Büchse der Pandora wieder ge- 
öffnet wird, d.h. eine politische Reaktivierung der unteren Volksschichten, unter Berufung 
auf das »einfache Volk« und sogar auf Klasseninteressen, die zu einer Wiederkehr der Krise 
führen könnte, wie sie der Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staats vorausging. Und 
für das herrschende Bündnis wäre ein solches Ergebnis weit schlimmer als die Fortsetzung 
einer Herrschaftsform ohne Vermittlungsinstanzen und ohne Legitimität, trotz ihrer erör- 
terten Spannungen und Schwachpunkte. Und mehr noch: Ist es nicht, wenn der bürokra- 
tisch-autoritäre Staat ursprünglich als eine Antwort auf die bedrohliche politische Aktivie- 
rung (der unteren Volksschichten, FOW) entstanden ist, vernünftigerweise zu befürchten, 
dafß diese Drohung sich in sogar noch weit verschärfter Form erneuern würde, sobald der 
Deich der Ausschließung auch nur zum Teil geöffnet wird? Wegen dieser Furcht bildet das 
Bestreben, zumindest einen Teil der Vermittlungsformen von Staatsbürgerschaft und De- 
mokratie wiederherzustellen, sowohl den Hoffnungsschimmer als auch den Furchtauslöser 
dieses Herrschaftssystems. 

Der Stein der Weisen wäre eine Form der Demokratie, die zwar sorgfältig begrenzt wäre - 
in dem Sinne, daß jegliche Berufung auf das »einfache Volk« oder auf Klasseninteressen ver- 
boten wäre - die aber zugleich keine derartige Farce ist, daß sie nicht mehr dazu in der Lage 
ist, die Vermittlungsformen und letztlich auch eine Legitimität hervorzubringen, die sich 
zur Hegemonie entwickeln könnte. Die Frage, wie diese Form der Demokratie verwirk- 
licht werden könnte, bildet ein Rätsel, das einen scharfen Test für den Erfindungsreichtum 
der »Sozialingenieure« darstellt, die ihren Sachverstand anbieten, um eine Aufgabe zu lö- 
sen, die der Quadratur des Kreises gleichkommt. Dennoch bildet dieser Typ der Demokratie 
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ganz eindeutig das Ziel, das die aufgeklärtesten Handlungsträger innerhalb dieses Herr- 
schaftssystems verfolgen. In Fällen eines hohen Grades von Krise und Bedrohung vor der 
Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates, wie im Falle von Chile, wurde eine demo- 
kratische Entwicklungsmöglichkeit nicht aus dem Staatsapparat heraus vorgeschlagen, son- 
dern von Mitgliedern des anfänglichen Bündnisses des bürokratisch-autoritären Staates, die 
ihm anschließend ihre Unterstützung entzogen: von seiten der Kirche und der Christde- 
mokraten. In Fällen eines niedrigeren Grades vorgängiger Bedrohung, wie in Argentinien 
im Jahre 1966, wurde die Frage der Demokratie fast schon von Anfang an als Zielsetzung 
vertreten, in deren Richtung sich der bürokratisch-autoritäre Staat entwickeln sollte, an- 
statt sich im Sinne der korporatistischen Neigungen der regierenden Gruppen von Militärs 
zu entwickeln. Im Jahre 1976 wurde in Argentinien sowohl wegen der tieferliegenden 
Spannungen, wie wir sie in diesem Abschnitt analysiert haben, als auch infolge der »Lek- 
tion« aus diesem früheren Experiment von vornherein das Ziel einer Wiederherstellung 
von Demokratie formuliert, obwohl sich die zu überwindenden Schwierigkeiten heute 
weit größer darstellen als im Jahre 1966. 

Die Nackheit der Herrschaft, die für den bürokratisch-autoritären Staat und für das Bünd- 
nis, das ihm zugrundeliegt, charakteristisch ist, bringt - in Verbindung mit den weithin 
sichtbaren negativen sozialen Auswirkungen, zu denen sie führt - die großen Streitfragen 
hervor, die von denjenigen aufgeworfen werden, die sich dem bürokratisch-autoritären 
Staat widersetzen: Die Menschenrechte, der Wirtschaftsnationalismus und die Forderun- 
gen nach substanzieller Gerechtigkeit. Die große Angst eines Herrschaftssystems, das zu- 
gleich so eindrucksvoll und so unsicher ist, liegt in der Befürchtung begründet, daß sich sei- 
ne Gegner - die trotz ihres Schweigens ganz eindeutig existieren - an diesen Streitfragen 
sammeln und bis zu einer großen Explosion miteinander verbinden, die dann nicht nur 
den bürokratisch-autoritären Staat, sondern auch das Herrschaftssystem zerstört, zu dessen 
Durchsetzung er beigetragen hatte. Der »Cardobazo« und was im Anschluß daran geschah, 
bildet insofern das Symbol dieser Möglichkeiten - und das nicht nur in Argentinien. Die er- 
folglosen Versuche, eine eng zusammengeschweißte und harmonisch-integrierte Nation zu 
schaffen, das Fortdauern des ominösen Schweigens der bürgerlichen Gesellschaft und die 
Offensichtlichkeit der gesellschaftlichen Herrschaft, die der bürokratisch-autoritäre Staat 
stützt, bilden die Grundlage der Unsicherheit dieses Herrschaftssystems - die es damit nur 
noch gefährlicher machen. Diese Ausübung von Zwangsgewalt verzerrt dann aber das in- 
stitutionelle System des bürokratisch-autoritären Staates noch weiter in Richtung einer 
weiteren Aufwertung der Rolle der Streitkräfte und vertieft das Schweigen der Gesellschaft 
nur noch - und bewirkt damit gerade nicht das Maß an Legitimität, das erreicht werden 
sollte. Dennoch wird weiterhin auf die Demokratie Bezug genommen, auch wenn sie zeit- 
weise in den Hintergrund tritt, um dann aber immer wieder in der offiziellen Rhetorik auf- 
zutauchen oder auch von der einen oder anderen Gruppe, die innerhalb des bürokratisch- 
autoritären Staates miteinander um die Macht ringen, zum politischen Programmpunkt er- 
hoben zu werden. 

Die Frage der Demokratie ist nicht nur deswegen wichtig, weil in ihr die Achillesferse die- 
ses Herrschaftssystems enthalten ist, sondern auch, weil sie eine innere Dynamik enthält, 
die als vereinheitlichendes Moment in einem langfristig angelegten Versuch wirken kann, 
eine Gesellschaft zu erreichen, die in höherem Grade einigen grundlegenden Werten ent- 
spricht. Damit steht die Frage der Demokratie nicht auf derselben Ebene wie die anderen 
erwähnten großen Fragen, wie sie der bürokratisch-autoritäre Staat aufgrund seiner politi- 
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schen Strategien und seiner Auswirkungen aufwirft. Das politische Projekt einer begrenz- 
ten Form der Demokratie - d.h. einer ohne die Instanzen des »einfachen Volkes« und letzt- 
lich der Nation - ist kein gnädiges Zugeständnis einer triumphierenden Macht, sondern der 
Ausdruck ihrer inneren Schwäche. Die Ambivalenz, mit der sich sowohl die institutionelle 
Spitze des bürokratisch-autoritären Staates, als auch seine wichtigsten Verbündeten auf die 
Demokratie beziehen und ihre offensichtliche Furcht vor einer Überschreitung der Gren- 
zen, jenseits deren ein Demokratisierungsprozeß für sie allzu risikoreich würde, bringen 
nicht ihren eigenen Gegensatz und ihre eigene Negation hervor, wie dies die anderen, zu 
zweideutigen politischen Strategien und Auswirkungen des bürokratisch-autoritären Staa- 
tes bewirken. Die Antithese der verzerrten und begrenzten Demokratie, für die die Institu- 
tionen des bürokratisch-autoritären Staates eintreten, ist nicht unbedingt die Art von poli- 
tischem und sozialem Autoritarismus, wie er, genau genommen, die wahrhafte und offen- 
sichtliche Wirkung dieses Staates bildet. Das hat zum Ergebnis, daß die Frage der Demo- 
kratie, bis hin zur bloßen Erwähnung des Ausdrucks, im (offiziellen, FOW) politischen 
Diskurs aufgehoben bleibt, so daß es möglich wird, diesen Ausdruck gewissermaßen zu 
enteignen und ihm Bedeutungen zu geben, die die Einschränkungen und Qualifikationen, 
mit denen die einzigen in der Anfangsphase des bürokratisch-autoritären Staates öffentlich 
hörbaren Stimmen ihn unter Kontrolle zu halten versuchen, deutlich hinter sich lassen. 

Die Möglichkeit der Demokratie stellt möglicherweise auch nur eine Einladung zum Op- 
portunismus dar, die sich an diejenigen richtet, die gerne davon Gebrauch machen möch- 
ten, um sich ebenfalls an einem Spiel mit vorbestimmten Ergebnissen zu beteiligen. Diese 
Möglichkeit kann auf der anderen Seite zu der Dummheit verleiten, die Demokratie ganz 
unmittelbar allein schon deswegen zu verwerfen, weil die Initiative dazu von oben ausgeht 

und weil es so sorgfältige Bemühungen gibt, ihr Grenzen aufzuerlegen. Aber die Möglich- 
keit der Demokratie kann auch, wenn denn die etablierten Mächte nicht die einzigen sind, 
die aus der Tragödie des Süd-Kegels ihre Lehren gezogen haben, bedeuten, daß eine (neue) 
Zwecksetzung und ein neuer Stil der Politik entfacht wird, die sich nicht darauf beschrän- 
ken würden, jeweils die Grenzen genau zu kalkulieren, bis zu denen jeweils eine Auswei- 
tung der Spielräume möglich ist. Das würde auf einer grundlegenden Ebene einen Kampf 
für die Wiederaneignung und die Neubestimmung der Demokratie bedeuten, die darauf 
angelegt ist, sich mit dem Sinngehalt anzufüllen, der von denjenigen getragen wird, die 
vom bürokratisch-autoritären Staat mit Ausschließung belegt sind, und die zusammen mit 
diesen Ausgeschlossenen die Grundlage für ein alternatives Herrschaftssystem bilden. 

Es gibt durchaus Situationen, in denen die Erörterung bestimmter Themen als eine nutzlo- 
se Nostalgie erscheinen kann. Aber die Tatsache, daß bestimmte Wörter, wie etwa das der 
Demokratie, überhaupt noch verwandt werden, kann weder auf persönliche Eigenheiten, 
noch auf eine Anpassungstaktik mit Bezug auf die internationale Situation oder auf ein fal- 
sches Bewußtsein zurückgeführt werden. Der offenbare Widerspruch zwischen selbst noch 
der bloßen Erwähnung der Demokratie und der Wirklichkeit des Alltagslebens beruht auf 
sehr viel mehr. Dieser Widerspruch bildet daher den Schlüssel zu einem Begreifen der 
Schwächen und der tieferliegenden Spannungen des gegenwärtigen Herrschaftssystems. 
Zugleich sind sie ein Anzeichen dafür, wie ungeheuer wichtig das ist, was unter der ober- 
flächlichen Erscheinungsform dieser Gesellschaften verborgen bleibt: die Bedeutung aller 
derjenigen, die der Ausschließung unterliegen und die zum Stillschweigen gezwungen sind. 
Sie bilden einerseits den Bezugspunkt aller Hoffnungen, Legitimität zu gewinnen, stellen 
aber gleichzeitig gewissermaßen eine Büchse der Pandora dar, an die nicht gerührt werden 
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darf. Diese verdeckte implizierte Präsenz derjenigen, die ausgeschlossen sind und die 
schweigen, ist in keinem geringeren Grade die Quelle der Dynamik und der inneren Span- 
nungen des bürokratisch-autoritären Staates als alles das, was sich im Rahmen der großarti- 
gen Szenerie abspielt, die dieser Staatstypus veranstaltet. 

In einer späteren Phase, nach der Anfangsphase des bürokratisch-autoritären Staates, auf 
die wir uns hier vor allem bezogen haben, beginnen die Deiche der Ausschließung zu bre- 
chen und lassen die Wirkungen der Angst nach. Damit werden einige der Stimmen, die 
zum Erstummen gebracht worden waren, erneut hörbar. Auf eine mehr oder weniger indi- 
rekte Weise, aber mit einer Bedeutung, die niemand verfehlen kann, beginnen sie erneut zu 
ertönen, mit einer Resonanz nicht nur durch die Gesellschaft hindurch, sondern selbst in- 
nerhalb des Staatsapparates. Mit diesen Veränderungen geht nicht bloß die Stille zu Ende, 
die den Geschlagenen aufgezwungen worden war, noch auch die Tausende von Arten, die 
es gibt, um deutlich zu machen, daß die »stillschweigende Zustimmung« in Wirklichkeit ei- 
ne Forın unterdrückter Opposition darstellt. Und es ist auch mehr als bloß die vergebliche 
Suche der Inhaber der Spitzenpositionen des bürokratisch-autoritären Staates, die doch 
einerseits wissen, daß sie ohne solche Formen ihre Herrschaft nicht aufrecht erhalten kön- 
nen und andererseits sich darüber im Klaren sind, daß sie dadurch auch die alten Geister 
neu beleben können, die sie mit der Einsetzung des bürokratisch-autoritären Staates unter 
so hohem Risiko und mit so großen Kosten zu zerstören versucht haben. An diesem Punkt 
stellen die Haarrisse, die den bürokratisch-autoritären Staat schon vom Moment seiner 
Einsetzung an durchziehen, eine bedeutende Gelegenheit dar. Wie diese Gelegenheit - im 
Sinne der Tragweite der möglichen Demokratisierung, die sie ınit sich bringt - genutzt 
wird, wird von denjenigen abhängen, die in der Phase der Einsetzung des bürokratisch-au- 
toritären Staates so radikal ausgeschlossen wurden. Aber aus einer ganzen Reihe von Grün- 
den, liegt diese noch unerschlossene Zukunft außerhalb der Reichweite dieser Untersu- 
chung. 
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Anmerkungen 


1. 


2 


10. 
“ orthodoxen Technokraten gerne hätten, und dennoch wächst die Fähigkeit des Staates, Kontrolle 


Zuerst vorgetragen auf der »Konferenz über Geschichte und Sozialwissenschaften«, Universidade 
de Campinas, Brasilien, 1975. 


. Die folgende Erörterung stellt eine Revision des Staatsbegriffes dar, wie er meinem Essay von 


1977 implizit zugrundelag. Ich gehe heute davon aus, daß diese meine frühere Auffassung allzu- 
viel Aufmerksamkeit auf die institutionellen Züge des Staates gerichtet hat. Unglücklicherweise 
ist es an dieser Stelle nur möglich, die unverzichtbarsten Elemente dieser revidierten Konzeptuali- 
sierung einzuführen. Für eine ausführliche Erörterung vgl. O’Donnell 1977. 


. Diese beiden Termini werden hier in der Originalsprache zitiert, weil die nächstliegenden Aus- 


drücke im Deutschen (wie auch im Englischen) - das Volk, volkstümlich (people, popular) - ande- 
re Bedeutungsnuancen aufweisen - was generell das Verständnis der populistischen Problematik 
erschwert, wie sie sich in Lateinamerika stellt. Die von O’Donnell intendierte Bedeutung wird 
aus dem Text klar. (Anmerkung der (englischen und deutschen) Übersetzer). 


. Ich werde daher im folgenden »el pueblo« mit das »einfache Volk« übersetzen und »lo popular« 


unübersetzt beibehalten. (Anmerkung des deutschen Übersetzers). 


. Die erhellendste Darstellung dieses Themas (sowie der damit verbundenen Frage) gibt immer 


noch Cardoso, Faletto 1969. 


. Ich benutze diesen Ausdruck, um mich auf die von den zivilen Technokraten, die für den wirt- 


schaftlichen Apparat der bürokratisch-autoritären Staaten verantwortlich sind, wahrgenomme- 
nen Aufgaben zu beziehen, deren Ziel es ist, bestimmte maßgebliche Variablen in einer Weise zu 
stabilisieren (wie die Inflationsrate oder die Zahlungsbilanz), durch die das Vertrauen der wichti- 
geren Kapitalinteressen, vor allem das des transnationalen Finanzkapitals, gewonnen werden 
kann. 


. Diese organische Metapher wird selbstverständlich von den Doktrinen der »nationalen Sicher- 


heit« weiter verstärkt und ausgebaut. 


. Aufgrund einer genauen Untersuchung der ideologischen Orientierung der Streitkräfte in den 


Ländern, in denen der bürokratisch-autoritäre Staat aufgetreten ist, bin ich davon überzeugt, daß 
es sich hierbei um eine tragfähige Verallgemeinerung handelt. Dies schließt allerdings keineswegs 
die Möglichkeit aus, daß in einigen Fällen die höheren Ränge der Streitkräfte von Gruppen kon- 
trolliert werden, die eine positivere Haltung zu den Orientierungen der Hochbourgeoisie einneh- 
men. Eine solche stärker ausgeprägte Gesinnungsverwandtschaft könnte ohne Zweifel das Pro- 
blem abschwächen, das ich im Folgenden analysiere - aber auch sie brächte es nicht zum Ver- 
schwinden, da es zu bedenken gilt, daß in diesem Falle die Kontrolle, die diese militärische Füh- 
rung über die Streitkräfte auszuüben in der Lage ist, selbst weniger sicher ist. Der wichtigste Fall 
einer derarigen Übereinstimmung zwischen den Haltungen der obersten militärischen Führer, 
der Hochbourgeoisie und den Amtsträgern der ökonomischen Mannschaft des bürokratisch- 
autoritären Staates war der Castelo Brancos und seiner Gruppe in Brasilien (1964 - 1967). Die Prä- 
sidentschaft Canasses in Argentinien (1971 - 1973) bildet einen weiteren Fall. Allerdings ging es 
bei diesem Versuch gar nicht um die Konsolidierung des bürokratisch-autoritären Staates, son- 
dern darum, die Bedingungen auszuhandeln, unter denen seine Liquidierung erfolgen sollte. 


. Diese Punkte - einschließlich derjenigen, die sich auf die Bedeutung der Garantie dafür beziehen, 


daß sowohl die Ordnung als auch die Rationalität der Wirtschaftsführung (vom Standpunkt der 
Hochbourgeoisie selbstverständlich) auch in Zukunft aufrechterhalten werden, habe ich in 
O’Donnell 1975 eingehend behandelt. 

Dennoch ist auch auf Dauer die relative Bedeutung des Staatsapparates erheblich größer, als es die 


auszuüben. Die wachsende Rolle des Staates hängt zum einen zusammen mit dem hypertrophen 
Wachstum der am unmittelbarsten mit der Ausübung der Zwangsgewalt verknüpften Institutio- 
nen sowie dem der übrigen institutionellen Mechanismen, deren Zweck es ist, die Ausschließung 
des »einfachen Volkes« zu gewährleisten. Sie vollzieht sich andererseits aber auch aufgrund einer 
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erheblichen Ausdehnung der für die Normalisierungspolitik verantwortlichen staatlichen Institu- 
tionen. Die so ausgeweiteten Institutionen überlagern dabei im allgemeinen die traditionelleren 
staatlichen Instanzen. Zugleich haben aber auch die Versuche, diejenigen Unternehmen, die wei- 
terhin unter staatlicher Kontrolle bleiben, wirtschaftlicher zu führen, eine bemerkenswerte mit- 
telfristige Konsequenz: Die »administrative Rationalisierung« die in diesen Unternehmen durch- 
geführt wird, die zur Abschaffung der Subventionen aus der Staatskasse verhelfen, dienen zusam- 
men mit erheblichen Preiserhöhungen für ihre Produkte (die typischerweise in der dem bürokra- 
tisch-autoritären Staat voraufgehenden Periode niedriggehalten worden waren, um dadurch die 
Schichten des »einfachen Volkes« zu gewinnen), diesen Unternehmen dazu, sich in wichtige Zen- 
tren der Kapitalakkumulation zu verwandeln. Aufgrund dieser Tendenz werden sie zu Keimzel- 
len eines Staatskapitalismus (die es in der vorangegangen Periode nicht gegeben hatte und deren 
Existenz ein paradoxales Ergebnis des orthodoxen Ansatzes mit all seinen Anstrengungen, ihre 
Bedeutung zu verringern, bilder), die es später möglich machen, daß sich eine stärkere Etatisie- 
rung halten kann. Das eindeutigste Beispiel für eine solche Entwicklung stellt Brasilien dar, aber 
auch die Ergebnisse der Wirtschaftspolitik, die zwischen 1967 und 1970 in Argentinien betrieben 
wurde, waren ganz ähnlich. Auch in Chile ist es möglich, daß dieses Phänomen in einem wichti- 
gen Teil der Staatsunternehmen auftritt, trotz der stattgehabten Orgie von »Privatisierungen«. 

11 Insbesondere war die Inflationsrate niedrig geworden, hatte sich das Defizit des Staatshaushaltes 

substantiell verringern können, während das Defizit der Zahlungsbilanz zurückgegangen war 

und die Volkwirtschaft eine beachtliche Wachstumsrate erzielt hatte. 

Eine detaillierte Analyse dieser Prozesse enthält mein Buch über dies bürokratisch-autoritäre Ex- 

periment in Argentinien von 1966 bis 1973. 

Diese Überlegung müßte noch in den Begriff der profundizacion eingearbeitet werden, den ich in 

O’Donnell 1965 vorgeschlagen habe, nicht anders als die auf diesen Begriff bezogene Argumenta- 

tionen, die andere Autoren in dem vorliegenden Band (Colliers 1979) vorgebracht haben. Solange 

eine Situation der Art, wie oben beschrieben, besteht, ist eine profundizacion ganz eindeutig un- 

\ möglich, in erster Linie wegen der Fortsetzung dieses spekulativen Verhaltens auf seiten der 

\ hauptsächlichen wirtschaftlichen Handlungsträger und wegen der Existenz eines wichtigen An- 
teils an ungenutzten bestehenden Produktionskapazitäten. Aber in dem Maße, wie diese Bedin- 
gungen fortbestehen, ist die Ausrichtung der Wirtschaftspolitik (die sich in erster Linie auf den 
primären Sektor konzentriert und die, soweit sie sich überhaupt auf die Industrie bezieht, sich je- 
den Bemühungen entgegenstellt, die Art von Importsubstitutionen zu verwirklichen, wie sie mit 
einer profundizacion einhergehen) in viel größerem Maße einfach ein Ergebnis der Krise, die we- 
nig Spielraum für Abweichungen von der Linie der wirtschaftspolitischen Orthodoxie läßt. Aber 
dieses Handlungsmuster muß nicht unbedingt langfristig weiterhin verfolgt werden, zumindest 
nicht in Fällen, wo ein mögliches Wirtschaftswachstum nicht durch einen kleinen Binnenmarkt 
allzu sehr eingeschränkt ist. 

14. Gerade in diesem letzten Punkt liegt ein entscheidender Gegensatz zum Fall Argentiniens, wo ge- 
gen Ende 1970 für ein stärker staatsorientierend nationalistisches Muster der Wirtschaftspolitik 
optiert wurde - d.h. in einem Moment, wo der bürokratisch-autoritäre Staat am auseinanderfal- 
len war und wo die Hochbourgeoisie jegliches Vertrauen in die Aussichten auf eine zukünftige 
Stabilität verloren hatte. 

15. Keine Erörterung dieses Themas wäre vollständig, die sich nicht auf die grundlegenden Beiträge 
F.H. Cardosos bezieht, insbesondere Cardoso 1975. 

16. Vom argentinischen Staatspräsidenten, Generalleutnant Videla in einer Rede benutzte Wendung 

(vgl. Cronista Comercial, 27.4.1977, 5.1) 

Das Streben nach diesen Zielen ist ein weiterer Grund dafür, daß das mexikanische politische Sy- 

stem und die PRI als ein solch attraktives (wenn auch unerreichbares) Modell erscheinen - gewäh- 

ren sie doch alle diese Vorteile, ohne auch nur im Zusammenhang mit der Präsidentschaftsnach- 
folge die Unwägbarkeiten eines wirklichen Wettbewerbs bei den Wahlen mit sich zu bringen. 
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